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Boris Jelzins Feinde durch Betar-Mörder getötet 


»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 
anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 
Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
- einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 
damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 


Des Griffin: »Wer regiert die Welt?« mit den Protokollen der Weltdiktatur. 
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Lieber Leser, 


CODE ist das andere deutsche Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, 
die in der Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 


CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun- 
gen verpflichtet. 


CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. 


CODE bietet einer Reihe jüdischer Journalisten und Rabbiner die Möglichkeit, ihre politi- 
schen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen davon 
aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und sie halten jene 
nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. 


JEDEN MONAT NEU! 


CODE erscheint seit 1987 unter diesem Namen, vorher hieß die Zeitschrit »Diagnosen«. 
Dem anderen deutschen Nachrichtenmagazin liegt ein Konzept zugrunde, daß den Lesern 
eine umfassende politische und wirtschaftliche Übersicht über sämtliche nationalen und in- 
ternationalen Ereignisse vermittelt, wobei das Schwergewicht der Darstellung auf die welt- 
weiten Verflechtungen und Hintergünde gelegt wird. 


CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. 


CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und 
Problemen besonders aufgeschlossen. 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 
Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis ihrer Familie, Ihrer Bekannten, Kolle- 
gen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 


Leser werben Leser +++ Leser 


Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- 
ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 
»Der namenlose Krieg«. 


Vielen Dank 
Ihr Diagnosen Verlag 
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Verlag Diagnosen - Untere Burghalde 51 - D-71229 Leonberg 
Ich habe einen neuen Abonnenten für CODE geworben. 


Senden Sie CODE ab 
bis auf weiteres zum jährlichen Abonnementpreis von 
90.- DM einschließlich Porto und Mehrwertsteuer (im 
Ausland DM 90.- zuzüglich DM 15.- Versandkosten für 
den einfachen Postweg, der Betrag wird zum Tageskurs 
umgerechnet) an: 


Die Einziehungsermächtigung gilt bis auf Widerruf und 
erlischt automatisch bei Beendigung des Abonnements. 
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kann, daß es zur Fristwahrung genügt, wenn der Wider- 
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Straße und Hausnummer/Postfach 
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DI Der neue Abonnent ist damit einverstanden, daß das 
Abonnentengeld von seinem Konto (Bank- oder 
Postscheckkonto) abgebucht wird. 


Unterschrift 


Ich habe den neuen Abonnenten geworben und erhalte dafür 
das Buch »Der namenlose Krieg«. Der neue Abonnent war 
noch nicht Bezieher dieser Zeitschrift, ist nicht mit mir 
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Deutschland 

8 Maastricht-Urteil 
ist eine Farce 

10 Ist das Modell 
Bundesrepublik am 
Ende? 


Welch eine historische Ab- 
surdität: Am Beginn der 
deutschen Einheit herrscht 
Untergangsstimmung statt 
Aufbruchbegeisterung. Ist 
das westdeutsche System 
historisch am Ende? Auch 
über das Schicksal der heu- 
tigen Bundesrepublik ent- 
scheidet früher oder später 
das Volk. 
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ODE 


Das were deuische Nachrichienmagazin 


Finanzen 


17 Wie Israel an das 
Geld seines 
Alliierten kommt 


20 Die Satanisten auf 
dem Vormarsch 


22 Front in Rußland 
gegen die interna- 
tionalen Banker 
Es schlug wie eine Bombe 
ein: David Rockefeller 
und seiner Chase Man- 
hatten Bank wurde für 
zwei Jahre die Konzession 
entzogen. 


David Rockefeller hatte hinter 
den Kulissen das Machtspiel 
Boris Jelzins finanziert und mit 
einem solchen Eingriff in seine 
Geschäfte nicht gerechnet. 


23 Die dubiosen 
Geschäfte der US- 
Regierung 


Internationales 


26 Winston Churchills 
Image in Frage 
gestellt 
Der britische Historiker 
John Charmley hat ein 
neues Buch mit dem Titel 
»Churchill: The End of the 
Glory« geschrieben, in 
dem er Großbritannien als 
Verlierer des Zweiten Welt- 
kriegs darstellt. 


Winston Churchill wollte keinen 
Frieden. Er war versessen auf 
Ruhm und führte dafür sein 
Land in den Ruin. 


28 Boris Jelzins Feinde 
durch Betar-Mörder 
getötet 


30 Rußlands Militär 
gestaltet Jelzins 
imperiale Politik 


32 Die Nordliga und 
der Zerfall Italiens 
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34 Sonderinteressen 
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im Fall John 
Demjanjuk beherr- 
schen die US- 
Regierung 


Seltsame Verträge 
bedrohen die 
Amerikaner 

Die Clinton-Regierung 
hofft, die Bestätigung des 
Senats für vier Verträge zu 
bekommen, die es interna- 
tionalen Bürokraten 
ermöglicht, sich in Ameri- 
kas innere Angelegenhei- 
ten einzumischen. 


Als US-Präsident hat Ronald 


Reagan die seltsamen Verträge, 
die die US-Souveränität bedro- 
hen, in der Schublade liegen 
lassen. 


37 


Große Namen 
verbunden mit 
internationalen 
Skandalen 


ee il 
ss. Mm ; 
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Ehemalige KGB- 
Offiziere besuchen 
Amerika 


Die israelische 
Lobby in Japan 


Jordanien debat- 
tiert über den Weg 
zum Frieden 


Ein Plan für Frieden 
und Entwicklung im 
Nahen Osten 


Jerusalem wendet 
sich nach rechts 


Psychopolitik: Die 
Kunst der Gehirn- 

wäsche, dritter Teil 
und Schluß 


Ständige Rubriken 
6 Deutschland- 
Journal 


18 


Abtreibungsurteil unter- 
laufen; Postzensur durch 
die Hintertür?; Die Mär 
vom kranken Honecker; 
Statt-Partei Hilfstruppe 
der SPD. 


Banker-Journal 
Rußlands Versuche der 
Kapitalflucht Herr zu 
werden; Kasachstan strebt 
engere Bindungen zu 
China an; China baut 
neuen Wärmereaktor; Süd- 
afrika braucht ein Schul- 
denmoratorium; Italieni- 
sche Wirtschaftswissen- 
schaftler nehmen IWF 
unter Beschuß; Israel 
schließt Abkommen mit 
arabischen Staaten; Statt 
Geburtenbeschränkung 
Wirtschaftsentwicklung in 
Afrika; Israel schlägt 
Kanal Rotes Meer-Totes 
Meer vor. 


Europa-Journal 

Die Europäer leben nicht 
vom Brot allein; Europäi- 
sches Parlament will das 
Klonen verbieten; Türkei 
will mehr Einfluß bei den 
Vereinten Nationen; Ruß- 
land versucht den Vertrag 
über konventionelle Waf- 
fen zu durchbrechen; Rus- 
sischer Publizist verurteilt 
Jelzins Diktatur; Papan- 
dreou signalisiert harten 
Kurs der Griechen auf dem 
Balkan; Der »Demokrat« 
Jelzin schaltet die freie 
Presse ab; Sudan weist US- 
Vermittlung im Bürger- 
krieg zurück. 


33 Impressum 
52 Hintergrund- 


Journal 

Neue Sexualerziehung in 
Kolumbien; Shimon Peres 
zum Frieden mit der PLO; 
China kritisiert die USA 
als Weltpolizist; Arafat ver- 
urteilt Komplott hinter 
den Attentaten; Indien 
ordnet Untersuchung der 
Morde in Kaschmir an; 
Tbc in Afrika fordert jähr- 
lich eine halbe Million 
Tote; Peking entsendet 
Truppen gegen Aufständi- 
sche; USA verletzten Boli- 
viens Souveränität. 


Vertrauliches 
Rußlands Kosyrew gegen 
Ausweitung der NATO; 
König Hussein hat keine 
Angst vor Bindungen an 
Israel; Pasteur-Institut im 
Kampf gegen AIDS; Angst 
vor Kettenreaktion nach 
dem Zusammenbruch von 
Muramoto; Human-Gen- 
therapie führt zu Erfolgen; 
Haitis Cedras:»Wir sind 
keine Landenbesitzer!«; 
Zweifel über Mord an me- 
xikanischen Kardinal geäu- 
Bert; Malaysia löst Nach- 
folgerkrise. 
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Deutschland- 


Journal 


Die Mär vom 
kranken 
Honecker 


Wird jeder klitzekleine Vorfall, 
der auch nur den Anschein hat, 
andeutungsweise »rechts« zu 
sein, in den bundesdeutschen 
Medien in Riesenschlagzeilen 
aufgebauscht und oftmals sogar 
auf der Titelseite dargestellt, so 
ist es heutzutage nur noch einen 
Einspalter wert, wenn es etwas 
Neues von Erich Honecker gibt. 


Vor nunmehr rund einem Jahr 
mit der Begründung nach Chile 
»ausgewiesen«, weiler wegen Le- 
berkrebses angeblich nur noch 
etwa sechs Monate zu leben 
hätte, waren die chilenischen 
Arzte damals anderer Meinung 
und sagten, der frühere mittel- 
deutsche Diktator könnte noch 
sehr lange leben, da der Krebs 
zwar recht weit fortgeschritten 
wäre, aber doch unter Kontrolle 
gehalten werden könnte. 


Und sie bekamen recht. Der 
arme, angeblich total ausgemer- 
gelte Honecker verkraftete jetzt 
sogar ohne Probleme die Einset- 
zung eines Herzschrittmachers. 


Da muß doch die Frage erlaubt 
sein, wie kann ein angeblich tot- 
kranker Mensch, der sich nach 
Angaben der Bundesregierung 
schon damals gerade noch so auf 
den Beinen halten konnte, eine 
schwere Operation und eine Nar- 
kose ohne Probleme überstehen, 
ja sogar schon am zweiten Tag 
wieder nach Hause entlassen wer- 
den? Seine Entlassung geschah 
schneller als bei wesentlich jünge- 
ren und ansonsten kerngesunden 
Menschen. 


Man muß es letztendlich wohl als 
richtig bezeichnen, daß man Ho- 
necker ausreisen ließ. Es ist ein 
Unding, einen Mann, der jahre- 
lang von der gesamten westdeut- 
schen Politprominenz, ganz egal 
welchem Lager sie angehörte, in 
höchstem Maße hofiert wurde, 
nach der (Teil-)Wiedervereini- 
gung plötzlich auf die Anklage- 
bank zu setzen. Wäre die DDR 
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ein eigenständiger souveräner 
Staat geblieben, dessen Volk sich 
erfolgreich gegen den Tyrannen 
erhoben hätte, so wäre dies rich- 
tig gewesen. Aber nicht, wenn 
quasi der Sieger über den Besieg- 
ten zu Gericht sitzt. 


Genauso ist es, wenn man einmal 
ehrlich ist, unverständlich, daß 
der frühere Spionagechef der 
DDR, Markus Wolf, zu sechs 
Jahren Haft verurteilt wurde. 
Wolf hat in der DDR völlig im 
Einklang mit den damals dort 
herrschenden Gesetzen, nichts 
anderes getan, als etwa die deut- 
schen Geheimdienstchefs. Wie 
kann man ihn denn dann dafür 
bestrafen, wenn sich diese beiden 
Länder dann vereinigen? 


Der eigentliche Skandal im Fall 
Honecker ist das Verhalten der 
Bundesregierung. Statt offen die 
obigen Argumente zu verwen- 
den, werden mit der deutschen 
Öffentlichkeit falsche Spiele ge- 
spielt und das deutsche Volk für 
dumm verkauft. 


Dabei war klar, daß Honecker in 
Deutschland nie verurteilt, ge- 
schweige denn für lange Zeit ins 
Gefängnis kommen würde. Er 
hätte nämlich ausgepackt und 
hätte so einiges Vertrauliches 
über die deutschen Spitzenpoliti- 
ker ausgepackt. Und dann hätte 
es mit Sicherheit nach dem Do- 
minostein-Prinzip einen Massen- 
rücktritt von hunderten bundes- 
deutschen Politikern gegeben. 


Dieses - und nur dieses — war der 
einzige Grund für die Ausreise 
Honeckers nach Chile, für die 
sich vor kurzem noch Bundesprä- 
sident Richard von Weizsäcker 
bei der chilenischen Regierung 
auf das herzlichste bedankt 
hatte. Oo 


Postzensur 
durch die Hin- 


tertur? 


Die Bundesrepublik Deutsch- 
land hat einen weiteren Schritt 
hin zu einem Staat Orwellscher 
Prägung (»1984«) getan. Mitte 
Dezember wies das Amtsgericht 
Frankfurt/Main die Bundespost 
an, Abmahnungen an 13 Briefträ- 
ger aus deren Personalakten zu 
entfernen. Die Postbediensteten 
hatten sich im Januar des vergan- 


genen Jahres geweigert, Post- 
wurfsendungen der »Deutschen 
Volksunion« (DVU) auszutragen 
und hatten dies mit ihrem »Ge- 
wissen« begründet. Dieses ver- 
biete es, rechtsradikale und aus- 
länderfeindliche Materialien aus- 
zutragen. 


Die Bundespost hatte damals völ- 
lig zu Recht darauf hingewiesen, 
daß der Briefträger nicht selbst 
darüber bestimmen könne, wel- 
che Post er austrage oder nicht, 
er sich vielmehr an den der Post 
vorgeschriebenen gesetzlichen 
Beförderungsauftrag halten 
müsse. Zudem haben die betref- 
fenden Postwurfsendungen keine 
strafrechtlich relevanten Dinge 
wie Volksverhetzung, Beleidi- 
gung oder ähnliches enthalten. 


Hiergegen hatten sich die Postler 
gewehrt und haben nun vom 
Amtsgericht Frankfurt Recht be- 
kommen. »Das Gewissen ist 
nicht abmahnbar«, meinte der ur- 
teilende Richter wörtlich. 


Angesichts dieses Urteils kann 
man nur mit dem Kopf schütteln 
und muß für die nahe Zukunft 
das schlimmste befürchten. 
Denn sollte dieses Skandalurteil 
letztinstanzlich bestätigt werden, 
ist dem Schnüffelstaat und dem 
Denunziantentum Tür und Tor 
geöffnet. 


Sehen wir uns doch einmal die 
Konsequenzen an: Jeder Postbe- 
dienstete könnte es jetzt mit dem 
Hinweis auf sein Gewissen ver- 
weigern, bekannten »Rechtsradi- 
kalen«, wie etwa Generalmajor 
Remer, Abgeordneten der Repu- 
blikaner und der DVU die Post 
zuzustellen. Schließlich kann 
man nie wissen, ob nicht irgend- 
welche Mitgliedsanträge ver- 
sandt oder irgendwelche Infor- 
mationen ausgetauscht werden. 
Außerdem könnte theoretisch in 
jedem Brief, der die Zentrale 
oder die Geschäftsstelle einer 
»rechten« Partei oder Organisa- 
tion verläßt, Werbung enthalten 
sein. 


Und wenn man sich schon bei der 
Verweigerung der Zustellung mit 
Erfolg auf sein »Gewissen« beru- 
fen kann - wieso sollte dies dann 
beim Transport von Briefen nicht 
auch möglich sein. Denn zwi- 
schen einer Postwurfsendung 
und einem Brief ist, abgesehen 
vom Porto und einigen bestimm- 
ten Voraussetzungen, kein Unter- 
schied. 


Man könnte noch weitergehen! 
Wieso kann ein Briefträger denn 
dann mit der gleichen Begrün- 
dung nicht die Zustellung von 


»rechten« Zeitungen verwei- 
gern, die als Postvertriebsstück 
versandt werden? 


Man sieht, dem Mißbrauch der 
vom Gesetzgeber für die Post vor- 
geschriebenen Beförderungs- 
pflicht ist Tür und Tor geöffnet. 
Letztendlich kann mit dieser in 
einem Rechtsstaat eigentlich un- 
haltbaren Entscheidung eine Or- 
ganisation kaputt gemacht wer- 
den. 


Sollte dieses Skandalurteil aber 
bestätigt werden, dann hätte dies 
auch für die restlichen Bereiche 
des öffentlichen Lebens gravie- 
rende Konsequenzen. Denn 
wenn man es schon einem Brief- 
träger nicht zumuten kann, 
»rechte« Post auszutragen, 
könnte sich dann ein Lokomotiv- 
führer nicht auch mit Erfolg auf 
sein »Gewissen« berufen und den 
Transport von »rechten« Politi- 
kern verweigern? Schließlich 
könnte dieser auf dem Weg zu ei- 
ner Veranstaltung sein, wo er 
»ausländerfeindliche« Parolen 
von sich geben würde. 


Ein weiteres Beispiel: Könnte die 
Telekom diesen Gruppierungen 
oder Parteien nicht verweigern, 
einen Telefon- oder Telefaxan- 
schluß zu legen? Schließlich kann 
darüber auch »rechtsradikale« 
und »ausländerfeindliche« Pro- 
paganda betrieben werden! 


Und so weiter und so fort. Man 
sieht, mit ein bißchen Phantasie 
könnten Staatsbedienstete alles, 
was »rechts« ist, ganz einfach in 
die Isolation treiben. 


Und da es im Grundgesetz den 
Gleichheitsartikel gibt, wie 
könnte man es dann privatwirt- 
schaftlichen Personen oder Fir- 
men verbieten, sich auf das 
Frankfurter Urteil zu berufen? 
Was wenn ein Vermieter auf ein- 
mal sagt, »Der Herr X ist Landes- 
vorsitzender der FAP. Da diese 
Partei laut Aussagen der Bundes- 
regierung neonationalsozialisti- 
sche Ziele verfolgt, kann ich es 
mit meinem Gewissen nicht ver- 
einbaren, diesen weiterhin in 
meinem Eigentum wohnen zu 
lassen und kündige ihm hiermit 
fristlos den Mietvertrag«! Müßte 
diese Kündigung dann nicht, 
nimmt man das Frankfurter Ur- 
teil als Maßstab, rechtens sein? 


Den einzigen Schluß, den man 
aus der Frankfurter Entschei- 
dung ziehen kann, ist, daß die 
deutsche Rechte in ihrer Gesamt- 
heit damit für vogelfrei erklärt 
wird. Irgendwann werden dann 
auch tätliche Angriffe auf sie 
nicht mehr verfolgt, weil das Ge- 
wissen nun einmal nicht »ab- 
mahnbar« ist. Ist es aber verur- 
teilbar, wenn jemand handgreif- 
lich gegenüber jemanden wird, 
der »rechte« Ziele verfolgt? 


Gewiß letzteres mag etwas über- 
spitzt ausgedrückt sein, trifft 
aber im Endeffekt den Kern der 
Sache. Denn mit einer Kleinig- 
keit, sofern man die Beförde- 
rungsverweigerung von Postsen- 
dungen so bezeichnen kann, 
fängt es an, mit Großem hört es 
auf. oJ 


Statt-Partei 
Hilfsgruppe der 
SPD 


»Nachtigall, ick hör dir trapsen«. 
An dieses alte Sprichwort sollten 
all diejenigen denken, die glau- 
ben, in der «Statt-Partei« eine 
wählbare Alternative gefunden 
zu haben. 


In Wirklichkeit ist die «Statt-Par- 
tei« nämlich nichts anderes, als 
das Tsojanische Pferd der eta- 
blierten Parteien. 


Glaubten in Hamburg viele Kon- 
servative noch, indem CDU-Ab- 
trünnigen und »Statt-Partei«- 
Gründer Markus Wegner eine 
wählbare Alternative gefunden 
zu haben, so sehen sie sich nun 
bitter enttäuscht. Wegner hat mit 
seiner Kader-Organisation die 
SPD in vielen Punkten sogar 
noch links überholt. 


Man kann wohl ohne Zweifel sa- 
gen, daß es den Republikanern in 
Hamburg mit Leichtigkeit gelun- 
gen wäre, die Fünf-Prozent- 
Hürde zu überwinden, wäre die 
»Statt-Partei« nicht gewesen. 
Nunmehr haben es die Genossen 
aber geschafft: Eine - wenn auch 
nur vordergründig — rechte Op- 
position wurde aus dem Senat ge- 
halten, konservative Wähler wur- 
den zumindest bis zur nächsten 
Neuwahl — mit der zu rechnen ist 
- gebunden, und die Links-Poli- 
tik der ohnehin am linkesten 


SPD-Flügel stehenden Hambur- 
ger SPD-Regierung - denn als 
diese muß man sie bezeichnen - 
kann fortgesetzt werden. 


Welch seltsamer Vogel Wegner 
ist, kennzeichnet folgendes: 
Hatte er bei den Koalitionsver- 
handlungen praktisch jeder SPD- 
Forderung stattgegeben - die An- 
derungen gegenüber der ur- 
sprünglichen Forderung von 
Hamburgs SPD-Chef und Bür- 
germeister Henning Voscherau 
waren nur minimal und dienten 
wohl nur der Augenwischerei des 
Volkes -, so stellte er sich gerade 
beim Punkt Hafenstraße quer. 


Nicht etwa, daß Wegner forderte, 
die Hafenstraße eher von dem 
autonomen Pöbel räumen zu las- 
sen, nein, ganz im Gegenteil 
machte er sich sogar für die 
Rechtsbrecher stark und forderte 
ungeachtet anderslautender Ge- 
richtsurteile eine Wohnerlaubnis 
für diese Leute. Voscherau blieb 
aber glücklicherweise in diesem 
einzigen strittigen Punkt hart und 
bestand auf der Räumung der 
Hafenstraße. 


Das, was in Hamburg geschehen 
ist, wird mit Sicherheit kein Ein- 
zelfall bleiben. Dies zeigte sich 
unter anderem auch in dem regel- 
rechten Inflationsboom bei den 
Gründungen von  »Statt-Par- 
teien« in anderen Städten, bis der 
Bundesgerichtshof dann den Na- 
men schützte und so der Ur- 
sprungs-»Statt-Partei« in Ham- 
burg eine gewisse Kontrolle bei 
Neugründungen zusprach. 


Grüppchen von allen politischen 
Seiten, von rechts über die Mitte 
bis nach links, wollten von der 
großen, nach der Hamburg-Wahl 
eingetretenen Sympathienwelle 
für die »wahren Vertreter des Vol- 
kes« profitieren und unter fal- 
schem Namen ihre manchmal 
richtigen, zumeist aber völlig ab- 
zulehnenden Thesen unters Volk 
bringen. 


Der Bürger sollte aber aufpas- 
sen. Es ist schon sehr auffällig, 
wenn wenige Wochen vor der 
Wahl jemand sich plötzlich von 
seiner Partei lossagt und ver- 
sucht, mit markigen Worten, 
hauptsächlich bestehend aus plat- 
ten, populistischen Beschimpfun- 
gen und Schlagworten ohne je- 
den Sinn, plötzlich eine Protest- 
bewegung auszulösen. 


Man braucht sich doch nur die 


Frage zu stellen - was man in der 
Politik immer machen sollte - : 
Wem nützt es? Wegners »Statt- 
Partei« in Hamburg hat nun 
durch ihre Taten bewiesen, daß 
sie nichts anderes als das Trojani- 
sche Pferd der SPD waren, die 
unter dem Deckmäntelchen ei- 
ner konservativen Linie antra- 
ten. Vielleicht halfen sie sogar, 
die SPD von einer ganz harten 
Links-Linie abzubringen, das soll 
gar nicht unbedingt angezweifelt 
werden, aber etwas links ist noch 
immer schlimm genug. I 


Abtreibungsur- 
teil unterlaufen 


Das Abtreibungsurteil des Bun- 
desverfassungsgerichts, das den 
Krankenkassen die Bezahlung 
von Abtreibungen untersagt, 
wird jetzt von der Bundesregie- 
rung systematisch ausgehölt. 
Nach jetzt bekannt gewordenen 
Plänen ist folgendes geplant: Da- 
nach erhalten Frauen, die selber 
weniger als 1.800 Mark im Monat 
verdienen, eine Abtreibung vom 
Staat gezahlt. Dabei wird nicht 
das Geld mitgezählt, das der Ehe- 
mann verdient. Also selbst eine 
Millionärsgattin ohne eigenes 
Einkommen kann staatliche 
Hilfe in Anspruch nehmen. 


Verdienen Frauen mehr als 1.800 
Mark im Monat, dann müssen sie 
für eine Abtreibung 400 Mark 
zahlen. Dieser Betrag wurde als 
Höchstsatz festgesetzt, den der 
Arzt für die Ermordung des unge- 
borenen Lebens in Rechnung 
stellen darf. 


Vor der Abtreibung muß sich die 
Frau beraten lassen. Bei dieser 
Beratung darf aber kein Druck 
ausgeübt werden, auf die Abtrei- 
bung zu verzichten. Vielmehr 
muß die Beratung wertneutral er- 
folgen. Frauen, die vergewaltigt 
wurden oder die ein schwer ge- 
schädigtes Kind erwarten, brau- 
chen zu Recht nicht zu dieser Be- 
ratung. 


Diese Pläne der Bundesregie- 
rung sind ein einziger Skandal. 
Damit wird der Abtreibung Tür 
und Ior geöffnet und das ohnehin 
nur halbherzige Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichts vollstän- 
dig untergraben. 


Ein maximal Kostenbeitrag von 
400 Mark ist heutzutage keine 


Summe mehr, die eine Frau da- 
von abhalten würde, abzutrei- 
ben. Vielmehr ist dieser Betrag, 
salopp ausgedrückt, ein Klacks. 


Wer heute vielleicht als Doppel- 
verdiener 5.000 oder 6.000 Mark 
im Monat verdient, der Macht 
sich über 400 Mark keine Gedan- 
ken. Und wer weniger verdient, 
ist auch schön heraus; denn für 
ihn zahlt der Staat. 


Ja, die wahrscheinliche neue Re- 
gelung ist nichts anderes als eine 
in ein verlogenes Mäntelchen ge- 
hüllte Fristenlösung, geht sogar 
über die ursprüngliche Lösung 
noch hinaus. Denn während da- 
mals die Krankenkassen eine Ab- 
treibung aus ihren Beitragsein- 
nahmen hätten finanzieren müs- 
sen, so zahlt jetzt sogar der Staat. 


Das heißt nichts anderes, als daß 
der Staat die Tötung ungebore- 
nen Lebens, den Mord an Millio- 
nen von Babys von sich aus finan- 
ziert. Welche Heuchelei ist es, 
dem Dritten Reich vorzuwerfen, 
auf Staatskosten Millionen von 
Menschen ermordet zu haben, 
gleichzeitig aber die millionenfa- 
che Tötung ungeborenen Lebens 
zu bezahlen. Sogar die Vorausset- 
zungen für eine Abtreibung, die 
Beratungspflicht, ist im neuen 
Gesetzesentwurf weniger schwie- 
rig als im alten, beim Bundesver- 
fassungsgericht gescheiterten 
Entwurf. 


Damit hat sich die Bundesrepu- 
blik endgültig von einem auf hu- 
manistischen Idealen aufgebau- 
ten Staat hin zu einem Rechtswe- 
sen entwickelt, das die Tötung 
von menschlichem Leben nicht 
nur billigend in Kauf nimmt, son- 
dern dies auch noch bezahlt. Was 
anderes macht die Mafia auch 
nicht! Do 
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Deutschland 


Maastricht- 
Urteil ist eine 


Farce 


Alfred König 


Das Maastricht-Urteil ist in den vergangenen Wochen und Monaten 
schon von vielen Seiten betrachtet worden. Nachfolgend eine wei- 
tere Betrachtung, in der einzelne Passagen des Skandalurteils, das 
Deutschland in einen europäischen Bundesstaat unter französischer 
Vorherrschaft verwandelte, etwas genauer analysiert werden. Al- 
leine diese wenigen Punkte reichen aus, klar zu erkennen, daß sich 
das Gericht nicht an das deutsche Grundgesetz gehalten hat, son- 
dern hier vielmehr ein politisches Urteil gesprochen wurde. 


Auffallend, in der Öffentlichkeit 
bislang jedoch weitgehend unbe- 
achtet ist, daß das Gericht mit 
neuen, bislang noch nicht be- 
stimmten Ausdrücken, oft 
Fremdwörtern, gearbeitet und 
bislang feststehende Begriffe wie 
Volk, Nation, Demokratie und 
Gemeinschaft auf einmal mit ei- 
nem ganz anderen Sinn versehen 
wurden. 


Wie lautet der Auftrag des 
Wählers? 


Ein mehr als flaues Gefühl be- 
schleicht einen, wenn man sieht, 
daß die Beschwerden Brunners 
und der anderen Kläger nicht 
wörtlich, sondern nur in indirek- 
ter Rede wiedergegeben wurden. 
So steht mitten im Urteil der 
Satz: »Dies zeige sich insbeson- 
dere in der grundgesetzwidrigen 
Einführung einer Währungs- 
union.« Aus dem Text geht aber 
nicht eindeutig hervor, was mit 
dem Wort »Dies« überhaupt ge- 
meint ist! 


Mit keinem Wort geht das Urteil 
darauf ein, daß für die Schaffung 
der »Europäischen Union« 
(EU), wie das Staatengebilde 
nun heißt, extra das Grundgesetz 
geändert wurde - das ist übrigens 
auch schon in früheren Fällen ge- 
schehen -, um einen geänderten, 
neuen und noch nie in der Ge- 
schichte geübten Verbund gewis- 
ser Staaten zu rechtfertigen. Dies 
bedeutet aber doch nichts ande- 
res, als daß die Maastrichter Ab- 
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sichten dem, was ursprünglich in 
der Verfassung stand, widerspra- 
chen oder, klar ausgedrückt, 
grundgesetzwidrig waren. 


Wie kann man es dann aberrrecht- 
fertigen, das Volk nicht um Zu- 
stimmung zu dem Vertragswerk 
gebeten zu haben? Das Volk hat 
den von ihm gewählten Abgeord- 
neten bei der Wahl den Auftrag 
gegeben, alles zu tun, um das 
Grundgesetz zu verteidigen. Sie 
hatten aber nicht den Auftrag, 
das Grundgesetz zu ändern, um 
irgendwelche Vertragswerke ab- 
schließen zu können. Vielmehr 
sollten diese Vertragswerke an 
der Verfassung ausgerichtet sein. 


Eine Volksabstimmung 
wäre notwendig 


Wenn man also schon sagt, die 
Abgeordneten wären berechtigt, 
auch bei Beitritt in einen Staaten- 
bund bei gleichzeitiger Aufgabe 
wesentlicher Souveränitätsrech- 
te ohne Befragung des Volkes zu- 
zustimmen, dann gilt dies aber 
nicht mehr, wenn hierzu erst das 
Grundgesetz so hingedreht wer- 
den mußte, daß es paßt. Späte- 
stens mit der Anderung der Ver- 
fassung wäre eine Volksabstim- 
mung absolut notwendig gewe- 
sen. 


Bei seinem wahrlich krampfhaf- 
ten Versuch, dieses Ad-hoc- 
Recht zurechtfertigen, schmet- 
tert das Gericht nicht etwa die 
Rügen und Forderungen mit 


stahlharten Aussagen ab, son- 
dern mit vieldeutigen und im 
Endeffekt nichtssagenden Phra- 
sen, vager Zusicherungen und 
kühner Zirkelschlüsse. 


Das Gericht stützte sich nach An- 
sicht von politischen Beobach- 
tern im wesentlichen auf zwei 
Grundgesetzartikel, deren einer 
bisher überhaupt nichts mit der 
Sache zu tun hatte, der Artikel 
23, und deren anderer falsch aus- 
gelegt wird, der Artikel 24, sowie 
auf die (alte) Präambel. Wie hier 
zum Zwecke der Rechtsprechung 
mit unserer Sprache Schlitten ge- 
fahren wird, sieht man sofort: 


Der Artikel 23 (alt) beschreibt 
den Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes. Eine »Offenheit für 
eine europäische Integration« - 
so wie vom Gericht gesagt - steht 
dort aber nicht drin. 


Der Artikel 24 berechtigt den 
Bund, Hoheitsrechte auf zwi- 
schenstaatliche Einrichtungen zu 
übertragen, nicht aber auf die im 
Urteil immer wieder begründend 
erwähnten supranationalen Or- 
ganisationen. 


Zwar sagt das Urteil später, es 
solle nur einen »Staatenver- 
bund« (ein Neuwort) geben, kei- 
nen neuen Bundesstaat, aber mit 
den überstaatlichen (= suprana- 
tionalen) Organisationen sind 
wir eben schon ein »bißchen 
schwanger«. Von einer »Offen- 
heit für eine europäische Integra- 
tion« steht aber auch im Artikel 
24 keine einzige Silbe. 


Und die Präambel (alt) sagt, das 
deutsche Volk sei von dem Willen 
beseelt, als gleichberechtigtes 
Glied in einem vereinten Europa 
dem Frieden der Welt zu dienen, 
aber von einer »europäischen In- 
tegration« ist da nicht die Rede. 
Es ist da ein Wille unterstellt, den 
zu äußern das deutsche Volk 
keine Gelegenheit hatte - und 
immer noch nicht hat -; aber wo- 
rin dieses Europa »vereint« sein 
sollte, nicht einmal das ist darin 
ausgesprochen. Jetzt sollen wir 
auf diese mit dem ganzen übrigen 
Grundgesetz ohnehin nicht zu 
vereinbarende reine Absichtser- 
klärung festgenagelt werden. 
Das folgende grenzt schon fast an 
Zynismus: Die von den Be- 
schwerdeführern vorgetragene 
Sorge, den Schutz des Grundge- 
setzes zu verlieren, also in 
Rechtsschutzlücken zu purzeln, 
hat das Gericht genial entkräftet: 


»Die Bundesregierung hat versi- 
chert, es sei die einhellige Mei- 
nung aller Mitgliedstaaten, daß 
(der Vertrag) zu keinen Rechts- 
schutzlücken führen werde.« Wie 
schön, dann ist ja alles in Ord- 
nung. Wenn der Beklagte es so 
sagt, dann muß es ja stimmen. 
Also bekommt demnächst jeder 
Mörder mildernde Umstände, 
weil er verspricht, seine Tat tue 
ihm leid, und er werde so etwas 
nie wieder tun. 


Jetzt folgen einige Beispiele für 
die wirklich abenteuerliche Ge- 
dankenführung des Bundesver- 
fassungsgerichts (in Klammern 
die Seitenzahl): 


Daß die »intergouvernamentale« 
Zusammenarbeit in die »supra- 
nationale« Zuständigkeit der 
»Union« durch Vertragsände- 
rung überführt werden muß, wird 
nicht begründet. Warum das aber 
notwendig sein soll, um die durch 
die internationale Menschen- 
rechtskonvention geregelten Fra- 
gen der allgemeinen Menschen- 
rechte nun supranational zu über- 
wachen, verstehe, wer da wolle 
(Seite 33). 


»Die Freiheit des einzelnen, sich 
aus europäischen Quellen zu in- 
formieren und auf den europäi- 
schen Kommunikationsprozeß 
Einfluß zu nehmen, wird durch 
den Vertrag nicht berührt«, heißt 
es in dem Urteil (Seite 35). Was 
soll diese Feststellung? Auch das 
Recht, Hongkong vom Festland 
aus zu fotografieren, wird nicht 
berührt. 


Bei der Verfassungs- 
gebung herrscht Willkür 


»Der Artikel 38 GG gewährt je- 
denfalls für das Kommunalrecht 
kein subjektives Recht, sich ... 
gegen nichtdeutsche Wahlberech- 
tigte wehren zu können.« (Seite 
36) Erlaubt ist, was nicht verbo- 
ten ist. Die Frage ist aber nicht, 
ob esein Recht gibt, sich dagegen 
zu wehren, daß Fremde in unse- 
ren Gemeinden mitreden. Die 
Frage ist, ob es rechtens ist, daß 
sie mitreden! Der Satz des Ge- 
richts muß zweimal gelesen wer- 
den, um die ganze Tücke offen- 
bar werden zu lassen. 


»Den Beschwerdeführern stehen 
rechtsstaatliche Mittel offen, sich 
gegen die Ratifizierung des Ver- 
trages zu wehren.« (Seite 37) Wel- 
che? Wie denn nun, nachdem das 


Gericht dieses Recht gerade ver- 
neint hat? 


»Das Grundgesetz gewährt indi- 
viduelle Rechte nur im Rahmen 
der gesetzlichen Ordnung, nicht 
jedoch für das Verfahren oder 
den Inhalt einer Verfassungsge- 
bung.« (Seite 37) Ergo: Bei der 
Verfassungsgebung herrscht Will- 
kür, quod erat demonstrandum! 


»Zu dem ... Demokratieprinzip 
gehört, daß die Wahrnehmung 
staatlicher Aufgaben und die 
Ausübung staatlicher Befugnisse 
sich auf das Staatsvolk zurück- 
führen lassen.« (Seite 40) Das ist 
der dritte Differentialquotient 
der Souveränität des Volkes. Wie 
der »Spiegel« schon in seiner 
Ausgabe 42/1993 auf Seite 31 
sagte: »Das cherne Gesetz, (daß) 
eine ununterbrochene Legitima- 
tionskette vom Volk zu den ... 
Amtswaltern führt, gilt nicht 
mehr.« Die Kette ist aber nicht, 
wie der »Spiegel« sagt, zum dün- 
nen Faden verkommen, sondern 
zum Weg durch den Irrgarten 
zwischen Brüssel, Straßburg und 
Luxemburg. 


»Das Demokratieprinzip hindert 
die Bundesrepublik nicht an der 
Mitgliedschaft. Voraussetzung ist 
aber, daß eine vom Volke ausge- 
hende Legitimation auch inner- 
halb eines Staatenbundes gesi- 
chert ist.« (Seite 43) Eben, das ist 
die Frage! Es muß aber doch klar- 
gestellt werden, wie unsere 
Volkssouveränität gesichert 
wird, nicht aber, daß sie gewahrt 
werden muß. Ist sie nun aber ge- 
sichert oder nicht? Das geht aus 
dem Urteil nicht hervor. 


»Die Demokratie, soll sie nicht 
lediglich formales Zurechnungs- 
prinzip bleiben, ist von bestimm- 
ten vorrechtlichen Voraussetzun- 
gen abhängig, wie einer ständi- 
gen freien Auseinandersetzung 
zwischen sozialen Kräften, Inter- 
essen und Ideen, aus der bereits 
eine öffentliche Meinung den po- 
litischen Willen verformt.« (Seite 
44) 


Die Demokratie wird 
auf den Kopf gestellt 


Wenn man diesen Satz genau 
liest, kann einen nur das Entset- 
zen packen. Das Gericht be- 
schreibt hier nämlich genau den 
heutigen Zustand der Entartung 
aller öffentlichen Machtgestal- 
tung. Das blöde Volk weiß nicht, 


was es will — deshalb müssen Aus- 
einandersetzungen geführt wer- 
den, die politische Ziele klären 
und wandeln und aus denen sich 
eine öffentliche Meinung bildet, 
und dann, erst dann, können wir 
dem dummen Volk sagen, was es 
zu wollen hat. 


Merken denn diese Richter 
nicht, daß sie damit die Demo- 
kratie auf den Kopf stellen? Hier 
soll es nicht etwa nach Artikel 20/ 
2 gehen, daß alle Gewalt vom 
Volke ausgeht, also die Grund- 
lage des Staates der Wille des Vol- 
kes ist, sondern geht esnach dem 
Nürnberger Trichter: Man forme 
den Willen der »breiten Masse« 
durch Interessen und Ideologien, 
die über die Medien ins Bewußt- 
sein und vor allem ins Unterbe- 
wußtsein der Leute eingeführt 
werden. Das ist gerade der Staat 
der vollendeten Manipulation, 
den wir schon haben und der in 
der »Union« europäisch wird. 


»Entscheidend ist, daß die demo- 
kratische Grundlagen der Union 
schritthaltend mit der Integra- 
tion ausgebaut werden.« (Seite 
46) Da haben wir die Offenba- 
rung! Die demokratische Grund- 
lage ist nicht etwa das Volk und 
seine Vertretung, nein, es ist ein 
erst noch zu schaffendes System 
in der Union, hier als »demokra- 
tische Grundlage der Union« ent- 
larvend bezeichnet. Das neue 
Unionsvolk löst das Deutsche - 
wie das Dänische, das Irische — 
ab, setzt sich an seine Stelle und 
vernichtet es damit. 


Demokratie aus 
dritter Hand 


»Aus alledem folgt, daß dem 
Deutschen Bundestag Aufgaben 
und Befugnisse von substantiel- 
lem Gewicht verbleiben müs- 
sen.« (Seite 47) Bitte, es muß 
doch die Frage erlaubt sein, wer 
sorgt denn dafür? Und wieder 
kann nicht sein, was nicht sein 
darf. Hier also ist die Sorge der 
Beschwerdeführer unberechtigt, 
nicht weil die Macht beim Volke 
und damit beim Bundestag 
bleibt, sondern weil sie beim 
Volk und beim Bundestag blei- 
ben muß. 


»Die Willensbildung wird von ei- 
nem Organ ausgeübt, das von 
den mitgliedsstaatlichen Regie- 
rungen beschickt wird, die ihrer- 
seits demokratischer Kontrolle 
unterstehen.« (Seite 47) Dies ist 


aber nichts anderes, als »Demo- 
kratie aus dritter Hand«! 


»Eine Gründung >»Vereinigte 
Staaten von Europa«, der Staats- 
werdung der USA vergleichbar, 
ist derzeit nicht beabsichtigt.« 
(Seite 51) Bei dieser tröstlichen 
Feststellung beruft sich das Ge- 
richt ausgerechnet auf den Be- 
klagten, hier also auf Bundes- 
kanzler Kohl, der das gesagt ha- 
ben soll. Also auf denselben 
Kohl, der immer wieder wieder- 
holt und esnoch einmal mit allem 
Nachdruck betont, daß der Weg 
ins vereinte Europa unumkehr- 
bar sein muß. 


»Im Ergebnis unterwirft sich die 
Bundesrepublik mit der Ratifika- 
tion des Unions-Vertrages somit 
nicht einem unüberschaubaren, 
in seinem Selbstlauf nicht mehr 
steuerbaren »Automatismus< zu 
einer Währungsunion.« (Seite 
71) Bei den führenden deutschen 
Politikern hört sich dies aber an- 
ders an. Einmal vertraut das Ge- 
richt Außerungen der Politiker, 
in einem anderen Fall ignoriert es 
diese vollständig. 


»Auch auf die stufenweise Ent- 
wicklung der nationalen Einheit 


‘Deutschlands im 19. Jahrhundert 


mag sich diese Auffassung stüt- 
zen - Die Vereinheitlichung der 
Währung ging der nationalstaatli- 
chen politischen Einigung vor- 
aus.« (Seite 75) 


Dieser Satz ist bare Volksverdum- 
mung: Damals ging es darum, ei- 
nem Volk auch die einheitliche 
Währung zu geben, und da 
spielte die Reihenfolge keine 
Rolle. Heute aber soll ein neues 
heterogenes Multi-Volk erst eine 
einheitliche Währung bekom- 
men, dann erst wird es »geschaf- 
fen«. Wissen diese Richter nicht, 
daß Völker nicht gemacht werden 
können, sie entstehen vielmehr, 
sie wachsen, und das dauert 
Jahrtausende. Die Vorfälle in Ju- 
goslawien und in der ehemaligen 
Sowjetunion sind beste Beispiele 
dafür! 


Karlsruhe begründete 
eine politische 
Entscheidung 


»Der Vertrag räumt Hoheits- 
rechte ein; dies konnte parlamen- 
tarisch verantwortet werden und 
ist infolgedessen demokratisch 
legitimiert.« (Seite 84) Man 
sieht, das Demokratische hat sich 


von seinem eigenen Wesen ganz 
getrennt. Eines Volkes bedarf es 
nicht, um etwas demokratisch zu 
tun; es genügt, daß es parlamen- 
tarısch geschieht. 


Diesen Beispielen könnten noch 
viele weitere folgen. Aber alleine 
sie zeigen sehr gut auf, um wases 
sich bei dem Maastricht-Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts 
handelt: Um eine reine Farce, um 
eine politische Entscheidung, die 
schon von vorneherein feststand 
- und um nichts anderes. Der oh- 
nehin schon löcherige Rechts- 
staat ist damit ein weiteres Stück- 
chen ausgehöhlt worden. 


Kein Deutscher, der sich um sei- 
nes Volkes Zukunft Gedanken 
macht, sollte es versäumen, den 
ganzen Text des Urteils zu lesen. 
Nichts ist da fest und klar, alles 
bleibt in schwammige Unbe- 
stimmtheit gehüllt. Keine Frage 
wird mit Ja oder Nein beantwor- 
tet. So bleibt die Zukunft dieses 
eurotischen Abenteuers Spekula- 
tion, wenn es nach dem Urteil 
geht. Auch ist diese Zukunft mit 
dem Urteil nicht in irgendwessen 
eindeutige Verantwortung ge- 
legt, denn die Vorbedingungen 
des Urteils - was sein sollte - sind 
alle in passivische Formen geklei- 
det. Wer soll sich da noch um die 
Zukunft des deutschen Volkes 
kümmern? 


Und wenn wir annehmen, daß es 
der Bundestag und die Bundesre- 
gierung tun sollen: Glaubt einer 
der Richter ernstlich, daß bei die- 
sen Leuten die Fähigkeit und der 
Wille zu finden ist, dieses wüste 
Abenteuer für uns alle ohne 
Schaden zu überstehen? Warum 
warnen die Richter nicht vor ei- 
nem Experiment ohne Vorbild in 
der ganzen Geschichte? Selbst 
tüchtige und volkstreue Politiker 
wären doch außerstande, alle 
Folgen und Nebenwirkungen die- 
ser Roßkur vorauszusehen. 
Man sieht es dem Urteil förmlich 
an, wie sich die Richter strecken 
und wenden mußten, um auch 
nur eine halbwegs vernünftige 
Begründung zu finden, warum 
der Maastricht-Vertrag nicht 
grundgesetzwidrig ist. Jeder, der 
in der Lage ist, wenigstens eini- 
germaßen klar zu analysieren, er- 
kennt bereits nach den ersten Sei- 
ten, wie hier am Recht vorbeige- 
richtet wurde. Aber als höchste 
deutsche Instanz braucht man 
sich nicht vor irgendwelchen an- 
deren Richtern zu rechtfertigen. 
oO 
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Bonn 


Ist das Modell 
Bundes- 
republik am 


Ende? 


Bruno Unger 


So fragt der Friedensforscher Alfred Mechtersheimer. Wir zitieren: 
Woher soll der Pioniergeist in einer Gesellschaft kommen, die mehr 
auf den Verdienst als auf die Arbeit konzentriert ist. Weshalb sollte 
eine westdeutsche Firma in den neuen Bundesländern investieren, 
wenn sie mit der Spekulation an den Finanzmärkten mehr verdient 
als an der Produktion? Wie soll zwischen Managern und Arbeitern 
ein Wir-Gefühl entstehen, wenn der eine infolge der obszönen Ver- 
kluftung der westdeutschen Einkommensverhältnisse in einem Mo- 
nat so viel verdient wie der andere in zehn Jahren? 


Man kann nicht zuerst ausbeuten 
und dann wirtschaften. Das ei- 
gentlich Überraschende ist, daß 
es in den fünf neuen Ländern 
wirtschaftlich nicht noch schlech- 
ter steht. Die ehemalige DDR 
wird nicht erneuert, sondern an 
das westdeutsche System ange- 
paßt. Das wäre kein Nachteil, 
wenn letzteres nicht angeschla- 
gen wäre. Es verfügt nun mal 
nicht, was jeder erkennen kann, 
über die geistigen und ökonomi- 
schen Energien, um die einma- 
lige historische Chance der Wie- 
dervereinigung zum Aufbau ei- 
nes neuen Deutschland zu nut- 
zen. 


Früher oder später 
entscheidet das Volk 


Welch eine historische Absurdi- 
tät: Am Beginn der deutschen 
Einheit herrscht Untergangsstim- 
mung statt Aufbruchbegeiste- 
rung! 


Ist das westdeutsche System hi- 
storisch am Ende? 


Viele Republiken sind nicht älter 
geworden. Verwunderlich wäre 
es nicht, denn die Bundesrepu- 
blik war wie die DDR Produkt ei- 
ner spezifischen historischen Si- 
tuation, die seit 1989 abgeschlos- 
sen ist. Sie müßte sich stark wan- 
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deln, wenn sie auf Dauer in der 
neuen Lage überleben will. Die 
alte Bundesrepublik hat ja nicht 
nur einen Staat, sondern auch 
eine friedliche Revolution verein- 
nahmt. Sie hat sich damit viel- 
leicht übernommen. Eine 
schlichte Revisioin des Grundge- 
setzes schafft noch keine neue 
Republik. Weil Verfassungsfra- 
gen Machtfragen sind, wird die 
jetzige Mehrheit nicht das Funda- 
ment ihrer eigenen Herrschaft 
zerstören. Zuerst muß politisch 
eine neue Republik geschaffen 
werden, dann erst kann in einer 
Volksabstimmung über eine neue 
Verfassung entschieden werden. 


Auch über das Schicksal der Bun- 
desrepublik entscheidet früher 
oder später das Volk. 


Demoskopische Umfragen zei- 
gen ein wachsendes Mißtrauen 
gegenüber den staatlichen Insti- 
tutionen und Repräsentanten. 
Zwei Drittel der Bevölkerung 
meinen, daß sich die Politiker 
nicht ernsthaft um die Lösung 
der Probleme bemühten. Rund 
80 Prozent der jungen Leute füh- 
len sich von der Politik hintergan- 
gen oder betrogen. Und mit 
wachsender Tendenz glauben 
über achtzig Prozent der Bevöl- 
kerung, daß die Verhältnisse in 
Deutschland Anlaß zur Beunru- 
higung bieten. Noch hält der »de- 


mokratische Konsens«, noch hält 
das Vertrauen in das System, 
nicht mehr aber in die Politik und 
die Politiker. Politikverdrossen- 
heit, an der steigenden Zahl von 
Nichtwählern abzulesen, ist 
keine Modeerscheinung. 1972 be- 
teiligten sich 91,1 Prozent der 
Bürger an den Bundestagswah- 
len, 1990 nur noch 77,8 Prozent; 
von den Hamburgern wählten 
1991 nur noch 66,1 Prozent die 
Bürgerschaft. In den neuen Bun- 
desländern stieg der Nichtwähler- 
anteil innerhalb kürzester Zeit in 
ähnlicher Weise. 


Hinter der wachsenden Kritik an 
den Politikern steckt mehr als ein 
Aufbegehren gegen die Obrig- 
keit. Die Menschen trauen der 
politischen Klasse nicht zu, die 
Probleme der Wiedervereinigung 
und erst recht die großen Heraus- 
forderungen der Menschheit zu 
bewältigen. Diejenigen, die Ret- 
ter sein könnten, sind selbst Tä- 
ter: die Wissenschaftler, die Poli- 
tiker, die Intellektuellen, die Kir- 
chen. Die Menschen spüren die 
wachsende Orientierungslosig- 
keit nicht nur der politischen Elı- 
ten und sehen, daß die realen Ka- 
tastrophen mit einem allgemei- 
nen »katastrophalen Schwund 
der Urteilskraft« (Hannah 
Arendt) einhergehen. Die Men- 
schen fürchten sich vor der Zu- 
kunft. Sie würden den Politikern 
davonlaufen, wenn sie wüßten 
wohin. 


Souverän oder 
frei? 


Diese geistige Krise wird deshalb 
zur ersten großen Belastungs- 
probe, weil sie mit der größten 
ökonomischen Krise in der Ge- 
schichte der Bundesrepublik zu- 
sammenfällt. Die Wirtschaft ist 
die zentrale Stütze des Systems. 
Was sich »nicht rechnet«, zählt 
wenig. Einen höheren Wert als 
den materiellen Wohlstand kennt 
diese Republik nicht. Das politi- 
sche System ist nur in der Fahrt 
stabil, eine längere Strecke der 
Stagnation würde es wohl kaum 
überleben. Eine schlagartige An- 
derung des politischen Klimas 
könnte eintreten, wenn die Men- 
schen erkennen, daß es ihren 
Kindern schlechter gehen wird 
als ihnen. Mit amtlich fast 3,5 
Millionen Arbeitslosen liegt die 
Bundesrepublik, wenn auch bei 
einer größeren Einwohnerzahl, 
bereits über der Hälfte jenes ver- 
hängnisvollen Höchststandes in 


der Weimarer Republik von 6,128 
Millionen im Februar 1932. 


Souverän ist die neue Bundesre- 
publik noch lange nicht. Mit aus- 
ländischen Truppen und ohne 
Friedensvertrag hat sie allenfalls 
einen teilsouveränen Status. Die 
westlichen Siegermächte hätten 
der Wiedervereinigung die Zu- 
stimmung verweigert, wenn 
Deutschland nicht weiterhin der 
NATO angehören würde und 
amerikanische und britische Sol- 
daten auf seinem Territorium sta- 
tioniert blieben. 


Die Sieger des Zweiten Weltkrie- 
ges haben zwar mit dem »Zwei- 
plus-vier-Vertrag« von 1990 un- 
mittelbare Kontrollrechte aufge- 
geben, aber Deutschland so fest 
durch NATO, Europäische Ge- 
meinschaft und andere Verträge 
in die »westliche Staatengemein- 
schaft« eingebunden, daß sich 
nur die Form der Abhängigkeit 
geändert hat. 


Wir wollen Souveränität definie- 
ren als die Fähigkeit eines Staa- 
tes, Nein zu sagen zur gängigen 
internationalen Politik der Aus- 
beutung und Zerstörung. Daran 
gemessen, droht der Bundesre- 
publik jetzt sogar ein weiterer 
Souveränitätsverlust. Bislang 
konnte sie sich der Teilnahme an 
Kriegen außerhalb der NATO 
entziehen, was künftig angeblich 
nicht mehr möglich sein soll. 
Deutschland wird nicht durch ei- 
nen anderen Status souverän, 
sondern nur durch eine andere 
Politik. 


Frei ist Deutschland, aber die 
Freiheit ist von innen akut be- 
droht. Das große Maß an bürger- 
lichen Freiheiten basiert auf ei- 
ner jahrzehntelangen wirtschaft- 
lichen Blüte. Das fast ungebro- 
chene Wachstum erlaubte einen 
generösen Umgang mit den staat- 
lichen Förderungen und Leistun- 
gen. Der Mißbrauch konnte 
leicht verkraftet werden. Mit 
dem Ende der fetten Jahre wer- 
den sowohl Steuerzahlungen als 
auch Sozialleistungen nur noch in 
einem immer engeren Netz von 
Kontrollen und Reglementierun- 
gen möglich sein. 


Die Umweltzerstörung wird eine 
wachsende Zahl von Einschrän- 
kungen und Verboten erfordern. 
Von der bedrohlich wachsenden 
Gewaltkriminalität sind die Bür- 
ger in doppelter Weise betroffen: 
einmal unmittelbar durch die 


Trotz der Wiedervereinigung 
mit Mitteldeutschland 
herrscht in Deutschland Un- 
tergangsstimmung statt 
Aufbruchbegeisterung. 


jährlich sechs Millionen Verbre- 
chen und zum anderen durch die 
polizeilichen Maßnahmen, mit 
denen der Staat gegen die organi- 
sierte Kriminalität vorzugehen 
versucht. Staatliche Organe drin- 
gen immer stärker in die Privat- 
sphäre ein, weil sie sich, um ge- 
gen die Verbrecherorganisatio- 
nen erfolgreich zu sein, deren 
Methoden annähern. Die poli- 
tisch motivierte oder verbrämte 
Gewalt trifft den Bürger, ob ein- 
heimisch oder ausländisch, eben- 
falls doppelt, sowohl direkt als 
auch durch die verschärfte staatli- 
che Repression. 


Wer für seine persönliche Sicher- 
heit, Vorsorge und Ausbildung 
den Staat nicht braucht, wird 
seine Freiheit erhalten können. 


Aber all diejenigen werden an 
Freiheit verlieren, die sie wegen 
wirtschaftlicher Not immer weni- 
ger nutzen können. Infolge wach- 
sender Arbeitslosigkeit und Ob- 


dachlosigkeit werden Millionen 
in einem freien Land in den Fes- 
seln der Armut leben. 


Deutschland wird seine Souve- 
ränität nicht erreichen und an 
Freiheit verlieren, wenn sich die 
Entwicklung der letzten Jahre 
fortsetzt. 


Das Grundbedürfnis 
Nation 


Eine Revolution ohne Theorie 
und Führer verändert die Welt. 


Die Völker stehen auf, nicht für 
eine Idee, sondern für sich. Die- 
ser neue Aufstand der Massen be- 
droht Staaten in allen Teilen der 
Welt, weil ihnen die Menschen 
davonlaufen. In Kanada verlan- 
gen Franzosen, Indianer und Es- 
kimos ihre Selbständigkeit, die 
Schotten wollen sich nicht länger 
von London vertreten lassen, die 
Aborigines in Australien klagen 
ihr Land ein, die Kopten in Agyp- 
ten verlangen einen eigenen 
Staat, und scheinbar assimilierte 
Staatsbürger entwickeln, wie in 
den USA, ein neues Bewußtsein 
von ihrer ethnischen Herkunft. 
Schon vergessene Volksgruppen 


melden sich in die Geschichte zu- 
rück. 


Vielen regionalen Regierungen 
reicht das Maß ihrer bisherigen 
Autonomie nicht aus. Mit einer 
weltweiten Kampagne rekla- 
mierte die »Autonome Landesre- 
gierung Kataloniens«, daß Barce- 
lona, der Austragungsort der 
Olympischen Sommerspiele 
1992, in Katalonien liegt, »in ei- 
nem Land in Spanien mit einer ei- 
genen Kultur, Sprache und Iden- 
tität«. 


Das ethnische Erdbeben verän- 
dert die politische Landkarte 
stärker, als dies zwei Weltkriege 
getan haben. Die Vielvölkerstaa- 
ten Sowjetunion, Jugoslawien 
und Tschechoslowakei sind zer- 
fallen, weitere Länder wie Ka- 
nada und Belgien sind gefährdet. 
Dieselbe Ursache läßt auch dort 
neue Staaten entstehen, wo die 
Völker nicht mehr länger durch 
Grenzen geteilt werden wollen, 
so in Deutschland oder im Jemen 
und früher oder später auch in 
Korea. 


Wann gab es in der Geschichte je- 
mals eine so tiefgreifende und fol- 
genschwere Veränderung? 


Die Zahl der Staaten wächst 
schneller als während der Entko- 
lonialisierung der Dritten Welt. 


Eine Reaktion auf die 
Internationalisierung 


Diese Bewegung ist nicht von au- 
ßen und oben initiiert. Sie ist eine 
Bewegung von innen und unten, 
eine Basisbewegung, sie ist we- 
der Fortschritt noch Rückschritt, 
eher eine Rückbesinnung, eine 
Suche nach den Wurzeln indivi- 
dueller und gesellschaftlicher 
Existenz. Die nationale Renais- 
sance fällt nicht zufällig zusam- 
men mit dem Erstarken des reli- 
giösen Fundamentalismus, sie er- 
scheint eher als Teil eines globa- 
len fundamentalistischen Auf- 
bruchs. 


Beide, der ethnische und reli- 
giöse Fundamentalismus, schaf- 
fen nichts prinzipiell Neues, son- 
dern verändern das politische 
Gewicht von Kräften, die lange 
Zeit verdrängt oder überlagert 
wurden. Beide sind zu verstehen 
als eine Reaktion auf die globa- 
len Tendenzen der Nivellierung, 
Entfremdung und Technisierung, 
als eine Gegenbewegung zur mo- 
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dernen internationalistischen 
westlichen Welt. 


Mehr noch als der religiöse ist der 
nationale Aufstand ein Protest 
gegen die Konzentration der 
Macht in den Händen anonymer 
Großorganisationen, die den 
Menschen seiner überschauba- 
ren Umgebung entfremden und 
ihn des emotionalen Halts in ei- 
ner immer bedrohlicher erschei- 
nenden Welt berauben. 


Die nationale Protestbewegung 
ist die unmittelbare und wirksam- 
ste Reaktion auf die Internatio- 
nalisierung aller Lebensberei- 
che, weil im Protest bereits die 
Antwort liegt: die Re-Nationali- 
sierung. Dem universellen Prin- 
zip des Internationalismus steht 
das universelle Prinzip des Natio- 
nalismus gegenüber. 


Es gibt genügend Anlaß für Zwei- 
fel, ob nicht hinter den Forderun- 
gen nach nationaler Eigenstän- 
digkeit die alten materialisti- 
schen Interessen stecken, so daß 
nur die Ideologie, aber nicht die 
Politik neu wäre. Doch bei keiner 
der jüngsten Staatsgründungen 
waren wirtschaftliche Fragen ent- 
scheidend; es wäre falsch, von ei- 
nem »Wohlstands-Chauvinis- 
mus« zu sprechen. Auch erhebli- 
che wirtschaftliche Nachteile 
sind kein Hindernis für die natio- 
nale Staatsgründung, wie dies die 
Loslösung der Slowakei oder der 
baltischen Republiken vom bis- 
herigen Einheitsstaat gezeigt hat. 
Bei dem neuen historischen Phä- 
nomen handelt es sich tatsächlich 
um eine »irrationale« Größe. 


Die etablierte Politik, die bisher 
zumeist mit Interessen zu tun 
hatte, kommt mit Identitäten 
und ethnischen Kräften nicht zu- 
recht. Entweder sie flieht vor ih- 
nen, wie bei der deutschen Wie- 
dervereinigung, oder sie greift zu 
den Waffen, wie das Regime in 
Belgrad, oder sie macht, wie in 
der Europapolitik, verbale Zuge- 
ständnisse an die »nationale 
Identität«, die sie noch kurz zu- 
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vor für einen europäischen Staat 
opfern wollte. Zwar beanspru- 
chen auch die meisten europäi- 
schen Regierungen, eine natio- 
nale Politik zu betreiben, aber sie 
sind erheblich irritiert, daß nun- 
mehr die Völker mitreden wol- 
len, wie diese nationale Politik in 
der Praxis aussieht. Die Europa- 
voten in Frankreich, Dänemark 
und in der Schweiz haben offen- 


darisierung geführt, unter der 
vor allem die Schwachen, das 
heißt Kinder, Alte und Kranke, 
leiden. Der Mangel an sozialer 
Hilfsbereitschaft und auch an po- 
litischem Verantwortungsbe- 
wußtsein könnte durch eine Be- 
tonung der nationalen Verant- 
wortung abgebaut werden, viel- 
leicht nur dadurch. Der Wohl- 
fahrtsstaat ist der Nationalstaat. 


kriegs dafür gesorgt, daß sich für Deutschland nur die Form 


der Abhängigkeit geändert hat. 


gelegt, welches historisches Po- 
tential in dieser nationalen Kraft 
von unten liegt und daß künftig 
nirgends mehr ohne sie Politik 
gemacht werden kann, genauso 
wie der Fundamentalismus in der 
islamischen Welt zur stärksten 
politischen Potenz geworden ist. 


Nation als 
Solidargemeinschaft 


Freie Wahlen und Abstimmungen 
erbringen nur dann nahezu hun- 
dertprozentige Zustimmung, 
wenn die Menschen über ihre na- 
tionale Unabhängigkeit abstim- 
men. Die nationale Zugehörig- 
keit ist eine schicksalhafte und 
damit vorpolitische Kategorie. 
Auf diesem nationalen Konsens 
einer Verantwortungsgemein- 
schaft müßten Interessen des Ge- 
meinwohls besser verwirklicht 
werden können als in einer parti- 
kularisierten Gesellschaft. Die 
Entwicklung der modernen Ge- 
sellschaften hat zu einer Entsoli- 


Die Menschen teilen nun mal 
nicht gern, am wenigsten mit 
Fremden. 


Ein stärkeres National- und Hei- 
matbewußtsein kann auch dazu 
beitragen, die Auswanderung, 
die häufig ein Akt der Entsoli- 
darisierung gegenüber dem eige- 
nen Volk ist, zu begrenzen und 
die Rückwanderung zu begünsti- 
gen. Der Rechtfertigungsdruck 
für die ohne Not Zuwandernden 
muß wachsen, und der Arzt aus 
einem afrikanischen oder asiati- 
schen Land, der Ingenieur aus 
der Türkei, der Facharbeiter aus 
Polen muß erklären, weshalb er 
sich nicht am Aufbau seines Hei- 
matlandes beteiligt. Von den pro- 
movierten ungarischen Staatsbür- 
gern soll bereits die Hälfte im We- 
sten sein. Ein großer Prozentsatz 
der in Deutschland ausgebilde- 
ten ausländischen Akademiker 
kümmert sich nicht um die Not in 
der jeweiligen Heimat. Die For- 
derung nach einem Bleiberecht 
ist nicht selten eine Belohnung 


für unsolidarisches Verhalten von 
Ausländern, die ihrem Land und 
ihren Landsleuten nicht helfen 
wollen. 


Zwar mögen Humanismus oder 
Religion edlere Motive für Soli- 
darität sein, aber sie haben die 
Ausbeutung und soziale Unge- 
rechtigkeit in aller Welt nicht ver- 
hindern können. Hier fehlen 
strengere Normen, die offenkun- 
diges Fehlverhalten gegenüber 
der eigenen Gemeinschaft, aber 
auch gegenüber anderen Völkern 
und Kulturen brandmarken. Dies 
gilt auch für die Verkluftung der 
nationalen Gesellschaften in 
Reich und Arm. Tatsächlich hat 
der Obdachlose in Berlin mit 
dem Wohnungslosen in New York 
mehr Gemeinsamkeiten als mit 
den Großverdienern des jeweili- 
gen Landes. Damit läßt sich viel- 
leicht die Forderung nach einer 
Weltrevolution begründen, nicht 
aber das Schicksal der Armen 
verbessern; das ist nur durch ein 
neues nationales Solidarbewußt- 
sein zu erreichen. 


Der Zusammenhang zwischen 
kollektiver Leistungsfähigkeit 
und kollektivem Bewußtsein ist 
schwer zu messen, aber offen- 
kundig in beiden Richtungen exi- 
stent. Der österreichische Publi- 
zist Paul Lendvai hat nachgewie- 
sen, wie die wirtschaftlichen Er- 
folge Österreichs in den sechzi- 
ger Jahren das komplizierte öster- 
reichische Identitätsgefühl ge- 
stärkt haben. Umgekehrt meint 
der ungarische Reformpolitiker 
Csaba Tabajdi, daß die nationale 
Selbstachtung eine unabdingbare 
Voraussetzung der ökonomi- 
schen Leistungsfähigkeit sei. Die 
Niederlande im 17. Jahrhundert 
und auch Finnland scheinen 
diese These zu bestätigen. Die ge- 
waltigen ökonomischen Erfolge 
Japans sind ohne den »kulturel- 
len« Faktor nicht zu erklären. 


Die Verhaltensnormen einer Ge- 
sellschaft können die wirtschaftli- 
che und kulturelle Kreativität 
und Leistung bei sonst gleichen 
Bedingungen gewaltig steigern 
oder abfallen lassen. In Notzei- 
ten wird ohne Appell an das na- 
tionale Bewußtsein keine Steige- 
rung zu erreichen sein. Die deut- 
sche Wiedervereinigung ist offen- 
kundig mit nationaler und patrio- 
tischer Abstinenz nicht zu ver- 
wirklichen. 


Die Selbstbestimmung ist vor al- 
lem ein Recht zum Schutz vor 


Bundeskanzler Helmut Kohl 
und Rußlands Präsident Bo- 
ris Jelzin demonstrieren 
Freundschaft trotz vieler po- 
litischer und wirtschaftli- 
cher Probleme. 


Fremdbestimmung. Dieses urde- 
mokratische Recht der Völker 
steht allen internationalistischen 
Ideologien und imperialistischen 
Mächten im Wege, die nach Vor- 
machtstellung streben. 


Die nationale 
Selbstbestimmung 


Die Geschichte ist im wesentli- 
chen eine Geschichte der Miß- 
achtung dieses Rechts. Deshalb 
gibt es kaum eine Staatsgrenze in 
der Welt, die nicht geronnene 
strukturelle Gewalt ist. In aller 
Regel haben die Sieger nach 
Kriegen die Staaten und Grenzen 
diktiert und damit die Ursachen 
für die folgenden Kriege geschaf- 
fen. Ahnlich haben die Kolonial- 
mächte ohne Rücksicht auf die 
Interessen der dort lebenden Völ- 
ker Linealgrenzen gezogen und 
damit Kriege und Bürgerkriege 
gesät. 


Daß die absolutistischen Herr- 
scher die ‚Grenzen in Europa 
nicht in Übereinstimmung mit 
dem Willen der Völker gezogen 
haben, ist nicht verwunderlich. 
Aber oft wird übersehen, daß die 
ihnen folgenden Demokratien 
die Hypothek der obrigkeits- 
staatlichen Grenzen nicht nach 
dem Selbstbestimmungsrecht 
korrigiert, sondern zumeist un- 
verändert fortgeschrieben ha- 
ben. So ist die heutige europäi- 
sche Staatenstruktur ein vorde- 
mokratisches Erbe. Millionen 
von Menschen werden ohne oder 
gegen ihren Willen von den Re- 
gierungen in London, Paris oder 
Rom vertreten. 


Vom Wiener Kongreß über die 
Pariser Vorortverträge bis Jalta 
wurden keine Friedensbedingun- 
gen geschaffen, sondern die Be- 
siegten durch Landnahme be- 
straft. Die Proklamation des 
Selbstbestimmungsrechts durch 
US-Präsident Woodrow Wilson 
am Ende des Ersten Weltkrieges 
machte nur das Ausmaß der Miß- 
achtung dieses demokratischen 
Gestaltungsprinzips deutlich. 
Der erste demokratische Außen- 
minister Ungarns nach dem Zu- 
sammenbruch des kommunisti- 
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schen Regimes, Gyula Horn, kri- 
tisierte diese Politik folgender- 
maßen: »Die Siegermächte bei- 
der Weltkriege hatten sich von ih- 
ren engstirnigen, egoistischen In- 
teressen leiten lassen; sie hatten 
ohne Bedenken Nationen, ethni- 
sche Gruppen, historisch zusam- 
mengehörende Gebiete ausein- 
andergerissen, funktionierende 
Wirtschaftsfäden durchtrennt. 


Darauf ließ sich dann die Stalin- 
sche Politik mit ihrem imperialen 
Gewicht nieder, hielt im Namen 
eines verordneten Internationa- 
lismus das Brodeln unter dem 
Deckel.« 


Mit der friedlichen Annullierung 
des wohl schwerwiegendsten Ver- 
stoßes gegen das Selbstbestim- 
mungsrecht, der deutschen Tei- 
lung, ist die historische Gesetz- 
mäßigkeit durchbrochen, wo- 
nach Gewaltgrenzen zumeist 
durch Krieg verändert werden. 


Die europäische 
Landkarte 
wird neu gezeichnet 


Mit der friedlichen Überwindung 
der fast ein halbes Jahrhundert 


lang durch »Völker«-recht und 
andere internationale Doku- 
mente und vor allem durch die 
größte Militärkonzentration in 
Nichtkriegszeiten zementierten 
deutschen und europäischen Tei- 
lungsgrenzen könnte eine neue 
historische Phase des Selbstbe- 
stimmungsrechts beginnen. Nach 
der Beseitigung der deutsch- 
deutschen Grenze, auf deren Er- 
halt das Prinzip »Unverletzlich- 
keit der Grenzen« in der KSZE- 
Schlußakte vor aHcm zielte, ist 
keine Grenze mehr sakrosankt, 
weder in Ost- noch in Westeu- 
ropa. 


Diese aus den Ruinen Nach- 
kriegseuropas auferstandene 
Macht der Selbstbestimmung be- 
droht vor allem Belgien, Groß- 
britannien, Italien, Frankreich 
und Spanien. Kaum eine der 
staatlichen Grenzen, von denen 
mehr als die Hälfte erst in diesem 
Jahrhundert zumeist von oben 
verordnet wurden, stimmt mit 
den sprachlichen und ethnischen 
Grenzen überein. Zu den alten 
Autonomie- und Unabhängig- 
keitsbewegungen in Südtirol, 
Nordirland, Korsika und dem 
Baskenland gesellen sich nun 
auch diejenigen Ethnischen, die 
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im Europa der beiden Blöcke 
keine Erfolgschancen hatten. 


Wenn nicht die Macht, sondern 
die Legitimität entscheidet, wird 
die europäische Landkarte künf- 
tig immer wieder neu gezeichnet 
werden müssen. Mit welchem 
Recht wird zum Beispiel einem 
der ältesten Völker Europas, den 
Basken in Euskadi mit einer 
30.000 Jahre alten Sprache, eine 
größere Autonomie oder auch 
die staatliche Eigenständigkeit 
verweigert? Oder weshalb sollen 
die Korsen - wie etwa Malta - 
nicht einen eigenen Inselstaat im 
Mittelmeer bilden? Das mag aus 
vielen Gründen unvernünftig 
sein, aber darüber haben nur die 
betroffenen Völker selbst zu ent- 
scheiden, wenn das Selbstbestim- 
mungsrecht nicht nur auf dem Pa- 
pier stehen soll. Dagegen stehen 
eigentlich nur strukturkonserva- 
tive Machtinteressen der alten 
Staaten und Regierungen. 


Vielvölkerstaat und 
multikulturelle Gesell- 
schaft als Konfliktursache 


Die Zeit heilt das Unrecht offen- 
kundig auch in Jahrhunderten 
nicht. Die Zwangsunion der bei- 
den Königreiche England und 
Schottland von 1707 fordert 
heute, nach fast dreihundert Jah- 
ren, ihren Tribut. Ob in Schott- 
land wirklich die Forderung nach 
einer Sezession popuär wird, ent- 
scheidet sich nicht zuletzt an der 
Londoner Politik. Mit einer eige- 
nen nationalen Fußballmann- 
schaft wird sich freilich »Europas 
netteste und zurückhaltendste 
Nationalbewegung« nicht mehr 
stillhalten lassen. So groß sind 
die Unterschiede zwischen Nord- 
irland und beispielsweise Glas- 
gow nicht, auch dort leben glei- 
chermaßen Katholiken und Pro- 
testanten mit ähnlichen sozialen 
Spannungen. Eine militante 
schottische Unabhängigkeitsbe- 
wegung würde mit einer Ketten- 
reaktion zum »Break-up of Bri- 
tain« führen, vielleicht zu einer 
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britischen GUS. Das britische 
Weltreich wäre dann endgültig 
auf seine Ausgangsgröße Eng- 
land zurückgeführt. 


Die Bedeutung der ethnischen 
Struktur für den inneren und äu- 
Beren Frieden eines Landes wird 
allgemein unterschätzt. Wenn in 
einem Staat mehrere Ethnien 
und Kulturen zusammenleben, 
dann besteht grundsätzlich die la- 
tente Gefahr zusätzlicher innerer 
Konflikte. 


Die Gewaltskala reicht von der 
Selbstbewaffnung ganzer Grup- 
pen über Bandenkämpfe bis hin 
zu Terrorismus und Bürgerkrieg. 
Und weil die Spannungen oft nur 
durch eine aggressive Politik 
nach außen unter Kontrolle ge- 
halten werden können, ist nicht 
nur der innere, sondern auch der 
äußere Friede bedroht. 


Die Überprüfung dieser These 
hinsichtlich des internationalen 
Friedens ist nicht einfach, weil 
die monokulturellen Staaten zu 
besonderen politischen Leistun- 
gen und auch zu imperialistischer 
Politik fähig sind. Von Oster- 
reich-Ungarn abgesehen, waren 
alle Weltreiche und größeren Mit- 
telmächte der Neuzeit das Werk 
von relativ homogenen National- 
staaten. Daraus wurde immer 
wieder die Forderung abgeleitet, 
ein besiegtes Land durch eine 
multikulturelle »Umvolkung« zu 
schwächen. Selbst in der Anti- 
Hitler-Koalition wurde dies als 
Kriegsziel unter dem Begriff 
»Abolition ofracial exclusivness« 
diskutiert, sozusagen eine Um- 
kehrung der ethnischen Säube- 
rung. 


Für den inneren Frieden jedoch 
ist die Multikulturalität offen- 
kundig eine erhebliche Bürde, 
wobei hier unter »multikulturel- 
ler Gesellschaft« ein Konzept der 
geschützten Koexistenz verschie- 
dener ethnischer und religiöser 
Gruppen innerhalb eines Staates 
verstanden wird. Es ist oft nicht 
klar, ob die Verfechter der Multi- 
kulturalität eine Verschmelzung 
zu einer neuen Einheitskultur an- 
streben oder irgendeine Kombi- 
nation aus beidem. Diese Un- 
schärfe hängt vielleicht auch da- 
mit zusammen, daß für manche 
ihrer Anhänger »der multikultu- 
relle Rösselsprung« oft nur ein 
Entlastungsmanöver für die Miß- 
achtung der eigenen Kultur ist. 
Gemeinsam ist allen multikultu- 
rellen Vorstellungen die Forde- 


rung nach Auflösung der mehr 
oder weniger homogenen Natio- 
nalstaaten. 


Ein Staat kann sich 
sein Volk nicht aussuchen 


Der »Naturzustand« der Mensch- 
heit ist die weltweite Multikul- 
turalität, auch wenn die meisten 
Kulturen ursprünglich aus ge- 
waltsamen ethnischen Ver- 
schmelzungen entstanden sind. 
Da ein Weltstaat entweder nicht 
erreichbar oder gar nicht erstre- 
benswert ist, stellt sich die Frage 
nach dem Verhältnis der kulturel- 
len zu den staatlichen Grenzen. 
Für den Verhaltensforscher Ire- 
näus Eibl-Eibesfeldt setzt eine 
harmonische Koexistenz ver- 
schiedener Ethnien voraus, daß 
»jede ihr eigenes Territorium be- 
sitzt und Dominanz durch andere 
nicht fürchten muß«. Bewohne 
dagegen »eine ethnische Misch- 
population ein Gebiet, dann ist 
die Situation konfliktträchtig, 
weil wir Menschen auch territo- 
rial veranlagt sind«. 


Normalerweise ist ein Staat eine 
Instanz der Assimilierung. Das 
ist immer schon vor allem die 
Aufgabe der Städte gewesen. 
Probleme sind erst durch einen 
massiven Zustrom von Men- 
schen fremder Kulturen entstan- 
den. Kann die dominierende Kul- 
tur den Zuzug nicht mehr assimi- 
lieren, findet ein qualitativer 
Sprung statt, bei dem der Ge- 
winn der Zuwanderung in eine 
Gefährdung umschlägt. Dabei 
handelt es sich nicht nur um eine 
xenophobe Zwangsvorstellung, 
sondern um eine Veränderung, 
die das friedliche Zusammenle- 
ben tatsächlich erheblich zu bela- 
sten scheint. 


In einem kontinuierlich durch 
Zuwanderung oder durch Gewalt 
von oben entstandenen Vielvöl- 
kerstaat leben zumeist mehrere 
ethnische oder religiöse Gruppen 
in relativ geschlossenen Gebie- 
ten oder aber so eng beieinander, 
daß sich die Unterschiede im 
Laufe der Zeit einebnen. Aber 
plötzlich, wie bei einer chemi- 
schen Reaktion, kann es passie- 
ren, daß sich die verschiedenen 
Gruppen ihrer unterschiedlichen 
Herkunft besinnen und aufeinan- 
der losgehen. Je enger sie beiein- 
ander wohnten, um so direkter 
bekämpfen sie sich. Es scheint, 
als ließen sich ethnische Grenzen 
nur scheinbar und nur vorüberge- 


hend aufheben. Die Bemühun- 
gen von Staaten, sich ein passen- 
des Volk zu suchen, führten zu er- 
schreckenden Resultaten. 


Zuwanderung und 
Fremdenfeindlichkeit 


Die gesellschaftlichen und politi- 
schen Folgen der Einwanderung 
aus anderen Kulturkreisen lassen 
sich an den ehemaligen westeuro- 
päischen Kolonialstaaten able- 
sen, die seit den fünfziger Jahren 
sozusagen als Reaktion auf die 
europäische Invasion in den Le- 
bensraum der asiatischen und 
afrikanischen Völker eine mas- 
sive Immigration zu bewältigen 
haben. In Frankreich, Großbri- 
tannien und in den Niederlanden 
wachsen die Ghettos mit Men- 
schen, die sich nicht assimilieren 
können oder wollen. In den 
»grands ensembles«, den Beton- 
wüsten der Pariser Vororte, wie 
zum Beispiel Le Moulin Neuf 
oder Nanterre, leben viele Men- 
schen ohne Ausbildung, ohne Ar- 
beit, mit großer Kriminalität, mit 
Drogenkonsum und Gewalt. 


In allen Ländern mit einer ein- 
wanderungsbedingten multikul- 
turellen Gesellschaft zerfällt die 
Gesellschaft in drei Klassen: die 
Wohlhabenden, die Armen und 
die Ausländer. Dies allein wäre 
schon bedenklich. Zusätzlicher 
Sprengstoff entsteht dann, wenn 
das neue Subproletariat auf 
Dauer eine fremdethnische Min- 
derheit bleibt und in Ghettos ab- 
gedrängt wird, wo sich Klassen- 
und Minderheitenprobleme ku- 
mulieren. 


Der Versuch, diese für die soziale 
Gerechtigkeit und den inneren 
Frieden bedrohliche Entwick- 
lung mit einem multikulturellen 
Konzept zu verhindern, hat das 
Konfliktpotential nicht verrin- 
gert, sondern eher verstärkt. Die 
auch von dem CDU-Politiker 
und Pazifismus-Kritiker Heiner 
Geißler erhobene, humanitär 
motivierte Forderung nach einer 
die Nationalstaaten auflösenden 
europäischen multikulturellen 
Gesellschaft würde für einheimi- 
sche und für zugewanderte Men- 
schen zusätzliche Konflikte er- 
zeugen. 


Von der Öffentlichkeit weitge- 
hend unreflektiert, kam es seit 
den siebziger Jahren in allen eu- 
ropäischen Ländern im Rhyth- 
mus der konjunkturellen Ent- 


wicklung immer wieder zu Über- 
griffen auf Ausländer. Die Tatsa- 
che, daß diese Xenophobie auch 
in Ländern mit einer langen de- 
mokratischen Tradition wie 
Frankreich, Schweiz, Dänemark 
und Schweden auftritt, läßt ver- 
muten, daß dies weniger mit der 
politischen Kultur als mit den so- 
zialen Problemen zu tun hat. 
Deshalb ist dieser humanitäre 
Rückfall nur durch zwei Mittelzu 
bewältigen: wirtschaftliche Ge- 
sundung und, wo dies nicht ge- 
lingt, Vermeidung und Reduzie- 
rung des Zuzugs. Die Reaktio- 
nen auf die brutalen Übergriffe 
auf Asylbewerber und Ausländer 
(Hoyerswerda, Rostock, Mölln) 
haben in Deutschland zwar zu ei- 
ner beeindruckenden Verurtei- 
lung der Gewalttaten geführt, 
der Bevölkerung aber nicht die 
Angste vor der starken Zuwande- 
rung nehmen können. 


Die neue » Ausländer- 
feindlichkeit« 


Die hektische Asyldebatte hat 
das grundsätzliche Problem ver- 
deckt. Trotz unterschiedlicher 
Geschichte und Bedingungen ist 
überall in den europäischen Län- 
dern zu beobachten, daß ab einer 
bestimmten Größenordnung der 
Zuzug von Menschen anderer 
Kultur und Nationalität eine sich 
bis zu Gewaltausbrüchen stei- 
gernde Angst vor Überfremdung 
auslöst. Für das friedliche Zu- 
sammenleben in einem Staat gibt 
es Bedingungen, die nicht unge- 
straft verletzt werden dürfen. 
Auch eine fremdenfreundliche 
Gesellschaft schließt sich ab, 
wenn sie sich durch Fremde in ih- 
rem Bestand bedroht fühlt. 


Die Ausländer- und 
Asylpolitik in 
Deutschland 


Statt die grundsätzlichen Fragen 
von Zuwanderung und Staatsan- 
gehörigkeit offen zu diskutieren, 
wird in der Bundesrepublik über 
einen Grundgesetzartikel gestrit- 
ten, als ob Verfassungsbestim- 
mungen eine große praktische 
Bedeutung hätten. Aber in dem 
von gewalttätigen Übergriffen 
auf Ausländer bestimmten politi- 
schen Klima wurde der Artikel 16 
zu einem Sinnbild der politischen 
Kultur. Eine objektive Analyse 
des Konflikts als Voraussetzung 
einer Lösung ist kaum mehr mög- 
lich. Fakten, die auch nur ent- 


fernt als theoretische Unterstüt- 
zung der Gewalttäter interpre- 
tierbar sind, werden verdrängt. 
So verstößt es gegen den neuen 
Komment, die ausländische Be- 
herrschung des Drogenhandels 
und anderer Sparten der organi- 
sierten Kriminalität beim Namen 
zu nennen. 


Wohl nur Willy Brandt konnte es 
sich leisten, den Asylartikel des 
Grundgesetzes einen »Größen- 
wahn« zu nennen. Das Grundge- 
setz sei schließlich auch von de- 
nen geschrieben worden, so der 
heute als Kronzeuge gegen jede 
Grundgesetzänderung bemühte 
Friedensnobelpreisträger (»Willy 
Brandt war Asylant«), die ein 
schlechtes Gewissen geplagt 
habe: »Unsere damals als Flücht- 
linge gemachten Erfahrungen 
taugen nicht, um die uns heute 
gestellten Fragen zu beantwor- 
ten.« 


Die heutige politische Wirkung 
dieser weltweiten Hilfsverpflich- 
tung, die kein Land der Welt 
wirklich erfüllen kann und die 
selbst den klassischen Exillän- 
dern wie Schweden oder Frank- 
reich fremd ist, ist grotesk. 


Carlo Schmid, der Vater des Arti- 
kels 16 GG, konnte sich nicht vor- 
stellen, daß aus dem zerschlage- 
nen Deutschland, aus dem da- 
mals viele auswanderten, einmal 
das nach den USA attraktivste 
Einwanderungsland der Welt 
werden würde. Doch diese gutge- 
meinte Rechtsutopie begünstigt 
heute indirekt genau jenes inhu- 
mane Denken und Handeln, des- 
sen Abwehr zur Aufnahme des 
Artikels in die Verfassung führte. 


Heute ist der Artikel paradoxer- 
weise eine Quelle des Unrechts 
und des innenpolitischen Unfrie- 
dens mit gravierenden negativen 
außenpolitischen Folgen. 


Hinter der Asyldiskussion steht 
die existentielle Frage nach der 
konfliktträchtigen Zuwanderung 
von Menschen nach Deutsch- 
land, die früher oder später den 
politischen, kulturellen und 
rechtlichen Konsens zerstören 
könnten. Dieses Problem besteht 
fort, auch wenn es gelingen 
sollte, die Zuwanderung zu steu- 
ern und gerechter zu regeln. Die 
illegale Einwanderung und die 
mehr als sechs Millionen Auslän- 
der bleiben eine Herausforde- 
rung nicht nur für mitmenschli- 
che Hilfe, sondern auch für die 
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Wie Frankreich afrikanisiert wird 


Das aufrüttelnde Buch ist soeben in vierter 
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Nach Frankreich wurden Millionen von Afrika- 
nern eingeschleust. Mit dem am 3. Juni 1991 
ratifizierten »Abkommen von Schengen« 
(Beseitigung jeglicher Personenkontrolle an 
der deutsch-französischen Grenze) werden 
diese Menschenmassen ungehindert nach 
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Bewältigung der unvermeidli- 
chen Konflikte. 


Eine US-amerikanische Hotel- 
kette wirbt mit der identischen 
Ausstattung ihrer Zimmer in al- 
len Teilen der Welt. Das Hotel, 
der Inbegriff der Heimatlosig- 
keit, wird wie Coca Cola, Rea- 
der’s Digest oder Walt Disney ein 
Symbol für eine globale Einheits- 
zivilisation, die dabei ist, alle ge- 
wachsenen Kulturen zu überla- 
gern und zu verdrängen. Die De- 
vise lautet: ein Produkt, ein Wer- 
bespot, ein Verbraucher. Dahin- 
ter stehen die wirtschaftlichen In- 
teressen einer Großmacht, die 
nicht nur mit Waffen, sondern 
durch die Penetration der Gesell- 
schaften aller Kontinente die 
Welt standardisieren und das Le- 
bensgefühl bestimmen möchte. 
Nicht gemeinsame Verantwor- 
tung, sondern gemeinsamer Kon- 
sum ist das Ziel. 


Die Renaissance des Nationalen 
ist eine Reaktion auf diese Egali- 
sierungstendenz und auch auf die 
wachsenden globalen Bedrohun- 
gen. Die Völker wehren sich, in 
einem profil- und wertlosen Ge- 
menge ihre Identität zu verlieren. 
Sie möchten ihren Charakter 
nicht durch eine Einheitszivilisa- 
tion verlieren und sich nicht auf 
eine marktfähige Größe reduzie- 
ren lassen. Jede künftige Außen- 
und Innenpolitik muß sich auf 
diese neue Gegenbewegung ein- 
stellen. 


Dies führt zu einer Aufwertung 
des Heimatbegriffs. Jeder 
Mensch hat ein Recht auf Heimat 
und einen Anspruch darauf, in 
seiner Heimat menschenwürdig 
leben zu können. Ein Recht auf 
Fremde hat der Mensch nur, 
wenn ihm das Recht auf Heimat 
verwehrt wird. Menschen kön- 
nen allerdings ihre Heimat verlie- 
ren, ohne vertrieben zu werden. 
Sie fühlen sich in ihrem eigenen 
Land wie Fremde, wenn durch 
eine große Zahl nicht assimila- 
tionsbereiter Einwanderer die 
Heimat zum Ausland gemacht 
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wird. In den Pariser Vororten und 
Londoner Stadtteilen stammen 
nicht selten vier Fünftel der Kin- 
der in den Grundschulen von 
»Immigres« aus Nord- und 
Schwarzafrika ab. 


Statt der Multikulturalität ist die 
interkulturelle Kooperation die 
Grundformel der internationalen 
Beziehungen. Verstehen und ach- 
ten anderer Kulturen setzt nicht 
die Übernahme dieser Kulturen 
voraus. Die Zusammenarbeit 
muß vom Respekt vor der Kultur 
der anderen ausgehen und im 
Zweifel auf Intervention verzich- 
ten, weil man auch selbst nicht 
fremdbestimmt werden möchte. 
Konkret heißt zum Beispiel euro- 
päisch-arabische Freundschafts- 
arbeit gerade nicht eine Vermi- 
schung der europäischen und ara- 
bischen Bevölkerung, sondern 
unter Respekt der Integrität der 
anderen Seite die vorurteilsfreie 
Verständigung und gegenseitige 
Unterstützung. Erst eine starke 
Identität und Selbstachtung befä- 
higt beide Seiten zu Toleranz und 
Fremdenfreundlichkeit, und 
wenn die Fremden in das andere 
Land kommen, dann sind sie Gä- 
ste oder Botschafter ihres Landes 
und nur in geringer Zahl künftige 
Einheimische. Nicht konflikt- 
trächtiges Miteinander, sondern 
friedliches Nebeneinander ist das 
Ziel. »Multikulturell« ist eine Vi- 
sion, deren Gefahren größer sind 
als die Chancen. 


Zwischen dem nationalen und 
dem pazifistischen Denken be- 
steht ein Spannungsverhältnis - 
für viele eine Unvereinbarkeit, 
eine Mischung aus Feuer und 
Wasser. Ein Hindernis für eine 
Verbindung zwischen Nation und 
Pazifismus besteht jedoch weder 
theoretisch noch historisch. Wes- 
halb sollte nationale Identität 
nicht eine antimilitaristische 
Grundhaltung einschließen? 
Weshalb sollten Pazifisten nicht 
gute Holländer, Franzosen oder 
Deutsche sein? Freilich gehören 
das Nationale und das Pazifisti- 
sche verschiedenen Wirkungsbe- 
reichen an, weshalb sich beide 
wohl nicht verschmelzen, aber 
gegenseitig wirksam machen 
können. Das Nationale ist der 
Motor und das Pazifistische die 
Orientierung. Oder: Das Natio- 
nale ist das Gefäß und der Frie- 
den dessen Inhalt. 


Im Nationalen ruhen gewaltige 
gesellschaftliche Energien. Nur 
im Religiösen liegen ähnlich ele- 


mentare historische Triebkräfte. 
Diese Energien sind wertfrei und 
lassen sich für positive und nega- 
tive Ziele einsetzen. Weshalb 
sollte diese gewaltige Kraft nicht 
dem großen Ziel des Friedens 
dienlich gemacht werden? Ande- 
rerseits fehlt gerade dem Pazifis- 
mus die Kraft, um Abrüstung und 
Gewaltlosigkeit durchzusetzen. 
Das pazifistische Ziel an sich er- 
fährt zwar eine breite grundsätzli- 
che Zustimmung, wird aber 
gleichzeitig als unerreichbar an- 
gesehen. Die Träger der Idee gel- 
ten als realitätsferne Idealisten 
und der Pazifismus als Gegensatz 
zur Realpolitik. Das Nationale 
könnte ein Transmissionsriemen 
zwischen beidem werden. 

Die Randständigkeit des Pazifis- 
mus ist auch mit der politischen 
Zuordnung zum linken Spektrum 
zu erklären. Das gilt heute aber 
kaum noch. Mancher sich als 
links verstehender Anhänger der 
Friedensbewegung ist in den letz- 
ten Jahren ein »Rechter« gewor- 
den. Für einen Sozialisten im We- 
sten war es während des Kalten 
Krieges nicht schwer, Pazifist zu 
sein. Dagegen haben sich religiös 
begründete antimiltaristische Po- 
sitionen gegenüber tagespoliti- 
schen Anfechtungen als wider- 
standsfähiger erwiesen. Eine 
linke Vereinnahmung des Pazifis- 
mus gibt es nicht. 


Der Pazifismus wäre als Bestand- 
teil eines neuen patriotischen Be- 
wußtseins vermutlich beständi- 
ger denn als Programmpunkt ei- 
ner Partei, die mit ihm taktisch 
umgeht, wie die Sozialdemokra- 
tie in ihrer Geschichte. Die natio- 
nale und religiöse Verwurzelung 
in der politischen Kultur 
Deutschlands würde dem Pazifis- 
mus eine neue Schubkraft verlei- 
hen. Zugleich wäre die konse- 
quente Friedensliebe ein sinnstif- 
tender Bestandteil eines neuen 
nationalen Wir-Gefühls. So 
könnte eine historisch neue Al- 
lianz entstehen. 


Der hier diskutierte Ansatz be- 
ruht auf der Hypothese, daß die 
Menschen weniger zum Krieg be- 
reit sind als die jeweiligen Regie- 
rungen und daß dann eine fried- 
lichere Welt zu erwarten ist, wenn 
sich dieser Volkswille stärker als 
bisher gegen die Herrschaftseli- 
ten durchsetzt. Die Behauptung 
von der größeren Kriegsbereit- 
schaft der politischen Eliten kann 
durch Einzelbeispiele relativiert 
werden, zu widerlegen ist sie 
aber nicht. Die von Rüstung und 


Krieg profitierenden Kräfte ste- 
hen nun mal den politischen Ent- 
scheidungszentren näher als dem 
Volk. Die Völker haben leidvoll 
erfahren müssen, wer im Krieg 
die größeren Opfer bringt. 


Historisch gesehen geht es 
darum, daß nach der politischen 
Bewußtwerdung des Volkes zur 
Nation nunmehr eine nationale 
Willensgemeinschaft entsteht, 
die nicht nur die formale Demo- 
kratie, sondern politische Wert- 
vorstellungen wie Frieden und 
Entmilitarisierung durchzuset- 
zen vermag. 


Das Ziel ist eine Kombination 
aus Nation, Demokratie und Pa- 
zifismus. Als Begriff wollen wir 
den »nationalen Pazifismus« 
oder auch »Nationalpazifismus« 
verwenden. Damit wird ein be- 
griff positiv gewendet, mit dem 
ursprünglich die in der westdeut- 
schen Nachkriegsgesellschaft ge- 
wachsene Zurückhaltung gegen- 
über einer militärischen Außen- 
politik attackiert wurde. Auf der 
Ebene der individuellen Motiva- 
tion wollen wir vom »Friedenspa- 
triotismus« sprechen. Dieser Na- 
tionalismus definiert sich nicht 
durch Abgrenzung, sondern 
durch den Wert Frieden. 


Der »nationale Pazifismus« be- 
wegt sich im Rahmen eines au- 
Benpolitischen Denkens, das der 
»Entfeindung der Rassen, Reli- 
gionen und Ideologien« (Walter 
Jens) dienen soll. Er unterschei- 
det sich von der herkömmlichen 
Theorie und Praxis durch das 
Prinzip der Zurückhaltung und 
Eigenverantwortlichkeit. Dem 
»nationalen Pazifismus« liegt die 
Annahme zugrunde, daß große 
Lösungen nur bausteinartig als 
Summe vieler kleiner Lösungen 
möglich sind und daß eine zu 
große Nähe von Rassen, Religio- 
nen und Ideologien die Men- 
schen verfeindet. 


Dieser Ansatz ist für alle, die - 
aus welchen Motiven auch immer 
- die Beseitigung oder Unter- 
drückung des Nationalen als Vor- 
aussetzung für den politischen 
Fortschritt begreifen, eine Provo- 
kation. Aber der nationale An- 
satz liegt parallel zu den weltwei- 
ten historischen Veränderungen, 
während die internationalisti- 
schen und supranationalen Theo- 
rien quer zur politischen Praxis 
liegen. Wer für sie eintritt, kann 
sich schnell auf der falschen Seite 
der Geschichte wiederfinden. D 


Israel 


Wie man an 
das Geld 


seines 


Alliierten 


kommt 


Naim Giladi 


Als Führer einer großen jüdischen Organisation, der die skrupellose 
Geldpolitik des Kleinstaats fast ein halbes Jahrhundert lang beob- 
achtet hat, muß der Verfasser den US-Kongreß daran erinnern, daß 
ein wesentlich notwendiger Schritt, den amerikanischen Haushalt 
auszugleichen, darin besteht, dessen Mißbrauch durch Israel ein 
Ende zu bereiten. Naim Giladi ist Vorsitzender der Weltorganisation 
der Juden aus islamischen Ländern. 


Die israelische Regierung, geld- 
gieriger als je zuvor, hat sich eine 
ausgeklügelte Masche ausge- 
dacht, um Steuereingänge, ge- 
meinsame Pensionskassen und 
Rentenkassen gewöhnlicher 
Amerikaner — mit einem Wort, 
den Arbeiter und Steuerzahler — 
auszuplündern. An sich ist die 
Taktik, mit betrügerischen Mit- 
teln Gelder nach Israel zu kanali- 
sieren, keineswegs jüngeren Da- 
tums. Als Journalist in Israel in 
den sechziger Jahren, der eigene 
Recherchen angestellt hat, hörte 
der Verfasser dieses Artikels 
manche prahlerische Geschichte 
darüber, mit welcher Leichtigkeit 
Israels Lobbyisten entsandte 
amerikanische Beamte, ob in ei- 
ner Behörde oder in einer priva- 
ten Organisation, »aufs Kreuz 
legten«. Es war ein offenes Ge- 
heimnis, daß der Reibach aus sol- 
chen betrügerischen Transaktio- 
nen jährlich in die Milliarden 


ging. 


Neues Ausmaß und 
neue Intensität 


Neu an der Sache ist das Ausmaß 
und die Intensität des derzeitigen 
Bestrebens der Israeli, das ameri- 
kanische Gesetz zu umgehen, um 


Naim Giladi ist Vorsitzender 
der Weltorganisation der Ju- 
den aus islamischen Ländern. 


weitere Milliarden aus den letz- 
ten noch verbleibenden Bargeld- 
pools - Bundessteueraufkom- 
men sowie staatliche Versiche- 
rungs- und Pensionskassen — ab- 
zuschöpfen. 


Im Verlauf einer monatelangen 
Recherche ist eine »Spotlight«- 
Untersuchungsmannschaft, dar- 
unter der Verfasser dieses Arti- 
kels, den Kurven und Windungen 
der betrügerischen Dollar-Ka- 
näle nach Israel auf mehreren 
verborgenen Routen nachgegan- 
gen. Nachstehend einige einfa- 
che Tatbestände: 


»Mr. K.«, ein wohlhabender Bör- 
senmakler an der Wall Street, un- 
terstützt Israel stark, aber sein 
unmittelbares Bedürfnis besteht 
darin, so viel von seinen in die 
Höhe schießenden Profiten zu 
kaschieren wie möglich. Er hört, 
daß eine immer größer werdende 
Anzahl seiner Kollegen mit ei- 
nem siebenstelligen Einkommen 
heutzutage mit solchen Heraus- 
forderungen dadurch fertig wer- 
den, daß sie Israel-Schuldver- 
schreibungen im Werte von Mil- 
lionen von Dollar kaufen. 


Eine Geldanlage in ausländi- 
schen Regierungssicherheiten ga- 
rantiert an sich noch keine Steu- 
ervorteile. Aber Israel-Bonds 
bieten, wie man an der Wall 
Street mit einem Augenzwinkern 
und einem wissenden Lächeln zu 
sagen pflegt, mehr »Optionen« 
als die IOUs (Schuldscheine) je- 
des anderen Landes. 


Ein Deal 
ohne Spuren 


Um seine Israel-Bonds in einen 
Steuervorteil zu verwandeln, 
muß Mr. K. nur sagen, daß er sie 
einer steuerbefreiten »Wohltätig- 
keitseinrichtung«, wie zum Bei- 
spiel dem Jewish National Fund, 
der Zionistischen Weltorganisa- 
tion, United Jewish Appeal, 
B’nai B’rith oder deren gesetz- 
lose Spionageagentur, die Anti- 
Defamation League, »spendet«. 


Sobald der Empfänger, also diese 
»Wohltätigkeitseinrichtung«, den 
Erlös einer solchen Schenkung 
entweder durch Übergabe des 
Bargeldwertes der geschenkten 
Obligationen an die israelische 
Regierung oder ganz einfach 
durch Annullierung der Schuld- 
verschreibungen an den Klein- 
staat abgeführt hat, erhält Mr. K. 
von Israel unter dem Tisch Pro- 
zente in Höhe des halben Nenn- 
wertes der Schuldverschreibung 
oder sogar noch etwas mehr. 


Dieser Deal hinterläßt keinerlei 
Papierspuren für die amerikani- 


schen Behörden. Er wird über 
diskrete Kanäle auf ein für Mr. K. 
eingerichtetes Geheimkonto vor 
der Küste überwiesen. Dieser hat 
mittlerweile seine Israel-Bonds 
gewinnbringend erstens in einen 
großen Steuervorteil, und zwei- 
tens in einen 50prozentigen Ge- 
winnanteil verwandelt, der für 
ihn fachmännisch geldgewaschen 
worden ist. 


Promoter von Israel-Obligatio- 
nen haben für diese grundle- 
gende Betrugstaktik eine Reihe 
von Variationen entwickelt. »Mr. 
B.«, ein anderer Geldanleger, 
konnte dazu überredet werden, 
solche zweifelhaften Sicherhei- 
ten nicht mit Bargeldprozenten 
zu kaufen, sondern unter der Be- 
dingung, daß auf geschäftliche 
Geldanlagen oder andere Inter- 
essen in dem Kleinstaat, die er 
vielleicht hat, Steuerermäßigun- 
gen, besondere Export-Import- 
Genehmigungen, Darlehensga- 
rantien oder andere verborgene 
offizielle Subventionen, entspre- 
chend dem Nennwert seiner 
Bondkäufe, gewährt werden. 


Amerikas 
öffentliche Mittel 
für Israel 


In den letzten Jahren hat die ex- 
plodierende politische Macht der 
Israel-Lobby für ihre Bondver- 
käufe eine neue Taktik hervorge- 
bracht. Quer durch die Vereinig- 
ten Staaten hindurch werden 
staatliche und städtische Beamte 
und deren politische Schutzher- 
ren unter Druck gesetzt, die Bar- 
geldreserven der Pensionskassen 
und Rentenkonten unter ihrem 
Verantwortungsbereich gegen Is- 
rael-Obligationen auszutauschen. 
Noch vor wenigen Jahren war es 
fast überall in den Vereinigten 
Staaten ungesetzlich, öffentliche 
Gelder in fremde Schuldscheine 
zu konvertieren. Aber in den letz- 
ten Jahren haben eingeschüch- 
terte und rückgradlose gesetzge- 
bende Körperschaften des Staa- 
tes unter der Peitsche gut organi- 
sierter und unerbittlicher Interes- 
sensvertreter Israels solche um- 
strittenen und spekulativen Inve- 
stitionen in 14 Staaten legalisiert. 


Die Folge davon: Rund 16 Pro- 
zent der seit 1989 von amerikani- 
schen Spendern für Israel-Bonds 
ausgegebenen 12 Milliarden Dol- 
lar stammen aus öffentlichen Mit- 
teln, das heißt, aus amerikani- 
schen Steuergeldern. oO 
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Banker- 


Journal 


Rußlands 
Versuche 

der Kapital- 
flucht Herr zu 
werden 


Rußland wird Razzien auf Ex- 
porte von Schlüsselverbrauchs- 
gütern durchführen, um der Ka- 
pitalflucht entgegenzutreten und 
besonders um die Rückführung 
von Dollar zu erzwingen, kün- 
digte der stellvertretende Vorsit- 
zende der russischen Zentral- 
bank Dmitri Tulin an. Er sagte, 
daß strenge Kontrollen auf Ban- 
ken und Zollbehörden zur Über- 
wachung von Exporteinkünften 
durch eine Reihe von Maßnah- 
men zur Bekämpfung der Kapi- 
talflucht, die in der ersten Hälfte 
von 1993 auf fünf Milliarden Dol- 
lar geschätzt werde, flankiert 
werden. 


Rund 600 Banken, die befugt 
sind Außenhandelsgeschäfte ab- 
zuwickeln, werden als Regie- 
rungsstellen handeln und müssen 
mit Geldstrafen rechnen, wenn 
sie die neuen Bedingungen, die 
ab 1. Januar 1994 wirksam sind, 
durchbrechen. Nach diesen 
neuen Bestimmungen, nach dem 
Muster des französischen Zollwe- 
sens gestaltet, dürfen Waren das 
Land nicht verlassen, es sei denn 
die Exporteure legen dem Zoll 
die Kopie eines besonderen »Pas- 
ses« vor. Der Paß, in dem der Ge- 
schäftsabschluß und dessen Wert 
im einzelnen aufgeführt sind, 
wird vom Exporteur und von ei- 
ner dazu befugten Bank unter- 
zeichnet und zusammen mit den 
Frachtpapieren und Zollerklä- 
rungen in einer Datenbank ge- 
speichert. Eine separate Regi- 
strierungskarte enthält Einzel- 
heiten über Banktransaktionen 
und das Datum, wann die Expor- 
terlöse wahrscheinlich eingehen 
werden. 


Wenn im Ausland durch Fehlver- 
halten der befugten Bank ein De- 
visenverlust entsteht, muß diese 
für die gesamte verlorene 
Summe mit einer Geldstrafe 
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rechnen. Banken die es unterlas- 
sen Geschäftsvorgänge zu mel- 
den, droht die Aufhebung ihrer 
Konzession. Illegale Exporteure 
droht eine Freiheitsstrafe von 
drei bis fünf Jahren. E 


Südafrika 
braucht ein 
Schulden- 
moratorium 


Der südafrikanische Erzbischof 
Desmond Tutu legte während ei- 
nes Besuchs westlicher Länder 
dringend nahe, neuerdings de- 
mokratischen Ländern und der 
südafrikanischen Regierung ein 
12-monatiges Schuldenmorato- 
rium einzuräumen, berichtete 
Reuters. 


»Gebt uns eine Chance, einen 
neuen Anfang zu machen ... 
durch ein I2-monatiges Morato- 
rium auf die Rückzahlung von 
Schulden, verbunden mit den 
Menschenrechten, Demokrati- 
sierung und eine geeignete Ent- 
wicklung zugunsten der soge- 
nannten, »gewöhnlichen Leu- 
te««, forderte Tutu in einer Rede 
vor dem National Press Club in 
Canberra. 


»Wenn diese Probe bestanden 
ist, laßt uns die Schulden annul- 
lieren Gebt Afrika eine 
Chance, seiner zweiten Befrei- 
ung zum Erfolg zu verhelfen.« 


Tutu drängte in Canberra auch 
dazu, weitere Beobachter zu den 
Wahlen im April zu entsenden 
und rief australische Firmen dazu 
auf, wieder zu Investitionen in 
seinem Land zurückzukehren. 


Kasachstan 
strebt engere 
Bindungen zu 
China an 


Der kasachstanische Präsident 
Nursultan Nazarbajew erklärte 
der chinesischen Nachrichten- 
agentur Xinhua in Alma Ata, er 
wünsche bessere wirtschaftliche 
und politische Beziehungen zu 
Peking. Nazarbajew sagte, sein 
Land gebe in der Außenpolitik 


der Entwicklung von Beziehun- 
gen zu China Vorrang. »Mein be- 
vorstehender Besuch in China 
zielt darauf ab, enge Beziehun- 
gen des gegenseitigen Vertrauens 
aufzubauen.« 


Nazarbajew meinte, China sei 
Kasachstans größter Handels- 
partner, mit einem bilateralen 
Handelsvolumen im vergange- 
nen Jahr von 430 Millionen Dol- 
lar, 22 Prozent seines gesamten 
Außenhandels. Fünfzehn Joint- 
Ventures (Gemeinschaftunter- 
nehmen) wurden zwischen den 
beiden Ländern auf die Beine ge- 
stellt. Beide Seiten denken zur 
Zeit über eine mögliche Koope- 
ration in Chemie, Metallurgie 
und Geologie sowie »eine mögli- 
che freie Wirtschaftszone in der 
Region Khorgos« nach. 


Kasachstan, das ein Hauptziel 
für chinesische Geschäfte war, 
hat im Jahr 1993 eine Reihe 
neuer Zölle erhoben und andere 
Maßnahmen getroffen, die mög- 
licherweise den Handel mit 
China drosseln werden. Westli- 
che Diplomaten äußerten zu 
Reuters, Kasachstan habe sich 
die Beschränkungen deswegen 
auferlegt, weil es nicht nur ein 
Exporteur von Rohmaterialien 
sein will, wie es die ehemalige So- 
wjetunion war. Stattdessen willes 
seine eigene Verarbeitungs- und 


Produktionsindustrie entwik- 
keln. 

China baut 
neuen Wärme- 


reaktor 


China wird noch vor dem Jahr 
2000 auf dem Olfeld Daqing in 
der Provinz Heilongjiang einen 
nuklearen 200-Megawatt-Wär- 
mereaktor (heat-source reactor) 
bauen, schrieb die »China 
Daily«. Die Zeitschrift »Fusion« 
hat berichtet, solche Reaktoren 
seien besonders zur Verwendung 
durch Entwicklungsländer geeig- 
net. 


Wenn das Experiment gelingt, 
werden solche Reaktoren in vie- 
len Städten überall im Lande ge- 
baut, um Heizkraft zu erzeugen, 
sagte ein Sprecher für das chinesi- 
sche Institut für Kernenergie- 
Technologie. Der Sprecher 
meinte, daß »einige Länder« um 
Chinas Hilfe bei der Entsalzung 


von Meerwasser unter Anwen- 
dung von nuklearer Technologie 
gebeten hätten, wozu der Wär- 
mereaktor auf ideale Weise geeig- 
net sei. 


Deutschland stellt derzeit den 
Bau von schnellen Brütern ein. 
Diese Reaktoren sind kleiner als 
herkömmliche Kernanlagen, be- 
nötigen keine besondere Sicher- 
heitsmaßnahmen und verwenden 
Wärme, die in Kernkraftwerken 
normalerweise verloren oder her- 
untergekühlt wird. Die Reakto- 
ren könnten Kohle zur Behei- 
zung chinesischer Häuser erset- 
zen, wobei 100 Millionen Tonnen 
Kohle jedes Jahr eingespart, die 
allgemeine Energieknappheit ge- 
mildert und Chinas furchtbare 
Luftverschmutzung als Folge der 
Kohleverfeuerung gesäubert wer- 
den könnten. 


China besitzt bereits einen klei- 
nen Wärmereaktor von fünf MW 
(normalerweise leisten sie 200 bis 
300 MW), der schon seit über 
vier Jahren in Betrieb ist. Der Re- 
aktor verwendet fortschrittliche 
Technologien und seine Ausrü- 
stung kann in China hergestellt 
werden, teilte das Institutmit. U 


Statt Geburten- 
beschränkung 
Wirtschafts- 
entwicklung in 
Afrika 


Die African Academy of Sciences 
hat eine Erklärung herausgege- 
ben, mit der sie sich von einem 
auf einer Versammlung von inter- 
nationalen Akademikern zur Vor- 
bereitung einer in diesem Jahr in 
Kairo geplanten Sitzung über Be- 
völkerungspolitik herausgegebe- 
nen Dokument distanziert. Die 
African Academy ließ verlauten, 
daß Wirtschaftspolitik und keine 
Geburtenbeschränkung für den 
Kontinent benötigt wird. 


Der Londoner »Daily Telegraph« 
wies darauf hin, daß es mehr Wi- 
derstand gegen das Dokument 
gebe als lediglich von der afrika- 
nischen Erklärung her. Sechsund- 
zwanzig der 83 eingeladenen Wis- 
senschaftler unterzeichneten das 
Dokument nicht. »Die bedeut- 
samsten Dissidenten waren die 


Pontifical Academy of Sciences 
und die Irish Academy of Scien- 
ces, die sich an die römisch-ka- 
tholische Abneigung gegen Emp- 
fängnisverhütung hielten«, be- 
richtete die Zeitung. Oo 


Italienische 
Wirtschafts- 
wissenschaftler 


nehmen IWF 
unter Beschuß 


Der Internationale Währungs- 
fonds wurde auf der Jahresver- 
sammlung italienischer Wirt- 
schaftswissenschaftler von Siro 
Lombardini, ein hochstehender 
Wirtschaftswissenschaftler, ehe- 
maliger italienischer Minister 
und Vorsitzender des Enrico Mat- 
tei Center in Turin, in einer 
Grundsatzrede angegriffen. In- 
dem er die katastrophalen Aus- 
wirkungen, die die Schockthera- 
pie des IWF auf Polen hatte, zi- 
tierte, wetterte er, daß solche In- 
stitutionen »weitgehend für die 
Schwere der Krise, von der die 
ehemaligen kommunistischen 
Ländern Osteuropas betroffen 
wurden und für die andauernde 
Rezession in westlichen Ländern 
verantwortlich sind«. 


Lombardini appellierte an die ita- 
lienische Regierung, Anderun- 
gen in der internationalen Wirt- 
schaftspolitik zu verlangen. »Ita- 
lien, das demonstriert hat, daß es 
mit einer gewissen Autonomie 
operieren kann«, sagte er unter 
Bezugnahme auf Somalia, »sollte 
auf die Revision gewisser Richtli- 
nien der Wirtschaftspolitik drän- 
gen, die ... es erschweren, Maß- 
nahmen zu ergreifen, um die Ar- 
beitslosigkeitskrise zu beheben 
und die eine wirksame Lösung 
der Probleme, hinsichtlich des 
Freihandels, die von der Uru- 
guay-Runde offen gelassen wur- 
den, nicht gerade erleichtern. 
Selbst auf internationaler Ebene 
ist ein bloßer Konkurrenzkampf 
dazu bestimmt, jedem zu scha- 
den oder zumindest zu verhin- 
dern, ein gewisses Niveau des 
Überflusses zu erreichen, das für 
jeden möglich sei.« 


Lombardini sagte: »Es wird für 
Historiker im Jahr 2000 nicht 
schwierig sein, die schwerwie- 
gende Schuld des IWF zu erhel- 


len. Er hat den Ländern der Drit- 
ten Welt, als Rezept zur Entwick- 
lung, vorgeschlagen ihren Gürtel 
enger zu schnallen. Aber wie 
konnten sie das tun, angesichts 
der Tatsache, daß keine Löcher 
mehr vorhanden waren, um den 
Gürtel enger zu schnallen? Daß 
es ... in jenen Ländern keine 
ernsthafte Politik zur Ausbildung 
des menschlichen Kapitals gibt, 
daß die Beziehungen zu fortge- 
schrittenen Ländern eine ausrei- 
chende Bewertung der natürli- 
chen Hilfsmittel — speziell Land- 
wirtschaft - verhinderten; all dies 
war relevant für den IWF; es sind 
»Ereignisse«, die nicht in die Mo- 
delle passen, die beim IWF ver- 
wendet werden. Die Auswirkun- 
gen der IWF-Politik auf langfri- 
stige Perspektiven der Entwick- 
lung waren negativ,« stellte er 
fest. 

Lombardini meinte, daß »viele 
Wirtschaftsmaßnahmen nicht 
durch bewußte Interessen aufer- 
legt werden, noch kommen sie 
aus irgendwelchen Abschätzun- 
gen der möglichen Auswirkun- 
gen heraus«, und werden, wie 
»die Riten primitiver Völker, 
nicht durch den Wohlstand, den 
sie hervorrufen, erklärt, sondern 
mit durch die Notwendigkeit, wie 
der Guru darlegt, böse Geister 
auszutreiben«. si 


Israel schließt 
Abkommen mit 
arabischen 
Staaten 


Israel könnte innerhalb von Wo- 
chen mit mehreren arabischen 
Staaten Abkommen über die Lie- 
ferung von Erdöl und Gas in der 
Größenordnung von mehreren 
Milliarden Dollar abschließen, 
behauptet der israelische Mini- 
ster für Energie, Moshe Shahal, 
und andere israelische Informan- 
ten, berichtete die Londoner »Fi- 
nancial Times«. 


Gespräche mit Katar über ein 
Erdgas-Pipelineprojekt sollen 
schon im August 1993 eingefädelt 
worden sein. Außerdem, sagt 
Yossi Maimoin, Besitzer des Mer- 
hav-Konzerns, seine Firma stehe 
in Verhandlungen mit Agypten 
über ein 950-Millionen-Projekt 
zum Bau einer Olraffinerie. Der 
Katar-Deal schließe eine Pipeline 
zum israelischen Hafen Ashkelon 


und eine Gasverflüssigungsan- 
lage ein. 


Indessen klagte der israelische 
Ministerpräsident Yitzhak Ra- 
bin, daß Europas Untätigkeit in 
bezug auf das Gaza-Jericho-Pro- 
jekt gegen seine eigenen Wirt- 
schaftsinteressen verstoße. In ei- 
ner Rede im Shasha-Institut an 
der Jerusalem-Universität äu- 
Berte er, die Europäer hätten bis- 
lang von den im Gaza-Jericho- 
Plan stillschweigend eingeschlos- 
senen gewaltigen wirtschaftli- 
chen Chancen kaum Gebrauch 
gemacht und seien sogar hinter 
einigen der arabischen Staaten 
zurückgefallen, die immerhin da- 
mit begonnen hätten, mit Israel 
über Joint Projects für Stromer- 
zeugung und auf anderen infra- 
strukturellen Gebieten zu ver- 
handeln. 


Rabin führte aus, daß Agypter, 
Israelis und Palästinenser bereits 
über ein gemeinsames Projekt 
zur Stromversorgung gesprochen 
hätten, und einer der arabischen 
Golfstaaten sei bereit, mit Israel 
einen Vertrag zum Bau einer Erd- 
gaspipeline zu unterzeichnen. 
Diese Schritte von arabischer 
Seite seien besonders bedeut- 
sam, weil der arabische Boykott 
gegen Israel immer noch in Kraft 
ist. oO 


Israel schlägt 
Kanal 

Rotes Meer- 
Totes Meer vor 


Israel schlug auf der vierten Sit- 
zung der Wasserarbeitsgruppe in 
Peking den Bau eines Kanals zur 
Verbindung des Roten Meers mit 
dem Toten Meer vor. Die Gruppe 
ist eine multilaterale Organisa- 
tion, die daran arbeitet, die Was- 
serkrise im Nahen Osten zu lö- 
sen. Die »Chicago Tribune« be- 
richtete, daß die Delegierten auf 
der Sitzung, die 45 Länder reprä- 
sentierten, »den Vorschlag als 
Teillösung« des uralten Konflikts 
über Wasser »begrüßten«. Der 
künstlich hergestellte Fluß würde 
genug elektrischen Strom erzeu- 
gen, um Seewasser zu entsalzen 
und etwa eine Milliarde Kubik- 
meter Frischwasser liefern. 


Indessen planen Palästinensisch- 
Amerikaner, eine Bank zu grün- 


den, die in den Vereinigten Staa- 
ten durch erfolgreiche Palästi- 
nenser mit Kapital versorgt wird, 
um Bauprodukte und Geschäfts- 
unternehmen in Gaza und Jeri- 
cho zu finanzieren, verlautet aus 
palästinensischen Kreisen. Wie 
verlautet, verlagert sich die Stim- 
mung unter Palästinensern in den 
Vereinigten Staaten entschei- 
dend zugunsten des Israel-PLO- 
Abkommens, weitgehend deswe- 
gen, weil sie von ihren Verwand- 
ten in Palästina gehört hätten, 
die über die Aussichten für Frie- 
den durchaus positiv in die Zu- 
kunft schauen. 


»Wir haben zu lange auf diese 
Chance gewartet«, sagte ein In- 
formant kürzlich auf einer Pri- 
vatsitzung in Houston. »Es wäre 
närrisch zu sagen, daß wir das is- 
raelische Angebot abschlagen 
sollten, weil es nicht das Beste 
ist, was wirtun könnten. Wir müs- 
sen dafür sorgen, daß es funktio- 
niert«, 


Mitglieder einer palästinensisch- 
amerikanischen Delegation be- 
reisten im November Israel und 
das Westufer und trafen später 
mit Offiziellen mehrerer arabi- 
scher Golfstaaten zusammen, um 
weitere Gelder für die Bank zu 
bekommen. 

Der Vorsitzende der PLO, Jassir 
Arafat, hat König Hassan von 
Marokko gebeten, arabische 
Staaten dahin zu drängen, Ver- 
mögenswerte der PLO, die wäh- 
rend des Kriegs am Persischen 
Golf eingefroren wurden, freizu- 
geben, berichtete Reuters. Ara- 
fat hob hervor, daß das Friedens- 
abkommen mit Israel »enorme fi- 
nanzielle Hilfsmittel« benötigt. 
Wie Offizielle der PLO berich- 
ten, belaufen sich von drei Golf- 
staaten eingefrorene Vermögens- 
werte auf 336 Millionen Dollar, 
wovon 120 Millionen Dollar von 
Kuwait eingefroren wurden. 
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Neue Weltordnung 


Die Satanisten 
auf dem 
Vormarsch 


Peter Blackwood 


Wenn man die Geschichte der auf dem Ergebnis beruhenden Bil- 
dung (Outcome-Based-Education - OBE) zurückverfolgt, entdeckt 
man die sehr einflußreiche Rolle einer erklärten Satanistin, inzwi- 
schen verstorben, namens Alice Bailey, Gründerin des Lucifer Trust. 
Jetzt Lucis Trust genannt, hat ihre Gruppe heute ein religiöses Zen- 
trum bei den Vereinten Nationen, das sich der Temple of Understan- 
ding - Tempel des Verstehens - nennt. Ein prominenter Gesellschaf- 
ter des Luecis Trust ist der ehemalige assitierende Generalsekretär 
der Vereinten Nationen Robert Muller, der damit prahlt, daß sein 
»World Curriculum« (»Welt-Lehrplan«) von 1986 die Grundlage der 
OBE sei. Ein besonderes Planungsteam der Vereinten Nationen für 
OBE, eines der 11 Planungsteams der USA, lief über die University 
of Peace, deren Kanzler Muller zur Zeit ist. 


Was ist dieser Lucis Trust? Seine 
offiziellen Repräsentanten wer- 
den Ihnen heute sagen, daß er 
nicht wirklich etwas mit dem Teu- 
fel zu tun habe; aber unter Druck 
gesetzt, geben sie zu, daß Lucis 
sich in der Tat auf Lucifer (Luzi- 
fer) bezieht. Der Hinweis ist ein 
Eckstein des Dogmas der gnosti- 
schen Bewegung, eine oligarchi- 
sche Bewegung, die sich dem 
Umsturz des Christentums ge- 
widmet hat. Die Luziferianer be- 
haupten, den kosmischen Chri- 
stus zu verehren, der einer der 
vielen auferstandenen Meister 
sei, die den Körper sowohl von 
Moses und Jesus als auch von an- 
deren Propheten bewohnten. 
Christus, sagen sie, war auch Lu- 
zifer, der Lichtspender. 


Theosophische 
Gesellschaft und 
Lucis Trust 


Alice Bailey war, obwohl den 
meisten Menschen unbekannt, 
eine sehr zwielichtige und sehr 
einflußreiche Person. Sylvia 
Cranston nennt Bailey in ihrer 
Biographie über Helena Bla- 
vatsky, Gründerin der Theoso- 
phical Society (Theosophische 
Gesellschaft) von der der Lucis 
Trust ein Ableger war, eine der 
bedeutendsten Denkerinnen des 
20. Jahrhunderts. Die Biogra- 
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phie, 1993 veröffentlicht, wurde 
in den Medien weithin angeprie- 
sen und gefördert. 


Bailey wurde 1880 in Manche- 
ster, England, in einer. Familie 
wohlhabender Landaristokraten 
geboren, die in den gesellschaftli- 
chen Kreisen von Queen Victoria 
verkehrten. Sie arbeitete vor ih- 
rer Konvertierung zur Theoso- 
phie im Jahre 1915 als christliche 
Evangelistin. Bailey blieb ihre 
ganze satanische Karriere hin- 
durch mit ihrer Familie, zu der 
eine Tante gehörte, die Hauptdia- 
konin der Church of Scotland 
war, eng verbunden. Ihre okkulte 
satanische Vorgängerin, Helena 
Petrova Blavatsky, war die Enke- 
lin einer russischen Prinzessin 
und verkehrte in den Kreisen der 
europäischen Königsfamilien. 


Der satanische Einfluß 
beginnt im Kindergarten 


1919 schrieb Alice Bailey das er- 
ste von vielen Büchern, die ihr, 
wie sie schreibt, entweder dik- 
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tiert oder telepathisch übermit- 
telt wurden durch einen toten ti- 
betanischen »auferstandenen 
Meister, der Jesus Christus nahe- 
stand«, dem auch Helena Bla- 
vatsky bekannt war. Die Werke 
dieses Tibeters, wie sie vom Lucis 
Trust veröffentlicht werden, bil- 
den die »zugrundeliegende Philo- 
sophie, auf der die Robert Muller 
School beruht«, heißt es in dem 
Vorwort des World Core Curri- 
culum Manual der Robert Muller 
School. Diese Schulen, die »teil- 
nehmende Institutionen am 
Unesco Associated Schools Pro- 
jekt in Education for Internatio- 


nal Cooperation und Peace« 
sind, beginnen mit dem Kinder- 
garten. 


Bailey veröffentlichte nach und 
nach 25 Bücher, die bedeutend- 
sten davon sind »Education in 
the New Age« und »The Externa- 
lization of the Hierarchy«. Beide 
heben die Notwendigkeit hervor, 
daß die okkulten Studenten ihrer 
Arcane School klammheimlich in 
alle Arten von Bildungs-, Frie- 
dens- und andere Organisationen 
eindringen. Sie sagt ihren Anhän- 
gern, die in erster Linie sehr 
wohlhabend und sehr gebildet 
sind, ihre Mission bestehe darin, 
ihre eigene persönliche Identität 
aufzugeben, um die höhere 
Macht des »Gruppenwillens« zu 
erreichen, in Werken, die von 
den »auferstandenen Meistern« 
enthüllt werden. 


Der Gedanke der Gruppeniden- 
tität, schreibt Bailey, ist für das 
Aquarian Age (Aquarianische 
Zeitalter), in das wir jetzt eintre- 
ten, notwendig. Einzelidentität 
und Einzelseele sind überholte 
Gedanken, die zum christlichen 
Zeitalter gehören, das, wie sie 


Baphomet. Pantheistisches 
und magisches Bild des Abso- 
Iuten. Auf der Stirn das Zei- 
chen des Makrokosmos. 


behaupten, in den dreißiger Jah- 
ren damit begann, abgelöst zu 
werden. 


Nach Baileys Schriften der dreißi- 
ger Jahre wird das Aquarianische 
Zeitalter erst in den siebziger 
Jahren voll ausbrechen. Die Ein- 
zelseele, schreibt sie, ist bedeu- 
tungslos, weil die Seele als etwas 
ganz Anderes in einem neuen 
Körper in einem neuen Leben 
wieder Fleisch wird. Die Wieder- 
fleischwerdung, ein Glaubens- 
grundsatz Baileys und der Theo- 
sophisten, rechtfertigt mit einem 
Schlag Rassismus, Selbstmord 
des »Minderwertigen«, Eugenik 
und Euthanasie. Mach’ Dir keine 
Sorgen, Kumpel, wenn Du als 
Minderwertiger geboren wur- 
dest, weil Du im nächsten Leben 
besser sein wirst. 


Das Zeugnis 
einer Hexe 


Der Vater dieser satanischen 
Ideologie war Friedrich Nietz- 
sche, der das Ende des christli- 
chen Zeitalters und das Herein- 
brechen des Aquarianischen oder 
Dionysischen Zeitalters ankün- 
digte. Nach Nietzsches Tod im 
Jahre 1900 begann eine Reihe 
von Spinnern und Kultisten, ein- 
schließlich Alice Baily und ihr sa- 
tanischer Bruder Aleister Crow- 
ley (1875-1945) damit, Institutio- 
nen zu entwickeln, die in das 
»Neue Zeitalter« führen sollen. 
Crowley ist besser bekannt, 
durch das Wiederauflebens sei- 
ner Werke im Volk in der Rock- 
Drogen-Sex-Gegenkultur der 
sechziger Jahre. Er nannte sich 
das Great Beast 666 (Das Große 
Biest 666) und wurde häufig als 
der übelste Mann in England be- 
zeichnet. Crowley liebte es, sei- 
nen Gott Satan zu nennen, wäh- 
rend Bailey den Namen Luzifer 
wählte. 


Bailey und Crowley hatten min- 
destens einen gemeinsamen Ge- 
sellschafter, den britischen Ro- 
manschreiber und Verfasser des 
Buches »The Cosmic Christ« 
(1930) Violet Chambers Twee- 
dale. Tweedale war zusammen 
mit Crowley Mitglied des satani- 
schen Order ofthe Golden Dawn 
(Orden der Goldenen Morgen- 
dämmerung). Bailey beschreibt 
ihre Zusammenkunft mit Twee- 
dale in Ascona, Italien, im Jahre 
1932 als eines der bedeutendsten 
Ereignisse, die ihr jemals gesche- 
hen seien. 


Es war US-Präsident Franklin D. Roosevelt, der das okkulte Sym- 
bol auf der Rückseite der Ein-Dollar-Note 1993 setzen ließ. 


Während Crowlew, Satan offen 
verehrte, war Baileys Schrift, die 
Menschen in die Hölle zu zerren, 
diejenige vor der in Korinther I, 
Vers 11, gewarnt wird: Sie klei- 
dete sich in dem Licht des guten 
Willens gegenüber dem Men- 
schen und predigte einen magi- 
schen Okkultismus. Baileys An- 
hänger, wie die Theosophen, be- 
haupten, daß sie nur die »weiße« 
Magik praktizieren, anders als 
ihr Glaubensbruder Crowley, 
der, wie sie es formulieren, ein 
»schwarzer« Magier war. 


Bailey wurde erstmals 1915 in der 
okkulten Bewegung aktiv, als sie 
der Theosophic Society beitrat, 
die damals ihren Sitz in Holly- 
wood hatte. Ihre Einführung in 
die Theosophie erfolgte durch 
zwei Frauen »des gleichen aristo- 
kratischen gesellschaftlichen Sta- 
tus« wie sie, die sie dann zwei an- 
deren älteren Damen vorstellte, 
die persönliche Studenten von 
Helena Blavatsky waren. Sie 
stieg schnell in ihren Reihen em- 
por und heiratete 1921 Foster 
Bailey, der 1919 zum landeswei- 
ten Sekretär von Blavatskys 
Theosophic Society geworden 
und der auch ein hochgradiger 
Freimaurer war. 


Ende 1919 wurde Alice Bailey 
Herausgeberin der theosophi- 
schen Zeitschrift »The Messen- 


ger«. Dieser Job dauerte nur bis 
1920, als ihr Mann auf der Jahres- 
versammlung ihrer Gesellschaft 
einen Parteienkampf um die Lei- 
tung der Theosophischen Gesell- 
schaft führte. Beide Baileys hat- 
ten für eine schnelle Infiltration 
nicht-okkultischer Institutionen 
plädiert, es gelang ihnen aber 
nicht, für ihren Standpunkt eine 
Mehrheit zu finden. 


Satanisten, Sozialisten 
und Freimaurer 


Die Baileys verlegten 1921 ihr Be- 
tätigungsfeld nach New York, als, 
wahrscheinlich durch Fosters frei- 
maurerische Verbindungen, ihm 
von Ernest Suffern von der Theo- 
sophical Association in New 
York, ein Haus, ein Arbeitsplatz 
und ein Podium angeboten 
wurde, auf der er seine Bemü- 
hungen in Richtung auf einen ok- 
kulten Ausbruch fortsetzen 
konnte. Alice Bailey rief in New 
York City eine Unterrichtsklasse 
über Blavatskys Secret Doctrine 
(Geheime Lehre) ins Leben. 
Diese Klasse wurde im April 1923 
zur Arcane School. 


Bis 1947 hatten rund 30000 Stu- 
denten die Arcane School durch- 
laufen, heißt es in Alice Baileys 
Autobiographie. Die Arcane 
School, der Lucis Trust und eine 


dritte Bailey-Gruppe, World 
Goodwill, nahmen in 11 West 
42nd Street in Manhattan die 
obersten zwei Etagen ein. 


Die Baileys erhielten 1925 einen 
Auftrieb von höherer Stelle, als 
Graham Phelps Stokes ihnen für 
mehrere Jahre auf Long Island 
Sound in Stamford, Connecticut, 
mietfrei eine große Wohnung mit 
Aussicht auf den Strand und ei- 
nem Bedienstetenquartier an- 
bot. 


Phelps Stokes war Vorstandsvor- 
sitzender der Phelps Stokes Cor- 
poration, der Nevada Company, 
der Nevada Central Railroad 
Company und der Nevada Cen- 
tral Motor Lines. 


Stokes Stammbaum vermittelt ei- 
nen Eindruck von den Kreisen, 
in denen Bailey sich bewegte und 
die ihre okkulten Bemühungen 
unterstützten. Er war Mitglied 
der National Executive Commit- 
tee der Socialist Party und Präsi- 
dent der Intercollegiate Socialist 
Society, bevor er 1917 zur Social 
Democratic League überwech- 
selte. 


Abgesehen davon, daß er für 
mehrere Amter der Sozialisten 
kandidierte, war Stokes ein Akti- 
vist in den militärischen Reservi- 
sten- und Offiziersverbänden 
und Vorsitzender der National 
Defense for the Military-Naval 
Club. 


Die Familie Stokes steckte ihre 
Söhne in die Episcopal Church 
und der mit Rockefeller verbün- 
deten Eugenik-Bewegung, sowie 
Geschäfts- und Bildungsbetriebe 
in China, Indien und anderen Tei- 
len Asiens. Ei] 
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Rußland 


Front gegen 
die inter- 
nationalen 
Banker 


Warren Hough 


Die Russen nehmen ihr eigenes Schicksal in die Hand, indem sie 
Operationen der internationalen Banken, die das Land ausgeplün- 
dert haben, in ihrem Heimatland verbieten. 


Mit einem erstaunlichen Flip- 
Flop, der das Haus Rockefeller 
erschütterte, gab der russische 
Präsident Boris Jelzin am 20. No- 
vember 1993 bekannt, daß die 
Konzessionen unter denen der 
Bankenkonzern Chase Man- 
hattan und andere große interna- 
tionale Banken in Rußland Ge- 
schäfte tätigen, für zwei Jahre 
aufgehoben werden. 


Vertrauen für die eigene 
Währung schaffen 


Im Januar 1996 dürfen sie sich 
wieder um das Recht, dort Ge- 
schäfte zu tätigen, bewerben, 
aber sie werden nicht automa- 
tisch wieder zugelassen. Sie sind 
bereits gewarnt worden, daß ihre 
Neuanträge genau unter die 
Lupe genommen werden. Die in 
dem Verbotsbeschluß genannten 
Banken sind, abgesehen von 
Chase, Credit Suisse, AB Bank 
of the Netherlands, Citibank, 
Yapi Bank of Turkey und die Ha- 
poalim Bank of Israel. 


Außerdem haben die russischen 
Behörden ihre Absicht bekun- 
det, Devisen, einschließlich des 
US-Dollar, aus dem Verkehr zu 
ziehen. Sie gehen dabei stufen- 
weise vor, in dem Bemühen, das 
Vertrauen der Öffentlichkeit in 
die von der nachkommunisti- 
schen Regierung ausgegebene 
einheimische Währung aufzu- 
bauen. 

»Das Verbot schlug wie eine 
Bombe ein, weil David Rockefel- 


22 [SODE 2/1994 


David Rockefeller und seine 
Chase Manhatten Bank muß- 
ten zum ersten Mal in Moskau 
erleben, daß die Konzession 
für seine Bank für zwei Jahre 
aufgehoben wurde. Das Ver- 
bot, das auch andere ausländi- 
sche Banken traf, schlug wie 
eine Bombe ein. 


ler insgeheim Jelzins Machtspiele 
mit Deals hinter den Kulissen 
und Zahlungen gedeckt hat«, er- 
läuterte Andrew Rowe, ein altge- 
dienter britischer Korrespondent 
in Moskau. »Innerhalb von Stun- 
den, nachdem die Entscheidung 
bekanntgemacht worden war, 


rief das Weiße Haus Moskau über 
den heißen Draht an, um zu war- 
nen, daß Rockefeller wütend 
ist.« 


Der russische Finanzminister Bo- 
ris Fyodorow reagierte beruhi- 
gend und sagte, daß Chase und 
andere transnationale Geldzen- 
tren nicht auf Dauer ausgeschlos- 
sen worden seien. Es sei ihnen 
»lediglich« untersagt, bis Januar 
1996 für russische Bürger Finanz- 
dienste zu leisten. 


Aber in Privatgesprächen waren 
russische Regierungsbeamte we- 
niger umschweifend: »Außer- 
halb des Protokolls sagte Fyodo- 
row ganz einfach, daß ausländi- 
sche Banken wie Chase »uns 
blind stehlen««, erläuterte Gen- 
nady Kotlow, ein ehemaliger 
Wirtschaftsberater für Jelzin, der 
derzeit der Weltbank beigeordnet 
ist. 


In der Lounge für UNO-Dele- 
gierte übten russische Diploma- 
ten gleichermaßen Kritik an der 
von Rockefeller angeführten In- 
vasion der Geldmärkte des Lan- 
des. 


Wie Verbrechensgewinne 
gewaschen werden 


»Diese Wall Street Finanziers sol- 
len uns lehren, ein »Freihandels«- 
Bankwesen zu betreiben«, argu- 
mentierte ein hochstehender rus- 
sischer Delegierter mit steigen- 
der Verärgerung. »In Wirklich- 
keit zeigen sie unseren Geschäfts- 
führern, wie man Verbrechens- 
profite wäscht, wie Bücher ge- 
türkt werden, wie die Währung 
verwässert wird, wie weltweite 
Bargeldkanäle für Schwindler 
und für illegales Fluchtkapital 
eingerichtet werden, wie man die 
Aufsichtsbehörden hinters Licht 
führt und wie man schnell reich 
wird. Es war höchste Zeit, sie hin- 
auszuwerfen.« 


Ein Chor der Zustimmung von 
seinen Kollegen deutete auf ein- 
stimmige Ablehnung des Bank- 
wesens ä la Rockefeller unter die- 
sen gut unterrichteten Beobach- 
tern hin. 


Wenige Tage zuvor hatte Alek- 
sander Solschenitzyn, Rußlands 
bedeutendster Schriftsteller, in 
einer Ansprache bitter davor ge- 
warnt, daß die Einführung des 
»abstoßenden« Kapitalismus in 
der ehemaligen Sowjetunion die 


Schleusen für »Plünderung des 
Wohlstands des Landes geöffnet, 
etwas was die Welt noch nicht ge- 
sehen hat«. 


»Um die Ungeheuerlichkeit des- 
sen, worüber Solschenitzyn re- 
det, zu begreifen, sehe man sich 
nur einmal die vertraulichen Be- 
richte an, die die Weltbank unter 
ihren leitenden Herren in Um- 
lauf gebracht hat«, berichtete 
Kotlow. »Sie enthüllen, daß in 
Rußland sage und schreibe die 
Hälfte der Exporte des Landes - 
Gold, Diamanten, Ol, Pelze, so- 
gar Erdgas, regelmäßig gestohlen 
werden.« 


Jelzin muß das Verbot 
rückgängig machen 


Im örtlichen Bereich wird ein 
Großteil der Plünderei von kor- 
rupten Geschäftsführern arran- 
giert, unter ihnen, wie Solsche- 
nitzyn es ausdrückte, »Millionen 
von einstigen kommunistischen 
Kaders«, die immer noch Ruß- 
lands Bürokratie dominieren. 
Aber diese »wilden Plünderer 
müssen mit den internationalen 
Bankern Hand in Hand arbeiten, 
um illegale Gewinne zu erzielen, 
die komplizierte Finanzmanöver 
und deftige Geldwäsche erforder- 
lich machen«, erläuterte Kotlow. 


In New York City gab es zuver- 
sichtliche Voraussagen auf jeder 
Seite, von der Wall Street bis zum 
Council of Foreign Relations — 
das Schattenregierungszentrum, 
wo die Intellektuellen des Hau- 
ses Rockefeller die Drähte der 
amerikanischen Außenpolitik 
ziehen - dahingehend, daß Jelzin 
schnell dazu überredet werde, 
sein Verbot für ausländische Ban- 
ken rückgängig zu machen. Aber 
gut unterrichtete Kreise der Ver- 
einten Nationen waren sich des- 
sen nicht so sicher. 


»Das Zerren an der Charter von 
Chase und ihrer Verbündeten ist 
fast überall ein populärer Schritt, 
aber besonders in Rußland«, 
warnte Alain de Segonzac, ein 
Kommentator zu auswärtigen 
Angelegenheiten Frankreichs. 


»Natürlich ist Jelzins eigener in- 
nerer Kreis berüchtigt für seine 
Gier und Gewinnsucht; schließ- 
lich könnte Rockefeller einen 
Weg finden, um seine Familien- 
bank in Moskau neu zu eröffnen. 
Aber es wird ihn eine Menge ko- 
sten.« 


USA 


Die dubiosen 


Regierung 


Andrew Arnold 


Die amerikanische Bundesregierung hat das US-Claims Court in 
Washington aufgefordert, einen Anspruch des texanischen Ge- 
schäftsmannes Tommy Buckley auf Obligationszertifikate in Höhe 
von nahezu zwei Billionen Dollar zurückzuweisen. 


Buckley behauptet, die Zertifi- 
kate seien in US-Dollar ausge- 
stellt und werden von der Schwei- 
zer Regierung garantiert. Er er- 
hielt die Vermögenswerte von 
Edison Damanik, ein indonesi- 
scher Staatsbürger. 


Riesige Ansprüche an 
die US-Bundesbank 


Der Kapitalbetrag auf den Zerti- 
fikaten wird auf fast 800 Milliar- 
den Dollar geschätzt. Kapital 
und Zinsen zusammen belaufen 
sich auf etwa 1,8 Billionen Dollar, 
äußerte Buckley. 


Die Zertifikate, zwischen 1954 
und 1977 datiert, sind falsch, sa- 
gen Gerichtsexperten der ameri- 
kanischen Regierung, die die Do- 
kumente untersuchten, nachdem 
sie von Buckley und seinen Ge- 
schäftspartnern in Dallas be- 
schlagnahmt wurden. 


Aus Gerichtsberichten geht her- 
vor, daß Buckleys Zertifikate 
»mit einer Kombination von Off- 
setdruck schlechter Qualität, 
Stempelkissen und »aufgedrück- 
ten< und »aufgeriebenen< Buch- 
staben und Zahlen« hergestellt 
wurden. 


Darüber hinaus hat das Treasury 
Department »keine Akte« über 
irgendeinen der angeblichen Ver- 
käufe. 


Ein Zertifikat, vom Secret Ser- 
vice beschlagnahmt, als Buckley 
im Februar 1993 versuchte, es bei 
der Federal Reserve Bank in Dal- 
las einzulösen, hat einen Nenn- 
wert von 278 Milliarden Dollar, 


US-Finanzminister Liyod Bentsen ist über den Anspruch des texa- 
nischen Geschäftsmannes Tommy Buckley nicht überrascht. 


auf 1955 zurückgehend. Es ist auf 
Mohammed Reza Pahlevi - 
Schah von Persien — ausgestellt. 
Buckley versucht, drei Prozent, 
oder 8,84 Milliarden Dollar, zu 
beanspruchen. 


Ein straffreier 
»Betrug« 


Buckleys Anspruch richtet sich 
sowohl gegen die Federal Re- 
serve Bank of Dallas als auch ge- 
gen den amerikanischen Treasury 
Secretary (Finanzminister) Lloyd 
Bentsen. 


Ein Memorandum des Finanzmi- 
nisteriums besagt, daß das Zerti- 
fikat die Staatsschuld für das 
Jahr, in dem es gedruckt wurde, 
überschreitet. In Gerichtsdoku- 
menten wurde es als »unecht« be- 
zeichnet. Außerdem geht aus 
FBI-Akten hervor, daß »Buckley 


in mindestens zwei vorangegan- 
genen Fällen in Versuche, betrü- 
gerische Sicherheitspapiere zu 
begeben«, verwickelt war. 


Buckley und Damanik versuch- 
ten 1989 in Los Angeles, 50 Mil- 
liarden Yen in japanischen Staats- 
obligationen einzulösen, heißt es 
in Gerichtsberichten. Buckley 
war 1990 auch in einen erfolgrei- 
chen Plan verwickelt, 17,25 Mil- 
lionen Pfund Sterling von den 
Briten zu kassieren. 


»Die einzigen betrügerischen Si- 
cherheitspapiere, laut Ronald 
Sprinkle und das FBI, um die es 
sich hier handelt, sind jene gülti- 
gen Zertifikate, die die Regie- 
rung vorzieht, anders zu nennen, 
um ihre Verschleierung aufrecht- 
zuerhalten«, sagte Buckley. 
»Wenn sie betrügerisch sind, 
warum sitze ich nicht für immer 
im Gefängnis.« 


Das Zertifikat, das der US- 
Bundesbank präsentiert wird, 
lautet auf einen Nennwert von 
278 Milliarden Dollar und ist 
auf Mohammed Reza Pahlevi, 
Schah von Persien, ausge- 
stellt. 


Aus Gerichtsdokumenten geht 
hervor, daß die amerikanische 
Regierung Buckley deswegen 
niemals strafrechtlich verfolgt 
habe, weil es so schwierig sei, in 
diesen Fällen eine Absicht nach- 
zuweisen. »Wenn sie glaubt, daß 
die Zertifikate echt sind, ist er 
dazu berechtigt, sie durchzuset- 
zen«, sagte ein Anwalt der Regie- 
rung. 


Die Vertuschung 
der Regierung 


»Wir kennen den vom amerikani- 
schen Außenministerium gestell- 
ten Antrag, den Fall abzuwei- 
sen«, sagte Buckley »die in dem 
Antrag der Regierung enthalte- 
nen Erklärungen sind nichts 
Neues. 


Wir werden eine Absichtserklä- 
rung, vor Gericht auszusagen, 
vorlegen, und wir werden diese 
Aussagen bei einem Richter des 
Obersten Gerichts beginnen, der 
seit über einem Jahr nicht nur un- 
sere Seite dieser Klage verifiziert 
hat, sondern auch die Vertu- 
schung der Regierung in bezug 
auf Treasurygate«, setzte er 
hinzu. »Dies wird für »die 
schlechten Kerle< in Washington 
gewaltige Probleme mit sich brin- 
gen.« oO 
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Europa- 
Journal 


Die Europäer 
leben nicht vom 
Brot allein 


Von 25,2 Prozent im Jahr 1977 
auf 20,5 Prozent im Jahr 1991 -so 
deutlich ging der Einkommens- 
anteil zurück, den europäische 
Familien für Lebensmittel, Ge- 
tränke und Tabak ausgaben. 
Diese stetige Entwicklung ist in 
allen Mitgliedstaaten zu beob- 
achten und erklärt sich daraus, 
daß die Gemeinschaftsbürger all- 
gemein mehr verdienen. Je stär- 
ker die Einkommen steigen, de- 
sto niedriger ist der Prozentsatz 
der Aufwendungen für lebens- 
wichtige Güter. Das Phänomen 
ist in allen Industrieländern zu 
beobachten. So sank der Anteil 
in den Vereinigten Staaten von 
16,4 Prozent auf 13,1 Prozent, in 
Japan von 27,5 Prozent auf 20,7 
Prozent. 


In der Europäischen Union gibt 
es je nach Mitgliedstaat erhebli- 
che Unterschiede. Während die 
Niederlande mit 15,4 Prozent 
und Deutschland mit 16,2 Pro- 
zent ungefähr amerikanischen 
Standard erreichen, sind Grie- 
chenland (37 Prozent) und Irland 
(36,4 Prozent) noch weit davon 
entfernt. Doch in Irland wurden 
1977 noch 43,3 Prozent des Ein- 
kommens für Nahrungsmittel 
ausgegeben. Den deutlichsten 
Rückgang verzeichnete Italien 
(von 31,7 Prozent auf 20,2 Pro- 
zent), Großbritannien (von 30,1 
Prozent auf 21,9 Prozent) und 
Spanien (von 29,5 Prozent auf 
20,9 Prozent). Lediglich in Grie- 
cheland konnten nur 1,9 Prozent- 
punkte Differenz erzielt werden. 
Einen ähnlichen, wenn auch 
nicht ganz so starken Rückgang, 
kann man bei Bekleidung (von 
8,5 Prozent auf 7,7 Prozent, aller- 
dings mit Steigerungen in Spa- 
nien und Irland) sowie bei Mö- 
beln und Haushaltwaren (von 9,1 
Prozent auf 8,2 Prozent — mit 
Ausnahme von Irland, Italien 
und Luxemburg) beobachten. 


Daraus ergibt sich, daß immer 
mehr Geld für andere Güter und 
Dienstleistungen wie Reisen, 
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Körperpflege, Restaurantbesu- 
che zur Verfügung steht. Der Ge- 
meinschaftsdurchschnitt ist von 
11,8 Prozent auf 15,1 Prozent ge- 
stiegen, wobei sich Spanien als 
europäischer Spitzenreiter er- 
wies (von 14,7 Prozent auf 25,3 
Prozent). Bemerkenswerte Fort- 
schritte haben auch Großbritan- 
nien (von 12,2 Prozent auf 18,5 
Prozent) und Italien (von 13,2 
Prozent auf 17,1 Prozent) erzielt. 
Zurückhaltender zeigten sich die 
Luxemburger (von 13,6 Prozent 
auf 14,3 Prozent), die Deutschen 
(von 8,8 Prozent auf 9,9 Prozent) 
und die Franzosen (von 12,9 Pro- 
zent auf 14,1 Prozent). 


Auch die Wohnkosten sind allge- 
mein gestiegen (von 15,6 Prozent 
auf 17,2 Prozent), wobei Irland (- 
0,7 Prozent) und Spanien (- 2,8 
Prozent) eine Ausnahme bilden. 
Auch in diesem Bereich gibt es 
entscheidende Unterschiede zwi- 
schen den einzelnen Mitglied- 
staaten. So werden in Griechen- 
land hierfür nur 12,5 Prozent des 
Familienbudgets aufgewendet, in 
Dänemark dagegen 27,7 Pro- 
zent. Gestiegen sind auch die Ko- 
sten für Verkehr und Kommuni- 
kation (von 13,8 Prozent auf 15,1 
Prozent). Nur Irland bildet wie- 
der eine Ausnahme mit einem 
Rückgang um 0,2 Prozent- 
punkte. 


Bei Freizeit, Unterhaltung und 
Bildung ist eine Stagnation fest- 
zustellen, und zwar sowohl uni- 
onsweit als auch in den meisten 
Mitgliedstaaten. Waren es 1977 
noch 8,5 Prozent, so sindesheute 
8,6 Prozent. Am »verschwende- 
rischsten« sind die Iren (11,1 Pro- 
zent), die Niederländer (10,5 
Prozent) und die Dänen (10,2 
Prozent). Am wenigsten Inter- 
esse zeigen die Luxemburger (4,2 
Prozent), Griechen (5,7 Pro- 
zent), Spanier und Belgier (6,6 
Prozent). MM] 


Europäisches 
Parlament will 
das Klonen 
verbieten 


Das Europäische Parlament ist 
gegen die »Fabrikation« mensch- 
licher Embryos, wie sie kürzlich 
erstmals amerikanischen For- 
schern gelungen ist. Für die euro- 
päischen Abgeordneten bedeu- 


ten solche Experimente einen 
Verstoß gegen die Menschen- 
rechte und können Wasser auf die 
Mühlen der »Zauberlehrlinge« 
sein, die nur darauf warten, die 
menschliche Spezies durch Mani- 
pulationen zu »verbessern«. Da- 
her hat das Europäische Parla- 
ment eine Entschließung ange- 
nommen, die das Totalverbot die- 
ser Klon-Experimente in der Eu- 
ropäischen Union fordert. Der 
Deutsche Bundestag hatte be- 
reits eine ähnliche Initiative er- 
griffen. oO 


Rußland 
versucht den 
Vertrag über 
konventionelle 
Waffen zu 
durchbrechen 


Die russische Regierung hat die 
türkische Regierung davon unter- 
richtet, daß sie den Vertrag über 
Conventional Forces in Europe 
(CFE), der 1990 unterzeichnet 
wurde, abändern will, um eine 
größere Stationierung des russi- 
schen Militärs an seinen beiden 
Flügeln - seine Grenzen mit Nor- 
wegen und der Türkei -zu ermög- 
lichen. Ein Brief des Präsidenten 
Boris Jelzin, in dem diese Forde- 
rung gestellt wird, wurde an Mini- 
sterpräsident Tansu Ciller und 
auch an das Oberkommando der 
NATO geschickt. Er sickerte 
dann in die türkische Presse 
durch. 


Bei der Bewertung dieser Forde- 
rung stellte ein Informant aus tür- 
kischen Regierungskreisen fest: 
»Natürlich, Rußland wird in den 
Kaukasus zurückkehren, nach- 
dem es die armenische Karte er- 
folgreich ausgespielt hat. Arme- 
niens kürzliche militärischen 
Siege wurden von Moskau geför- 
dert, um den ehemaligen aser- 
baidschanischen Präsidenten Ab- 
ulfaz Elcibey in ausreichendem 
Maße in Mißkredit zu bringen, so 
daß Moskau Gaidar Alijew an die 
Macht bringen kann. Bald wer- 
den russische Soldaten auf azeri- 
schem Territorium, das Arme- 
nien erobert hat, aber jetzt unter 
russischem Druck wieder aufge- 
ben wird, Polizeigewalt ausüben. 
Und das ist erst der Anfang, wie 
die Drohung, den Vertrag zu kün- 


digen, beweist. Und dennoch will 
in Washington jedermann hoch 
hinaus.« 


Sich auf Erklärungen des US- 
Präsidenten Bill Clinton und an- 
derer amerikanischer Regie- 
rungsbeamter beziehend, die Jel- 
zin bei seiner Kraftprobe mit dem 
russischen Parlament unterstütz- 
ten, setzte unser Gewährsmann 
hinzu: »Leider verstehen Ameri- 
kaner, anders als die Türken, die 
russische Mentalität nicht. Jelzin 
ist als Folge der Ereignisse in den 
letzten paar Tagen erledigt; Ame- 
rikaner scheinen das nicht zu ver- 
stehen. Wer auch immer in Er- 
scheinung treten wird, um Jelzin 
abzulösen, wird eine Marionette 
der Armee und des KGB sein. 
Was auch immer geschieht, Ruß- 
lands Vorstoß zum Süden und We- 
sten wird wieder aufgenommen 
werden.« m 


Türkei will 
mehr Einfluß 
bei den 
Vereinten 
Nationen 


Der türkische Außenminister 
Hikmet Cetin forderte in einer 
Rede vor der Generalversamm- 
lung der Vereinten Nationen, 
seine Regierung wolle einen 
halbständigen Sitz im Sicher- 
heitsrat der Vereinten Nationen. 

»Die Türkei glaubt fest daran, 
daß eine Erweiterung der Mit- 
gliedschaft im Sicherheitsrat des- 
sen Wirksamkeit erhöhen 
würde«, sagte er. Dies sollte mit 
der Schaffung einer neuen Kate- 
gorie von halbständiger Mitglied- 
schaft einhergehen, die unter ei- 
ner bestimmten Anzahl von Staa- 
ten auf der Grundlage gewisser 
objektiver Kriterien, wie zum 
Beispiel Bevölkerung, geopoliti- 
sche Haltung, Wirtschaftspoten- 
tial, in der Vergangenheit gelei- 
steter Beitrag zur Erhaltung des 
Friedens und der Sicherheit un- 
ter den Völkern, und geographi- 
sche Verteilung nach dem Billig- 
keitsrecht rotiert. Er erläuterte 
nicht, was er unter »geopoliti- 
scher Haltung« versteht, auch 
nicht, wer darüber entscheiden 
wird, welche Länder sich nach 
dieser ungewöhnlichen Bestim- 
mung für diese Mitgliedschaft 
qualifizieren. 


»Da die Türkei diesen Kriterien 
voll entspricht, hält sie sich als 
Kandidat für diese neue Katego- 
rie der Mitgliedschaft für qualifi- 
ziert«, meinte Cetin. DO 


Papandreou 
signalisiert 
harten Kurs der 
Griechen auf 
dem Balkan 


In seiner ersten politischen Rede 
im Parlament hob der neuge- 
wählte griechische sozialistische 
Ministerpräsident Andreas Pa- 
pandreou hervor, er werde die 
ehemalige jugoslawische Repu- 
blik Mazedonien niemals aner- 
kennen, es sei denn, sie streiche 
das Wort Mazedonien aus ihrem 
Namen. »Wir sind entschlossen, 
keinen Staat anzuerkennen mit 
einem Namen, der das Wort Ma- 
zedonien oder dessen Ableitun- 
gen enthält«, sagte er. 


Griechenland argumentiert da- 
hingehend, daß der Name still- 
schweigend territoriale Ansprü- 
che gegen Griechenlands nördli- 
che Region, die auch Mazedo- 
nien heißt, beinhalte. 


Papandreou wies auch die von 
den Vereinten Nationen angereg- 
ten Gespräche, die von der ehe- 
maligen konservativen Regie- 
rung Griechenlands Anfang des 
Jahres 1993 begonnen worden 
waren, zurück. »Wir schätzen die 
Bemühungen des Generalsekre- 
tärs der Vereinten Nationen, aber 
wir glauben, daß eine notwen- 
dige Vorbedingung für Verhand- 
lungen die konstruktive Haltung 
der betroffenen Parteien ist. 
Aber die bisherige Erfahrung hat 
bewiesen, daß Mr. Gligorow [Ma- 
zedoniens Präsident] eine solche 
Einstellung nicht erkennen läßt 
....  Skopjes [mazedonische 
Hauptstadt] Unnachgiebigkeit 
hat wieder einmal bewahrheitet, 
daß die von der vergangenen Re- 
gierung eingeschlagene Verfah- 
rensweise in eine Sackgasse 
führt.« 


Papandreou kündigte an, seine 
Regierung werde bald einen 
Brief an die Vereinten Nationen 
schicken, der neue Vorschläge 
zur Schlichtung des Streitfalles 
enthält. 


Papandreou warnte auch, daß je- 
der Schritt durch türkische Trup- 
pen, weiteres zypriotisches Ge- 
biet zu besetzen, Krieg mit Grie- 
chenland bedeutet. »Ich möchte 
hervorheben, daß wir fest ent- 
schlossen sind, griechische Zy- 
prioten zu schützen, und daß jede 
gewaltsame Veränderung der der- 
zeitigen Situation auf Zypern als 
Kriegsursache angesehen wird«, 
warnte er. 


Sudan weist US- 
Vermittlung 

im Bürgerkrieg 
zurück 


Ein Beamter des sudanischen Au- 
Benministeriums kritisierte, daß 
die Vereinigten Staaten ihre 
Chancen, in dem sudanesischen 
Bürgerkrieg zu vermitteln, in- 
dem sie den Versuch unterneh- 
men, die beiden Hauptgruppen 
der südlichen Rebellen miteinan- 
der zu versöhnen, verspielt hät- 
ten. Laut Reuters sagte Omar 
Yousif Barido, der erste Staatsse- 
kretär in dem Ministerium, zu 
Journalisten: »Die Vereinigten 
Staaten haben sich disqualifi- 
ziert, bei der Herbeiführung des 
Friedens im Sudan irgendeine 
Rolle zu spielen.« 


Edward Moose, US-Staatssekre- 
tär für afrikanische Angelegen- 
heiten, trug in der Woche zuvor 
dazu bei, in Washington Verhand- 
lungen zwischen dem von den 
USA unterstützten John Garang, 
Gründer der aufständischen Su- 
dan People’s Liberation Army 
(SPLA), und Riak Machar, Vor- 
sitzender der rivalisierenden Par- 
teiung SPLA-United, zu arran- 
gieren. Ein Sprecher der SPLA- 
United sagte, eine Vereinbarung 
zur Versöhnung und Feuerein- 
stellung sei zwar unterschrifts- 
reif, aber Garang weigere sich, 
sie zu unterzeichnen, solange 
darin der Begriff »SPLA-Main- 
stream« enthalten sei, denn seine 
Gruppe, sagte er, ist die »ur- 
sprüngliche und einzige SPLA«. 


Barido behauptet, die Vereinig- 
ten Staaten hätten dadurch, daß 
sie die Gespräche arrangieren, 
bewiesen, daß sie, ebenso wie die 
SPLA, die Regierung in Khar- 
tum stürzen wollen und auch die 
Abtrennung des Südens begünsti- 
gen. Er sagte, die sudanesische 


Regierung habe eine Einladung, 
an den Gesprächen teilzuneh- 
men, abgelehnt, weil ihr das 
Motto der Washingtoner Ver- 
handlungen: »Sudan, die verges- 
sene Tragödie« nicht gefallen 
habe und weil die Sitzung von der 
Opposition dominiert worden 
sei. MM 


Russischer 
Publizist 
verurteilt 
Jelzins Diktatur 


Witali Tretjakow, Chefredakteur 
der russischen oppositonellen Ta- 
geszeitung »Nezavisimaja Ga- 
zeta«, wurde im Londoner »Gu- 
ardian« mit einem beißenden An- 
griff auf die neue russische Dikta- 
tur zitiert. »So wie Solschenitsyn 
und Rostropowitsch zu Bre- 
schnews Zeiten heruntergemacht 
wurden«, sagte er, »werden Men- 
schen, die wirklich um das 
Schicksal unseres Landes besorgt 
sind, diejenigen, die die Politik 
der Staatsführung in irgendeiner 
Weise kritisieren, heute als Dissi- 
denten betrachtet, als Dissiden- 
ten, mit denen man fertig werden 
muß. Der Westen hat einen kolos- 
salen und historischen Fehler be- 
gangen, und man muß wissen, 
daß politische Unterstützung aus 
dem Westen für dieses Regime, 
das innerhalb des Landes eine 
ziemlich enge Basis hat, sehr 
wichtig ist.« 


Was die Pressezensur betrifft, äu- 
Berte er: »Angst schwebt wieder 
einmal in der Luft. Viele Leute 
unter den heutigen Chefredak- 
teuren erinnern sich daran, wie 
alles zu Zeiten der bolschewisti- 
schen Partei funktionierte, und 
sie sind über alle Mechanismen 
der heutigen Herrschaft bestens 
unterrichtet. Früher wurde der 
Chefredakteur mit einer Einla- 
dung zum Zentralkomitee der 
Partei bedroht, wo er seine Mit- 
gliedskarte verlieren konnte. 
Heute gibt es andere Mechanis- 
men, die ebenso wirksam sind.« 


Der »Guardian« berichtete, daß 
Iretjakow in der vergangenen 
Zeit einen Anruf von »Vid«, ei- 
ner unabhängigen Fernsehgesell- 
schaft, bekommen habe, in dem 
Tretjakow mitgeteilt wurde, daß 
die höchsten Ebenen der Regie- 
rung darüber diskutieren, wie 


man ihn entfernen und die Zei- 
tung »ummodeln« könnte. Was 
»Ummodeln« bedeutet, wird aus 
dem Fall der »Rossiskaja Ga- 
zeta«, einst das Blatt des russi- 
schen Parlaments, das geschlos- 
sen und anschließend mit einer 
neuen Fahnenstange und Redak- 
tionsstab wieder zugelassen 
wurde, klar ersichtlich. Die Zei- 
tung druckt jetzt pflichterfüllt Jel- 
zins Erlasse ab und hält sich jeder 
Kritik an seinem Regime fern. 

Oo 


Der »Demo- 
krat« Jelzin 
schaltet die freie 
Presse ab 


Die russische Regierung unter 
Boris Jelzin ordnete die Schlie- 
Bung von 15 oppositionellen Zei- 
tungen, feuerte die Herausgeber 
zweier anderer Zeitungen und 
verbot das St. Petersburger Fern- 
sehprogramm »600 Sekunden«. 


»Prawda«, die vor dem Sturz des 
Kommunismus im August 1991 
das Organ der sowjetischen Kom- 
munistischen Partei war, mußte 
ihren Namen ändern und ihre Re- 
dakteure auswechseln; ähnliche 
Anweisungen ergingen an die 
»Sowjetskaja Rossiskaja«. In ei- 
nem entsprechenden Befehl des 
Presse- und Informationsministe- 
riums wird die Zeitung beschul- 
digt, an dem »Aufstand« vom 3. 
bis 4. Oktober 1993, der zur Er- 
stürmung des Parlamentsgebäu- 
des führte, beteiligt gewesen zu 
sein. Die meisten der geschlosse- 
nen 15 Zeitungen waren bereits 
unter dem von Jelzin verhängten 
Staatsnotstand suspendiert wor- 
den; ihnen ist nun aber befohlen 
worden, ihr Erscheinen für im- 
mer einzustellen. 


Am 15. August 1993 faxten die 
Herausgeber der Tageszeitung 
»Nezawisimaja Gazeta« eine Bot- 
schaft an westliche Zeitungen in 
Moskau und wiesen warnend dar- 
auf hin, daß die Regierung im Be- 
griff sei, sie zu verbieten oder sie 
unter die direkte Kontrolle von 
Jelzins »innerem Kreis« zu stel- 
len. Die als Vorwand für diesen 
Schritt benutzte Technik besteht 
darin, daß der gesetzliche Grün- 
der der »Nezawisimaja Gazeta« 
der Moskauer Stadtrat war, der 
inzwischen aufgelöst wurde. U 
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Britannien 


Churchills 
Image in 
Frage gestellt 


Der britische Historiker John Charmley, Verfasser des soeben her- 
ausgekommenen Buches »Churchill: The End of the Glory«, be- 
suchte Tom Valentine, Gastgeber von Radio Free America, um seine 
Untersuchungsergebnisse zu erläutern - nämlich, daß Großbritan- 
nien ein Verlierer des Zweiten Weltkriegs war, und daß die Welt 
Adolf Hitler und Josef Stalin im Kriege sich gegenseitig hätten besei- 
tigen lassen können, wäre es nicht um die internationalistischen 
Ideale von Franklin D. Roosevelt gewesen. Valentines Fragen und 
Kommentare sind in Fettdruck wiedergegeben. 


Ihr Buch hat in Merrie Old Eng- 
land einen ziemlichen Sturm aus- 
gelöst. Es heißt darin, Winston 
Churchill sei so versessen auf 
Ruhm auf dem Schlachtfeld gewe- 
sen, daß er realistische Gelegen- 
heiten mit Hitler Frieden zu 
schließen, außer acht gelassen 
habe. Dadurch habe er sein Land 
in den Ruin geführt und das briti- 
sche Weltreich verloren. 


Charmley: Mit meinem Buch 
wollte ich zwei Dinge erreichen. 
Erstens wollte ich mich selbst 
über eine, wie ich glaubte, Un- 
stimmigkeit in dem, was man die 
offizielle Version von Churchill 
nennen könnte, Gewißheit ver- 
schaffen. 


Was hat Britannien durch 
den Krieg gewonnen? 


Die meisten Historiker vertreten 
die Ansicht, Churchill sei bis 1939 
ein Politiker mit einem fehlerhaf- 
ten Urteilsvermögen gewesen. 
Es hat nur wenige Historiker ge- 
geben, die sagen, er seinach 1945 
ein Genie gewesen. Dieser Um- 
stand kam mir sehr merkwürdig 
vor. 


Wir sollen also annehmen, Chur- 
chill sei 1940 im Alter von 65 ur- 
plötzlich ein Genie geworden. 
Ich weiß nicht, welche Pille er 
einnahm, und warum diese nicht 
vermarktet wird. 


1945 nahm er wohl eine andere 
Pille oder so etwas ein und wurde 
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wieder zu dem, was er früher ein- 
mal war. Dies schien mir ganz ein- 
fach nicht miteinander vereinbar 
zu sein. 


Die zweite Frage, die ich beant- 
worten wollte, lautete: »Was hat 
Britannien durch den Krieg ge- 


N 


wonnen’« Je mehr ich versuchte, 
hierauf eine Antwort zu finden, 
die einzige, die mir einfiel, war: 
»Wir haben ein großes morali- 
sches Prestige gewonnen.« 


Aber in die Waagschale mit all 
den Dingen geworfen, die wir 
verloren haben, schien mir dies 
für einen Sieg nicht sehr viel zu 
bedeuten. 


Sie sagen, Churchill habe die 
Dinge wirklich vermasselt. 


Charmley: Ich bezweifle nicht, 
daß Churchill ein großer Mann 
war, aber seine Fehler hielten 
sich mit seinen Tugenden in etwa 
die Waage. Sein Hauptfehler 
1940 bestand darin, daß er seine 
Augen starr auf die Vergangen- 
heit richtete. Er hielt Britannien 
immer noch für eine große Welt- 
macht, die tun und lassen 
konnte, was sie wollte. Churchill 
versuchte, unter dieser Prämisse 
zu handeln. Wenn die Amerika- 
ner den Briten nicht aus der 
Klemme geholfen hätten, glaube 
ich kaum, daß es in Britannieen 
irgendwelche Zweifel darüber 
gegeben hätte, ob der Krieg für 
die Briten etwas Gutes oder 
Schlechtes war. 


Der Stellvertreter von Adolf Hitler, Rudolf Heß, mit seinem Sekre- 


tär Martin Bormann vor seinem Abflug im Führerhauptquartier. 


Wenn Churchill sich 1939 aus dem 
Krieg herausgehalten und es Hit- 
ler und Stalin überlassen hätte, 
ihn auszufechten, dann, schrei- 
ben Sie, hätte einer von ihnen ge- 
wonnen, aber keiner von ihnen 
wäre noch in der Lage gewesen, 
die übrige Welt zu belästigen. 


Charmley: Das glaube ich ganz 
gewiß. Von Britanniens Stand- 
punkt aus gesehen wären damit, 
daß Rußland und Deutschland 
die Sache unter sich ausgemacht 
hätten, zwei Dinge erreicht wor- 
den. Es hätte uns aus einem 
Krieg herausgehalten, den wir 
ohne Amerika nicht hoffen konn- 
ten, zu gewinnen. Und es hätte 
Churchill von dem abgebracht, 
was die meisten Historiker nicht 
sehen wollen: Roosevelts eigene 
Tagesordnung des New Deal. 


Es ging um 
Roosevelts Pläne 


Roosevelts Tagesordnung wäh- 
rend des Krieges bestand darin, 
den New Deal nicht nur auf ganz 
Amerika, sondern auch auf Bri- 
tannien und Europa auszudeh- 
nen. Churchill und die meisten 
britischen Konservativen, wie 
auch viele amerikanische Repu- 
blikaner, wollten den New Deal 
nicht aufgezwungen bekommen, 
aber genau das ist geschehen. 


Roosevelt glaubte, Weltreiche 
seien passe. 


Charmley: Roosevelt wollte si- 
cher die Japaner und die Deut- 
schen besiegen. Aber wenn er die 
erst einmal beseitigt hätte, wollte 
er das herbeiführen, was sein Ver- 
trauter, Harry Hopkins, einen 
»Internationd New Deal« 
nannte. Dazu gehörte, daß man 
zunächst einmal solche Anachro- 
nismen wie das britische Welt- 
reich beseitigen mußte. Dies ist 
etwas, was Churchill ganz einfach 
niemals erkannt hat. 


Sie sagen also, wenn Hitler und 
Stalin den Krieg unter sich ausge- 
fochten hätten, ohne daß wir Ob- 
rigen mit hineingezogen worden 
wären, daß dies für die übrige 
Welt besser gewesen wäre und 
Churchill wahrscheinlich der 
Grund dafür ist, daß dies nicht ge- 
schah? 


Charmley: Churchill war derma- 
Ben auf Deutschland fixiert, daß 
er den Aufstieg Rußlands ver- 
paßte. Ich zitiere eine Bemer- 


Winston Churchill wollte kei- 
nen Frieden. Er war versessen 
auf Ruhm auf dem Schlacht- 
feld und führte dafür sein Land 
in den Ruin. 


kung Churchills, die von den mei- 
sten anderen Historikern ausge- 
lassen wird. 1943 sagte Churchill, 
in bezug auf Oliver Cromwell, 
die Historiker mögen glauben, 
dieser habe sich so sehr auf Eng- 
lands altem Feind, Spanien, kon- 
zentriert, daß er den Aufstieg des 
neuen Feindes, Frankreich, ver- 
paßte. 


Ein gewaltiger Auftrieb 
für den Kommunismus 


Das Gleiche bezieht sich auf 
Churchill. Seine Augen waren so 
starr auf die Vergangenheit ge- 
richtet, daß er, bis es fast zu spät 


war, die Tatsache übersah, daß 
Stalin und der Bolschewismus bei 
weitem der größte Nutznießer 
des Krieges war. Dies verlieh Sta- 
lin und dem Kommunismus ei- 
nen gewaltigen neuen Auftrieb, 
der letzteren bis in die neunziger 
Jahre hinein am Leben hielt. 
Ohne diese Stoßkraft wäre der 
Kommunismus schon viel eher 
auseinandergefallen. 


Hat Stalin nicht bei den Zusam- 
mentreffen der Großen Drei - 
Stalin, Churchill, Roosevelt - 
Churchill gescholten? 


Charmley: Bis einschließlich 
Jalta war Churchill ganz zufrie- 
den damit, gegen den Willen der 
freien polnischen Regierung, 
ganz Ostpolen zu verschenken. 
Erst nach Jalta, als es Churchill 
klar wurde, daß Roosevelt ihn im 
Stich lassen und zum Isolationis- 
mus zurückkehren könnte, be- 


gann Churchill, gegen die russi- 
schen Absichten auf Osteuropa 
zu protestieren. Bis dahin war 
Churchill dazu bereit, Stalin alles 
zu geben, was er weggeben 
konnte. 


Was ist nun mit dem Flug von Ru- 
dolf Hess? 


Charmley: Das ist eines der am 
besten gehütetsten Geheimnisse 
irgendeiner Regierung. Hess 
wurde von so wenigen Leuten ge- 
sehen, daß es sich als sehr leicht 
erwies, die Dinge hinter Schloß 
und Riegel zu halten. 


Churchill wollte 
keinen Frieden 


Hess ist immer wieder als Ver- 
rückter bezeichnet worden, weil 
er den Frieden wollte. Dies 
scheint mir interessant zu sein — 


jemand der 1941 Frieden wollte, 
mußte notwendigerweise ein Ver- 
rückter sein. 


Man schaue sich einmal Hopkins 
vertrauliche Berichte an Roose- 
velt an. Hopkins schrieb 1941 
zwei Dinge, die die meisten Hi- 
storiker schlicht und einfach 
nicht wiedergaben. Es gab näm- 
lich eine beträchtliche Meinungs- 
bildung in Großbritannien zu- 
gunsten eines ausgehandelten 
Friedens. Das Einzige, was zwi- 
schen Britannien und einem aus- 
gehandelten Frieden stand, war 
Churchill. 


Daher mußten die Amerikaner 
Churchill den Rücken stärken, 
um Britannien im Krieg zu hal- 
ten. Dies scheint mir ein ziemlich 
schlüssiger Beweis für die These 
zu sein, daß es Churchill war, der 
Britannien nicht aus dem Krieg 
entließ. D 
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Rußland 


Jelzins Feinde 
durch Betar- 
Mörder 


getötet 


Wladimir Aleksandrow 


Rußlands Präsident Boris Jelzin, der sich nicht auf die regulären 
Streitkräfte verlassen kann, schloß eine unheilige Allianz mit Terro- 


risten, um an der Macht zu bleiben. 


Während der Krise zwischen dem 
russischen Präsidenten und dem 
Parlament Ende September/An- 
fang Oktober 1993, befand sich 
Boris Jelzin in einer schwierigen 
Situation. Er und seine unmittel- 
bare Umgebung konnten nicht in 
ausreichendem Maße ihm treu er- 
gebene reguläre Truppen zusam- 
mentrommeln, um das Weiße 
Haus — Parlamentsgebäude - zu 
stürmen. Das ist eine Tatsache, 
die in Moskau zwar bekannt ist, 
aber nicht weithin verbreitet 
wird. 


Was sollte er tun? Er mußte et- 
was unternehmen und seine 
Macht unter Beweis stellen, be- 
vor der Vizepräsident Alexander 
Rutskoi und der Parlamentsspre- 
cher Ruslan Chasbulatow ihn 
ebenso beseitigen würden, wie es 
mit Michail Gorbatschow gesche- 
hen ist. Zu diesem Zweck traf 
sein Verteidigungsminister, Pa- 
wel Gratschew, am Morgen des 4. 
Oktober 1993 im Hauptquartier 
der Elite-Panzerdivision Tamas- 
kajain der Nähe von Moskau ein. 


Panzer schießen 
auf Dissidenten 


Dort machte er Offizieren, die 
bereit waren, Panzer zu beman- 
nen, um das Weiße Haus zu stür- 
men, eine Reihe von Verspre- 
chungen. Eine davon bezog sich 
auf neue Apartments in Moskau. 


Viele der Offizieren besaßen 
keine Apartmens oder Häuser, 
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Alexander Rutskoi wurde vom 
russischen Parlament als »Am- 
tierender Präsident« ernannt 
und von Jelzin gestürzt. 


und dieses Angebot war daher 
eine Verlockung, der sie nur 
schwer widerstehen konnten. 


Der Gedanke war, zehn Panzer- 
mannschaften aus Offizieren der 
Division zusammenzustellen; 
Gratschew hatte kein Vertrauen 
zu der Loyalität der einfachen 
Soldaten. 


Anschließend bezogen vier Pan- 
zer Stellungen auf der anderen 
Seite des Flusses gegenüber dem 
Weißen Haus und bombardierten 
das Gebäude mit Spezialgrana- 
ten zur Bekämpfung von Boden- 


truppen, wodurch diejenigen, die 
sich darin befanden, auf eine äu- 
Berst groteske Weise getötet wur- 
den, die sich nicht dazu eignet, in 
einer Zeitung beschrieben zu 
werden. 


Das Gebäude mußte dennoch 
mit Gewalt eingenommen wer- 
den. Aber welche Gewalt? Selbst 
die Sonderkommandos zur Terro- 
ristenbekämpfung weigerten 
sich, das Weiße Haus zu stürmen 
und die Führer des Widerstands 
zu töten. 


Jelzin und seine Berater konnten 
sich nur der Sondereinheiten des 
Innenministeriums, der »Jitjaz«, 
der Abteilung der Moskauer Mi- 
liz (paramilitärische Polizei), 


»Omon« genannt, und des Son- 
derregiments des Kreml-Chefs, 
der 27. Infanteriebrigade und an- 
deren Unterabteilungen der Son- 
dergarde des Präsidenten mehr 


Ruslan Chasbulatow erklärte 
Jelzin-Erlasse für null und 
nichtig und ließ im Parlament 
darüber abstimmen. 


oder weniger sicher sein. Ange- 
hörige dieser Einheiten wurden 
als Teilnehmer an den Kämpfen 
identifiziert. 


Aber da waren noch andere 
Kräfte - in Muftikleidung -, die 
auf das Gebäude einstürmten. 


Und dann gab es noch die selt- 
same Erscheinung von offenbar 
antisemitischen Parolen an dem 
Gebäude, angeblich von Jelzins 
feindlichen Kräften angebracht. 


Nun kommt die Wahrheit heraus. 
Jelzin, der sich nicht auf die regu- 


läre Armee verlassen konnte, 
hatte eine unheilige Allianz mit 
einer internationalistischen Or- 
ganisation geschlossen, die mit 
Israel in Verbindung steht, das 
heißt, die Betar. 


Die Betar 
zurückgeschlagen 


Ende September und Anfang Ok- 
tober lenkten die paramilitäri- 
schen Streitkräfte der mit den 
Zionisten verbundenen Betar 
mehrere Male die Aufmerksam- 
keit auf sich. Zum Biespiel cam- 
pierten sie im Gebäude des Mos- 
kauer Rathauses - in den oberen 
Etagen - mit Schußwaffen und 
Munition. Einmal gerieten sie 
mit Kosaken, die das Gebäude 
verteidigten, aneinander. 


Etwa 30 bis 40 Mitglieder der Be- 
tar tauchten - vor der Totalblok- 
kade - am Stadium in der Nähe 
des Parlamentsgebäudes auf. Sie 
versuchten, ihre Stärke zu de- 
monstrieren - ohne Schußwaffen 
- unter Anwendung von Hand- 
zu-Hand-Kampfmethoden östli- 
chen Stils. Aber das Kosakenkon- 
tingent schlug sie in die Flucht. 


Dann tauchen die Plakate und 
Schilder mit Jelzin-feindlichen 
und UdSSR-freundlichen Paro- 
len sowie zahlreichen antizionisti- 
schen Verlautbarungen am Parla- 
mentsgebäude auf. Was ausländi- 
sche Journalisten verwirrte, war, 
daß viele Juden ihre Loyalität ge- 
genüber dem Parlament und der 
russischen Verfassung verkünde- 
ten. 


Die Situation war Thema einer 
von Chasbulatow abgehaltenen 
Pressekonferenz am 26. Septem- 
ber. Dies war zu einer Zeit, in der 
es den Anschein hatte, als könne 
eine friedliche Lösung gefunden 
werden. Auslandskorresponden- 
ten fragten ihn, warum um das 
Parlamentsgebäude herum so 
viele »antisemitische« Parolen zu 
sehen seien. 


Der Sprecher des Parlaments er- 
widerte: »Es gibt heutzutage 
viele fremdenfeindliche Geister: 
judenfeindliche, russenfeindli- 
che,  tschechenenfeindliche.« 
Aber es wurden wiederholt Fra- 
gen über »antisemitische« Paro- 
len gestellt. Schließlich sagte 
Chasbulatow: »Die Leute wur- 
den zur Verzweiflung getrieben. « 
Die ausländischen Reporter er- 
faßten die Bedeutung dessen, 


was der Sprecher ihnen zu sagen 
versuchte, nicht. 


Während des Sturmangriffs am 4. 
Oktober wurden die Personen, 
die das Parlament besetzt hiel- 
ten, durch internen Funkverkehr 
auf dem laufenden gehalten. Den 
bewaffneten Verteidigern der 
Verfassung wurde gesagt: »Ach- 
tung! Wie Zivilisten gekleidete 
Leute stürmen den achten und 
den zwanzigsten Eingang. Es 
sind sogenannte Betar-Kräfte.« 


Nach den Angriffen wurden die 
Verteidiger gewarnt: » Achtung! 
Sie töten die Verwundeten.« 


Verwundete 
wurden getötet 


Nach mehrstündigem Beschuß 
durch Panzer über den Fluß her- 
über und nach dem Sturmangriff 
verstummte der interne Funkver- 
kehr. General Albert Makaschow 
teilte die Situation über Mega- 
phone mit. »Sie (die Angreifer) 
haben zwei Etagen des Gebäudes 
vom 20. Eingang aus besetzt. Sie 
töten die Verwundeten. Sie kom- 
men nicht voran. Wir halten sie 
unterhalb der dritten Etage. Sie 
sind wie Zivilisten gekleidet. Es 
sind die Betar-Leute.« 


Militärexperten in Moskau glau- 
ben jetzt, daß die ersten Angriffs- 
truppen, die wie Zivilisten geklei- 
det waren, Söldner des organi- 
sierten Verbrechens der Mos- 
kauer Stadtregierung mit Erfah- 
rung aus dem Afghanistankrieg 
waren. Danach kamen die Betar- 
Stoßtruppen. Betar-Einheiten 
lassen sich nicht auf frontale An- 
griffe ein; sie sind es, die Verwun- 
dete töten - ein sinnloser Akt 
vom Standpunkt der Jelzin- 
freundlichen Russen aus gese- 
hen. 


Bis jetzt rettete Jelzins Dekret 
vom 21. September den Ersten 
Vizepräsidenten Wladimir Schu- 
meiko, einen Mann namens Po- 
loranin und andere hochrangige 
Beamte vor einer Untersuchung 
wegen Korruption. Sie wurden 
beschuldigt, mit internationalisti- 
schen Kräften illegale Geschäfte 
getätigt zu haben. 


Nachlese: Zu den militärischen 
Führern, die Jelzin gegenüber 
nicht als loyal genug erachtet wur- 
den, um in die eigentliche Aus- 
einandersetzung mit dem Parla- 
ment einzugreifen, gehören die 


stellvertretenden Verteidigungs- 
minister Gromow und Mironow, 
der Kommandeur der Landstreit- 
kräfte Seminow, der Komman- 
deur der Luftwaffe Deynekin, 
der Moskauer Bezirkskomman- 
deur Kuznetsow, der Komman- 
deur der Elite-Infanteriedivision 
Kantemirowskaya und viele Ma- 
rinekommandeure. 


Wenn Jelzin an der Macht blei- 
ben soll, müssen sie abgelöst wer- 
den. Aber er will seine eigenen 
schlechten Beziehungen zum Mi- 
litär nicht unbedingt zur Schau 
stellen, und es ist schwierig, Spit- 
zenoffiziere zu finden, die ausrei- 
chend Jelzin-freundlich sind, um 
ihnen vertrauen zu können, de- 
ren Posten zu übernehmen. 


Und schließlich: Rutskoi und 
Chasbulatow wetteten ihr Leben 
und ihr Vermögen darauf, daß 
das Militär, vor die Wahl zwi- 
schen Jelzin und das Parlament 
gestellt, sich für das Parlament 
entscheiden würde. Sie haben 
verloren. Das Militär verhielt 
sich neutral. Die Frage bleibt im- 
mer noch offen, ob das Militär 
nicht einen eigenen Staatsstreich 
- blutig oder unblutig- unterneh- 
men oder ein Abkommen mit Jel- 
zin treffen wird. Die Situation 
bleibt unstabil. 


Internationale 
terroristische 
Organisationen entlarvt 


»The Spotlight« und CODE ha- 
ben als einzige Publikationsor- 
gane die internationale terroristi- 
sche Organisation namens Betar 
und deren Anhängsel, Tagar, ent- 
larvt. Dies sind die Gruppen, mit 
denen der russische Präsident 
Boris Jelzin sich arrangiert hat, 
um an der Macht zu bleiben. 


Die Betar wurde 1923 in Riga, 
Lettland, von Zeew Jabotinski, 
einem glühenden Anhänger des 
Zionismus, gegründet. 1928 
wurde von Victor Mirkine in Pa- 
ris ein Betar-Kapitel gegründet, 
und dessen Hauptziel bestand 
darin, Mitglieder der jüdischen 
Gemeinde auf ihre zukünftigen 
Pflichten als israelische Bürger 
vorzubereiten. 


Während der ersten Besetzung 
Palästinas durch die Briten stell- 
ten Mitglieder der Betar den 
größten Teil terroristischer Kom- 
mandos, wie zum Beispiel Irgun 
und Stern; 1968 schloß die Betar 


sich mit den Gruppen Massada 
und B’nai Zee zusammen, die 
der israelischen politischen Par- 
tei Herut angeschlossen waren. 
Wie sie sich auch immer nannte, 
die Aufgabe der Betar bestand 
darin, bewaffnete Kämpfe gegen 
alle Formen des Antizionismus 
zu führen. 


1970 gab Jean-Frangois Galvire, 
ein Führer der nationalistischen 
Gruppe Ordre Nouveau, be- 
kannt, daß die Betar während 
der Studentenunruhen von 1968 
in Paris mit seiner Bewegung 
kooperiert habe. Die Betar stritt 
dies ab, aber die Tatsachen schei- 
nen Galvires Behauptung zu be- 
stätigen, daß die zionistische 
Gruppe Kommando-Einsätze ge- 
gen linksstehende Studenten, die 
als Antizionisten angesehen wur- 
den, durchgeführt hat. Seinerzeit 
veröffentlichte die Betar auch 
zwei Monatszeitschriften und 
eine Vierteljahreszeitschrift. 


Aber seitdem scheint die Betar 
zu einem Geheimnis geworden 
zu sein. Die Betar bekam Unter- 
stützung von Organisationen wie 
zum Beispiel das Center for 
Study and Research into Contem- 
porary Anti-Semitismus (Zen- 
trum zum Studium und Erfor- 
schung des zeitgenössischen An- 
tisemitismus), das sich aus ange- 
sehenen Verbänden, wie zum 
Beispiel Institute for Jewish Af- 
fairs, zusammensetzte. Die Betar 
scheint auch finanziell von Kon- 
takten zur Jewish Agency, ein 
Arm des Jüdischen Weltkongreß, 
zu profitieren. 


Diese Organisation spielt eine 
aktive Rolle bei der Ausbildung 
von Führern und der Finanzie- 
rung von Programmen, die sich 
mit jüdischer Kultur, Bildung und 
Religionspraktiken befassen. 


Die Betar, in Europa als Jüdische 
Verteidigungsorganisation be- 
kannt — nicht zu verwechseln mit 
der amerikanischen Gruppe glei- 
chen Namens -, hat sich, anschei- 
nend straflos, an einer Reihe von 
terroristiichen Aktivitäten in 
Frankreich beteiligt. In Frank- 
reich werden Betar/Tagar von ho- 
hen Regierungsmitgliedern ge- 
schützt und finanziert. Wenn sie 
sich auf einer Dienstreise befin- 
den, reisen Betar/Tagar-Ierrori- 
sten oft mit israelischen diploma- 
tischen Pässen umher. 


Der Jugendarm der Betar ist als 
Tagar bekannt. Mosche Cohen, 


der die Tagar leitet, ist Reserve- 
leutnant in der israelischen Ar- 
mee. Betars Präsident, Marc 
Gutkin, ist ein in der Sowjet- 
union geborener eingebürgerter 
Franzose und gehört der israeli- 
schen Botschaft in Paris an. 


Zionisten 
werden beschuldigt 


Es ist bekannt, daß die Tagar eine 
Reihe von terroristischen Verbre- 
chen in den USA begangen hat. 


Robert Manning, der kürzlich 
wegen Mordes aus Israel ausge- 
wiesen wurde, soll Mitglied der 
Tagar sein. 


Sowohl Pro-Boris Jelzin- als auch 
Pro-Parlament-Parteiungen in 
Rußland machen Zionisten für 
die Krise, die zum Blutvergießen 
führte, verantwortlich. 


»Jelzin ist Jude«, brüllte ein Pro- 
testierer in die Volksmenge au- 
Berhalb des Weißen Hauses (Par- 
lamentsgebäude) hinein. »Er will 
- das russische Volk in Ketten hal- 
ten.« 


Dem Protestierer wurde zugeju- 
belt, hieß es in der Presse. »Die 
Zionisten haben unser Land be- 
setzt. Sie halten uns im Würge- 
griff. Sie lassen uns keine Luft 
zum Atmen. Zionisten stehen 
hinter allen Aktionen von Jel- 
zin«, sagte ein Protestierer zu ei- 
nem ausländischen Journalisten. 


»Antisemitismus« beeinflußt die 
russisch-orthodoxe Kirche, be- 
hauptet die Anti-Defamation 
League B’nai B’rith (ADL). Ein 
Artikel eines russisch-orthodo- 
xen Kirchenmannes, der in St. 
Petersburg veröffentlicht wurde, 
beschuldigt Jelzin, »einen gemei- 
nen, schmutzigen Krieg, gut fi- 
nanziert, sorgfältig geplant und 
erbarmungslos«, gegen Rußland 
zu führen. Die russisch-ortho- 
doxe Kirche soll Jelzin-freund- 
lich eingestellt sein. m 
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Rußland 


Militär 


gestaltet 


Jelzins 


imperiale 


Politik 


John Springfield 


Die Freigabe von nicht mehr unter die Geheimhaltung fallenden 
Ausschnitten aus einer neuen militärischen Doktrin für die Russi- 
sche Föderation am 3. November 1993 bestätigt die Analysen der 
Wende zum Imperialismus in Moskaus Politik, speziell seit Boris Jel- 
zins blutigem Massaker am Parlamentsgebäude vom 3. bis 4. Okto- 
ber 1993, in vollem Umfang. Die Bekanntgabe sorgfältig ausgewähl- 
ter Auszüge aus dem 23seitigen Dokument erfolgte auf einer Presse- 
konferenz in Moskau des Verteidigungsministers Pawel Gratschew 
und des stellvertretenden Sekretärs des russischen Sicherheitsrats 


Waleri Manilow. 


Trotz frommer Bekundigungen 
des Gegenteils, ist die Doktrin al- 
les andere als »defensiv« und 
kann hinsichtlich ihrer außenpo- 
litischen Auswirkungen mit Fug 
und Recht als zweite Breschnew- 
Doktrin bezeichnet werden, die 
den Einsatz bewaffneter Streit- 
kräfte, um Nachbarländer inner- 
halb der russischen Einfluß- 
sphäre zu halten, legitimiert. 


Darüber hinaus gibt die Doktrin 
zum ersten Male in der russi- 
schen Geschichte den bewaffne- 
ten Streitkräften »legal« das 
Recht und die Pflicht, intern ein- 
zugreifen und die Sicherheit, 
Redlichkeit und Einheit des russi- 
schen Staates zu schützen. 


Die Hauptpunkte der 
neuen Militärdoktrin 


Die Freigabe der Doktrin ging 
noch am gleichen Tage mit Erklä- 
rungen des Präsidenten Jelzin 
einher. Zunächst erklärte er, daß 
in der neuen Verfassung die »au- 
tonomen Republiken« der russi- 
schen Föderation nicht mehr als 
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»souverän« charakterisiert wer- 
den können, so daß sich ihr Sta- 
tus auf den bloßer Regionen re- 
duziert. Dann machte er offiziell, 
was er schon von Anfang an beab- 
sichtigt hatte, nämlich 1994 keine 
Präsidentschaftswahlen abzuhal- 
ten, und sagte, er beabsichtige, 
so lange Präsident zu bleiben bis 
seine Amtszeit 1996 ausläuft. 


Die Hauptpunkte der neuen Mili- 
tärdoktrin, soweit diese bekannt- 
gegeben wurden, sind erstens, 
den russischen bewaffneten 
Streitkräften fällt die Mission zu, 
außerhalb des Territoriums von 
Rußland und der Gemeinschaft 
unabhängiger Staaten einzugrei- 
fen, »um die Interessen Ruß- 
lands, seiner GUS-Partner oder 
jedes anderen mit Rußland auf bi- 
lateraler Basis verbündeten Lan- 
des, wie zum Beispiel Georgien, 
auf Leben und Tod zu verteidi- 
gen«. 


Zweitens: Die Doktrin betont 
Rußlands Recht auf Ersteinsatz 
von Atomwaffen, speziell um 
sich oder jeden Verbündeten ge- 
gen »Aggression« unter Einsatz 


von konventionellen Waffen zu 
»verteidigen«, wenn das betref- 
fende Land der Verbündete einer 
Atommacht ist. Dieser Gesichts- 
punkt der neuen Doktrin stellt er- 
stens praktisch ein Ultimatum 
dar, mit dem das NATO-Mitglied 
Türkei gewarnt wird, nicht im 
Kaukasus einzugreifen. Sie ist 
auch eine dramatische Eskala- 
tion der russischen Erpressungs- 
methoden gegen Länder Osteu- 
ropas, nicht der NATO beizutre- 
ten. Sie sagt Polen, Ungarn, der 
Tschechischen Republik und der 
Slowakei, daß ein Beitritt zur 
NATO sie auf die Liste der Atom- 
waffenziele setzt. 


Waleri Manilow, der dies der 
Presse darlegte, sagt unzweideu- 
tig: »Die russischen bewaffneten 
Streitkräfte werden alle ihnen zur 
Verfügung stehenden Mittel ein- 
setzen, um einen Angriff auf 
Rußland oder seine Verbündeten 
zurückzuschlagen und den An- 
greifer zu besiegen.« 


Drittens: Die neue Doktrin 
macht eine Politik offiziell, die 
zuerst im Juli 1993 verkündet 
wurde, als Jelzin auf Rippen- 
stöße des Verteidigungsministers 
Gratschew hin der russischen Ar- 
mee befahl, in Tajikstan einzu- 
greifen und Jelzin seinerzeit er- 
klärte, daß die »Außengrenze« 
von Tajikstan und alle anderen 
»Außengrenzen« der GUS-Staa- 
ten auch »die Grenze Rußlands« 
darstellen. Manilow erklärte, 
daß jeder Gedanke an Verteidi- 
gung, der sich auf die Grenzen 
der Russischen Föderation selbst 
beschränkt, »äußerst kostspie- 
lig« und unvorstellbar sei. Vertei- 
digung der »Grenzen bedeute 
Grenzen der gesamten GUS, und 
es könne keine Rede davon sein, 
daß russische Streitkräfte sich je- 
mals nur auf das Territorium von 
Rußland zurückziehen werden. 


Dies bedeutet zumindest die per- 
manente Stationierung russi- 
scher Streitkräfte in allen GUS- 
Staaten, einschließlich Geor- 
gien, der jüngste Zuwachs für die 
GUS. Effektiv schließt dieser 
Teil der Doktrin bereits die unab- 
hängigen baltischen Staaten Est- 
land und Lettland ein, wo Ruß- 
land seine vereinbarten Truppen- 
abzüge gestoppt hat und auf die 
Dauerstationierung von Trup- 
penkontingenten dort besteht. 


Viertens: Schließlich ist die offi- 
zielle Rolle der russischen Armee 
gewaltig ausgedehnt worden, 


und schließt jetzt ihren Einsatz 
zur Aufrechterhaltung der inne- 
ren Ordnung und Sicherheit ein. 


Die neue Rolle, in der die Armee 
als Stützpfeiler einer Diktatur 
dient, beinhaltet die Verwendung 
des Militärs, um alle separatisti- 
schen und oppositionellen Ten- 
denzen in den Regionen und au- 
tonomen Republiken der Russi- 
schen Föderation zu unterdrük- 
ken. 


Der Übergangsdiktator 
heißt Jelzin 


Jetzt, wo es in den langen russi- 
schen Winter geht, vollführt Jel- 
zin einen Ballanceakt, indem er 
versucht, gleichzeitig sowohl 
dem Militär, dem er seinen der- 
zeitigen Status als Diktator-Auto- 
krat verdankt, und den bösarti- 
gen, vom Westen unterstützten 
Praktizierern der »Schockthera- 
pie«, den vom stellvertretenden 
Ministerpräsidenten Jegor Gai- 
dar und Finanzminister Boris 
Fyodorow angeführten soge- 
nannten Reformern, zu gefallen. 


Es ist eine Diktatur der Militär- 
und Sicherheitskräfte, die tat- 
sächlich das Land regiert, mit Jel- 
zin als Weichensteller. Er kann 
nicht für immer weiterhin Maß- 
nahmen treffen, die beiden 
Gruppen gefallen. Wenn er mit 
der Schocktherapie bricht, dann 
hat er die Chance einer größeren 
Langlebigkeit. Sollte er aber wei- 
terhin den Kurs der Schockthera- 
pie verfolgen und dadurch Ruß- 
land in die schlimmste Destabili- 
sierung seit 1917 stürzen, dann 
werden seine uniformierten Gön- 
ner schon in diesem Winter damit 
beginnen, nach einer Ablösung 
zu suchen. 


Mit einem feinen Gefühl für die 
Brüchigkeit der derzeitigen Si- 
tuation und Bedrohung für seine 
eigene Position ließ Jelzin unmit- 
telbar vor der Enthüllung der 
neuen Doktrin eine Tirade gegen 
»die Regierung« vom Stapel - 
und vergaß dabei, festzustellen, 
daß »die Regierung« schließlich 
seine Regierung ist —, weil diese 
zugelassen habe, daß die Krise 
beinahe außer Kontrolle geraten 
wäre. 


Der Angriff, am 2. November 
1993 veröffentlicht, bestätigte, 
daß die Möglichkeit der Bildung 
einer neuen Regierung jetzt auf 
der Tagesordnung steht. Er ent- 


Das beschossene und ausge- 
brannte »Weiße Haus« in Mos- 
kau, Symbol für den Beginn 
der Jelzin-Diktatur. 


hielt auch den allerjüngsten und 
stärksten Hinweis darauf, daß 
die derzeitige russische Regie- 
rung von Reibungen auseinan- 
dergerissen wird und die Wahlen 
vom 12. Dezember nicht überle- 
ben wird. Irgendwann kurz da- 
nach wird sie stürzen oder abge- 
wählt werden. 


Jelzins zweideutige 
Außerungen 


Die Worte, die Jelzin in seiner Ti- 
rade benutzte, sind der eindeu- 
tige Beweis für die Belastung un- 
ter der er steht. Zunächst einmal 
beschuldigte Jelzin in der Spra- 
che des Militärs und der Sicher- 
heitskräfte die Regierung, die 
»Gefahr« des »politischen Terro- 
rismus« sowohl vor als auch nach 
den Ereignissen unterschätzt zu 
haben. »Es muß zugegeben wer- 
den, daß wir diese Gefahr unter- 
schätzt und unverzeihliche 
Selbstgefälligkeit an den Tag ge- 
legt haben«, sagte er. Er rief zu 
harten, neuen Notstandsmaß- 
nahmen auf und kritisierte die 
Gesetzesvollzugsbehörden, zu- 
gelassen zu haben, daß »bewaff- 
nete Gruppen«, die das Parla- 
ment unterstützt hatten, »ganz 
offen« operieren konnten, und 
beschuldigte außerdem die Re- 


gierung, die »Rebellion« falsch 
angepackt zu haben. 


»Wir brauchen jetzt Notstands- 
maßnahmen - politischer, gesetz- 
licher und organisatorischer Na- 
tur-, um den politischen Terroris- 
mus einzudämmen«, meinte er, 
und diejenigen, die für das Blut- 
vergießen verantwortlich sind, 
werden »im vollsten Ausmaß des 
Gesetzes strafrechtlich verfolgt« 
- wobei er sich offensichtlich 
nicht auf sich selbst bezog. 


Über andere Dinge sprach Jelzin, 
der deutlich zu erkennen gab, 
daß er warten wird, bevor er sich 
einer bestimmten Parteiung der 
Regierung gegenüber verpflich- 
tet, mit gespaltener Zunge, griff 
sowohl die Gruppierung der 
Schocktherapie als auch die der 
Anti-Schocktherapie an. Eıst 
holte er gegen das »langsame 
Tempo« der »Reformen« der Re- 
gierung aus, aber dann kritisierte 
er auch deren geringe Aufmerk- 
samkeit für die »sozialen Nöte« 
der Bevölkerung und sagte, daß 
diese Politik - er meinte die 
Schocktherapie, ohne jedoch die- 
sen Begriff zu benutzen — die 
»Rebellion« des Parlaments 
»angheizt« habe. 


Der Ministerpräsident Viktor 
Tschernomyrdin redet bereits wie 
eine lahme Ente. Nachdem Jel- 
zin gesprochen hatte, erklärte 
der Ministerpräsident, er selbst 
werde bei den Wahlen nicht kan- 
didieren und habe »wenig Inter- 


esse« daran, wer nach dem 12. 
Dezember zum Ministerpräsi- 
denten ernannt wird. 


Die Regierung 
stark zerstritten 


Da der Sturz der Regierung un- 
vermeidlich ist, manövrieren alle 
Parteiungen, um das nächste Ka- 
binett zu dominieren oder zu be- 
herrschen. Die für den Interna- 
tionalen Währungsfonds (IWF) 
eintretende Parteiung in Moskau 
hat sich in das Kampfgetümmel 
gestürzt und der Finanzminister 
Boris Fyodorow hat dem Tscher- 
nomyrdin-Regime den Krieg er- 
klärt. Die Lage ist jedoch so unsi- 
cher, daß das, was gestern noch 
zusammenhängende politische 
Parteiungen waren, heute durch 
akute Zusammenstöße über Per- 
sonalfragen zerrissen wird, wo- 
durch sich das Chaos in diesem 
Winter nur noch vergrößert. 


Die Außerungen Fyodorows er- 
hellen dies. In einer Erklärung 
vom 1. November sagte ein verär- 
gerter Fyodorow, er werde nicht 
einer »Koalitionsregierung« an- 
gehören, die aus den Wahlen vom 
12. Dezember hervorgeht; und 
zum ersten Male griff er auch die 
Verbündeten in seiner Parteiung 
an. Er stellte fest, daß die Regie- 
rung von Viktor Tschernomyrdin 
mit politischen und personalbe- 
zogenen Querelen vollbeschäf- 
tigt und unfähig dazu sei, Refor- 
men in die Tat umzusetzen. Er 


sagte: »Ich habe nicht die Ab- 
sicht, mit einer Regierung zusam- 
menzuarbeiten, die meine Über- 
zeugungen nicht teilt und die 
nicht auf eine zusammenhän- 
gende und professionelle Art und 
Weise arbeitet ... Ich verstehe 
nicht, warum Amateure mit vie- 
len Problemen herumlaufen, die 
sie nicht bewältigen können, und 
warum die Anzahl der Minister 
und Ministerien so stark angestie- 
gen ist, daß es bereits unmöglich 
ist, die Namen der Regierungs- 
mitglieder alle im Kopf zu behal- 
ten.« 


Die eigentlichen Steuer- 
männer der Politik 


Der Streit innerhalb der Regie- 
rung ist weit über eine Meinungs- 
verschiedenheit zwischen der 
IWF-Bande als solche und der 
Tschernomyrdin-Gruppe hinaus- 
gegangen. Fyodorow drosch auf 
»jene Minister« ein, die einen 
Großteil ihrer Energie dem Wahl- 
kampf, statt ihrer Regierungsar- 
beit widmen. Dies war ein unmiß- 
verständlicher Seitenhieb gegen 
seinen IWF-freundlichen politi- 
schen Bettgenosseen Jegor Gai- 
dar, der den Wahlblock »Ruß- 
lands Wahl« leitete, und auch ge- 
gen den stellvertretenden Mini- 
sterpräsidenten Sergej Scha- 
chrai, der den Wahlblock Russi- 
sche Einheit und Einigkeit lei- 
tete. 


Fyodorow erklärte: »Ich verur- 
teile zutiefst dieses Wahlkampf- 
getümmel, dieses Gerangel um 
zukünftige Positionen, diese Ver- 
suche, wichtige Entscheidungen 
hinauszuschieben.« 


Wie Jelzin die Frage der Bildung 
einer neuen Regierung hand- 
habt, wird entscheidend dafür 
sein, ob er auch in die Kategorie 
der lahmen Enten hineingeraten 
wird, in der sich das Kabinett der- 
zeit befindet. Auf dieser Grund- 
lage werden die eigentlichen 
Steuermänner der russischen Mi- 
litärdiktatur sich entschließen, 
wie schnell sie vorgehen und ihre 
eigene Nachfolge-Tagesordnung 
diktieren werden, angefangen 
bei dem derzeitigen Diktator-Au- 
tokraten Boris Jelzin. oO 


Italien 


Die Nordliga 
und der Zerfall 
des Landes 


John Springfield 


In wenigen Wochen könnten in Italien zwei getrennte Parlamente in 
die Winterpause gehen, wenn der »Duce« der Nordliga, Umberto 
Bossi, auf das wettet, was er sagt. Bossi hat angekündigt, daß seine 
Partei, die in Gemeindewahlen am 6. Juni 1993 Norditalien über- 
rollte, entscheiden werde, ob die Zeit gekommen ist, ihre parlamen- 
tarische Delegation in Rom zurückzuziehen, um »das erste Parla- 
ment der Republik Norditalien« zu etablieren. Einige Beobachter 
verwerfen Bossis Drohung als Druckausübung, um vorgezogene all- 
gemeine Wahlen durchzusetzen; aber der Führer der Christlichen 
Demokratie, Mino Martinazzoli, warnte: »Bossi will die Geschichte 
zurückdrehen, und wenn das geschieht, dann sprechen die Kano- 


nen.« 


Bossi dürfte tatsächlich seine 
Drohung mit der Spaltung dies- 
mal noch nicht wahr machen, da 
die Gegner der Liga möglicher- 
weise vor seiner Erpressung kapi- 
tulieren werden. Aber der Zerfall 
Italiens als Nationalstaat ist be- 
reits beschlossen. Jetzt ist es nur 
noch eine Frage der Zeit. Gian- 
franco Miglio, der Chefideologe 
der Liga, hat soeben ein Buch 
herausgegeben, wo er das Jahr 
1996 als Termin für die Machter- 
greifung der Liga und der Grün- 
dung eines »föderalistischen« Ita- 
liens festlegt, wobei das Land in 
drei Teile auseinanderfällt: der 
von der Liga beherrschte Nor- 
den, die Zentralregion um Rom 
herum und der verarmte Süden. 
In seinem Buch, eingerahmt in 
der Form von fiktiven Chroniken 
aus der Feder mehrerer wirklich 
nationaler Getalten — darunter 
der Industrielle Giovanni Agnelli 
und Präsident Oscar Luigi Scal- 
faro -, erläutert Miglio, daß die 
Liga nur abzuwarten braucht, bis 
das »alte System« unter einer 
Kombination von Skandalen, 
Wirtschaftskrisen und Steuerre- 
volten zusammenbricht. 


Viele Italiener, nicht nur Nord- 
liga-Wähler, sehen den Auseinan- 
derfall Italiens fatalistisch als un- 
vermeidliche Folge einer inter- 
nen Dynamik von Kräften an. 
Nichts könnte weiter von der 
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Wahrheit entfernt sein. Es gehört 
zur allgemeinen Destabilisierung 
des kontinentalen Europas, be- 
schlossen und gesteuert von Kräf- 
ten, die in London und an der 
Wall Street sitzen. Tatsache ist, 
daß schon 1946 das britische Au- 
Benministerium versuchte, Ita- 
lien auseinanderzubrechen und 
für eine Nord-Süd-Teilung, ähn- 
lich wie die Deutschland aufer- 
legte Ost-West-Teilung, eintrat. 


Es ist daher keinesfalls zufällig, 
daß der ehemalige britische Pre- 
mierminister, Frau Margaret 
Thatcher, bei ihrem kürzlichen 
Auftritt in Paris erklärte, daß, so- 
weit es das britische Establish- 
ment betrifft, es in Europa nur 
vier Länder gebe: Großbritan- 
nien, Frankreich, Spanien und 
Portugal — das heißt, Deutsch- 
land und Italien gehören nicht 
dazu. Daher müssen wir, wenn 
wir die jüngsten Ereignisse in Ita- 
lien aufmerksam verfolgen, im 
Auge behalten, daß, genau wie 
im Jahre 1929, Deutschland bald 
mit einer Neuauflage der italieni- 
schen »Revolution« auf seinem 
eigenen Boden rechnen muß. 


Die Dreiteilung Italiens ist be- 
reits im letzten Sommer beschlos- 
sen worden, als das Parlament, 
unter der Regierung des Minister- 
präsidenten Carlo Azeglio 
Ciampi arbeitend und durch 


Skandale und eine Reihe von ter- 
roristiichen Destabilisierungen 
gebeutelt, ein neues Wahlrecht 
billigte. Das neue Gesetz änderte 
den Mechanismus von einer rei- 
nen Verhältniswahl in ein briti- 
sches System um, nach dem in je- 
dem Wahlbezirk die Gewinner al- 
les bekommen. Dies gewährlei- 
stet automatisch, daß bei den 
nächsten allgemeinen Wahlen die 
Liga in Norditalien mit einem 
Erdrutsch als Sieger hervortreten 
wird. Die Linke, repräsentiert 
durch die PDS (die ehemalige ita- 
lienische Kommunistische Par- 
tei) und andere Kräfte, wird Mit- 
telitalien übernehmen, während 
die traditionellen Parteien, wie 
zum Beispiel die Christliche De- 
mokratie (DC), Süditalien wei- 
terhin im Griff behalten wird. 


Bossi drängt, ebenso wie der 
Führer der PDS Achille Oc- 
chetto, auf vorzeitige Wahlen, 
die in diesem Frühjahr abgehal- 
ten werden sollen. Wie Miglio in 
seinem Buch erläutert, werden 
Wahlergebnisse der Liga nicht ge- 
nug Stärke verleihen, um eine 
Regierung zu bilden, die wahr- 
scheinlich von einer DC-PDS- 
Koalition geführt wird. Voraus- 
sichtlich würde eine solche Regie- 
rung eine inflationäre Wirt- 
schaftspolitik betreiben, da sie 
sich weigern wird, öffentliche 
Ausgaben und Arbeitslosengel- 
der zu beschneiden, und durch 
demagogische Parolen wie »be- 
steuert die Reichen« die Steuer- 
revolte der Mittelklasse ermuti- 
gen wird. 


Aber zu diesem Zeitpunkt würde 
die Liga durch internationalen 
Druck in die Regierung berufen 
werden, als einzige Kraft, die aus- 
ländischen Gläubigern und Geld- 
märkten Stabilität garantieren 
könnte. Als Bedingung würde 
die Liga dann eine Revision der 
italienischen Verfassung fordern 
und auch durchsetzen, die Ita- 
liens de facto-Teilung de jure ma- 
chen wird. 


Noch mehr Skandale 
kommen ans Tageslicht 


Miglos Szenario kommt jetzt je- 
den Tag zum Tragen. Der Vorstoß 
zu vorzeitigen Wahlen wurde in 
den letzten Wochen durch ein 
Crescendo von Skandalen, die 
auch die letzten nationalen Insti- 
tutionen, die noch einigermaßen 
stabil geblieben waren, schwer 
getroffen haben, dramatisch be- 


schleunigt. Zunächst kam ans Ta- 
geslicht, daß ein hoher Offizier 
des internen Geheimdienstes, 
SISDE, dafür verantwortlich 
war, einen falschen terroristi- 
schen Anschlag inszeniert zu ha- 
ben, in dem er eine Bombe in ei- 
nen Eisenbahnzug setzte und 
dann die Polizei alarmierte. 
Dann wurden drei Generale der 
Armee zum Rücktritt gezwun- 
gen, nachdem sie beschuldigt 
worden waren, einen Staats- 
streich geplant zu haben; einer 
von ihnen wird auch beschuldigt, 
den Bombenanschlag auf die hi- 
storische Uffizi-Galerie in Flo- 
renz geplant zu haben. 


Die Hauptwortführenden der 
Beschuldiger, eine gewisse Dona- 
tella Di Rosa, Extremistin des 
rechten Flügels und wahrschein- 
lich ausländische Agentin, sitzt 
jetzt im Gefängnis, von der 
Staatsanwaltschaft in Florenz an- 
geklagt, »die Verfassungsord- 
nung gestört zu haben«. Aber 
eine ganze Woche waren die ge- 
druckten und elektronischen Me- 
dien voll mit Berichten über sie. 
Di Rosas angeblicher Liebhaber, 
General Monticone, war ein bril- 
lanter Offizier, Chef der neuge- 
schaffenen Schnelleinsatztruppe. 
Sein Vorgesetzter, General Bia- 
gio Rizzo, wurde zum Nachfolger 
des derzeitigen Stabschefs der 
Armee ernannt. Der Stabschef 
selbst, General Canino, war von 
Anfang an das eigentliche Ziel, 
wegen seiner Öffentlichen An- 
griffe gegen die USA-UNO-Poli- 
tik in Somalia, und weil er Liga- 
Sympathisanten im Militär »Ver- 
räter« genannt hatte. Alle diese 
Generale sind inzwischen entlas- 
sen worden. 


Hexenjagd gegen 
traditionelle Parteien 


Aber dies war nichts im Vergleich 
zu dem, was bei der Untersu- 
chung herauskam, die vor weni- 
gen Monaten von römischen 
Staatsanwälten eingeleitet wur- 
de, gegen Offiziere des Geheim- 
dienstes, die angeklagt werden, 
Gelder mißverwaltet zu haben. 
Manmuß, in Parenthese, dazu sa- 
gen, daß eine solche Untersu- 
chung in einer normalen Situa- 
tion kaum stattfinden würde; 
aber in Italien ist halt nichts mehr 
normal. Die SISDE-Offziere 
wurden beschuldigt, geheime 
Gelder zur persönlichen Be- 
reicherung verwendet zu haben; 
und um sich zu verteidigen, be- 


schuldigten sie ihre Vorgesetzten, 
die Innenminister der letzten 
zehn Jahre, sich gleichhohe Sum- 
men Gelder in die eigene Tasche 
gestopft zu haben. Einer von ih- 
nen ist der derzeitige Präsident, 
Oscar Luigi Scalfaro. 


Gewöhnlich besteht der Zweck 
einer Untersuchung darin, je- 
mandes Schuld zu beweisen, und 
solange bis das geschehen ist, gilt 
die betreffende Person nach dem 
Gesetz als unschuldig. Aber das 
gilt für normale Zeiten. Seit Be- 
ginn der italienischen »Revolu- 
tion« waren die Karrieren mäch- 
tiger Politiker, wie zum Beispiel 
Guilio Andreotti, Bettino Craxi, 
Arnaldo Forlani und Ciraco De 
Mita innerhalb von Stunden be- 
endet, einfach deswegen, weil 
Staatsanwälte Untersuchungen 
gegen sie eingeleitet hatten. Im 
Falle von Scalfaro wären die still- 
schweigenden Auswirkungen ei- 
nes Schuldspruchs weitreichend: 
Das Parlament wäre gezwungen, 
einen neuen Präsidenten zu wäh- 
len, was automatisch den Zeit- 
punkt für allgemeine Wahlen hin- 
ausschieben würde. 


Wer zieht die Fäden 
zur Destabilisierung? 


Aus diesem Grunde haben sich 
alle traditionellen politischen 
Parteien zur Verteidigung von 
Scalfaro zusammengeschlossen. 
Die Staatsanwaltschaft in Rom 
hat beschlossen, die Urheber der, 
wie sie sagen, » Verschwörung ge- 
gen die Präsidentschaft« anzukla- 
gen, und Scalfaro selbst trat am 4. 
November 1993 im Fernsehen 
auf, um die Beschuldigungen zu- 
rückzuweisen und diese als »Ver- 
such zur Destabilisierung« zu ver- 
dammen. 


Wer zieht die Fäden der Destabi- 
lisierung? Erklärungen, daß es 
für beide Seiten vernichtende 
Kämpfe gegeben hätte, wie zum 
Beispiel, daß Andreotti und 
Craxi hinter einem Versuch stün- 
den, Scalfaro zu erpressen, das 
Parlament zu verlassen, sie von 
ihren Korruptionsskandalen rein- 
zuwaschen, decken nur einen Teil 
der Wahrheit auf. 


Mehr wird dadurch erklärt, was 
am Tage nach Scalfaros Fernseh- 
ansprache geschah. In der City of 
London lief das Gerücht umher, 
Scalfaro sei zurückgetreten. 
Ohne auf die Bestätigung zu war- 
ten, begannen Börsenmakler in 


der City damit, auf dem Markt 
für indirekte Einlagen Terminpa- 
piere auf italienische Schatzan- 
weisungen zu verkaufen. Die 
Mailänder Börse fiel prompt um 
fast drei Prozent. 


Wer hat das Gerücht in die Welt 
gesetzt? »Die üblichen Leute«, 
sagte ein Bankier der First Bo- 
ston/Credit Suisse zur Mailänder 
Tageszeitung »Corriere della 
Sera«, und meinte damit jene 
Männer, die man als »institutio- 
nelle Spekulanten« bezeichnen 
könnte: Citibank, Rothschild, 
Goldman Sachs, aber vor allem 
der Megaspekulant George So- 
ros. Im vergangenen September 
hielt Soros auf einem Seminar 
des Aspen-Instituts in Berlin eine 
Rede über »Aussichten für den 
Zerfall Europas«. 


Die Hand des britischen 
Freimaurertums 


Anders als Ciampi haben einige 
Kräfte in nationalen Institutio- 
nen begriffen, daß sie gegen den 
wirklichen Feind zurückschlagen 
müssen. Am 8. November 1993 
hielt Guiseppe de Gori, Reprä- 
sentant der Christlichen Demo- 
kratie bei den Prozessen gegen 
die terroristischen Roten Briga- 
den wegen des Mordes an dem 
ehemaligen Ministerpräsidenten 
Aldo Moro - der vierte Prozeß 
dieser Art findet derzeit statt-, in 
London eine Pressekonferenz 
ab, auf der er die britische Frei- 
maurerei und die britischen Ge- 
heimdienste beschuldigte, für die 
Destabilisierung in Italien ver- 
antwortlich zu sein. De Gori, der 
auch Anwalt für Francesco Pa- 
zienza, früheres Mitglied der ge- 
heimen Freimaurerloge P-2, ist, 
beschuldigte die britische Mutter- 
loge, 1981 den Mord an dem Ban- 
kier Roberto Calvi befohlen zu 
haben. Calvi, der Leiter der 
Banco Ambrosiano, Italiens 
größte katholische Privatbank, 
war, wurde unter der Blackfriars 
Bridge in London erhängt aufge- 
funden. Scotland Yards amliches 
Verdikt lautete: »Selbstmord«. 


Das war der Anfang, sagte de 
Gori, eines Sturmlaufs gegen ita- 
lienische katholische Gruppen, 
der in dem kürzlichen Angriff auf 
Giulio Andreotti - vom FBI und 
einigen Mafiosi beschuldigt, Ver- 
bindungen zur Mafia zu unterhal- 
ten - gipfelte. De Gori sagte 
auch, daß der MI-5 »die Wahrheit 
kennt und schweigt«. DO 
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Das dere deutsche Nachrichienmagazin 


John Demjanjuk 


Sonder- 
Interessen 
beherrschen 


die US- 


Regierung 


Fred Blahut 


Die amerikanische Regierung ist so intensiv beeinflußt worden, daß 
sie bereit ist, einen unschuldigen Mann in den Tod zu schicken, an- 
statt den Wünschen gewisser Sonderinteressen zu widerstehen. Die 
Situation um John Demjanjuk ist ein solcher Fall. 


Vor mehr als zehn Jahren teilten 
wir Ihnen mit, daß der Prozeß 
der US-Regierung gegen den im 
Ruhestand lebenden Autome- 
chaniker John Demjanjuk mit 
vielen Fehlern behaftet ist. Das 
Office of Special Investigations 
des Justice Department (OSI) 
sagte, der Ukrainisch-Amerika- 
ner sei ein gewisser »Iwan der 
Schreckliche«, ein angeblicher 
»Nazi-Kriegsverbrecher«. 


Laut OSI ermorderte Demjanjuk 
Juden - und sehr, sehr zufällig 
Andere -in einem Häftlingslager 
in der Nähe von Treblinka in Po- 
len. Sie bieten als »Beweis« die 
Aussagen angeblicher »Augen- 
zeugen« an, die sagten, sie könn- 
ten Demjanjuk nach 40 Jahren 
identifizieren. Das OSI legte 
auch triumphierend - mit freund- 
licher Genehmigung der damali- 
gen Sowjetunion - einen »Dienst- 
ausweis« vor, der Demjanjuk vor- 
geblich - nicht nach Treblinka - 
sondern nach Sobibor versetzte. 


Als das Ausbürgerungsverfahren 
lief, und nach Demjanjuks De- 
portation nach Israel, wies »The 
Spotlight«, allein unter den ame- 
rikanischen Medien, wiederholt 
auf die fragliche Natur der Zeu- 
genaussagen und auf die Tatsache 
hin, daß jeder unvoreingenom- 
mene Experte, der den »Aus- 
weis« untersucht hatte, diesen als 
falsch erklärte. 
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Wir sagten auch, daß es Hinweise 
darauf gab, daß die amerikani- 
sche Bundesregierung der Vertei- 
digung entlastendes Beweismate- 
rial vorenthielt. 


Wir wurden beschuldigt, » Antise- 
miten« zu sein. 


Jetzt hat das US-Court of Appe- 
als (Sixth Circuit) beschlossen, 
daß sich die Regierung in der Tat 
eines Fehlverhaltens schuldig ge- 
macht hat. Das Gericht vertrat 
die Ansicht, daß das OS] in betrü- 
gerischer Absicht Dokumente 
aus der ehemaligen UdSSR und 
Polen zurückbehalten hat, aus 
denen hervorgeht, daß Demjan- 
juk nicht »Iwan der Schreckli- 
che« war. 


Das Gericht erklärte, daß das 
OSI, das 1980 gebildet wurde, 
»um Kriegsverbrecher zu jagen«, 
eine »Gewinnen-um-jeden- 
Preis-Haltung« an den Tag legte, 
um sich bei jüdischen Gruppen 
einzuschmeicheln, und daß diese 
Haltung beinahe zu Demjanjuks 
Hinrichtung in Israel geführt 
habe. 


Die Hilfe 
der ADL 


Interessanterweise wies das Ge- 
richt darauf hin, daß es Staatsan- 
wälte in Israel waren, die entla- 


stendes Beweismaterial entdeck- 
ten und - anstatt es zu verbergen, 
wie es die amerikanischen Staats- 
anwälte taten - »ihren Irrtum be- 
kannten« und ungeachtet des 
schweren politischen und gesell- 
schaftlichen Drucks das Beweis- 
material dem Obersten Gericht 
Israels vorlegten. Es war jenes 
Beweismaterial, das die oberste 
Justizbehörde des Kleinstaats 
dazu veranlaßte, Demjanjuk frei- 
zulassen. 


Die Anti-Defamation League 
(ADL) der B’nai B’rith verur- 
teilte sofort das Urteil des Beru- 
fungsgerichts in Bausch und Bo- 
gen und eilte dem OSI zur Hilfe, 
das, wie sie sagte, einen »ausge- 
zeichneten Ruf der Identifizie- 
rung, Ausbürgerung und Depor- 
tation von Nazi-Kriegsverbre- 
chern, die illegal in die Vereinig- 
ten Staaten eingewandert wa- 
ren«, genieße. 


Vielleicht bezogen sie sich dabei 
auf Frank Walus. Das OSI ver- 
wandelte Frank Walus’ amerika- 
nischen Traum in einen Alp- 
traum, als es ihn 1976 »Nazi- 
Kriegsverbrechen«, darunter 
Mord, bezichtigte und ihn schul- 
dig sprach, »gelogen zu haben, 
um seine Gestapo-Vergangenheit 
zu vertuschen«. 


Dann, im November 1980, sagte 
die Regierung zu ihm, daß das 
Ganze ein Irrtum war und er 
möge es vergessen. Inzwischen 
war er völlig bankrott und sein 
Leben zerstört worden. 


Oder sie könnten sich auf An- 
drija Artukovic bezogen haben, 
der ein Beamter der freien kroati- 
schen Regierung während des 
Zweiten Weltkriegs war. Er 
wurde aus seinem Krankenbett 
geholt und in das damals kommu- 
nistische Jugoslawien verfrach- 
tet, wo er unter mysteriösen Um- 
ständen verstarb. 


Später wurde nachgewiesen, daß 
das OSI der Verteidigung Be- 
weise vorenthalten hatte, daß Ar- 
tukovic die »Kriegsverbrechen«, 
deren er beschuldigt wurde - und 
die Grundlage für seine Deporta- 
tion bildeten -, nicht begangen 
hatte. 


In diesen drei Fällen waren die 
schuldigen Parteien nicht die be- 
schuldigten »Nazi-Kriegsverbre- 
cher«, sondern das OSI, die ADL 
und das amerikanische Justizmi- 
nisterium. Tatsächlich fand im 


Falle Demjanjuk das Berufungs- 
gericht heraus, daß das OSI sich 
nicht nur eines Fehlverhaltens 
schuldig gemacht hatte, sondern 
es erhob Anklagen gegen den 
ehemaligen OSI-Boß Allan Ryan 
und den Staatsanwalt Norman 
Moskowitz. 


Leider, sagen Rechtsexperten, 
werden Anwälte, die so beschul- 
digt werden, nur selten bestraft. 


Aber wenn Amerika immer noch 
funktioniert, dann hat Demjan- 
Juk ein starkes Vorbringen gegen 
den OSI und dieser Fall sollte mit 
allen Mitteln strafrechtlich ver- 
folgt werden. 


Es ist verständlich, daß Demjan- 
juk und seine Familie gerne alles 
hinter sich haben möchten. Sie 
haben sich als »bereit zur Verge- 
bung« bezeichnet. 


Aber der US-Generalstaatsan- 
walt, Frau Janet Reno, hat an- 
schließend an den Gerichtsbe- 
schluß versprochen, den Versuch 
zu unternehmen, Demjanjuk 
trotzdem des Landes zu verwei- 
sen, nachdem ihr die ADL gesagt 
hat, daß sie das tun soll. 


Der Generalstaatsanwalt 
hält sich für unschuldig 


Aber sie sagte auch, sie werde 
eine Untersuchung der Anklagen 
gegen ihr Justizministerium und 
gegen das OSl einleiten. 


Frau Reno, man wird sich daran 
erinnern, ist der gleiche General- 
staatsanwalt, der das Massaker 
an den Branch Davidians in Waco 
untersucht und die Tötung von 
Männern, Frauen und Kindern 
als »keen« (scharfsichtig) be- 
zeichnet hatte. 


Trotz überwältigender Beweise 
für das Fehlverhalten der Regie- 
rung untersuchte Frau Reno ge- 
gen sich selbst und erkannte sich 
- und ihre Mitarbeiter - als un- 
schuldig. Haben wir schon er- 
wähnt, daß sie wieder einmal 
eine Untersuchung gegen sich 
selbst und ihre Mitarbeiter einlei- 
ten will? 


Und während sie einen Gesetzes- 
entwurf durch das Parlament 
drückte, um jene Personen, die 
vor Abtreibungskliniken demon- 
strieren, zu bestrafen, nahm sie 
keinerlei Kenntnis davon, daß 
Demjanjuks Haus ständig bela- 


Ber 


gert und sein Leben durch fanati- 
sche Ideologen zur Qual gemacht 
wird. 


Es sollte darauf hingewiesen wer- 
den, daß Großbritanniens distin- 
guierter Oberrabiner, Sir Imma- 
nuel Jakobovitz, der im briti- 
schen House of Lords sitzt, öf- 
fentlich die Tatsache beklagt hat, 
daß der Holocaust zu einer lukra- 
tiven »Big Business«-Industrie 
verkommen sei, die Politiker, Au- 
toren, Anwälte und sogar Rabbis 
reich gemacht habe. Seine bemer- 
kenswert aufrichtige Verurtei- 
lung der Holocaust-Industrie 
wurde in einem am 26. Novem- 
ber 1987 in der »Jerusalem Post« 
veröffentlichten Interview publik 
gemacht. 


Viele haben sich für 
Demjanjuk eingesetzt 


In der Tat, Millionen wurden auf- 
gebracht - ganz zu schweigen von 
den Millionen von bewilligten 
amerikanischen Steuergeldern -, 
um die strafrechtliche Verfolgung 
von amerikanischen Bürgern, 
die, wenn sie in den Vereinigten 
Staaten vor Gericht gestellt wer- 
den, nicht schuldig gesprochen 
werden können, zu verewigen. 


Man denke daran, daß Deporta- 
tionsverfahren keine Prozesse 
sind und nicht die gleichen Re- 
geln angewandt werden. Durch 
Deportation von Personen, die 
»Kriegsverbrechen« beschuldigt 
werden, entgeht die amerikani- 
sche Regierung der in einem or- 
dentlichen Strafprozeß erforder- 
lichen Beweislast. 


Ein Kommentar zum Fall Dem- 
janjuk kann nicht abgeschlossen 
werden ohne mehrere Leute zu 
erwähnen, die ihr Leben für die- 
sen unschuldigen Mann einge- 
setzt haben und unter den Folgen 
der Stigmatisierung leiden. Einer 
von ihnen ist Jerry Brentar, der 
mehr als eine Million Dollar für 
Demjanuks Verteidigungsmann- 
schaft aufbrachte und sich da- 
durch in den Konkurs getrieben 
hat. 


Für all seine Bemühungen wird 
er von der »jüdischen Ge- 
meinde« als »Nazi-Freund« und 
»Antisemit« verunglimpft. 


Ein anderer ist der Abgeordnete 
James Traficant, das einzige Mit- 
glied des US-Kongresses, der den 
Mut hatte, der Israel-Lobby ent- 


gegenzutreten und zu Gerechtig- 
keit für Demjanjuk aufzurufen. 


Und bezüglich der Behauptung 
der ADL, es habe im Fall Dem- 
janjuk oder bei anderen Verfah- 
ren des amerikanischen Justizmi- 
nisteriums gegen »Kriegsverbre- 
cher« keinerlei Druckausübung 
»durch spezielle Interessen« ge- 
geben, legen wir ein Schreiben 
vom 25. August 1978 eines der 
mächtigsten Demokraten im US- 
Repräsentantenhaus - Joshua 
Eilberg aus Pennsylvania — an 
den damaligen Generalstaatsan- 
walt Griffin Bell vor: 


»Mich haben Berichte darüber 
erreicht, daß bei der Vorberei- 
tung des Falles USA gegen Dem- 
janjuk, einem Ausbürgerungsver- 
fahren gegen einen angeblichen 
Nazi-Kriegsverbrecher, der jetzt 
in Cleveland, Ohio, lebt, Mängel 
aufgetreten sind. 


Ich möchte meiner großen Be- 
sorgnis über die möglicherweise 
unzureichende Anklage in die- 
sem Prozeß Ausdruck verleihen. 
Eine Wiederholung der kürzlich 
im Falle des Fedorenko - Fedor 
Fedorenko, ein naturalisierter 
US-Bürger, der »Kriegsverbre- 
chen« beschuldigt wurde — an- 
ders lautenden Entscheidungen 
als im Prozeß der Regierung in 
Florida würde die langjährigen, 
hartnäckigen Bemühungen die- 
ses Unterausschusses bei der Be- 
freiung dieses Landes von diesen 
unerwünschten Elementen, nich- 
tig machen und ernsthaft gefähr- 
den. 


Mangelhafte Vorbereitung und 
ein tiefgehendes Bewußtsein 
über die Bedeutung dieser Ver- 
fahren mögen der Regierung in 
diesem Falle ihre Entscheidung 
gekostet haben. Sie würden si- 
cher bedauern, wenn dies noch 
einmal geschehen würde. 


Die Schaffung einer Special Liti- 
gation Unit (Sonderstrafkam- 
mer) innerhalb des INS (Vorgän- 
gerin der OSI) sollte Fachkennt- 
nis und Organisation in dieses 
Projekt einbringen. 


Diese Einheit sollte voll und ganz 
mit diesen Fällen betraut wer- 
den. Ich lege ihnen dringend 
nahe, die Leitung der Verfahren 
von Demjanjuk in die Hände die- 
ser Sonderstrafkammer zu legen. 
Wir können nicht das Risiko ein- 
gehen, einen weiteren Prozeß zu 
verlieren.« oO 


USA 


Seltsame 
Verträge 


bedrohen 
Amerikaner 


James P. Tucker 


Die Clinton-Regierung hofft, die Bestätigung des Senats für vier 
Verträge zu erreichen, die es internationalen Bürokraten ermögli- 
chen, sich in Amerikas innere Angelegenheiten einzumischen und 
die USA mit Riesenschritten nach unten in die geplante neue Welt- 


ordnung zu bewegen. 


Amerikanische Bürger unter- 
stünden dann einem internatio- 
nalen Tribunal, wenn sie bei der 
Einstellung von Personal eine zu 
einer designierten Minderheit ge- 
hörende Person, oder eine Frau, 
nicht berücksichtigen, oder wenn 
die Einstellung von internationa- 
len Bürokraten in irgendeiner 
Weise als »diskriminierend« auf- 
gefaßt wird. 


Nun soll endlich 
etwas geschehen 


Die Verträge liegen seit Jahren in 
den Schubladen; die Präsidenten 
Lyndon Johnson, Richard Nixon, 
Gerald Ford und George Bush 
waren dagegen. 


Präsident Jimmy Carter rief zu ih- 
rer Ratifizierung auf, aber es 
wurde nichts unternommen, 
nachdem die Öffentlichkeit alar- 
miert war, was zu einer Flut von 
wütenden Briefen und Anrufen 
bei amerikanischen Senatoren 
führte. US-Außenminister War- 
ren Christopher gab in einem sei- 
ner am meisten ignorierten Kom- 
mentaren klammheimlich be- 
kannt, daß die Clinton-Regie- 
rung versuchen werde, die Ratifi- 
zierung der Verträge durch den 
Senat zu erreichen. 


Die vier Verträge sind: Die Inter- 
nationale Konvention über wirt- 
schaftliche, soziale und kultu- 
relle Rechte, 1966 durch die 


Dritte Welt und die damalige So- 
wjetunion auf der Generalver- 
sammlung der Vereinten Natio- 
nen gebilligt. 


Die internationale Konvention 
über die Beseitigung aller For- 
men des Rassismus, die »jede Un- 
terscheidung, Ausschluß, Ein- 
schränkung oder Bevorzugung 
auf der Grundlage der Haut- 
farbe, Abstammung oder Volks- 
zugehörigkeit« verbietet. 


Die Konvention über die Beseiti- 
gung aller Formen von Diskrimi- 
nierung gegen Frauen, die »jede 
Unterscheidung, Ausschluß oder 
Beschränkung auf der Grundlage 
des Geschlechts« verbietet. 


Die Erklärung der amerikani- 
schen Hemisphäre über die 
Rechte und Pflichten des Men- 
schen, die einen Waschzettel von 
27 »Menschenrechten« und zehn 
Pflichten anbietet. 


UN-Bürokraten 
werden zu Richtern 


Ein Großteil des Inhalts der Ver- 
träge sind freundliche Erklärun- 
gen, daß die Menschen sich an- 
ständig verhalten und sich gegen- 
seitig so behandeln sollen, wie 
anständige Leute das schon im- 
mer getan haben. 


Das Übel ist jedoch die interna- 
tionale Vollstreckungsmaschine- 
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rie, wo Bürokraten der Vereinten 
Nationen entscheiden, ob Ameri- 
kaner diese Normen des An- 
stands auch einhalten, und es die- 
sen Bürokraten ermöglicht, die- 
jenigen zu bestrafen, die ihrer 
Einschätzung nach gegen diese 
Bestimmungen verstoßen. 

»Der Vertrag könnte dazu be- 
nutzt werden, eine Änderung 
herbeizuführen, wie amerikani- 
sche Gesetze in unserem eigenen 
Gericht ausgelegt werden«, sagte 
der ehemalige Generalstaatsan- 
walt der Reagan-Regierung Ed 
Meese. »Oder schlimmer noch, 
er könnte internationale Tribu- 
nale entscheiden lassen, ob die 
Vereinigten Staaten gegen Ge- 
setze verstoßen haben, die durch 
den Vertrag geschaffen wurden.« 
Befürworter der Ratifizierung 
sind sehr direkt in ihrer Ent- 
schlossenheit, daß internationale 
Gerichte über das Verhalten von 
Amerikanern Gerichtsbarkeit 
haben sollten. Sie trafen sich auf 
einem Seminar des Kongresses 
mit dem Titel: »International 
Treaties on Human Rights: Time 
to Ratify« (»Internationale Ver- 
träge über Menschenrechte: Zeit 
zur Ratifizierung«). 


Anerkennung einer 
Zwangsgerichtsbarkeit 


»Noch besser sind internatio- 
nale Gerichte, wie das Inter- 
American Court of Human 
Rights, das in der Lage ist, 
rechtlich bindende Urteile zu 
fällen«, sagte Andrew Reding, 
Direktor des North American 
Projekt, eine das NAFTA-Ab- 
kommen unterstützende 
Gruppe mit Bindungen zu Da- 
vid Rockefeller. 


»Das Inter-American Court 
hängt wegen seiner Befugnis 
von Erklärungen der Mitglied- 
staaten ab, daß diese seine 
Zwangsgerichtsbarkeit aner- 
kennen«, sagte Reding. »Die 
Vereinigten Staaten sollten nach 
der Ratifizierung eine solche Er- 
klärung abgeben.« 
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Ed Meese, der ehemalige Generalstaatsanwalt der Reagan-Re- 


. 


gierung, kritisiert das Übertragen von Rechten an die Vereinten 


Nationen. 


Die meisten der »neuen demo- 
kratischen Regierungen« La- 
teinamerikas haben bereits die 
Gerichtsbarkeit des Gerichtes 
anerkannt, sagte er. Das Inter- 
American Court wurde unter 
der Befugnis der UNO ins Le- 
ben gerufen. 


»Ein Klageverfahren von Staat 
zu Staat wird nach der Ratifizie- 
rung automatisch wirksam«, 
sagte Janelle Diller von der In- 
ternational Human Rights 
Group in Bezug auf den Vertrag 
über Rasse. »Außerdem kann 
eine Einzelperson oder eine 
Gruppe von Einzelpersonen 
eine Petition ... gegen ihren 
Staat einbringen«, behauptete 
Frau Diller von dem 18köpfigen 
Ausschuß, der dazu bestimmt 
ist, Klagen entgegenzunehmen. 


»Der Ausschuß schaut nicht nur 
auf Rechtsschutz, sondern auch 
auf tatsächliche Indikatoren der 
Integration — Arbeitslosigkeit, 
Kriminalität, Wohnungsstati- 
stik«, sagte Frau Diller. 


Die Länder müssen »berichten« 
und der Ausschuß »überwacht 
die innerstaatlichen Situatio- 
nen«, kommentierte sie weiter. 


Ein Wust von 
neuen Rechten 


»Die fast überwältigende Bewe- 
gung weg von Militärregierungen 
in Lateinamerika seit 1980 mag 


sehr wohl teilweise auf das Vor- 
handensein und auf Beschlußfas- 
sungen des ... Court of Human 
Rights zurückzuführen sein«, 
meinte Pater Robert Drinan, ein 
Kongreßabgeordneter der radi- 
kalen Linken, der einen Sitz auf- 
geben mußte, um seinen Priester- 
rock behalten zu dürfen. 


»Die regelmäßigen Berichte der 
Kommission und die immer zahl- 
reicher werdenden Beschlüsse 
des Gerichts sind gelobt worden 
. als anderen Körperschaften 
überlegen«, sagte Drinan. 


Er zitierte bescheiden aus seinem 
eigenen Buch »The Cry of the 
Oppressed« (»Der Aufschrei der 
Unterdrückten«): 


»Es wird ein neues Forum geben, 
in dem die Länder Lateinameri- 
kas dagegen protestieren kön- 
nen, was das Weiße Haus und das 
US-Verteidigungsministerium in 
Mittelamerika tun«, ein Hinweis 
auf die seinerzeitigen Bemühun- 
gen, um Nicaraguas Kommuni- 
stenführer Daniel Ortega daran 
zu hindern, sowjetische Waffen 
aus Kuba an kommunistische 
Aufständische in El Salvador und 
anderen Ländern zu liefern. 


Meese war besonders kritisch ge- 
genüber dem Vertrag über »wirt- 
schaftliche und soziale Rechte«. 


Der Vertrag »schafft einen Wust 
von neuen garantierten »Rech- 
ten< auf solche Dinge wie Woh- 


nung, Lebensmittel, einen »ge- 
rechten< Lohn, bezahlten Urlaub 
und Gesundheitsfürsorge«, 
stellte er fest. 


Eine neue Form 
von Sozialismus 


Da ratifizierte Verträge Teil des 
»obersten Gesetzes des Landes« 
werden, sagte Meese, würden am 
linken Flügel angesiedelte Bun- 
desrichter »kostspielige Wohl- 
fahrtsprogramme«, wie zum Bei- 
spiel garantierte freie Wohnung, 
Gesundheitsfürsorge und Le- 
bensmittel schaffen, die der so- 
zialistischen Vision des Vertrages 
entsprechen«. 


Die Gerichte könnten es auch 
»selbst in die Hand nehmen, Aus- 
gabenhöhen für Sozialpro- 
gramme festzulegen und bestim- 
men, wer die Begünstigten sein 
werden«, meinte Meese. Und 
Gerichte könnten verlangen, daß 
Betriebe einen »gerechten 
Lohn« - was immer das bedeuten 
mag - zahlen und bezahlten Ur- 
laub gewähren«. 


Aber besagt die Verfassung nicht, 
daß die Regierung nur mit Ge- 
nehmigung des Kongresses Geld 
ausgeben darf? 


»Einige Richter glauben, sie hät- 
ten bereits die Macht zu besteu- 
ern und Geld auszugeben«, kriti- 
sierte Meese. »Ein Bundesrich- 
ter in Kansas City hob kürzlich 
die Schulsteuer an. Und das 
Oberste Gericht hat angeordnet, 
daß die einzelnen Staaten Schul- 
bildung für Kinder illegaler 
Fremder bereitstellen.« 


Ein internationaler Vertrag »der 
neue Auffassungen von garantier- 
ten Rechten und Beihilfen aufer- 
legt, steht einem souveränen 
Staat und einer freien Gesell- 
schaft feindlich gegenüber«, 
schlußfolgerte Meese. oO 


nen 
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Große Namen 
verbunden mit 


internatio- 


nalen 


Skandalen 


Stand der Selbstmord des lebenslangen Freundes von US-Präsident 
Bill Clinton und Berater des Weißen Hauses, Vince Foster, mit dem 
Irakgate-Skandal in Zusammenhang, indem die von Korruption ge- 
plagte Bank of Commerce and Credit International (BCCI) und die 
Banca Nazionale Del Lavaro verwickelt waren? Sind Präsident Clin- 
ton und die First Lady Hillary Clinton, zusammen mit dem ehemali- 
gen amerikanischen Präsidenten George Bush in geheime Waffenge- 
schäfte mit dem Irak vor dem Krieg am Persischen Golf verwickelt? 
Dies waren einige der provokativen Fragen, die unser Mitarbeiter 
Tom Valentine dem Journalisten Sherman Skolnick stellte. Nachste- 
hend eine redigierte Niederschrift des Interviews mit Skolnick. Va- 
lentines Fragen sind in Fettdruck wiedergegeben. 


Sind Sie überrascht über Alan 
Friedmans neues Buch »Spider’s 
Web«, das vorgibt, die ganze Ge- 
schichte über »Iraggate« zu er- 
zählen? 


Skolnick: Die einzige Medien- 
stimme, die in Einzelheiten ge- 
gangen ist, war »The Spotlight«. 
Ihre Zeitung brachte im Mai 1991 
einen Bericht über eine Verhand- 
lung des Bundesberufungsge- 
richts. Meine Mitarbeiter und ich 
waren die einzigen Journalisten, 
die an dieser Verhandlung teil- 
nahmen. Ich sprach darüber im 
Radio Free America und »The 
Spotlight« veröffentlichte später 
eine Niederschrift meines Rund- 
funkinterviews (CODE berich- 
tete darüber). 


Die Verhandlung befaßte sich mit 
einer gewaltigen Menge Eigen- 
tum des irakischen starken Man- 
nes Saddam Hussein und eines 
namentlich nicht genannten Ge- 
schäftspartners. Nach der Ver- 
handlung befragte ich zwei der 
Teilnehmer an der Verhandlung. 


Sie sagten mir, der namentlich 
nicht genannte Partner - dessen 


Name der Richter unter Ver- 
schluß halten wollte - sei George 
Herbert Walker Bush, seinerzeit 
Präsident der Vereinigten Staa- 
ten. 


Er teilte sich Prozente aus Ölge- 
schäften mit Saddam Hussein. Es 
waren private, nicht von der Re- 
gierung getätigte Geschäfte. 


Mit Ausnahme von »The Spot- 
light« berichtete kein anderes 
Medium über die Verwicklung 
der chicagoer Zweigstelle der in 
Italien ansässigen Banca Nazio- 
nale Del Lavaro (BNL). Ein Be- 
amter der BNL-Zweigstelle in 
Atlanta, Christopher Drogoul, 
wurde kürzlich wegen seiner Ver- 
wicklung in der Wäsche von Gel- 
dern an den Irak, die über diese 
Bank liefen, verurteilt. 


Drogoul behauptete, er habe das 
auf Anordnung seiner Vorgesetz- 
ten in der Hauptgeschäftsstelle 
der Bank in Rom getan. Das US- 
Justizministerium unter George 
Bush soll die Rolle der Regierung 
in dem Skandal vertuscht haben. 


Jetzt hat Präsident Clintons Ge- 


neralstaatsanwalt, Frau Janet 
Reno, mitgeholfen, den Skandal 
noch weiter unter den Teppich zu 
kehren. 


Die »New York Post« brachte zu 
Beginn des Wahlkampfes um die 
Präsidentschaft im Jahre 1992 ei- 
nen Bericht darüber, daß die An- 
waltspraxis von Clintons Frau 
Hillary in Little Rock, die Firma 
Rose, tatsächlich den Deal in At- 
lanta zur Tarnung von landwirt- 
schaftlichen Geldern ausgearbei- 
tet hat, um mitzuhelfen, Saddam 
Hussein zu bewaffnen. Interes- 
sant daran ist, daß die Firma 
Rose arrangiert hat, daß das 
Geld wiederum durch eine Zwil- 
lings-Geldwäsche, die Bank of 
Commerce and Credit Internatio- 
nal (BCCI) laufen sollte. 


Das House Banking Committee 
(Bankenausschuß des Repräsen- 
tantenhauses), dessen Vorsitzen- 
der der Abgeordnete Henry Gon- 
zalez ist, besitzt Dokumente, aus 
denen hervorgeht, daß BNL und 
BCCI praktisch Zwillinge sind. 


Die geplante Ermordung 
von Saddam Hussein 


dent selbst - griff ein und be- 
wahrte Saddam davor, vom CIA 
ermordet zu werden. 


Diejenigen in Saddam Husseins 
Regierung, die an dem Komplott 
beteiligt waren, wurden aufge- 
trieben und anscheinend hinge- 
richtet. 


Meine Informanten in Washing- 
ton sagen, daß Vince Foster - ein 
hochrangiger Partner in der Rose 
Law Firm - vor hatte, mit dem 
Präsidenten über diesen geplan- 
ten Anschlag auf Saddam zu spre- 
chen; Foster war offensichtlich 
besorgt darüber, daß der Präsi- 
dent, wenn er nicht eingreifen 
würde, mit einer Anklage rech- 
nen mußte, die zu seiner Amts- 
enthebung führen könnte. 


Ebenso wie dieses Komplott ver- 
eitelt wurde, anscheinend vom 
Weißen Haus, entfernte dieses 
den Leiter des FBI, William Ses- 
sions, aus dem Amt. Dieser er- 
mittelte offensichtlich in einer Sa- 
che, die sich im Zusammenhang 
mit dem BNL-Atlanta-Skandal 
sowohl auf Bush als auch auf 
Clinton bezog. 


Die beiden Banken hatten tag- 
täglich hin und her gehende 
Transaktionen in der Größenord- 
nung von hunderten von Millio- 
nen Dollar. 


Dies ist wichtig, weil sich im Juli 
1993 eine Reihe von Ereignissen 
zugetragen haben, wie aus dem 
Register des Weißen Hauses, in 
dem dokumentiert wird, wer von 
den Mitarbeitern des Weißen 
Hauses dort Termine wahrge- 
nommen hat, hervorgeht. Der 
stellvertretende Berater des Wei- 
ßen Hauses, Vincent Foster - der 
später angeblich Selbstmord be- 
ging -, hatte einen bedeutsamen 
Gesprächstermin mit dem Präsi- 
denten, hat diese Zusammen- 
kunft aber nicht mehr erlebt. 


Es wurde in der »Chicago Tri- 
bune« vom 1. November 1993 
enthüllt, daß der CIA am 17. Juli 
1993 daran beteiligt war, ein 
Komplott zur Ermordung von 
Saddam Hussein während eines 
Empfangs im Irak voranzutrei- 
ben. Dieses Komplott wurde ver- 
eitelt, wie ein englischer Journa- 
list der »Chicago Tribune« mit- 
teilte. 


Irgendjemand ganz oben in der 
Regierung - vielleicht der Präsi- 


Die Informationen 
des Mossad 


Drei Tage nach dem gescheiter- 
ten Komplott gegen Saddam 
wurde Vince Foster in einem vom 
National Park Service verwalte- 
ten Park erschossen aufgefun- 
den. Die Presse schrieb, es sei 
Selbstmord gewesen. Es gibt je- 
doch Behörden in Deutschland, 
die behaupten, es habe eine 
Mordmannschaft aus Deutsch- 
land gegeben, die Foster mit zwei 
Kugeln im Genick tötete. Die 
Story wurde in Deutschland im 
Untergrund in Umlauf gebracht, 
obwohl es heißt, daß deutsche 
Geheimdienstbeamte in dieser 
Sache ermitteln. 


Um Fosters Tod wie einen Selbst- 
mord aussehen zu lassen, gibt es 
einen Schuß in Fosters Mund. Es 
ist jedoch ziemlich schwierig, sich 
selbst zu töten, wenn man zwei 
Kugeln im Genick hat. 


Was an diesen sogenannten Ver- 
schwörungstheorien bemerkens- 
wert ist, ist, daß es wirklich » Ver- 
schwörungstatsachen« sind. Me- 
dienberichte sind wie ein Eis- 
berg. Wenn der Eisberg an einem 
vorbeigleitet, sieht man nur ein 
Siebtel des ganzen Dings. 
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USA 


Große Namen 
verbunden mit 
internatio- 
nalen 
Skandalen 


Skolnick: Warten Sie, bis Sie das 
nächste hören. Ein Großteil der 
besten Informationen - und 
einige Leute haben mir gesagt, 
darüber den Mund zu halten - 
kommt vom israelischen Geheim- 
dienst, dem Mossad. Ich weiß, 
viele Leute trauen dem Mossad 
nicht, aber meine Ansicht ist, 
daß, wenn seine Informationen 
gut mit anderen Informations- 
quellen übereinstimmen, dann 
sind sie es wert, verwendet zu 
werden. Warum werfe ich diese 
Dinge auf? Ein Ereignis trug sich 
am 10. November 1993 zu, und 
das war die Herausgabe von Alan 
Friedmans Buch mit dem Titel 
»Spider’s Web«. 


Was seit mindestens 1987 ge- 
schah, ist, daß Israel zuerst mit 
George Bush und dann mit Bill 
Clinton ein Hühnchen rupfte. 


Die Israelis sind diejenigen, die 
hinter der Freigabe eines großen 
Teils dieser Informationen über 
diese miteinander verknüpften 
Skandale stecken. Friedmans 
Buch kam heraus, und Journali- 
sten in den Vereinigten Staaten 
und Europa wissen, daß seine Ar- 
beit korrekt ist. Sehen Sie, Fried- 
man ist eine Spitzenstütze des 
Mossad. Das ist bekannt. Er ist 
auch ein Spitzenfinanzjournalist 
bei der Londoner »Financtal Ti- 
mes«. 


Ermittlungen gegen 
die Clintons 


Der Punkt ist, daß am gleichen 
Tage als sein Buch herauskam, 
die »Chicago Tribune« und das 
»Wall Street Journal« berichte- 
ten, daß in Arkansas eine selt- 
same Untersuchung vor sich 
gehe. Die dortige US-Anwältin 
mußte sich disqualifizieren, weil 
sie politische Arbeit für Bill Clin- 
ton geleistet hatte. Eine Spe- 
zialmannschaft kam aus Washing- 
ton. Diese Ermittlung bezieht 
sich auf die Madison Guaranty 
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Savings & Loan und die Kompa- 
gnonfirma. 


Die »Chicago Tribune« schrieb, 
daß Bill und Hillary Clinton nicht 
Gegenstand der Ermittlungen 
des Bundesuntersuchungsge- 
richts in Arkansas seien. Diese 
Erklärung ist falsch. Was jetzt 
passiert - und warum eine Spe- 
zialmannschaft von Washington 
nach Little Rock gebracht wurde 
- ist, daß man versucht, das Bun- 
desuntersuchungsgericht an die 
Kandare zu nehmen, um eine An- 
klage gegen die Clintons wegen 
Unterschlagung eines Teils der 47 
Millionen Dollar, die für einen 
Wahlkampfzum Gouverneur von 
Arkansas bestimmt waren, zu 
verhindern. 


Während der Vorwahl zur Präsi- 
dentschaft brachte nur die »New 
York Post« - auf die ich mich be- 
zog - einen Bericht, in dem fest- 
gestellt wurde, daß Hillary Clin- 
tons Rose Law Firm darin ver- 
wickelt war, die BCCI für Clark 
Clifford und Robert Altman in 
Anspruch zu nehmen, was natür- 
lich mit der BNL-Atlanta-Affäre 
zusammenhängt, bei der Atlan- 
tas Christopher Drougal der 
große Prügelknabe ist. 


Die Drogoul-Affäre könnte nicht 
nur den ehemaligen Präsidenten 
George Bush, sondern auch Prä- 
sident Bill Clinton und die First 
Lady, Hillary Clinton, für sehr 
schwere Verbrechen ins Gefäng- 
nis bringen. Daher all dieses Her- 
umflattern zur Vertuschung. 


Dies ist eine ziemlich erstaunli- 
che Geschichte. Ich weiß, daß Sie 
daran gearbeitet haben, alle 
diese Anklagen zu verifizieren. 


Skolnick: Das ist richtig. Vor 
etwa einem Monat machte ich 
über meine lokale Kabeltalk- 
show ein Interview mit Israels 
stellvertretendem Generalkonsul 
in Chicago. Er wußte nicht, 
warum ich ihn in der Talkshow ha- 
ben wollte, aber ich überraschte 
ihn und fragte: »Wie kommt es, 
daß Israel mitten in alle diese Af- 
fären, wie zum Beispiel die Okto- 
ber-Überraschung oder Iran- 
Contra, hineingeraten ist? 


Ich fragte ihn, ob Reagan, Bush 
und andere — durch ihre Zustim- 
mung, iranische Waffen als Ge- 
genleistung dafür, die iranischen 
Geiseln so lange festzuhalten bis 
Reagan als Präsident vereidigt 
war, nachdem er Jimmy Carter 


1980 besiegt hatte —, Verrat be- 
gangen hätten. 


Der israelische Beamte antwor- 
tete mit den Worten: »Mr. Skol- 
nick, wenn ich Ihre Frage aufrich- 
tig beantworten würde, dann 
würde das US-Außenministe- 
rium mich aus den Vereinigten 
Staaten hinauswerfen.« Das 
sagte er. 


Warum der FBI-Chef 
gehen mußte 


Was nun Foster betrifft: Er starb, 
vorgeblich durch eigene Hand, 
so daß sein Anwaltspartner, Hil- 
lary Rodham Clinton, nicht ins 
Gefängnis muß. Das ist eine mit 
einfachen Worten erzählte Ge- 
schichte. Der sich in Arkansas 
entwickelnde Clinton-Skandal 
wird in der Presse nicht richtig 
wiedergegeben. Die Clintons 
sind das Ziel dieser Untersu- 
chung durch das Bundesuntersu- 
chungsgericht. Es wird schlim- 
mer als ein Spätabend-Kriminal- 
film. 


Ich finde es interessant, daß der 
Arkansas-Skandal gerade in dem 
Augenblick ausbricht, wo das 
von den Israelis geförderte Buch 
herauskommt. Ich bin nicht hier, 
um Ihnen zu sagen, daß in dem 
Buch etwas falsch ist. Ich mache 
Sie nur auf die verschiedenen 
Kräfte aufmerksam, die hier an 
der Arbeit sind. Ich glaube, es ist 
sehr wichtig, daß die Offentlich- 
keit weiß, mit wem sie es zu tun 
hat, wenn sie alle diese Dinge 
liest und hört. 

Wohin gehen wir von hier aus? 
Ein Teil davon obliegt dem Abge- 
ordneten Henry Gonzalez. Es 
sind jedoch die Republikaner im 
Bankausschuß die wollen, daß 
diese Angelegenheit Gegenstand 
einer Anhörung vor dem Aus- 
schuß wird. Clinton hofft, daß 
Gonzalez ein überzeugter Demo- 
krat ist. Die Republikaner wollen 
Bush reinwaschen und sagen: 
Seht mal, was die Clintons getan 
haben. 


Der Direktor des FBI, William 
Sessions, verlor seinen Kopf, 
weil er die ganze Angelegenheit 
untersuchte. Die Beschuldigun- 
gen gegen Sessions waren gering- 
fügiger Natur: Zum Beispiel 
wurde er beschuldigt, auf einer 
seiner Dienstreisen, die mit öf- 
fentlichen Geldern finanziert 
wurden, seine Frau mitgenom- 
men zu haben. 


Freunde des FBI-Direktors las- 
sen Informationen über andere 
Angelegenheiten durchsickern. 


Man denke daran, daß das FBI 
eine Abwehrabteilung hat, die 
weltweite Verbindungen unter- 
hält. Sie untersucht dieses Kom- 
plott, Saddam Hussein zu ermor- 
den, den das Weiße Haus verei- 
telte. 


Spuren führen zum 
ehemaligen CIA-Chef 


Eine natürliche Frage lautet: 
Warum hat das Weiße Haus die- 
ses Komplott vereitelt? Nun, 
Saddam Hussein hat einen Halb- 
bruder in Genf, der gesagt hat, 
wenn Saddam Hussein vom CIA 
ermordet wird, er die Bankauf- 
zeichnungen freigeben wird, die 
beweisen, daß Saddam Hussein 
private, nicht mit der Regierung 
in Zusammenhang stehende Ge- 
schäfte mit George Bush betrieb. 


Es scheint so zu sein, wie ich be- 
reits ausführte, daß es eine Über- 
lappung zwischen Saddam Hus- 
seins Geschäften mit Bush und 
den Affären der Clintons gibt. 


Wir haben Christopher Drogoul 
bei der BNL-Atlanta, der in die 
Wäsche der Gelder des Agricul- 
ture Department (Landwirt- 
schaftsministeriums) für iraki- 
sche Waffengeschäfte verwickelt 
ist, und, wie wir bereits feststell- 
ten, stand Hillary Clintons An- 
waltspraxis im Mittelpunkt dieser 
Arrangements. Die Clintons, 
Bush und Saddam Hussein - um 
es einfach auszudrücken - sind ef- 
fektiv samt und sonders Ge- 
schäftspartner. 


Vince Foster wollte anscheinend 
Clinton davon in Kenntnis set- 
zen, daß, sollte er nichts von den 
Dingen wissen, er besser etwas 
tun sollte, bevor andere Leute 
dahinter kommen. Es gibt eine 
Beziehung zwischen all diesen 
Dingen: Die Entfernung von Ses- 
sions aus dem Amt, das vereitelte 
Komplott gegen Saddam Hus- 
sein und der Mord an Foster. 


Wenn das neue Buch von Fried- 
man genug Staub aufwirbelt, 
muß es zwangsläufig zu einer un- 
abhängigen Untersuchung kom- 
men. Und wenn diese Untersu- 
chung weit genug geht, wird man 
feststellen, daß nicht nur Bush, 
sondern auch die Clintons in 
diese Sache verwickelt sind. 


Geheimdienste 


Ehemalige 


KGB-Offiziere 


besuchen 
Amerika 


Victor Marchetti 


Im Januar 1993 reiste CODE-Mitarbeiter Victor Marchetti als Mit- 
glied einer Delegation ehemaliger CIA-Offiziere der Association of 
National Security Alumni nach Moskau und traf dort mit ehemaligen 
KGB-Offizieren der Vereinigung der Veteranen der Auslandsge- 
heimdienste zusammen. Zweck der Zusammenkunft waren Gesprä- 
che über die Zukunft der nationalen Geheimdienste im Zeitalter 


nach dem Kalten Krieg. 


Im Oktober 1993 schickte der rus- 
sische Verband eine Delegation 
seiner Mitglieder nach Washing- 
ton, um dort diese einzigartigen 
und wichtigen Gespräche fortzu- 
setzen. Die russische Delegation 
bestand aus: Wladimir Bar- 
kowsky, ehemaliger Chef des Di- 
rektorats für Wissenschaft und 
Technologie des KGB; Juri Mo- 
din, ehemaliger Chef des Direk- 
torats für Forschung und Analy- 
tik des KGB; Wsewelod Gapon, 
der bei der sowjetischen Delega- 
tion der Vereinten Nationen in 
New York diente und später zu 
Moskaus Delegation bei den Ge- 
sprächen über die Verringerung 
strategischer Waffen in Wien ge- 
hörte; Juri Totrow, ein Abwehrof- 
fizier, der sich auf die Überwa- 
chung geheimer Operationen des 
CIA um den ganzen Globus 
herum spezialisiert hatte. 


Eine seltsame 
Harmonie 


Im Zweiten Weltkrieg und kurz 
danach hatte Barkowsky dazu 
beigetragen, über Dr. Klaus 
Fuchs in Großbritannien an die 
Geheimnisse des Westens über 
Kernspaltung heranzukommen. 
Modin war Einsatzleiter des 
KGB für die berüchtigten Fünf 
aus Cambridge — darunter Kim 
Philby - die in den fünfziger und 
sechziger Jahren innerhalb der 


Kim Philby, einer der wichtig- 
sten sowjetischen Doppel- 
agenten. Er gehörte als Stu- 
dent der Universität Cam- 
bridge dem homosexuellen 
»Apostel-Club« an. 


britischen und amerikanischen 
Geheimdienste arbeiteten. 


Während ihres fünfwöchigen 
Aufenthalts in den USA nahmen 
die Russen an Symposien mit 
Mannschaften ehemaliger Ge- 
heimdienste an mehreren Univer- 
sitäten teil: die American Univer- 
sity in Washington, die University 
of Missouri, die University of Ca- 
lifornia in San Bernardino, die 
University of Pennsylvania, die 


University of Nevada in Las Ve- 
gas, die Iowa State University 
und Drake University in Iowa. 
Sie nahmen auch an Gesprächen 
am internationalen Open Sour- 
ces Symposium in Washington, 
im City World Affairs Council in 
Kansas und im Los Alamos Na- 
tional Laboratory in New Mexico 
teil, wo Dr. Edward Teller, »der 
Vater der Wasserstoffbombe« 
sich an den Gesprächen betei- 
ligte. 


Wenige Tage nach ihrer Ankunft 
fand im National Press Club in 
Washington eine Pressekonfe- 
renz statt, auf der die ehemaligen 
KGB-Mitglieder der Offentlich- 
keit vorgestellt wurden. Während 
ihres Besuchs hatten die Russen 
auch inoffizielle Gespräche mit 
den Mitarbeitern des Select Com- 
mittee on Intelligence des ameri- 
kanischen Senats und mit Mit- 
gliedern der Association of For- 
mer Intelligence Officers des 
CIA. Sie waren auch Gäste des 
FBI in dessen Ausbildungsein- 
richtung in Quantico, Virginia. 


Guy Burgess kam erst spät zur 
kommunistischen Bewegung 
der Universität Cambridge, 
auch er gehörte zum »Apostel- 
Club«, dem Spionagering Ho- 
mosexueller. 


Und sie gaben zahlreiche Inter- 
views den amerikanischen und 
ausländischen Fernseh- und 
Drucknachrichtenmedien. 


Der russische Geheim- 
dienst unter Aufsicht 
der Parlamentarier 


Nach dem Zusammenbruch der 
Sowjetunion und des alten KGB 
hat der russische Geheimdienst 


seine Mission neu bewertet und 
sich neu organisiert. Am bemer- 
kenswertesten ist, daß die Funk- 
tionen des Auslandsgeheimdien- 
stes und des Inlandssicherheits- 
dienstes voneinander getrennt 
wurden und jetzt von zwei unter- 
schiedlichen Stellen wahrgenom- 
men werden. Ein Gesetz wurde 
im vergangenen Jahr verabschie- 
det, in dem die Aktivitäten und 
Begrenzungen des neuen Aus- 
landsgeheimdienstes im Einzel- 
nen beschrieben werden. Unter 
diesem neuen Gesetz unterliegt 
der russische Geheimdienst, ob- 
wohl er der Präsidentschaft und 
der Staatsführung dient, jetzt par- 
lamentarischer Oberaufsicht und 
Wegweisung. 


Nach dem neuen Gesetz wird der 
russische Geheimdienst weiter- 
hin mit geheimen Mitteln Infor- 
mationen einholen. Zum einen 
stehen die Russen ihren Nach- 
barn gegenüber, sowohl ehema- 
lige Mitgliedstaaten der Sowjet- 
union — besonders die Atomstaa- 
ten Ukraine und Kasachstan - 
wie auch historischen Rivalen 
wie China und Iran, äußerst miß- 
trauisch gegenüber. Auch trauen 
sie dem Westen nicht voll und 
ganz, selbst im — oder vielleicht 
wegen — des heraufkommenden 
Zeitalters der großen wirtschaft- 
lichen Zusammenarbeit. 


Jetzt, wo sie sich bemühen, sich 
der neuen Lebensart der Demo- 
kratie und des freien Unterneh- 
mertums anzupassen, treten sie 
jedoch für Kooperation zwischen 
russischen und amerikanischen 
Geheimdiensten auf den Gebie- 
ten internationaler Terrorismus, 
Verbreitung von Atomwaffen, il- 
legaler Drogenhandel und orga- 
nisiertes Verbrechen ein. Sie sind 
äußerst besorgt über den rapiden 
Anstieg des Verbrechens, der 
Drogen und der Korruption in 
Rußland, . und haben bereits 
einige kooperative Arrange- 
ments mit dem CIA, dem FBI 
und der Drug Enforcement Ad- 
ministration (Drogengesetz-Voll- 
zugsbehörde) getroffen. 


Das neue russische Gesetz, das 
sich mit den Geheimdiensten be- 
faßt, hat einige gute und einige 
schlechte Punkte. Es enthält eine 
Klausel, die besagt, daß der Ge- 
heimdienst »menschenfreund- 
lich« vorgehen muß. Befragt, was 
das bedeute, sagten die Russen, 
daß dies solche Dinge wie 
»Mord, Entführung und andere 
»nasse< Operationen« verbietet. 


2/1994 


-ODE 39 


Geheimdienste 


Ehemalige 
KGB-Offiziere 
besuchen 
Amerika 


Andererseits läßt das Gesetz, 
wenn auch verschwommen for- 
muliert, verdeckte Operationen, 
das heißt, das Eindringen in und 
die Manipulierung ausländischer 
Regierungen, zu. Es verbietet je- 
doch Sabotage und paramilitäri- 
sche Einsätze. 


Große Sorge über die 
Entwicklung in Rußland 


Der Besuch der russischen Dele- 
gation in den USA hat ihnen die 
Augen geöffnet, also jenen Mit- 
gliedern, die einst in den Verei- 
nigten Staaten tätig waren. Sie 
haben die Demokratie — mit War- 
zen und allem Drum und Dran - 
in Aktion gesehen und die Vor- 
und Nachteile des freien Unter- 
nehmertums beobachtet. Die Re- 
aktionen waren zu verschiedenen 
Zeiten belustigend und traurig. 
Als sie hörten, wie Amerikaner 
Präsident Clinton und die Regie- 
rung kritisierten, waren sie etwas 
erstaunt darüber, daß gewöhnli- 
che Leute ihre Meinung frei her- 
aus und ohne Furcht vor behörd- 
licher Vergeltung zum Ausdruck 
bringen dürfen. »Dies ist in Ruß- 
land nicht möglich«, sagten sie 
reumütig. 


In Privatgesprächen machen sie 
sich große Sorgen über politische 
Ereignisse in ihrem Heimatland. 
Sie befürchten, daß Boris Jelzin 
auf eine diktatorische Herrschaft 
zurücktreibt, obwohl sie einigen 
seiner Reformen zustimmen. Sie 
sind auch besorgt über die Unfä- 
higkeit des russischen Parla- 
ments, sich zusammenzutun und 
als Gegengewicht zur wachsen- 
den Macht des Präsidenten zu 
dienen. Aber sie sind auch über 
die Tendenzen einiger Cliquen im 
Parlament am radikalen rechten 
Flügel beunruhigt. 


Was vielleicht noch wichtiger als 
die neue Politik Rußlands ist, die 
Mitglieder des ehemaligen KGB 
brachten ihre Sorge um die Wirt- 
schaftslage in ihrem Land zum 
Ausdruck. »Die Menschen bei 
uns haben so große Opfer für un- 
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CODE-Mitarbeiter Victor Marchetti (Mitte), früher Abteilungsdi- 


rektor im CIA, mit dem KGB-Offizieren Juri Totrow (links) und Wla- 


dimir Barkowsky. 


ser Land gebracht, und jetzt ha- 
ben sie so wenig dafür bekom- 
men, was sie vorzeigen können«, 
sagen sie. »Der Kommunismus 
war nicht völlig schlecht«, be- 
haupteten sie, und stellen fest, 
daß jeder einen Arbeitsplatz 
hatte, daß es freie Wohnungen, 
Erziehungs- und Gesundheitsfür- 
sorge gab. Jetzt gebe es Arbeits- 
losigkeit und Armut und Verbre- 
chen. Die Korruption sei schlim- 
mer als je zuvor. Heute müßten 
die Russen ihre Gesundheitsfür- 
sorge selbst bezahlen und es 
werde davon gesprochen, daß 
Mieten erhöht werden sollen. 
Die Inflation ist außer Kontrolle 
geraten und die Preise für Le- 
bensmittel überschreiten oft die 
Mittel des gewöhnlichen Russen. 


Der durch den Zusammenbruch 
des Kommunismus und der So- 


wjetunion verursachte Schaden 
an der russischen Psyche ist 
schwer zu messen, ist aber be- 
deutsam. Während ihr Land einst 
eine Supermacht war, die ge- 
fürchtet, oder zumindest respek- 
tiert wurde, sehen die Russen ihr 
Land jetzt als eine bloße Schale 
ihrer einst »ruhmreichen Vergan- 
genheit« an. Jetzt sind ihre 
Hauptanstrengungen darauf ge- 
richtet, zu versuchen zu überle- 
ben, während sie sich mit den Un- 
gewißheiten der Demokratie und 
der Wirtschaft des freien Unter- 
nehmertums herumschlagen. 


Bewunderung für 
Derschinsky 


Dennoch bewahren sie sich einen 
patriotischen Stolz, wenn auch ei- 
nen stillen, auf ihr Land und auf 


die geheime Tätigkeit, die sie da- 
für geleistet haben. 


Über das Israel-Problem befragt, 
hielten sich die Russen zunächst 
zurück - sie befürchteten den 
Zorn der mächtigen amerika- 
nisch-zionistischen Lobby, falls 
sie darüber reden würden. All- 
mählich wurden sie diesem 
Thema gegenüber jedoch aufge- 
schlossener und sagten, die Ju- 
den seien in Rußland jahrhunder- 
telang ein Problem gewesen. 


Gleichzeitig waren sie schnell da- 
mit bei der Hand, darauf hinzu- 
weisen, daß es immer »gute und 
schlechte Juden« gibt. Sie gaben 
ihrer Bewunderung für einige der 
jüdischen Ikone des Kommunis- 
mus, vor allem Felix Der- 
schinsky, Vater des KGB, Aus- 
druck. 


Aber sie stellten auch fest, daß 
ein Großteil des Verbrechens und 
der Korruption in Rußland heute 
auf Juden, oft im Bund mit den 
Israelis, zurückgeführt werden 
kann. Sie glauben, daß die Ein- 
wanderung von Juden nach Israel 
so ziemlich abgeschlossen ist. 
Die verbleibenden Juden, sagen 
sie, sind meistens weltliche, mit 
andersgläubigen Partnern verhei- 
ratete Personen, die weitgehend 
russifiziert seien und sich dem 
Schicksal des Landes verpflichtet 
fühlen. Die anderen seien weitge- 
hend Außenseiter und Unzufrie- 
dene, die, wenn sie nach Israel 
gehen, im Judenstaat nur Un- 
ruhe stiften werden. »Besser dort 
als in Rußland«, meinten die ehe- 
maligen KGB-Leute. oO 
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Japan 


Die israelische 
Lobby in 


Japan 


Masami Uno 


Zionistisch-amerikanische Aktivisten sind schon seit langem von Ja- 
pan fasziniert. Und dies trotz der Tatsache, daß es nur 1000 japani- 
sche Juden gibt. Es gibt jedoch mehrere hundert amerikanische Ju- 
den, die im Land arbeiten. Sie stehen mit den Medien, den Akade- 
mikern und der Geschäftswelt in Verbindung. Seit mehreren Jahren 
zeigt auch Israel ein starkes Interesse an Japan. 


1988 gründete das American Je- 
wish Committee (AJC) das Paci- 
fic Rim Institute in Los Angeles, 
um dem zu begegnen, was es als 
» Aufwärtstrend antisemitischer 
Literatur« erachtete. Das AJC 
hat seitdem in Japan sein Ge- 
wicht in die Waagschale gewor- 
fen. Dieser Druck, kombiniert 
mit wachsenden Bemühungen 
seitens der Israelis, Handels- und 
andere wirtschaftliche Bindun- 
gen zu verstärken, hatte die ge- 
wünschte Auswirkung auf die ja- 
panische Regierung. 


Eine bedeutende Rolle 
im Nahen Osten 


Einflußreiche Juden in der ameri- 
kanischen Regierung halfen 
auch. 1988 zum Beispiel warnte 
der damalige Abgeordnete Ste- 
phen Solarz, der seinerzeit ein 
hochstehendes Mitglied des 
mächtigen House Foreign Affairs 
Committee war, die Japaner, daß 
sie besser Schritte unternehmen 
sollten, um den arabischen Wirt- 
schaftsboykott Israels zu durch- 
brechen oder sonst den Zorn der 
jüdischen Interessensgruppe im 
amerikanischen Kongress auf 
sich zu laden. Bald darauf stiegen 
der Handel mit Japan und japani- 
sche Investitionen in den Juden- 
staat an. 


Japan ist jetzt Israels zweitgröß- 
ter Handelspartner nach den 
USA. Jetzt, im Kielwasser des Is- 
rael-PLO-Pakts, drängen jü- 
disch-amerikanische Aktivisten 
und israelische Regierungsbe- 


Betriebsamkeit gegeben. Alles 
deutet auf eine echte Front-und- 
Mittelpunktrolle für Japan hin.« 


In Washington unternimmt die ja- 
ve Botschaft starke Bemü- 

hungen, um die jüdisch-amerika- 
nische Lobby zu besänftigen. Hi- 
deo Sato, erster Sekretär in der 
politischen Sektion der Bot- 
schaft, ist damit beauftragt wor- 
den, enge Beziehungen zu den jü- 
dischen Aktivisten zu unterhal- 
ten und zu versuchen, amerikani- 
schen Juden Tokios Politik zu er- 
läutern. Sato behauptet, daß Ja- 
pan danach strebt, mehr für die 
arabisch-israelischen Angelegen- 
heiten zu tun, sowohl im politi- 
schen als auch wirtschaftlichen 
Sinne. Er stellt fest, daß japani- 
sche und israelische Handelsbe- 
amte sich häufig gegenseitig be- 
sucht haben, und daß die Mini- 
sterpräsidenten der beiden Län- 


Der Zionisten-freundliche Abgeordnete Steven Solarz warnte die 
Japaner vor dem Zorn der jüdischen Interessensgruppe im ameri- 
kanischen Kongress. 


amte Japan dazu, eine aktivere 
Rolle im Nahen Osten zu spielen. 


Israel strebt nach 
engeren Beziehungen 
zu Japan 


Dan Mariachin, Direktor für in- 
ternationale, Regierungs- und Is- 
rael-Angelegenheiten für B’nai 
B’rith, der kürzlich von einer von 
der japanischen Regierung geför- 
derten Japanreise zurückkehrte, 
sagte: »Es hat wirklich eine rege 


der, Yitzhak Rabin und Morihiro 
Hosokawa, das jeweils andere 
Land in diesem Jahr besuchen 
werden. 


Und dennoch sagen jüdische und 
israelische Offizielle, daß es Ge- 
biete gibt,auf denen sie auf wei- 
tere Veränderungen im Verhalten 
der Japaner hoffen, schreibt die 
Jewish Telegraphic Agency 
(JTA). Sie möchten, daß Japan 
stärkere Maßnahmen gegen den 
arabischen Boykott ergreift und 
glauben, daß vielmehr getan wer- 


den muß, um die Verbreitung an- 
tisemitischer Literatur in Japan 
einzudämmen. 


»Der Antisemitismus in Japan ist 
eine seltsame Erscheinung«, 
schreibt die JTA, »weil die mei- 
sten Japaner nicht mit Juden in 
Berührung kommen oder sehr 
viel über jüdische Tradition. wis- 
sen.« 


Aber viele Japaner sind neugierig 
in bezug auf Juden und deren gro- 
ßen Einfluß in der westlichen 
Welt, speziell in Amerika. Bü- 
cher über Juden, von denen 
einige sehr kritisch sind, sind oft 
Bestseller in Japan, und dies hat 
jüdisch-amerikanische Aktivi- 
sten wütend gemacht. Sie haben 
sowohl hinter den Kulissen als 
auch in der Öffentlichkeit schwer 
gearbeitet, um diese Bücher in 
Mißkredit zu bringen, oder sie so- 
gar verbieten zu lassen, aber bis- 
lang hatten die jüdischen Eiferer 
nur wenig Erfolg. 


Asien wurde 
bisher vernachlässigt 


Sato, der einst nach Israel ver- 
setzt wurde, sagt, er habe häufig 
Klagen von jüdisch-amerikani- 
schen Organisationen über Bü- 
cher japanischer Autoren über 
die Juden erhalten. Er behaup- 
tet, er habe mit diesen Organisa- 
tionen den Gedanken diskutiert, 
in Japan ein Informationszen- 
trum zu errichten, das ein besse- 
res Verständnis für jüdische Fra- 
gen fördern soll. 


»Ein Kulturaustausch wird sicher- 
lich das Verständnis fördern«, 
meint Sato. Er setzte hinzu, daß 
Anfang letzten Jahres in Tokio 
eine israelische Filmwoche abge- 
halten wurde. Aber die jüdischen 
Aktivisten sind nicht zufrieden 
und Sato hat japanischen Auto- 
ren nahegelegt, daß es weder für 
sie noch für Japan gut sei, die Ju- 
den zu kritisieren. 


Eine Verbesserung der Beziehun- 
gen zwischen jüdischen Gruppen 
und Japan sowie Asien ist von 
entscheidender Bedeutung, 
meinte Neil Sandberg, Direktor 
des Pacific Rim Institute des 
AJC. Asien, stellt er fest, reprä- 
sentiert fast die Hälfte der Welt- 
wirtschaft und mehr als die 
Hälfte der Weltbevölkerung. 
»Ehrlich«, so Sandberg weiter, 
»wir haben Asien vernachläs- 
sigt.« m 
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Jordanien 
debattiert 
uber den Weg 
zum Frieden 


Peter Blackwood 


Es geht das Wort um, daß in Jordanien, wenn es dort vier Millionen 
Einwohner gibt, 3,5 Millionen von ihnen Politiker seien. In diesem 
hochpolitisierten Land, an den geographischen, demographischen 
und politischen Kreuzwegen des Nahen Ostens gelegen, an den Irak, 
Israel, Syrien und Saudi-Arabien angrenzend, sind die Feuer der po- 
litischen Debatte in den vergangenen Monaten durch die dramati- 
schen Entwicklungen, die sich aus der Vereinbarung zwischen Israel 
und der Palestine Liberation Organization (PLO) ergeben, die am 
13. September 1993 feierlich besiegelt wurde und denen ein Tag spä- 
ter eine jordanisch-israelische Tagesordnung für Friedensgespräche 
nachgeschoben wurde, angefacht worden. 


Die hitzige Diskussion über die 
stillschweigenden Auswirkungen 
der bedeutungsvollen Ereignisse 
waren Stoff für die Wahlreden in 
den Wochen bis zu den Wahlen 
am 8. November 1993, die eine 
parlamentarische Mehrheit er- 
brachten, die fest hinter der Poli- 
tik des herrschenden Monar- 
chen, König Hussein, und der 
Verpflichtung seiner Regierung 
zu dem im Dezember 1991 in Ma- 
drid eingeleiteten Friedenspro- 
zeß steht. 


Jordanien als 
politischer Hebel 


Und dennoch, obwohl die Wah- 
len ohne Zwischenfall von stat- 
ten gingen und dem König ein 
Mandat gaben, sind die Feuer des 
Widerstreits noch nicht erlo- 
schen. Unter der Oberfläche des 
demokratischen Prozesses, als 
beispielhaft in einer arabischen 
Welt, die sonst durch altmodi- 
sche autokratische Regime cha- 
rakterisiert wird, gelobt und ge- 
priesen, gehen die Leidenschaf- 
ten immer noch hoch, und ge- 
wisse Fragen bezüglich der ei- 
gentlichen Rolle des Landes in 
den Vorgängen, von denen die 
Region überrollt wird, harren im- 


42 [SODE 2/1994 


Di 


Ein britischer Proteg& war der ehemalige König Abdullah von Jor- 
danien, der hier den Felsendom in Jerusalem besichtigt. 


mer noch auf eine Antwort. Die 
Antwort, die die politische Elite, 
als Sprecherin für die breite Be- 
völkerung, auf diese offenen Fra- 
gen geben muß, könnte sehr 
wohl entscheidend dafür sein, ob 
die Region in ein Zeitalter des 
Friedens oder des Aufruhrs ein- 
tritt. 


Jordanien ist nicht nur ein weite- 
res Teilchen in dem Mosaik der 
Länder des Nahen Ostens, bei 
der Anderung der politischen 
Karte durch die Großmächte 
nach dem Ersten Weltkrieg in 
Versailles aufgeteilt und zusam- 
mengefügt. Es ist auch ein politi- 
scher Hebel der Region, kraft der 
Tatsache, daß 60 Prozent seiner 
Bevölkerung Palästinenser sind, 
Menschen, die bei der Errich- 
tung des israelischen Staates im 
Jahre 1948 von ihrem Land ver- 
trieben wurden, und die mit jener 
Bevölkerung blutsverwandt sind, 
die im Krieg von 1967 am West- 
ufer des Jordans, ein Gebiet, das 
bis 1988 - als es der PLO überge- 
ben wurde — unter jordanischer 
Souveränität stand, unter militä- 
rische Besetzung durch Israel ge- 
riet. Obwohl eine große Anzahl 
der Palästinenser in Jordanien 


voll in dem wirtschaftlichen und 
sozial-gesellschaftlichen Prozeß 
des Landes eingegliedert sind, 
viele von ihnen die jordanische 
Staatsbürgerschaft besitzen, gibt 
es eine Masse von Palästinen- 
sern, rund 800000 an der Zahl, 
die unter der Schirmherrschaft 
der Vereinten Nationen in provi- 
sorischen Flüchtlingslagern hau- 
sen. 


Als die PLO-Israel-Abkommen 
über eine begrenzte palästinensi- 
sche Autonomie im Gazastreifen 
und am Westufer publik gemacht 
wurden, brach im haschemiti- 
schen Königreich die Hölle los, 
als hunderttausende von Palästi- 
nensern und einheimischen Jor- 
daniern sich fragen, was die zwi- 
schen dem PLO-Vorsitzenden 
Jassir Arafat und dem israeli- 
schen Außenminister Shimon Pe- 
res in Oslo geführten Geheimver- 
handlungen für ihre Zukunft be- 
deuten könnten. 


Die wirtschaftliche 
Perspektive 
des Abkommens 


Unsere Mitarbeiter gingen in den 
letzten Oktobertagen des Ab- 
schlusses des Wahlfeldzuges auf 
eine Informationsreise, um eine » 
Antwort auf diese Frage zu fin- 
den. Was bei intensiven Gesprä- 
chen mit Jordaniern und Palästi- 
nensern, von der »Ablehnungs«- 
Front der politischen Linken, 
über die Ba’athisten und der isla- 
mischen Oppositionsgruppie- 
rung Hamas bis zu den offiziellen 
Sprechern der Verhandlungen in 
den Delegationen der PLO und 
Jordaniens bei den Friedensge- 
sprächen, herauskam, war ein 
reiches, buntes Gewebe von 
komplizierter, schwer verständli- 
cher Machart. Einige Farben sta- 
chen in ihrer Brillanz von einan- 
der ab, während andere in den 
Hintergrund verblaßten; aber 
einige klare Stränge traten her- 
vor und ließen die Gestalt dessen 
erkennen, wie der komplexe Pro- 
zeß zum wirklichen Frieden wer- 
den muß. 


Diese Informationsreise glich 
nicht der jener Unmenge von in- 
ternationalen Medien, die auf 
Amman, Jordaniens Hauptstadt, 
niedergegangen waren. Wir lie- 
ßen uns nicht von einer soziologi- 
schen Neugierde, das politische 
Spektrum zu profilieren oder ei- 
nen statistischen Überblick zu er- 
stellen, motivieren. Unser 


Zweck bestand darin, nicht nur 
den ganzen Vorgang zu verste- 
hen, sondern dazu beizutragen, 
unsere Perspektive anzubieten, 
den Friedensprozeß zu dem zu 
machen, was er werden muß. Un- 
sere Aufmerksamkeit konzen- 
trierte sich auf den wirtschaftli- 
chen Gesichtspunkt des Abkom- 
mens, aus dem einzigen Grund: 
Ohne Einigung über gegenseitig 
nutzbringende wirtschaftliche 
Kooperation als Prämisse für 
Frieden kann es keine Lösung für 
den politischen Konflikt geben. 
Daher war es unser Ziel, uns in 
den Kern der getroffenen wirt- 
schaftlichen Arrangements zu 
vertiefen und unseren eigenen 
Beitrag zu dem zu leisten, was 
wirtschaftlich notwendig ist und 
zum Frieden führt. 


Die große Debatte 
zwischen den Lagern 


Die jordanische Bevölkerung ist 
heute um die Sache herum polari- 
siert, gespalten zwischen denjeni- 
gen, die »für« und denjenigen, 
die »gegen« die Vereinbarung 
sind; und die Trennlinie schneidet 
durch alle Institutionen der Ge- 
sellschaft bis hinunter zur einzel- 
nen Familieneinheit. Politisch 
legt die Spaltung zwei Lager fest: 
Die Parteien und Gruppierun- 
gen, die die Mehrheit darstellen, 
die aus den Wahlen vom 8. No- 
vember 1993 hervorgegangen ist, 
und die Minderheit, die sich aus 
der palästinensischen Hamas-Be- 
wegung, den Oppositionsströ- 
mungen hin zu Arafats Fatah in- 
nerhalb der PLO - die sich als 
Block der in Syrien stationierten 
»Zehnergruppe« konstituiert ha- 
ben -, und den Islamisten, ob sie 
nun mit der Moslemischen Bru- 
derschaft und deren Wahlarm, 
die Islamistische Aktionsfront, in 
Verbindung stehen oder mit ver- 
schiedenen Intellektuellen iden- 
tifiziert werden, zusammensetzt. 


Die Front der Ablehner ist an ih- 
rer dogmatischen Doktrin, ver- 
kündet mit einer starken Dosis 
Enttäuschung und Wut, zu erken- 
nen. Arafat ist nach den Worten 
eines führenden PLO-Mitglie- 
des, das die Gespräche über das 
Abkommen boykottiert hatte, 
»ein Quiesling«, der »vor den Is- 
raelis in die Knie gegangen« sei 
und die »bedingungslose Kapitu- 
lation« erklärt habe, indem er 
»den Gedanken an einen unab- 
hängigen Staat aufgab« und sich 
mit »einem Protektorat«, das sich 


aus dem Gazastreifen und Jeri- 
cho zusammensetzt, zufriedenge- 
geben habe. 


Das neu erklärte autonome Ge- 
biet ist nach Ansicht dieses PLO- 
Mitglieds nach immer noch »mili- 
tärisch besetzt« von israelischen 
Truppen, die lediglich »aus den 
Ballungsgebieten abgezogen und 
neu ausschwärmen, sich aber 
nicht zurückziehen werden«. 


Khalil Haddadin, einer der 22 
Oppositionsmitglieder des am 8. 
November 1993 gewählten Parla- 
ments, der als Repräsentant der 
nach dem Irak orientierten 
Ba’ath-Partei kandidierte, erläu- 
terte die kategorische Haltung 
seiner Partei wie folgt: »Wir, als 
Partei, sind gegen die Friedens- 
konferenz von Madrid und alle 
Ergebnisse, die auf der Grund- 
lage der Gespräche von Madrid 
basieren, wie zum Beispiel die 
PLO-Israel-Vereinbarung oder 
die Jordan-Israel-Tagesordnung, 
oder die Syrien-Israel-Gesprä- 
che, weil wir glauben, daß Palä- 
stina — das ganze Palästina - ara- 
bischer Boden ist, der 1948 und 
1967 besetzt wurde.« 


Eine auffallend ähnliche Bewer- 
tung wurde von Khader Abdallah 
Hussein, von der von Syrien un- 
terstützten Saiga innerhalb der 
PLO, vertreten, der schon in is- 
raelischen Gefängnissen geses- 
sen hat. Er sagte: »Die Vereinba- 
rung gibt uns keines unserer 
Rechte. Es gibt ein Volk, die Pa- 
lästinenser genannt, die 1948 und 
1967 von ihrem Land vertrieben 
wurden. Jede Vereinbarung 
sollte sich darauf beziehen, wie 
diese Menschen in ihr Land zu- 
rückkehren können. Die israeli- 
schen Führer sagen, dies sei nach 
den heiligen Büchern, die 2000 
Jahre zurückgehen, ihr Land, 
aber sie hatten bis 1948 keinen 
Staat ... Unsere Antwort lautet, 
daß wir bis 1948 dort waren, die- 
ses Land ist unser Land, und wir 
haben Dokumente, um das zu be- 
weisen.« 


Mohammed Nazzal, von der Ha- 
mas-Bewegung, führte seine Ab- 
lehnung des Abkommens im Ein- 
zelnen auf einer Aufstellung von 
»Negativ-Punkten« aus: Erstens, 
daß es unserem Volk keine Ga- 
rantie zum Aufbau eines palästi- 
nensischen Staates gibt; zwei- 
tens, daß darin nichts über Jeru- 
salem steht, wohingegen Rabin 
verkündete, daß Jerusalem die 
vereinigte Hauptstadt Israels sei; 


und drittens, daß Siedlungen 
darin nicht erwähnt werden. Dies 
bedeutet, daß Israel innerhalb 
von fünf Jahren auf dem Boden 
eine neue Realität schaffen wird. 
Die Israelis werden die Sied- 
lungspolitik fortsetzen, weil in 
dem Abkommen nichts steht, 
was sie daran hindern könnte. 
Viertens, gibt es keinerlei Garan- 
tie dafür, daß die Flüchtlinge zu- 
rückkehren können.« Nazzal 
schätzt, daß höchstens 100000 
Flüchtlinge zurückkehren dür- 
fen. 


In dem Ausmaß, wie die Front 
der Ablehner die wirtschaftliche 
Seite des Abkommens überhaupt 
anspricht, ist ihre Einschätzung 
mehr ideologisch als informativ. 
Es muß gesagt werden, daß Infor- 
mationen im Bereich der Öffent- 
lichkeit in bezug auf den eigentli- 
chen Inhalt des Wirtschaftspro- 
gramms, der in den Anhängen zu 
der Vereinbarung skizziert wird, 
verhältnismäßig dürftig sind. 


Dies hat unter den Ablehnern 
eine Bewußtseinsspaltung aufge- 
heizt, die düstere Szenarien, be- 
ruhend auf dem Gedanken be- 
schwören, daß Israel, seitdem es 
die verhältnismäßig stärkere Par- 
tei repräsentiert und Rückendek- 
kung durch die Amerikaner ge- 
nießt, seine Wirtschaftshegemo- 
nie aufzwingen und die palästi- 
nensische Wirtschaft praktisch 
verschlucken und sie in ein »Tro- 
janisches Pferd« verwandeln 
wird, durch das es in die lukrati- 
ven arabischen Märkte eindrin- 
gen kann und diese dominieren 
wird. 


Israel will 
ein Großisrael 


Wie der Ba’athist Haddadın es 
ausdrückte, »hat Israel eine land- 
wirtschaftliche Technologie. Die 
palästinensische Wirtschaft wird 
innerhalb der nächsten fünf 
Jahre in einem bestimmten Ver- 
hältnis zur israelischen Wirtschaft 
stehen. Israel ändert sein impe- 
rialistisches System in einen Wirt- 
schaftsimperialismus um«. 


In einer Formulierung, die von 
vielen Ablehnern des Abkom- 
mens geteilt wird, sagte Hadda- 
din: »Israel will ein Großisrael 
vom Nil bis zum Euphrat; und da 
es nicht genug Bevölkerung hat, 
um dies zu erreichen, verfolgen 
die Israelis dieses Ziel mit wirt- 
schaftlichen Mitteln.« 


Immer öfter umgehen diejeni- 
gen, die gegen das Abkommen 
sind, die Wirtschaftsfrage völlig. 
Mohammed Nazzal von der Ha- 
mas sagte: »Die Vereinbarung be- 
faßt sich mit Palästinensern als 
Minderheit in einem Judenstaat, 
nicht als Volk ... Israel will auf 
arabische und moslemische 
Mäfrkte.« 


Sich auf die damaligen Erwartun- 
gen bezüglich wirtschaftlicher 
Besserung in dem Abkommen 
von Camp David von 1978-79 be- 
ziehend, setzte er hinzu: »Sadat 
sagte der Bevölkerung, wir sind 
arm wegen des Krieges, und ver- 
sprach, daß Frieden Fleisch und 
Geflügel bringen werde. Arafat, 
wie Sadat, macht auch nur Ver- 
sprechungen. Es sind nur 
Träume. Die palästinensische Sa- 
che ist aber nicht nur wirtschaftli- 
cher Natur, sondern ein Gefühl 
für nationale Rechte, Bürger, die 
einen unabhängigen Staat wollen 
... Die Intifada (Aufstand der Pa- 
lästinenser gegen die ısraelische 
Besatzung) begann nicht aus 
wirtschaftlichen Gründen, son- 
dern für die Unabhängigkeit.« 


Wirtschaftliche Gründe 
sind der Schlüssel 


Und dennoch ist der wirtschaftli- 
che Gesichtspunkt der Vereinba- 
rung der Kernpunkt der Sache, 
eine Tatsache, die die Gegner 
entweder nicht begreifen wollen 
oder können. Im besten Falle tap- 
pen Gegner der Vereinbarung in 
die methodologische Falle der 
Empirie hinein, indem sie dahin- 
gehend argumentieren, daß an- 
gesichts der Tatsache, daß das 
Abkommen von Camp David 
oder das Versprechen des We- 
stens, dem nachkommunisti- 
schen Rußland wirtschaftlich un- 
ter die Arme zu greifen, in die 
Hose gegangen ist. Die Ablehner 
schließen jede Vereinbarung mit 
Israel schon aus ideologischen 
Gründen aus und machen somit 
jede bedeutungsvolle Diskussion 
zwecklos. 


Die Realität ist, daß es unmög- 
lich ist, einen israelisch-arabi- 
schen Frieden zu bekommen, 
ohne zuerst zu einer Einigung 
über eine wirtschaftliche Ent- 
wicklung, über den die Wissen- 
schaft fördernden, auf dem Aus- 
bau der Infrastruktur beruhen- 
den Vorstoß zu kommen. Ohne 
zuerst dieses Programm, egal mit 
welchen Mitteln, auf die Beine zu 
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Naher Osten 


Jordanien 
debattiert 
über den Weg 
zum Frieden 


stellen, werden wir niemals die 
notwendigen Grundvorausset- 
zungen für Frieden herbeiführen. 


Weil man zuerst die Bevölkerun- 
gen auf beiden Seiten der Glei- 
chung umformen muß. Man muß 
die Israelis moralisch umformen, 
man muß sie moralisch emporhe- 
ben, auf eine Art und Weise wie 
es nur ein die Wissenschaft voran- 
treibendes, auf der Infrastruktur 
beruhendes Programm, ein diri- 
gistisches Programm bewerkstel- 
ligen kann. Und in gleicher Weise 
auf der arabischen Seite, beson- 
ders seit der Zerschlagung des 
Iraks, der die einzige annähernd 
die Wissenschaft vorantreibende, 
auf der Infrastruktur beruhende 
Wirtschaft in der Region war. 


In welchem Ausmaß verleihen 
die sich auf die Wirtschaft bezie- 
henden Anhänge zu der PLO-Is- 
rael-Grundsatzerklärung einer 
solchen Vision des Wirtschafts- 
wachstums Ausdruck? Die Ab- 
lehnerfront ist in ihrer zynischen 
Reaktion rundheraus, wie Kha- 
dar Hussein es formulierte: »Es 
ist schwierig zu sagen, weil wir 
keine palästinensischen Wirt- 
schaftswissenschaftler haben. Sie 
werden von den Israelis ausge- 
wählt.« 


Im Gegensatz zu dieser Behaup- 
tung steht fest, daß es in der Tat 
palästinensische Wirtschaftswis- 
senschaftler gibt, die nicht nur ihr 
Handwerk verstehen, sondern 
hartnäckig dazu entschlossen 
sind, die Erstvereinbarung in das 
Rahmenwerk für eine technolo- 
gisch fortschrittliche, lebensfäh- 
hige palästinensische Wirtschaft 
umzugestalten, als Fundament 
für eine bedeutungsvolle Eigen- 
staatlichkeit. Der Vorsitzende 
der Abteilung für wirtschaftliche 
Angelegenheiten und Planung 
der PLO, Mohammed Z. Nashas- 
hibi, der, anders als die Kritiker 
der Opposition, ein Befürworter 
des Verhandlungsprozesses war, 
machte in einem Interview klar, 
daß es das Hauptanliegen sei, die 
Anhänge unverzüglich in wirt- 
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schaftliche Aktivität umzuset- 
zen, um den Prozeß der Verbesse- 
rung des Lebensstandards einer 
Bevölkerung, die seit Jahrzehn- 
ten der Besetzung, bitterer Ar- 
mut und Elend ausgesetzt ist, in 
die Wege zu leiten. Ein besonders 
wichtiges Thema in dem Ge- 
spräch mit Mr. Nashashibi war 
die Rolle der modernen Techno- 
logien für den wirtschaftlichen 
Fortschritt. 


Die Rolle der fortschritt- 
lichen Technologie 


In dieser Hinsicht ist die Anwen- 
dung der Kernenergie zur Lö- 
sung der Wasserkrise der Schlüs- 
sel, ein Punkt der besondere Auf- 
merksamkeit empfohlen wird. In 
den Anhängen werden zum Bei- 
spiel mehrere Kanalprojekte er- 
wähnt, die das Tote Meer mit 
dem Roten Meer und dem Mittel- 
meer verbinden sollen. Ur- 
sprünglich wurden die Kanäle als 
Mittel zur Anhebung des Wasser- 
spiegels des Toten Meeres, um so- 
mit den wasserführenden Schich- 
ten, die praktisch entleert wor- 
den sind, wieder Wasser zuzufüh- 
ren, und als Mittel zur Stromer- 
zeugung angesehen. 


Und dennoch, selbst mit diesen 
Projekten, verstärkt durch Stau- 
dammprojekte und verschiedene 
Wassereinsparungs- und -reini- 
gungsverfahren, wird die Wasser- 
knappheit in der Region, die in 
der Wirtschaftsentwicklung ein 
grundlegender Maßstab ist, nicht 
überwunden. Wenn jedoch erst 
einmal der Gedanke an Kernan- 
lagen vorgetragen wird, als 
Stromerzeuger zum Betrieb von 
Entsalzungseinheiten, die eine 
ganz neue Versorgung mit Frisch- 
wasser für die Landwirtschaft, 
für den Haushalt und die Indu- 
strie ermöglichen, dann ist der 
Engpaß überwunden. 


Die Einführung der Kerntechno- 
logie bietet nicht nur eine Lösung 
für dieses Problem Nummer eins, 
sondern die Möglichkeit, neue 
Städte, Industriekomplexe um 
solche Einrichtungen herum zu 
bauen, eröffnet gleichzeitig die 
Perspektive, konkret mit dem 
Flüchtlingsproblem fertigzuwer- 
den. 


Die Probleme, die diese Perspek- 
tive mit sich bringt, sind nicht we- 
nige. Die Weltbank, die sich in 
den Wirtschaftsprogrammen des 
Nahen Ostens für sich selbst eine 


Position geschaffen hat, ist kate- 
gorisch gegen fortschrittliche 
Technologie, was sich ausdrück- 
lich auch auf die Kernenergie be- 
zieht. Darüber hinaus hat der 
Ausblick der Weltbank und der 
Harvard Studie unter vielen Teil- 
nehmern an den Friedensgesprä- 
chen an Glaubwürdigkeit gewon- 
nen. 


Dr. Fahed Fanek, ein einflußrei- 
cher jordanischer Wirtschaftswis- 
senschafter und Kolumnen- 
schreiber, der der jordanischen 
Delegation bei den Friedensge- 
sprächen nahesteht, nahm in sei- 
nen Bemerkungen über dieses 
Thema kein Blatt vor den Mund. 


Fanek ist brutal aufrichtig in sei- 
ner Einschätzung, daß der Touris- 
mus- und Handelssektor gegen- 
über der High-Tech-Infrastruktur 
Vorrang eingeräumt werden 
wird. Er ist ebenso frei heraus mit 
seiner Ansicht, daß die Weltbank 
und der Internationale Wäh- 
rungsfonds (IWF) bestrebt sein 
werden, Druck auf die Wirt- 
schaftspolitik auszuüben, und 
daß Entscheidungen über die pa- 
lästinensische Wirtschaftspolitik 
praktisch von Israel getroffen 
werden, womit ironischerweise 
gewisse kritische Bewertungen, 
die von den Gegnern der Verein- 
barung zum Ausdruck gebracht 
wurden, bestätigt werden. Fanek 
fühlt sich jedoch dem Friedens- 
prozeß gegenüber verpflichtet, 
ohne Zögern, zuversichtlich, daß 
dieser neue wirtschaftliche Aus- 
blicke für Jordanien und die Re- 
gion als Ganzes eröffnet. 


Im Grunde geht es um 
Entsalzungsanlagen 


Mr. Nashashibi hegt keinerlei 
Zweifel daran, wie man mit ver- 
suchter Sabotage an fortschrittli- 
chen Technologien seitens der 
Weltbank fertig werden kann. 
Obwohl die Institution, durch 
ihre Kontrolle über Kredite, In- 
vestitionen in Projekte, die sie zu- 
rückweist, vorenthalten kann, 
kann die Weltbank nicht verhin- 
dern, daß solche Projekte, wie 
zum Beispiel nuklear betriebene 
Entsalzungsanlagen, verwirk- 
licht werden, wenn Geldmittel 
aus alternativen Quellen zur Ver- 
fügung stehen. Ob es der Welt- 
bank paßt oder nicht, es besteht 
ein wachsender Konsens unter 
den führenden Befürwortern des 
Abkommens für genau solche 
Entsalzungsanlagen. 


Der israelische Außenminister 
Shimon Peres ist dafür bekannt 
geworden, daß er solche Techno- 
logien unterstützt. Die Begeiste- 
rung, die die Vorschläge von Ent- 
salzungsprojekten sowohl auf der 
palästinensischen als auch auf 
der jordanischen Seite hervor- 
rief, läßt keinen Zweifel daran, 
daß dies die Option ist, die die 
Aussicht hat, durchgeführt zu 
werden. 


Der nukleare Faktor in diesem 
Sinne ist nicht nur in seiner wirt- 
schaftlichen Funktion, sondern 
auch in der kulturellen, morali- 
schen Sphäre, von entscheiden- 
der Bedeutung. Wie es historisch 
der Fall ist, wenn Beziehungen, 
die sich einst feindlich gegenüber- 
standen, durch Friedensverein- 
barungen überwunden werden — 
man denke dabei an das Leiden 
und die Animositäten und Feind- 
schaft des Zweiten Weltkriegs, 
die in den Gedanken und Leiden- 
schaften der Polen, Deutschen 
und Franzosen verwurzelt waren 
-, muß sich das neue Verhältnis 
auf einen gemeinsamen Kampf 
zur Einspannung der technologi- 
schen Durchbrüche menschli- 
cher Genialität zum Aufbau einer 
neuen Welt, zum Nutzen aller, be- 
gründen. 


Auf dieses Konzept in bezug auf 
das feindliche Verhältnis, das die- 
ses Jahrhundert hindurch zwi- 
schen Arabern und Israelis vor- 
herrschte, näher eingehend, 
steht fest: Wenn wir dieses Ver- 
hältnis ändern können zu einer 
gemeinsam vertretenen, tatsäch- 
lich auf Infrastruktur beruhen- 
den, die Wissenschaft vorantrei- 
benden Entwicklung, bei der 
Kernkraft und Wasser Schlüssel- 
faktoren sind, dann ist es mög- 
lich, auf diesem Wege die Gedan- 
kengänge von Israelis und Ara- 
bern umzuwandeln, um, kurz ge- 
sagt, mittels Wirtschaftsentwick- 
lung einen kulturellen Paradig- 
mawandel zu erreichen. 


Dies bedeutet, die Menschen 
»durch dirigistische Vorstöße em- 
porzuheben, damit sie die günsti- 
gen Gelegenheiten wahrnch- 
men, jene Wirtschaftspolitik 
durchzudrücken, die nicht nur 
wirtschaftlich gesund ist, sondern 
sich auf die Bevölkerung wie ein 
nach oben gerichteter kultureller 
Paradigmawandel auswirkt. Es 
ist nicht die Höhe der Aufwärts- 
bewegung, es ist die Tatsache, 
daß die Richtung nach oben in 
bedeutsamer Weise der Richtung 


entspricht, in der sich die Dinge 
ändern werden. Das ist die 
Quelle der Basis für Moralität, 
eine Basis für Bevölkerungen im 
allgemeinen. 


Es muß darum gekämpft werden, 
diese Perspektive durchzudrük- 
ken. Die Weltbank, IWF und 
eine Clique internationaler Fi- 
nanzleute sind wild entschlossen, 
die Region in ein Paradies für 
Spekulanten zu verwandeln, auf 
Kosten der Menschen, die dort 
leben. Politisch hat die Front der 
Ablehner ihre Absicht verkün- 
det, den Deal zu sabotieren. 


Mohammed Nazzal machte kei- 
nen Versuch, seinen Wunsch zu 
verhehlen, die Unterstützungs- 
basis der Hamas-Bewegung in 
den besetzten Gebieten, die er 
auf 30 bis 40 Prozent der Bevölke- 
rung schätzt, zu mobilisieren, um 
»die Intifada fortzusetzen«. 


Der »militärische Widerstand in 
den besetzten Gebieten«, den er 
als »die strategische, nicht takti- 
sche Alternative« charakteri- 
sierte, »soll weitergehen, mit 
dem Ziel, »einen Fehlschlag in 
der Vereinbarung herbeizufüh- 
ren«. Nazzals Ansicht, die von 
vielen arabischen Nationalisten 
geteilt wird, läuft darauf hinaus, 
daß »kein Krieg, kein Friede eine 
Situation ist, mit der wir leben 
können«, sogar über Generatio- 
nen hinweg. Obwohl die Hamas 
erklärt hat, sie werde die geplan- 
ten Wahlen in den besetzten Ge- 
bieten boykottieren, mit der for- 
malen Begründung, daß sie »ein 
Teil der Vereinbarung« sind, zielt 
die »Zehnergruppe, zu der sie ge- 
hört, darauf ab, eine alternative 
Führung zu Arafats Fatah inner- 
halb der PLO zu konstituieren. 


Die Alternative 
ist noch schlechter 


Trotz der Rhetorik und der Ge- 
waltandrohung ist es unwahr- 
scheinlich, daß die Opposition 
Erfolg haben wird, weil es die 
von der Peres-Arafat-Initiative 
ausgehende Schwungkraft ist, 
die derzeit den Verlauf der Dinge 
bestimmt. Unter den Bevölke- 
rungen auf beiden Seiten ist der 
Wunsch, den Konflikt zu über- 
winden, tiefgehend und weitver- 
breitet. Diejenigen, die, obwohl 
sie die Vereinbarung unterstüt- 
zen, deren Begrenzungen gegen- 
über keineswegs blind sind, wie 
zum Beispiel Fahed Fanek, argu- 


Der letzte noch lebende Monarch aus dem von England protegier- 


ten Hause der Haschemiten ist König Hussein. 


mentieren pragmatisch dahinge- 
hend, daß »sie besser als nichts 


ist, weil die Alternative noch 
schlechter ist«. 


Als Vermittler zwischen Jorda- 
nien und Großbritannien be- 
sucht John Bagot Glubb, engli- 
scher Befehlshaber der arabi- 
schen Legion, eine Militärsta- 
tion. 


Unter den Palästinensern, die 
den Prozeß anführen, herrscht 
eine tief verwurzelte Überzeu- 
gung, daß die Initiative als Hebel 
benutzt werden kann und muß, 
um eine grundlegende, positive 
Veränderung durch einen realen 
wirtschaftlichen Fortschritt zu be- 
wirken. Diese Bevölkerungs- 
schichten, die Shimon Peres’ öf- 
fentliche Erklärungen zugunsten 
einer gemeinsamen Verwendung 
von fortschrittlicher Technologie 
begrüßt haben, fragen: »Hat Pe- 
res auch die Macht, um diese Per- 
spektive durchzudrücken?« 


Ein führender palästinensisch- 
jordanischer Autor charakteri- 
siert dies als »Herausforderung, 
Palästina zu etwas Besserem zu 
entwickeln als die Israelis bislang 
vollbracht haben«. In einer län- 
geren Betrachtung der Auswir- 
kungen, die ein wirtschaftlich 
fortschrittliches Friedensabkom- 
men auf die Wiederherstellung ei- 
nes kulturellen Gleichgewichts in 
der Region haben wird, schreibt 
dieser Autor, er sei »sehr optimi- 
stisch, vielleicht naiv, aber in die- 
sem Zusammenhang sollte die Is- 
rael-PLO-Vereinbarung unter- 
stützt werden. Es gibt keine Ga- 
rantie dafür, daß sie funktionie- 
ren wird, aber eslohnt sich, einen 
Versuch zu unternehmen«. DJ 
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Naher Osten 


Ein Plan fur 


Frieden und 
Entwicklung 


Shimon Peres 


Der israelische Außenminister hat den nachstehenden Artikel unter 
der Überschrift »In Middle East in a New Era« (»Der Nahe Osten in 
einem neuen Zeitalter«) in der italienischen Zeitschrift »Acque & 
Terre« veröffentlicht. Der Artikel erschien in englischer Sprache. 


Der Nahe Osten hat sich nicht 
verändert, aber die Welt. Die 
zentrale Frage, die sich der Re- 
gion stellt, ist folgende: Wo ist ihr 
Standort in einer sich verändern- 
den Welt - blasen ihr die Winde 
des Ruhms und die Geister der 
Vergangenheit, oder die Winde 
der Veränderung, mit Hoffnung 
für ein neues Zeitalter ins Ge- 
sicht? 


Die einzige Grenze 
ist unsere Fähigkeit 


Heute gehört jedermann zwei 
Gebilden an: Da ist das Staatsge- 
bilde, beruhend auf dem Boden 
und dem Heimatland, verwurzelt 
in unseren Erinnerungen, der 
Sprache, die wir sprechen, der 
politischen Identifizierung, die 
wir tragen, das körperliche und 
geistige kollektive Erbe, das un- 
sere Eltern und Vorfahren an uns 
weitergegeben haben, und die 
Identität, die von unserer kollek- 
tiven Erinnerung, die aus der Ver- 
gangenheit herausfließt, genährt 
wird. 


Und dennoch wurde unserem 
Heimatland ohne Vorwarnung 
eine zweite Geschichte, einen auf 
Wissenschaft, Technologie, und 
Information beruhenden univer- 
salen Raum, völlig ungehindert 
durch die Grenzen der Politik 
und des Nationalismus, hinzuge- 
fügt. Wissenschaft und Technolo- 
gie erkennen nämlich keine 
Grenzen an, denn die Natur hat 
keine von Menschen geschaffe- 
nen Grenzen oder Dimensionen. 
Es gibt immer noch etwas Winzi- 
geres als der mikroskopischste 
Stoff, und für den größten Ge- 
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genstand gibt es immer etwas, 
was noch größer ist. Die einzige 
Grenze ist unsere Fähigkeit, ein 
Universum von unendlicher Di- 
mension zu durchdringen. 


Diese zweite Geschichte schaut 
der Zukunft ins Auge. Der Nahe 
Osten muß, wie die übrige 
menschliche Familie, seine natio- 
nalen Rivalitäten, einschließlich 
des arabisch-israelischen Kon- 
flikts, in die richtige Perspektive 
versetzen. Die Geschichte be- 
ruht nicht auf dem Bestehenden, 
sondern auf dem Möglichen. In 
einem großen Außmaß hängt un- 
sere Zukunft davon ab. Wir stu- 
dieren ein Land, indem wir etwas 
über seine geographischen Di- 
mensionen, Klima, Bevölke- 
rung, natürliche Hilfsquellen und 
Geschichte erfahren, und mit die- 
ser Information bestimmen wir, 
ob ein Land groß oder klein, 
reich oder arm ist, und dennoch 
ist das, auf was wir schauen soll- 
ten, der Bildungsstand dieses 
Volkes, seine wissenschaftliche 
und technologische Kapazität so- 
wie seine Fähigkeit, mit den Her- 
ausforderungen der Veränderung 
in der Zukunft fertigzuwerden. 


In welcher Weise hat sich die Welt 
verändert, und welche Auswir- 
kungen könnte dies auf die Zu- 
kunft des Nahen Ostens und die 
Lösung von Konflikten in dieser 
Region haben? 


Die Herausforderungen 
der weltweiten 
Veränderungen 


Da ist erst einmal die wirtschaftli- 
che Veränderung. Die Produk- 


tion von Brot hängt heute mehr 
von der Produktionstüchtigkeit 
als von der Qualität des Bodens 
ab. Heute brauchen wir weniger 
Arbeit, weniger Land und weni- 
ger Wasser, um immer mehr Ge- 
treide zu erzeugen. Die Vereinig- 
ten Staaten, die 1,5 Prozent ihrer 
Arbeitskräfte in der Landwirt- 
schaft beschäftigen, produzieren 
25 Prozent des gesamten Weltbe- 
darfs an Nahrungsmitteln, wäh- 
rend die ehemalige Sowjetunion, 
die 33 Prozent ihrer Arbeits- 
kräfte in der Landwirtschaft be- 
schäftigt, ihren eigenen Nah- 
rungsmittelbedarf nicht decken 
kann. Die UdSSR kaufte zum 
Beispiel Kühe aus Israel. 
Warum? Weil die israelische Kuh 
dreimal soviel Milch gibt wie die 
russische. Die Kühe sind die glei- 
chen mit den gleichen Hörnern; 
der Unterschied liegt in der Me- 
thode, mit der die Produktion 
verdreifacht werden kann. Mit 
anderen Worten, wenn in der Ver- 
gangenheit eine erfolgreiche 
Landwirtschaft von Land, Was- 
ser, Sonne und vom Bauern ab- 
hing, hängt sie heute immer stär- 
ker von der Wissenschaft ab. 


Und das ist noch nicht das letzte 
Wort. Die Wissenschaft wird 
schließlich die beiden großen Re- 
servoirs der zukünftigen Nah- 
rungsmittelproduktion, die Salz- 
seen und die dürren Wüsten, den 
Bedürfnissen anpassen und nutz- 
bar machen. Bei einem dreifa- 
chen Bevölkerungswachstum im 
20. Jahrhundert werden sich die 
Bemühungen darauf konzentrie- 
ren, diese beiden widerstreben- 
den Faktoren für die Weltnah- 
rungsmittelversorgung anzuzap- 
fen. Die Menschen werden un- 
mittelbar aus dem Meer ernten 
oder Trinkwasser durch Entsal- 
zung gewinnen, und sie werden 
die Wüste durch Anbau auf felsi- 
gem Terrain, das sich bislang über 
den Pflug des Menschen lustig ge- 
macht hat, zum Blühen bringen. 


Mit weniger Werkstoff produzie- 
ren wir immer größere Mengen 
von höherer Qualität und größe- 
rer Nutzbarkeit. Roboter produ- 
zieren Autos, sowie die Roboter 
und Computer, die sie konstru- 
ieren. Und genau die gleichen 
Computer werden immer winzi- 
ger: Sie benötigen weniger Werk- 
stoff, je ausgeklügelter sie wer- 
den und je vielfältiger ihre Ver- 
wendungszwecke sind. 


Sogar Rohmaterialien werden 
nicht mehr einzig und allein aus 


der Erde gewonnen. Syntheti- 
sche Stoffe lösen organische 
Stoffe ab, und ein synthetischer 
Diamant kann ebenso funkeln 
wie ein natürlicher. Fast alles 
kann als Rohmaterial verwendet 
werden - Luft, Sonne, Meer und 
in der Zukunft, wer weiß, viel- 
leicht sogar der Weltraum. 
Dienstleistungen hängen nicht 
mehr von Bediensteten ab. Ma- 
schinen ersetzen und verbessern 
die Funktion von Beinen und 
Händen, Ohren und Augen. Tele- 
fon, Fax, Tonbandgeräte, Com- 
pact Disks (CDs) und Fernsehen 
sind tragbar — wir brauchen uns 
nicht mehr zu ihnen zu bemühen. 
Der Tag wird mit Sicherheit kom- 
men, wo der Schulunterricht auf 
Disketten beruht, und Kranken- 
häuser werden ihren Patienten di- 
rekt über ihren Zustand berich- 
ten können, dank der winzig klei- 
nen persönlichen Monitore, die 
an ihrem Körper befestigt wer- 
den. 


Der Weg in ein 
neues Zeitalter 


Militärstrategie, lange auf engen, 
nationalen Konzepten von Raum 
und Zeit beruhend, ist auch einer 
gründlichen Revolution unterzo- 
gen worden. Bevor Armeen auf 
dem Schlachtfeld zusammentref- 
fen, um Krieg zu führen, werden 
technische Zusammenstöße statt- 
finden, wo technische Überle- 
genheit den Sieger krönen wird, 
wodurch Schlachten zu Lande, 
zur Luft und zur See ausgeschlos- 
sen werden. Dieses Szenario ist 
ziemlich genau das, was im Golf- 
krieg geschah, als die amerikani- 
sche Armee und die Koalitions- 
streitkräfte unter physikalischem 
Aspekt gesehen kaum die Kriegs- 
kosten erlitten, während die ira- 
kische Armee schwere Schläge 
hinnehmen mußte, ohne die 
Lage des Gegners oder die grund- 
legende Kampfstrategie zu ken- 
nen. Eine Rakete bedarf keines 
Piloten, noch sind Berge, Flüsse 
und Festungen Hindernisse für 
ihren Flug. Atomsprengköpfe 
werden nicht nach Quantität ge- 
messen, da ihr Zerstörungspo- 
tential jeder mathematischen Be- 
rechnung Hohn lacht, und kluge 
Bomben machen selbst in den 
Händen von durchschnittlich be- 
gabten Menschen das militäri- 
sche Knowhow zu einer begebba- 
ren Münze. 


Wir müssen im Auge behalten, 
daß wir es hier nicht mit Futuris- 


mus zu tun haben, sondern, daß 
sich in der derzeitigen Situation, 
bevor wir auch nur begreifen, 
was geschehen ist, ein neues Zeit- 
alter sich zu entwickeln beginnt. 
Ein neues Zeitalter ist angebro- 
chen; nicht im Bereich der ver- 
trauten Vergangenheit, sondern 
in der unbekannten Zukunft, 
und hat jedem von uns einen 
neuen Paß ausgestellt - einen 
Universalpaß. 


Die Vorbedingungen für 
den wissenschaftlichen 
Fortschritt 


Es gibt keine wissenschaftliche 
Wirtschaft, wie die Marxisten be- 
haupten, sondern die moderne 
Wirtschaft leitet ihre Unabhän- 
gigkeit von der Wirtschaftsent- 
wicklung ab, und die eigentliche 
Frage, die sich allen Ländern 
heute stellt, lautet nicht, wie Ter- 
ritorium zu erweitern ist, son- 
dern welche Fortschritte in der 
Wissenschaft gemacht werden. 


Fortschritt in der Wissenschaft 
hängt wiederum von zwei Vorbe- 
dingungen ab: Politische Frei- 
heit, die eine unzensierte For- 
schung zuläßt, und zweitens ei- 
nen vernünftigen, im Gegensatz 
zu einem automatischen Denk- 
prozeß, in dem die Freiheit der 
Forschung nicht von politischer 
oder klerikaler Diktatur behin- 
dert wird. Wissenschaft kann sich 
nur in einem Regime entwickeln, 
das den Menchen erlaubt, Infor- 
mationen in Frage zu stellen, an- 
zuzweifeln, entdecken, zu sam- 
meln und unglaubwürdig zu ma- 
chen, unvoreingenommen und, 
von Zeit zu Zeit, auch einmal ge- 
gen das Establishment zu sein. 


Diktatur verachtet Freiheit, Neu- 
artigkeit, Nonkonformität und 
das Unbekannte. Diktatur ist me- 
thodische Unterdrückung, und 
jede Form von Unterdrückung 
vereitelt Originalität und Er- 
neuerung. Letztenendes sind alle 
Diktaturen des 20. Jahrhunderts 
gestürzt worden: Hitler, Stalin, 
Mussolini und Ceausescu, unter 
anderen. Sie hatten gehofft, die- 
jenigen mit Gewalt zu zensieren, 
die ihnen geistig überlegen wa- 
ren. 


Wissenschaftlicher Fortschritt er- 
fordert Demokratisierung aller 
Regierungsebenen, denn nur 
eine demokratische Regierung ist 
offen und uneingeschränkt ge- 
nug, um in jeder Lebenssphäre 


eines Landes die volle Entwick- 
lung der Wissenschaft zuzulas- 
sen. Menschen, keine Regime, 
schaffen wissenschaftlichen Fort- 
schritt. Regime können Gedan- 
ken oder ein neues Bewußtsein 
unterstützen oder verhindern, 
aber nicht herbeiführen, und da- 
her ist eine dezentralisierte De- 
mokratie der beste Rahmen, in- 
nerhalb dessen die moderne Wirt- 
schaft blühen kann. 


Wenn es offensichtlich wird, daß 
die Quellen von Wohlstand und 
Macht nicht von der körperlichen 
Seite des Lebens sondern viel- 
mehr von der geistigen Seite ab- 
hängen, dann erhebt sich eine 
Frage zur strategischen Position 
von Armeen. Verteidigen sie vor- 
handene nationale Interessen 
oder zukünftige Werte? Auch 
hier ist sichergestellt, daß Erzie- 
hung und Wissenschaft von kei- 
ner Armee erobert werden kön- 
nen, wohingegen alles, was eine 
Armee erreichen kann - Zwangs- 
herrschaft, Land, Meer und 
Märkte -, bei der Auslegung des 
Begriffes Macht sowohl für die er- 
ste als auch für die zweite Ge- 
schichte des zukünftigen Heimat- 
landes nicht mehr so entschei- 
dend ist wie in der Vergangen- 
heit. Darüber hinaus liegen die 
Kosten des Fortschritts von Pfeil 
und Bogen zu Raketen und 
Atomsprengköpfen weit höher 
als die des Fortschritts vom Pferd 
zum Traktor. Da die militärischen 
Anstrengungen stets den Vorrang 
über zivile Bemühungen hatten, 
sind deren Kosten auch stets hö- 
her. 


Wir haben ein Stadium erreicht, 
wo die Beibehaltung einer mo- 
dernen Armee die Wirtschaft des 
Staates in keinem geringerem 
Ausmaß bedrohen kann wie die 
Gefahr eines feindlichen An- 
griffs. Es ist wirtschaftlicher ge- 
sund, gute Beziehungen zwi- 
schen den einzelnen Staaten zu 
entwickeln und beizubehalten, 
als kostspielige Armeen aufzu- 
bauen, die erforderlich sind, um 
den Stillstand zu gewährleisten. 


Die Gefahren 
des neuen Zeitalters 


Das moderne Zeitalter tut sich 
daher in drei positiven Erschei- 
nungen hervor: Wissenschaftli- 
che Wirtschaftsentwicklung, De- 
mokratisierung von Regierungen 
und die Entmilitarisierung der 
auswärtigen Beziehungen. Und 


dennoch hat das neue Zeitalter 
einige Gefahren mit sich ge- 
bracht, wobei die größten von ih- 
nen eine Bevölkerungsexplosion 
mit einem noch nie dagewesenen 
Tempo, die Störung des ökologi- 
schen Gleichgewichts und die 
Gefährdung der Weltgesundheit, 
sowie die Verbreitung von Atom- 
waffen sind. 


Das Bevölkerungswachstum ist 
weitgehend auf den Fortschritt 
der Medizin im neuen Zeitalter 
zurückzuführen. Die Kinder- 
sterblichkeit ist zurückgegangen; 
die Lebenserwartung ist gestie- 
gen. Heilungen und Impfungen 
gegen viele, wenn auch nicht alle, 
tödlichen Krankheiten sind ent- 
deckt worden. Die Weltbevölke- 
rung hat sich verdreifacht, aber 
im Nahen Osten ist die Bevölke- 
rung um das Neun- oder gar 
Zehnfache gewachsen. 


Immer mehr Menschen leben in 
unserer Welt, eine Welt, in der 
Mangel an Frischwasser und rei- 
ner Luft herrscht. Die große 
Schlacht, die die Einberufung 
von Armeen und die Versorgung 
von Nachschub erfordert, wird in 
der Zukunft nicht zwischen Län- 
dern, sondern zwischen Men- 
schen und deren Umwelt, die sie 
kommerzialisiertt und beinahe 
verwüstet haben, geschlagen. 
Wir müssen uns mit der Umwelt 
auseinandersetzen und sie mit 
neuen Mitteln und ungeheuren 
Investitionen neu auffüllen. 


Als ob dieser Widerspruch zwi- 
schen Bevölkerungswachstum 
und ökologischen Schäden, von 
denen die Stabilität der Welt und 
die Sicherheit des Menschen be- 
droht werden, noch nicht genug 
seien, gab die Verbreitung von 
Atomwaffen dem Menschen die 
Fähigkeit, eine Welt zu schaffen, 
aber das Atomzeitalter verlieh 
ihm die Fähigkeit, sie zu zerstö- 
ren. Darüber hinaus gibt es keine 
Übereinstimmung zwischen der 
Fähigkeit, Atomwaffen zu erwer- 
ben und dem Grad der Verant- 
wortlichkeit unter denjenigen, 
die sie in der Gewalt hatten. Un- 
verantwortliche Staaten sowie 
blutdürstige Tyrannen wünschen 
Atomwaffen und könnten sie sich 
sogar anschaffen. Was Hitler in 
seinem Arsenal fehlte, könnte in 
den Händen von Saddam Hus- 
sein sein, und der bloße Gedanke 
daran ist schrecklich - daß ein 
Wahnsinniger wie er in den Be- 
sitz von Atomwaffen kommen 
könnte. 


Die neuen Gefahren, wie die 
neuen Aussichten, sind nicht auf 
ein bestimmtes Land begrenzt. 
Sie sind weltweit und berühren 
jeden, jedes Land, jede Region - 
den ganzen Planeten. Okologie 
kennt keine Grenzen, auch 
Atomsprengköpfe respektieren 
keine Grenzen. Mit anderen Wor- 
ten, globale Entwicklungen spie- 
len eine viel zentralere Rolle im 
Leben des Menschen und bei der 
Existenz des Staates, eine grö- 
Bere Rolle als das nationale oder 
politische Umfeld. 


Die Länder des Nahen 
Ostens im neuen Zeitalter 


Die Länder des Nahen Ostens 
müssen sich sechs Hauptfragen 
stellen, die sich aus dem neuen 
Zeitalter ergeben und ihre bloße 
Existenz berühren: 


Was für eine Wirtschaft wollen 
sie? Eine neue Wirtschaft auf der 
Grundlage von Technologie und 
regionaler Kooperation, oder 
eine veraltete Wirtschaft, die auf 
Land, Ol und Nationalismus be- 
ruht? 


Welche Regierungsform bevor- 
zugen sie? Ein autoritäres, mo- 
narchisches Regime der Militari- 
sierung, das mit der Vergangen- 
heit zusammengefroren ist, oder 
eine demokratische, präsiden- 
tiale oder parlamentarische Re- 
gierung, die eine Atmosphäre der 
Freiheit zur Entwicklung der 
Wirtschaft, der Gesellschaft, der 
Wissenschaft und Kooperation 
zwischen den Regionen zuläßt? 


Wie wollen sie ihre natürlichen 
Hilfsmittel, diejenigen, die dem 
Krieg und diejenigen, die der 
Entwicklung, dem Bildungswe- 
sen und der Gesellschaft zuge- 
teilt werden, verteilen? 


Wollen sie die Verwüstung der 
Umwelt, _Luftverschmutzung, 
Verschwendung von Wasserres- 
sourcen, die Zerstörung von 
Buchten und Erosion fruchtba- 
ren Bodens völlig außer acht las- 
sen, oder begrüßen sie eine Koo- 
peration zwischen den Regionen, 
um Luft zum Atmen, Meere auf 
denen man segeln kann, Land zu 
bebauen und Trinkwasser für die 
Kinder zukünftiger Generatio- 
nen zu garantieren? 


Wie wollen sie das Problem der 
Bevölkerungsexplosion bewälti- 
gen? Durch Familienplanung 
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und Planung der Produktion und 
des Angebots von Nahrungsmit- 
teln für neue Familien, oder da- 
durch, daß sie es zulassen, daß 
die Armut Verwüstungen anrich- 
tet. Wollen sie Fundamentalisten 
- denjenigen, die kostenlose 
Mahlzeiten und weiß der Him- 
mel was sonst noch versprechen - 
freie Hand lassen, jede realisti- 
sche und vielversprechende In- 
itiative zu zerstören? 


Werden sie es zulassen, daß die 
Zukunft von der Verbreitung von 
Atomwaffen und anderen Mas- 
senvernichtungswaffen bestimmt 
wird, oder werden sie es in die 
Hand nehmen, die zukünftige 
Politik für Abrüstung zu bestim- 
men, indem sie die einzelnen Zo- 
nen von unkonventionellen Waf- 
fen säubern? Werden sie weiter- 
hin Teil einer dahinscheidenden 
Welt sein oder unter von den Win- 
den eines neuen Zeitalters voll 
aufgeblasenen Segeln nach vorne 
segeln? 


An erster Stelle der 
arabisch-israelische 
Konflikt 


Ich weiß, daß viele sagen wer- 
den, daß diese Fragen erst dann 
beantwortet werden können, 
wenn eine klare und deutliche 
Lösung für das Problem der gro- 
Ben Konflikte in der Region, vor 
allem für den arabisch-israeli- 
schen Konflikt, gefunden worden 
ist. Meiner Meinung nach sollte 
nämlich dem  arabisch-israeli- 
schen Konflikt, besonders einer 
Lösung des palästinensischen 
Problems, allererster Vorrang 
eingeräumt werden. 


Nichtsdestoweniger ist Frieden 
im Nahen Osten keine Angele- 
genheit der klinischen Chirurgie; 
wir haben es nicht mit Amputa- 
tion oder Transplantation von 
Körperteilen zu tun. Frieden fällt 
vor allem in den Bereich der Bau- 
kunst, der historischen Architek- 
tur und des Wiederaufbaus eines 
Nahen Ostens, frei von Konflik- 
ten der Vergangenheit, dazu be- 
stimmt, seinen Platz im neuen 
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Zeitalter einzunehmen - ein Zeit- 
alter, das Rückständigkeit oder 
Unwissen nicht duldet. 


Bevor ich über diese neue Struk- 
tur für den Nahen Osten spreche, 
möchte ich einige Punkte über 
den arabisch-israelischen Kon- 
flikt und wie er zu lösen ist, vor- 
anstellen. 


Lösung des arabisch- 
israelischen Konflikts 


Der Hauptstreitpunkt, nämlich 
die Ursache des Konflikts zwi- 
schen Israel und der arabischen 
Welt ist in dem Palästina-Pro- 
blem verwurzelt und konzen- 
triert sich territorial geschen auf 
zwei Gebiete: Judäa und Samaria 
und der Gaza-Streifen. Dies sind 
keine sehr großen Territorien. 
Das Gebiet von Judäa und Sama- 
ria umfaßt 5000 Quadratkilome- 
ter des westlichen Israel - Israels 
Gesamtfläche beträgt 24000 
Quadratkilometer -, und der 
Gaza-Streifen ist nur 350 Qua- 
dratkilometer groß. 


Diese beiden Territorien haben 
kein Ol oder andere natürliche 
Hilfsmittel und nicht sehr viel be- 
baubares Land. Beide leiden un- 
ter ernsthafter Knappheit an 
Wasser und an Beschäftigungs- 
möglichkeiten. Und dennoch be- 
steht ein großer Unterschied zwi- 
schen ihnen. Der Gaza-Streifen 
ist ein kompaktes Gebiet mit nur 
wenigen israelischen Siedlungen, 
während Judäa und Samaria von 
Israels Perspektive aus gesehen 
mindestens drei schwerwiegende 
Probleme aufwerfen: Ein verei- 
nigtes Jerusalem, das Problem 
der strategischen Tiefe für ein Is- 
rael, dem es an geographischer 
Weite fehlt, und die israelischen 
Siedlungen, die im wesentlichen 
einen dauerhaften Tatbestand 
darstellen. 


Ich glaube nicht, daß dieser Streit 
ohne territoriale und bilaterale 
Kompromisse geschlichtet wer- 
den kann. Mit anderen Worten, 
Israel muß einen Teil seines Terri- 
toriums aufgeben, und die Palä- 
stinenser auf einige ihrer Ansprü- 
che auf Territorium verzichten. 


Das Thema Jerusalem, so ist 
praktisch vereinbart worden, 
sollte bis zum Ende irgendwel- 
cher Verhandlungen vertagt oder 
zu einem Thema gemacht wer- 
den, bei dem sich beide Seiten 
einigen, keine genauen Fristen 


dafür festzulegen, um es dem 
Verlauf des alltäglichen Lebens 
zu überlassen, eine eigene Lö- 
sung zu entwickeln. 


Alternativ kann das Thema in 
zwei Gesichtspunkte unterteilt 
werden: politisch oder religiös. 
Politisch wäre Jerusalem die 
Hauptstadt Israels. Was Religion 
betrifft, so würde die Stadt allen 
Religionen, die dort praktiziert 
werden, freien Zugang gewäh- 
ren. Die Frage der strategischen 
Tiefe für Israel kann durch Ent- 
militarisierung der zurückgege- 
benen Territorien und durch Be- 
stimmung des Jordans als Linie, 
die von fremden Armeen nicht 
überschritten werden darf, gelöst 
werden. 


Ich glaube auch, daß keine Not- 
wendigkeit besteht, über die 
Frage der Siedlungen eine Aus- 
einandersetzung herbeizufüh- 
ren. Ebenso wie Araber in Teilen 
des Westufers unter einer israeli- 
schen Verwaltung leben würden, 
so würden Juden unter einer 
nichtjüdischen Verwaltung leben. 


Errichtung einer 
jordanisch-palästinen- 
sischen Konföderation 


Auf jeden Fall, ebenso wie es im 
Kriege keinen Ersatz für Sieg 
gibt, so gibt es im Frieden keinen 
Ersatz für Kompromisse. Ob- 
wohl Sieg einseitig ist, müssen 
Kompromisse zweiseitig oder 
mehrseitig sein. Unter den herr- 
schenden Bedingungen scheint 
es mir so zu sein, daß die richtige 
Lösung die Errichtung einer jor- 
danisch-palästinensischen Kon- 
föderation wäre, die sich aus dem 
Königreich Jordanien, einschließ- 
lich dessen Armee und Regie- 
rung, dem Gaza-Streifen als ent- 
militarisierttem Kanton, und ei- 
nem Kanton Judäa und Samaria 
als dritte Flanke zusammensetzt. 
Obwohl es unter den Einwoh- 
nern von Gaza, Judäa und Sama- 
ria, und Jordanien, Meinungsver- 
schiedenheiten gibt, so können 
diese nicht tiefgehender als die 
zwischen Katholiken und Prote- 
stanten im Christentum oder zwi- 
schen Sunniten und Schiiten im 
Islam sein. Viele Einwohner von 
Judäa und Samaria haben näm- 
lich familiäre, nicht nur politi- 
sche Bindungen zu Einwohnern 
Jordaniens. 


Jede Unterscheidung zwischen 
diesen Bevölkerungsteilen ist 


völlig künstlich; wie David From- 
kin in seinem Buch »A Peace to 
End All Peaces« (»Ein Frieden 
um alle Frieden zu beenden«) 
schreibt: »Die europäischen 
Mächte führten seinerzeit ... im 
Nahen Osten ein künstliches 
Staatensystem ein, das ihn zu ei- 
ner Region von Ländern machte, 
die bis heute noch nicht zu Natio- 
nen geworden sind.« 


Selbst wenn die Palästinenser das 
ganze Gebiet Judäa, Samaria 
und Gaza erwerben würden, 
muß bezweifelt werden, daß es 
als territoriale Basis für einen un- 
abhängigen Staat dienen könnte, 
und es ist noch zweifelhafter, daß 
Israel sich auf der Verpflichtung 
zu einer Entmilitarisierung die- 
ses Staates, zum größten Teil eine 
Nation der Armut und der Verbit- 
terung, verlassen könnte. Die 
Etablierung zweier separater Ge- 
bilde, ein jordanisches und ein 
palästinensisches, würde auch als 
neue Quelle unendlicher Streitig- 
keiten dienen, denn es ist besser, 
ein Problem mit einer Lösung zu 
bewältigen. Zwei Lösungen für 
das gleiche Problem schaffen ein 
Potential für andauernde Rivali- 
tät und verdecktem Appetit. 

Ich glaube, wenn erst einmal eine 
Lösung für das Palästinenser-Pro- 
blem gefunden worden ist, es 
leichter sein wird, auch den Kon- 
flikt zwischen Israel und Syrien 
zu schlichten. Dieser Konflikt 
sollte keinen Schatten auf den 
Versuch werfen, zu einer Lösung 
für den Streitfall Palästina zu 
kommen, wohingegen eine Lö- 
sung des Palästinenser-Problems 
die Schlichtung des Streites mit 
Syrien erleichtern würde. 


Das Problem 
des Terrorismus 


Damit eine Mehrheit der Israelis 
einen territorialen Kompromiß 
unterstützen können, muß die is- 
raelische Öffentlichkeit davon 
überzeugt werden, daß der Terro- 
rismus vorübergehen, daß der 
Durst nach Krieg verschwinden 
wird, und daß auf dem Funda- 
ment von Kompromissen eine 
neue, historische Koexistenz zwi- 
schen der arabischen und der jü- 
dischen Welt aufgebaut werden 
kann. Nichts stärkt unwillige 
Gruppen in Israel mehr als Molo- 
tow-Cocktails, die auf öffentliche 
Verkehrsmittel geworfen werden 
und wahllos auf Mütter und Kin- 
der niedergehen. Die größte 
Säule, die den Extremismus in Is- 


rael stützt, ist der palästinensi- 
sche Terrorismus. Hätten die Pa- 
lästinenser anstelle von gewalttä- 
tigen Organisationen eine politi- 
sche Bewegung ins Leben geru- 
fen, dann hätten israelisch-palä- 
stinensische Verhandlungen schon 
vor langer Zeit begonnen und 
vielleicht wäre schon eine Lö- 
sung gefunden worden. 


Vom israelischen Blickfeld aus 
gesehen, ist das Bild sehr klar. Es 
gibt keine derartigen Gebilde wie 
»Territorien«. Wenn die Territo- 
rien menschenleer wären, dann 
wäre es möglich, über sie als Ter- 
ritorien zu diskutieren, aber sie 
sind bevölkert, und daher müs- 
sen wir über die Bevölkerung re- 
den, die dort lebt. 


Darüber hinaus, da wir sowohl 
unter moralischem als auch poli- 
tischem Aspekt nicht den Wunsch 
verspüren, das palästinensische 
Volk zu dominieren, muß sich Is- 
rael aus dieser Vorherrschaft zu- 
rückziehen, ohne seine Sicher- 
heit aufs Spiel zu setzen. Der Be- 
griff Territorien muß unter den 
beiden Gesichtspunkten eines 
Volkes und einer Bedrohung für 
die Sicherheit einer doppelten 
Belastungsprobe standhalten. Is- 
rael muß die von Palästinensern 
bewohnte Territorien unter der 
Bedingung zurückgeben, daß die 
Palästinenser begreifen, daß 
reale Garantien hergestellt wer- 
den müssen, so daß diese Territo- 
rien nicht als Sprungbrett zu ei- 
nem Angriff auf Israel benutzt 
werden können. Gaza ist kein 
Territorium, sondern eine Bevöl- 
kerung; ihm kann unter der Be- 
dingung Selbstregierung zugebil- 
ligt werden, daß von innen her- 
aus oder auf Grund seiner Nähe 
zu israelischen Siedlungen keine 
Bedrohung erwächst. 


Die beste Garantie 
für Frieden 


Ist eine solche Friedensregelung 
möglich? Die Antwort lautet ja, 
weil es einen Präzedenzfall gibt. 
Der Abstand zwischen Gaza und 
Ashkelon ist größer als der zwi- 
schen Akaba und Eilat. Nichtsde- 
stoweniger sind Terroristen aus 
Gaza nach Israel hinübergekom- 
men, obwohl kein Schuß von 
Akaba nach Eilat oder umge- 
kehrt abgefeuert wurde. Dies ist 
auch einer der Gründe, warum 
viele Leute in Israel mehr Ver- 
trauen in König Hussein als in 
Jassir Arafat haben. 


Es ist meine größte Hoffnung, 
daß eine jordanisch-palästinensi- 
sche Regelung eine demokrati- 
sche Regierung haben wird, 
selbst wenn es keine demokrati- 
sche Demokratie wäre. Jorda- 
nien hat bereits Schritte in Rich- 
tung auf Demokratisierung unter- 
nommen. Abgesehen von einem 
Anschluß Jordaniens an Judäa, 
Samaria und Gaza, besteht kein 
Zweifel daran, daß ein demokra- 
tisches System die beste Garantie 
für Frieden ist. Wahlen können 
nicht als Bedingung für Verhand- 
lungen festgelegt werden, weil 
ich befürchte, daß Verhandlun- 
gen über die Art der Wahlen an 
sich schon die Eröffnung von 
Friedensgesprächen auf unbe- 
stimmte Zeit verschieben wür- 
den. 


Nichtsdestoweniger, eine palästi- 
nensisch-jordanische Absichtser- 
klärung, freie Wahlen abhalten 
zu wollen, wäre ein beträchtli- 
cher Beitrag zu Frieden in der Re- 
gion, denn noch niemals hat ein 
demokratisches Land ein anderes 
demokratisches Land angegrif- 
fen. 


Wiederaufbau in 
der Region und die 
Friedensregelung 


Gleichzeitig mit der Eröffnung 
von Verhandlungen für Frieden 
zwischen Jordaniern und Palästi- 
nenser auf der einen Seite und Is- 
rael auf der anderen Seite, sollten 
Pläne zum Wiederaufbau der Re- 
gion in Angriff genommen wer- 
den. Der Golfkrieg hat zweifellos 
bewiesen, daß es ohne eine regio- 
nale Lösung unmöglich ist, ent- 


weder die Sicherheit von Staaten 
oder ihre wirtschaftliche Ent- 
wicklung im Nahen Osten zu ge- 
währleisten. Raketen halten 
nicht an Grenzen an und respek- 
tieren mit ihren hohen Geschwin- 
digkeiten keine Entfernungen, so 
daß wir uns zwangsläufig alle dar- 
über klar sein müssen, daß die 
Reichweite von Lösungen gegen- 
über der Reichweite von Gefah- 
ren nicht zu kurz kommen darf. 


Es ist sinnlos, daß eine Rakete 
über eine Distanz von 1000 Kilo- 
meter fliegen kann, und daß wir 
uns gleichzeitig damit beschäfti- 
gen, Grenzen 30 km von unseren 
Bevölkerungsballungszentren zu 
markieren. Heute brauchen wir 
nicht nur verteidigungsfähige 
Grenzen, sondern verteidigungs- 
fähige Entfernungen. Mit ande- 
ren Worten, wir müssen ein Netz- 
werk von politischen Beziehun- 
gen aufbauen, das sich über die 
ganze Region erstreckt, und 
stark genug ist, die rein militäri- 
schen Bedrohungen, die militäri- 
schen Beziehungen gewöhnlich 
innewohnen, abbauen. 


Die gleiche Notwendigkeit, das 
Schwergewicht auf die Region zu 
legen, trifft auch für die Wirt- 
schaft zu. Es ist natürlich für je- 
den einzelnen Staat in der Re- 
gion und für die Region als Gan- 
zes wichtig, ein eng geflochtenes 
Netzwerk von Beziehungen mit 
der Europäischen Gemeinschaft 
zu haben, aber nicht unter Aus- 
schluß der Entwicklung eines ver- 
gleichbaren Netzwerks im Nahen 
Osten selbst. 


Europa erfährt derzeit monu- 
mentale Veränderungen. Wäh- 
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rend die EG in der Vergangenheit 
ständig in Furcht vor einer militä- 
rischen Bedrohung aus dem kom- 
munistischen Block lebte, lebt sie 
heute in ängstlicher Besorgnis 
hinsichtlich des Schicksals des 
gleichen Länderblocks, der jetzt 
von Hungersnot bedroht wird. 


Lech Walesa, der Präsident von 
Polen, hat mir gesagt, er habe 
keine Angst mehr vor einem Ein- 
marsch der sowjetischen Armee, 
sondern vielmehr vor einer Inva- 
sion arbeitsloser Russen. Auf 
Grund der ernsten Wirtschafts- 
lage in Osteuropa sind die Löhne 
und Gehälter in den osteuropäi- 
schen Ländern sehr niedrig; es 
wird für Länder im Nahen Osten 
schwierig sein, in der EG gegen 
solche Lohnniveaus zu konkur- 
rieren. 


Die Zukunft des 
Nahen Ostens 


Die Zukunft der Länder des Na- 
hen Ostens liegt im Nahen 
Osten. Trotz aller Verbesserun- 
gen im Transport- und Fernver- 
bindungswesen ist der geographi- 
sche Faktor in der Wirtschaft im- 
mer noch von größerer Bedeu- 
tung und ein bedeutsamer Fak- 
tor. Es ist zum Beispiel seltsam, 
daß der Nahe Osten jährlich Nah- 
rungsmittel in der. Größenord- 
nung von 32 Milliarden Dollar 
einführt und dafür hohe Trans- 
portkosten bezahlt. Wenn wir nur 
eine politische Einigung über den 
arabisch-israelischen Konflikt er- 
zielen könnten, dann könnten 
wir mit Sicherheit einen Teil der 
Auslagen für Nahrungsmittel- 
transportkosten und für Waffen- 
käufe einsparen. Anstatt Waffen 
und Nahrungsmittel einzufüh- 
ren, könnte der Nahe Osten Frie- 
den herbeiführen und Nahrungs- 
mittel für sich selbst produzieren. 
Damit unsere Region mit den 
großen Möglichkeiten, die dem 
neuen Zeitalter innewohnen, fer- 
tigwerden kann, muß sich die Po- 
litik auf drei Hauptgebieten for- 
mulieren: 


Erstens, die Begrünung der Re- 
gion; zweitens, die Computerisie- 
rung ihrer Industrien und Dienst- 
leistungen; und drittens, die ge- 
rechte Verteilung ihres Wohl- 
stands. 


Was die Begrünung des Nahen 
Ostens betrifft, so ist es bereits 
offensichtlich, daß die Region 
mehr unter Wassermangel als un- 
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ter Landknappheit leidet. Wenn 
der Ausbruch eines Krieges über 
dieses knappe natürliche Hilfs- 
mittel abgewendet werden soll, 
dann muß sich jedermann in der 
Region mit der Irinkwasserpro- 
duktion auseinandersetzen. Es 
kann durch Entsalzung, durch 
Recycling von Brauchwasser, 
durch Reservoirs, durch Herbei- 
führung von Niederschlägen, 
durch wirksamere Verteilung des 
vorhandenen Wassers, durch 
Kaufund durch Einführung einer 
neuen und wirksamen Bewässe- 
rungsmethode produziert wer- 
den. Jedes dieser Systeme erfor- 
dert regionale Kooperation. 


Zum Beispiel könnte die am be- 
sten realisierbare Methode zur 
Irinkwassererzeugung durch Ent- 
salzung der Einsatz von Kern- 
energie sein, und dennoch ist es 
nur dann möglich, diese Kraft im 
Zaume zu halten, wenn eine re- 
gionale Vereinbarung besteht, in- 
ternationale Inseln zu schaffen, 
auf denen die Stationen unter 
voller Oberaufsicht gebaut wer- 
den können. 


Man könnte auch den von Präsi- 
dent Turgut Ozal in der Türkei 
aufgeworfenen Gedanken auf- 
greifen, daß eine Pipeline von sei- 
nem Land, das sich eines Wasser- 
überflusses erfreut, zur saudi-ara- 
bischen Halbinsel verlegt, und 
daß Wasser an jedes Land entlang 
dieser Strecke verkauft wird. Ein 
solcher Plan ist natürlich nur 
dann realisierbar, wenn in den 
Gebieten, durch welche die Pipe- 
line verläuft, Frieden herrscht. 


Die Region um das Wasser 
herum vereinigen 


Wasser und Frieden fließen zu- 
sammen; andernfalls wird aus 
beiden nichts herauskommen. 
Die Logik diktiert, daß wir einen 
Rat von Landwirtschaftsmini- 
stern aus der ganzen Region ins 
Leben rufen, der sich sofort mit 
der Planung einer Lösung des 
Wasserproblems an die Arbeit 
macht, um Nahrungsmittel für 
die gesamte Bevölkerung des Na- 
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hen Ostens bereitzustellen, ohne 
von Devisen abhängig zu sein, 
und ohne Furcht vor der Natur 
oder vor dem Menschen. Einem 
solchen Programm würde die 
feinste europäische, amerikani- 
sche, japanische und sowjetische 
Hilfe zuteil. Es würde die unge- 
heure Anstrengung noch verstär- 
ken, den Nahen Osten durch 
Wasser zu einigen, anstatt ihn 
durch Macht und Feuer zu spal- 
ten. 


Die gleiche für Wasser geltende 
Problemlösung kann auf Compu- 
ter, Dienstleistungen und Indu- 
strien im Nahen Osten angewen- 
det werden. Stellen wir uns ein- 
mal vor, wir würden uns auf Lehr- 
computer in jeder Schule in der 
Region einigen. Computer dieser 
Art, die mit Batterien betrieben 
werden, sind verhältnismäßig bil- 
lig in der Herstellung und würden 
eine für alle Kinder gemeinsame 
neue Sprache schaffen. Auch 
können wir mit beträchtlicher 
Hilfe von Industrieländern und 
den großen Elektronik-Gesell- 
schaften rechnen. Dies würde 
den Nahen Osten sofort in eine 
Phase nach vorn in Richtung auf 
Modernisierung in dem neuen 
Zeitalter zu bewegen, das ich zu 
Beginn dieses Artikels erörtert 
habe. 


Ein großer Fonds zur Finanzie- 
rung dieser Entwicklung in der 
Region könnte eingerichtet wer- 
den. Olerzeugende und Ol kau- 
fende Länder könnten sich dar- 
über einigen, daß für jedes erzeu- 
gende Faß Ol ein Dollar für die 
Entwicklung des Nahen Ostens 
beiseitegelegt werden könnte, 
was jährlich immerhin acht Mil- 
liarden Dollar ausmachen würde. 
Die Erhebung dieses Aufschlags 
von einem Dollar auf den Preis 
hätte sowohl auf die Erzeugerlän- 
der als auf die Verbraucherländer 
keinerlei Auswirkungen, aber es 
könnte eine Art selbst entworfe- 
ner Marshall-Plan für das Überle- 
ben des Nahen Ostens in der Zu- 
kunft sein. Israel würde in diesem 
Falle seine Rolle nicht als Emp- 
fänger, sondern als Förderer des 
Hilfsprogramms, sowohl in finan- 
zieller Hinsicht als auch durch 
Bereitstellung von Knowhow, se- 
hen. 


Ein Programm, wie das oben vor- 
geschlagene, würde eine umfang- 
reiche Koordination sowohl in- 
nerhalb der Region als auch dar- 
über hinaus erfordern. Von mei- 
nem Standpunkt aus gesehen, 


sollte Ägypten als bevölkerungs- 
reichstes Land im Nahen Osten 
die Führung übernehmen und 
das erste Land sein, das die 
Schranke des Krieges überwin- 
det, da es seit seinem Friedens- 
vertrag mit Israel eine sehr lo- 
benswerte politische Reife an 
den Tag legt. 


Führung für Frieden 
und Entwicklung im 
Nahen Osten 


Die Tatsache, daß Ägyptens Au- 
Benminister, Esmet Abdel Me- 
guid, dieses Jahr (1993) zum Ge- 
neralsekretät der Arabischen 
Liga gewählt wurde, und daß er 
in seinen Hauptdienstsitz in 
Kairo zurückgekehrt ist, beweist, 
daß der größte Teil der arabi- 
schen Welt das heutige Agypten 
weiterhin als führendes Land be- 
trachtet. Agypten hat auch freien 
Zugang nach Israel, zu den Palä- 
stinensern, zu Europa und den 
Vereinigten Staaten. Die Pro- 
bleme, die auf Agypten zukom- 
men, sind wirtschaftlicher und 
politischer Natur und können nur 
innerhalb des allgemeinen Rah- 
menwerks, das ich soeben umris- 
sen habe, gelöst werden. 


Ich bin überzeugt davon, daß, 
wenn Agypten diese Initiative 
aufgreifen würde, es sowohl in- 
nerhalb des Nahen Ostens als 
auch darüber hinaus breiteste 
Unterstützung bekommen 
würde. Agypten hätte dann auch 
die Zustimmung Jordaniens, der 
Palästinenser und später Syriens, 
um breitere Friedensverhandlun- 
gen zwischen den Arabern und Is- 
raels zu eröffnen. 


Über unsere Region hinaus ist es 
nur recht und billig, daß die Ver- 
einigten Staaten ihr Engagement 
und Initiative beibehalten. Die 
Amerikaner haben die Führung 
für Frieden und Militärhilfe im 
Nahen Osten übernommen und 
haben im wesentlichen durch ihre 
ganze Geschichte hindurch unter 
Beweis gestellt, daß, selbst wenn 
die Vereinigten Staaten in den 
Krieg ziehen, sie dabei keinen 
Appetit auf Territorien verspü- 
ren. Die Vereinigten Staaten ha- 
ben sich aus dem Irak ebenso wie 
aus Japan zurückgezogen, und 
wurden in beiden Fällen nur 
darin verwickelt, um der Aggres- 
sion Einhalt zu gebieten, und 
nicht, um des Profits in irgendei- 
nem Sinne wegen. Die Vereinig- 
ten Staaten müssen im Nahen 


Osten die Führung für den Frie- 
den übernehmen, ein Friede, der 
von Ländern eingehalten wird, 
die bislang entweder miteinander 
im Kampf lagen oder sich in ei- 
nem Kriegszustand befanden. 
Eine volle Koordination zwi- 
schen den Vereinigten Staaten 
und den Russen über Frieden im 
Nahen Osten ist ebenso wün- 
schenswert, obwohl Rußland 
nicht mehr die gleiche Rolle 
spielt, wie in der Vergangenheit. 
Nichtsdestoweniger ist es wich- 
tig, daß Rußland im Nahen Osten 
für den Frieden arbeitet, anstatt 
Waffen an eine Seite im arabisch- 
israelischen Konflikt zu liefern. 


Die besondere 
Rolle Europas 


Der zweite Platz auf der Liste in- 
ternationaler Parteien, die einen 
Einfluß in der Region haben, 
muß an Europa vergeben wer- 
den, das derzeit einen histori- 
schen geographischen, wirt- 
schaftlichen und politischen Eini- 
gungsprozeßB durchläuft. Der 
Nahe Osten liegt näher bei Eu- 
ropa und Europa nahe bei ihm. 
Wenn große Industrien in der Re- 
gion auf die Beine gestellt wer- 
den sollen, dann kann Europas 
Industriemacht, und nicht ledig- 
lich die Regierungen der EG, 
eine Rolle als Hauptplaner für 
das neue Zeitalter im Nahen 
Osten spielen. In der derzeitigen 
Situation braucht es keinen Wi- 
derspruch zwischen den von den 
Vereinigten Staaten, Rußland 
und der Europäischen Gemein- 
schaft gespielten Rollen zu ge- 
ben, wie Italiens ehemaliger Au- 
Benminister, Gianni De Michelis, 
im Sommer 1992 klar herausge- 
stellt hat. 


Eine seltene Gelegenheit, im Na- 
hen Osten ein »Goldenes Zeital- 
ter« herbeizuführen, hat sich 
nach dem Golfkrieg ergeben. Wir 
brauchen es alle, und jede andere 
Alternative dazu käme einer kol- 
lektiven Bestrafung für alle Völ- 
ker in unserer Region gleich. Wir 
können schon heute mit Rah- 
menplänen beginnen, einen Ge- 
wölbegang, durch den wir eine 
lange Reise beginnen könnten. 
Wir brauchen mutige Reisende. 


Naher Osten 


Jerusalem 
wendet sich 
nach rechts 


Victor Marchetti 


Die weltweite Publizität und Aufmerksamkeit, die der Unterzeich- 
nung des Israel-PLO-Paktes im September 1993 gewidmet wurden, 
und die nachfolgenden Ereignisse haben eine andere Entwicklung 
von potentiell großer Bedeutung - die Wahl des Bürgermeisters von 
Jerusalem am 2. November 1993 - überschattet. Zu einem Zeitpunkt 
in der nicht allzu fernen Zukunft wird der Status der Stadt bei den 
Bemühungen, einen dauerhaften Frieden zwischen Juden und Ara- 
bern herbeizuführen, eine große Rolle spielen. Indessen verläuft die 
Entwicklung dort in eine Richtung, die den Ort möglicherweise zu 
einem immer schlimmer werdenden Unruheherd macht. 


Die kürzliche Bürgermeister- 
wahl in der heiligen Stadt - für Ju- 
den, Moslems und Christen - 
wurde in Israel als Kraftprobe 
zwischen Ministerpräsident Yitz- 
hak Rabins Arbeitspartei und der 
reaktionären Oppositionspartei 
Likud. Der Likud-Kandidat 
Ehud Olmert schlug den langjäh- 
rigen (28 Jahre) Bürgermeister 
Teddy Kollek mit der entschei- 
denden Hilfe der ultra-orthodo- 
xen religiösen Rechten. Die Ara- 
ber, die in der Vergangenheit den 
liberalen Bürgermeister der Ar- 
beitspartei unterstützt hatten, zo- 
gen es vor, an der diesjährigen 
Wahl nicht teilzunehmen und si- 
cherten damit Kolleks Nieder- 
lage. 


Jerusalem 
wird langsam 
israelisch 


Wenn sich derzeitige demogra- 
phische Trends fortsetzen, dann 
werden die ultra-orthodoxen Ju- 
den innerhalb der kommenden 
Generationen in Jerusalem die 
Mehrheit sein, schreibt der »Je- 
rusalem Report«. Heute reprä- 
sentieren sie etwa 27 Prozent der 
Stadtbevölkerung — 110000 von 
401000. Aber ihre Geburtenzif- 
fer ist fast doppelt so hoch wie die 
anderer Juden. Sie haben bereits 
mehrere Wohnviertel übernom- 
men und ziehen in Bezirke, die 
früher von Arabern dominiert 
wurden, ein. 


#r 


die wir verloren, waren die arbei- 
tenden Menschen. Das Wichtig- 
ste ist, nicht zuzulassen, daß die 
‚Haredim< (Ultra-Orthodoxe) 
den Stil unserer Stadt diktieren«, 
sagte Kollek zum » Jerusalem Re- 
port«. 


Kollek meinte, er sei einmal an 
einem Freitagabend — wenn der 
jüdische Sabbath beginnt - zum 
Eingang der Stadt gegangen und 
habe dort Autos angehalten, die 
nach Tel Aviv hinunter strömten. 
»Ich sagte zu den jungen Leuten, 
wir hätten geöffnete Diskothe- 
ken, wir hätten auch geöffnete 
Kneipen. Junge Leute begannen, 
von Tel Aviv nach hierher zu kom- 
men. Ich befürchte, daß dieser 
Trend zu Ende geht und daß 
Leute, die schon daran gedacht 
haben, in Jerusalem zu leben, 
sich das noch einmal überlegen 
werden.« 


Kollek macht sich auch Sorgen 
um die arabische Bevölkerung 


Als David Ben Gurion die Verwirklichung des zionistischen Trau- 
mes, die Gründung Israels verkündete, ahnte niemand, was heute 


daraus geworden ist. 


Seit 1967, als die Israelis Ost-Je- 
rusalem besetzten und die Stadt 
vereinten, haben etwa 100000 Ju- 
den die Stadt verlassen und 
90000 sind nach Jerusalem zuge- 
zogen. Laut Mitteilung des ehe- 
maligen Ressortchefs für langfri- 
stige Planung sind diejenigen, die 
weggezogen sind, vorwiegend 
junge, weltliche Berufstätige, 
und etwa 25 Prozent derjenigen, 
die nach Jerusalem ziehen, sind 
Ultra-Orthodoxe. 


»Meine größte Sorge als Bürger- 
meister waren negative Wande- 
rungsbewegungen. Die Leute, 


der Stadt. »Die Gefahr besteht, 
daß die Stadt nicht ruhig und 
nicht freundlich bleiben wird. 


Die Gefahren 
für die Stadt 


Olmert hat gesagt, Juden hätten 
das Recht, überall in Jerusalem 
zu leben. Im allgemeinen vertritt 
jedermann diese Ansicht. Aber 
die größte Gefahr besteht darin, 
daß sie zum Herzen der arabi- 
schen Stadt zurückkehren, hier 
ein Haus und dort ein Haus kau- 
fen werden. Und dies wird Span- 


nungen hervorrufen, und Span- 
nungen sind das Gefährlichste 
für die Stadt, was es gibt.« 


Der neue Bürgermeister Olmert, 
obwohl er sich während der Wahl 
den Ultra-Orthodoxen angebie- 
dert hat, könnte sich deren re- 
striktiver religiöser Tagesord- 
nung gegenüber vielleicht doch 
nicht ganz so verpflichtet fühlen, 
wie es den Anschein hat, schreibt 
der »Jerusalem Report«. Ob- 
wohl er eine »Kippa« (ein Juden- 
käppi) trägt, trug er auch »die 
teuersten und gepflegtesten Klei- 
der in der Knesseth«, und, wie 
der ehemalige Bürgermeister, 
raucht er Havanna-Zigarren. Als 
erfolgreicher Anwalt gewann er 
einen Ruf für Hinterhältigkeit 
und stand im Schatten von Skan- 
dalen. 


Olmert ist ein leidenschaftlicher 
Fußballfan, und hatte einst Ro- 
bert Maxwell, den inzwischen 
verstorbenen britischen Presse- 
magnat, dazu überredet, beide fi- 
nanziell angeschlagenen Fußball- 
vereine - von denen der eine von 
der Likud-Partei und der andere 
von der Arbeitspartei unterstützt 
wurde -zu kaufen. Daher wird er 
wohl kaum der Forderung der Ul- 
tra-Orthodoxen nachgeben, daß’ 
Fußballspiele nicht am Sabbath 
stattfinden dürfen. 


Ein Reporter für die israelische 
Zeitung »Hadashot« erinnert 
sich daran, einmal mit Olmert in 
ein chinesisches Restaurant ge- 
gangen zu sein. Der Politiker des 
rechten Flügels sagte zu dem Re- 
porter, Schweinefleisch und 
Krabben zu bestellen, während 
er Rindfleisch und Hähnchen 
wählte. »Der Ordnung halber«, 
sagte Olmert, »Sie haben das 
Schweinefleisch und die Krabben 
bestellt, ich das Rindfleisch und 
das Hähnchen. Jetzt werden wir 
uns das teilen.« 


Trotz seines modischen Image ist 
Olmert einer der »Prinzen« des 
Likuds, der Söhne von Mitglie- 
dern der zionistischen england- 
feindlichen Untergrundbewe- 
gungen, die später in die israeli- 
sche Politik gingen. 


Und dennoch wählten der 49jäh- 
rige Politiker und seine Frau ihre 
Freunde meistens unter der poli- 
tischen oder bohemienischen 
Linken aus. Und im Speisesaal 
der Knesseth scheint er stets mit 
Mitgliedern der linksstehenden 
Parteien zusammenzusitzen. U 
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Hintergrund- 
Journal 


Shimon Peres 
zum Frieden mit 
der PLO 


Israels Außenminister Shimon 
Peres stellte fest, daß Israel mit 
den Palästinensern Frieden 
schließen müsse, weil seine Herr- 
schaft über Gaza eine »morali- 
sche Schande« sei. In einer Rede 
vor der Konferenz der Präsiden- 
ten großer jüdischer Organisatio- 
nen in New York City beschwerte 
sich Peres darüber, daß in der 
Knesset-Debatte, in der die Frie- 
densabkommen gebilligt wur- 
den, jedes Parlamentsmitglied 
über alles Mögliche, außer über 
die derzeitige Situation gepro- 
chen habe, in der vier Millionen 
Juden über das Schicksal von drei 
Millionen Arabern bestimmen. 


»Ich glaube nicht, daß ein Juden- 
staat dadurch dauerhaft bestehen 
kann, daß er eine moralische 
Schande außer acht läßt«, sagte 
er. »Die Tatsache, daß wir Gaza 
regierten, war eine moralische 
Schande; zu beobachten wie un- 
sere besten Jungs halbherzig hin- 
ter palästinensischen Jugendli- 
chen herlaufen, ist eine morali- 
sche Schande. Wenn Leute sa- 
gen: »Gaza gehört uns<, was mei- 
nen sie damit? Gehört uns auch 
die Hungersnot? Gehört uns 
auch die Unterdrückung? Was ge- 
hört uns wirklich?« 


Peres sagte, Israel habe geglaubt, 
es könne zuerst ein Abkommen 
mit Syrien über die Golan-Hö- 
hen herbeiführen. »Man kann 
den syrischen Präsidenten Hafez 
Assad respektieren, aber man 
kann nicht seine Normen akzep- 
tieren. Er will nicht mit uns zu- 
sammentreffen und reden und in 
der Öffentlichkeit erscheinen. 
Die Tatsache, daß Israel nicht mit 
Assad fertigwerden konnte, ver- 
leitete es dazu, sich auf seine ge- 
heimen Gespräche mit der Pale- 
stine Liberation Organization 
(PLO) zu konzentrieren,« äu- 
Berte Peres. 


»Es ist ein Kampf zweier Völker 
um das gleiche Land, zwei Re- 
naissancen, die sich einander er- 
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gänzen sollten, es aber nicht tun. 
Der komplizierteste Teil der Ver- 
handlung ist die Existenz der an- 
deren Seite. Eine Einigung wird 
nicht im Himmel unter Engeln 
getroffen, sondern besteht aus 
Kompromissen zwischen Völ- 
kern«, meinte Peres. 


Peres unterstrich, daß Jerusalem 
die »ewige Hauptstadt« des jüdi- 
schen Volkes bleiben und niemals 
mit den Arabern geteilt werde. 
Es wird nicht »berlinisiert«, 
meinte er nachdrücklich. m} 


USA verletzten 


Boliviens 
Souveränität 


Edgar Oblitas, Präsident des 
Obersten Gerichts von Bolivien, 
und Freddy Ontiveros Cabrera, 
ein Offizieller der bolivianischen 
Arbeiter-Zentale, kritisierten die 
US-Botschaft, weil diese angeb- 
lich versuche, zu erreichen, daß 
das Oberste Gericht Boliviens ge- 
säubert wird. 


Oblitas wetterte: »Es gibt Hin- 
weise darauf, daß die amerikani- 
sche Botschaft die vollziehende 
Gewalt unter Druck setzt, um ein 
mildes Oberstes Gericht zu be- 
kommen, das allen ihm vorgeleg- 
ten Auslieferungsersuchen statt- 
gibt«, obwohl Bolivien keinen 
Auslieferungsvertrag mit den 
Vereinigten Staaten abgeschlos- 
sen hat. Ontiveros ging noch wei- 
ter und beschuldigte die Bot- 
schaft und die US-Drug Enforce- 
ment Administration (DEA), 
Boliviens Souveränität zu verlet- 
zen, indem sie versuchen, einen 
»Stachel« gegen den Präsidenten 
und andere Mitglieder des Ober- 
sten Gerichts zu erzeugen. 


Der Fall betrifft den nicaraguani- 
schen Drogenhändler Antonio 
Ibarra, dessen Auslieferung von 
Nicaragua beantragt wurde und 
der die doppelte US-Staatsbür- 
gerschaft besitzt. Die DEA (Dro- 
gengesetzvollzugsbehörde) half 
Ibarra mit Wissen der Botschaft, 
den Anschein einer Korruption 
im Gericht zu erwecken, indem 
ein Gespräch, das er mit dem 
ehemaligen Präsidenten des 
Obersten Gerichts, Hugo Ga- 
lindo, geführt hatte und bei dem 
Galindo zu Ibarra sagte, daß je- 
der von einer bestimmten Anzahl 
von Richtern, einschließlich Ob- 


litas, ein Bestechungsgeld in 
Höhe von 15000 Dollar verlange, 
um gegen seine Auslieferung zu 
stimmen, heimlich gefilmt 
wurde. Es gibt keine Beweise da- 
für, daß jemals irgendwelche Gel- 
der an einen Richter übergeben 
wurden. 


Der bolivianische Präsident Gon- 
zalo Sänchez, der eine Drogenle- 
galisierung bevorzugt und ein 
Liebling des amerikanischen Au- 
Benministeriums ist und der von 
1985 bis 1987 die »Schockthera- 
pie« des Havard-Wirtschaftswis- 
senschaftlers Jeffrey Sachs in die 
Tat umsetzte, hat gegen Oblitas 
und mehrere andere Richter 
Klage wegen Korruption erho- 
ben - ein durchsichtiger Versuch, 
das Gericht zu säubern und seine 
eigenen Freunde zu Richtern zu 
ernennen. 


Inzwischen gab das Oberste Ge- 
richt eine Erklärung an das Volk 
in Bolivien ab, in der die gegen 
das Gericht erhobene verleumde- 
rische Beschuldigungen bestrit- 
ten werden. DO 


Tbc in Afrika 
fordert jährlich 


eine halbe 
Million Tote 


Tuberkulose rafft in Afrika jedes 
Jahr eine halbe Million Men- 
schenleben dahin, geht aus einer 
von der Geschäftsstelle der Welt- 
gesundheitsorganisation (WHO) 
im Kongo veröffentlichten Stati- 
stik hervor. Jedes Jahr werden 
über eine Million Menschen als 
mit der Seuche infiziert diagnosti- 
ziert, und die Hälfte davon ster- 
ben schließlich. Laut WHO wa- 
ren die Zahlen doppelt so hoch 
wie vor fünf Jahren. 


Im April 1993 erklärte die WHO 
das Wiederaufleben der anstek- 
kenden Krankheit zu einem Welt- 
notstand und warnte, daß ohne 
eine sofortige Aktion, Tbc über 
das kommende Jahrzehnt hinweg 
mehr als 30 Millionen Menschen 
töten wird. 


Die Krankheit, die in den Verei- 
nigten Staaten und im übrigen 
entwickelten Sektor im Anstieg 
begriffen ist, hat ihre größte Aus- 
wirkung auf Afrika, wo es wenige 
Krankenhäuser gibt und Tbc be- 


kämpfende Medikamente knapp 
sind. Wissenschaftler behaupten, 
daß das Auftauchen von Arznei- 
mittel widerstehenden Arten und 
die Zerstörung des Immunsy- 
stems des Körpers durch den 
AIDA-Virus zu den Ursachen 
des Wiederauflebens der Seuche 
zählen. m) 


Peking 
entsendet 
Truppen gegen 
Aufständische 


Chinas militärische Führer haben 
zu einer 2200 Meilen westlich von 
Peking gelegenen Stadt Soldaten 
entsandt, angeblich um Volkschi- 
nesen vor Drohungen von An- 
griffen durch moslemische Sepa- 
ratisten zu schützen, berichtete 
UPI, und berief sich dabei auf Er- 
zählungen von Reisenden. Die 
Berichte aus Kashi (Kashgar) in 
der Provinz Xinjiang kommen zu 
einem Zeitpunkt, wo China eine 
Razzia auf einen anderen Auf- 
stand von Moslems in der Haupt- 
stadt der benachbarten Provinz, 
die auch stark von Moslems be- 
völkert wird, bekanntgegeben 
hat. 


Aus Protest gegen ein chinesi- 
sches Buch mit Karrikaturen, 
das, wie sie sagen, den Islam be- 
leidigt, demonstrierten mehr als 
10000 Moslems in der Provinz- 
hauptstadt von Xining, Qinghai. 


Indessen sickern seit Monaten 
Berichte über _ terroristische 
Bombenanschläge in Xinjiangs 
zweitgrößter Stadt Kashi, in ei- 
ner stark von Moslems bevölker- 
ten Region an der Grenze zu Pa- 
kistan, durch, aber die Berichte 
der Reisenden waren die erste 
wirkliche Information über das 
Ziel und den Umfang der von der 
Armee durchgeführten Razzien. 


Die Zeugen sagten, daß sich im 
September 1993 Fahrzeugkolon- 
nen der Armee »soweit das Auge 
sehen kann«, viele davon mit 
schweren Geschützen beladen, 
auf Kashi zu bewegten. Einhei- 
ten der Volksbefreiungsarmee 
seien nach Kashi und in das um- 
gebende Gebiet beordert wor- 
den, um die als Ost-Turkestan- 
Partei bekannte separatistische 
Gruppe zu zerschlagen«, berich- 
teten die Reisenden. 


Regierungsfeindliche Aufstände 
sind in den letzten Jahren mit 
steigender Tendenz vorgekom- 
men. oJ 


China kritisiert 
die USA als 
Weltpolizist 


In einer Rede vor der General- 
versammlung der Vereinten Na- 
tionen holte der chinesische stell- 
vertretende Ministerpräsident 
und Außenminister Qian Oichen 
gegen die »Übeltat der wahllosen 
Verhängung von Sanktionen 
oder Gewaltanwendung im Na- 
men der Vereinten Nationen aus 
... Wir sind gegen die allzu häu- 
fige Verwendung von Sanktionen 
eines Landes zur Druckausübung 
auf ein anderes unter dem Vor- 
wand der Einschränkung von 
Waffentransfers, während im ei- 
genen Lande massive Waffenver- 
käufe getätigt werden«. 


»Wir verurteilen auch das hege- 
monistische Verhalten eines 
selbsternannten »Weltpolizisten«, 
der auf dem Völkerrecht und den 
Normen der internationalen Be- 
ziehungen herumtrampelt, in- 
dem er die Sicherheit der Schiff- 
fahrt eines anderen Landes und 
den normalen Handel mit der 
Entschuldigung, das Verbot von 
chemischen Waffen durchsetzen 
zu wollen, gefährdet«, sagte 
Qian unter Bezug auf die Verei- 


nigten Staaten. Die chinesisch- 


amerikanischen Beziehungen er- 
reichten kürzlich einen Tief- 
punkt, da Schiffe der amerikani- 
schen Kriegsmarine das chinesi- 
sche Schiff »Yinhe« auf offener 
See verfolgten und es beschuldig- 
ten, chemische Waffen nach Iran 
zu befördern. Die Beschuldigun- 
gen stellten sich als falsch heraus. 
Laut Reuters sagte Qian auch, 
daß Abmachungen, die dazu be- 
stimmt sind, den Transfer von Ra- 
ketentechnologie zu kontrollie- 
ren, solchen Elementen wie den 
willkürlichen Einsatz von Rake- 
ten für Angriffe auf andere Län- 
der Rechnung tragen sollten. 


»Andernfalls wird ein derartiges 
Arrangement zu einem Mittel, 
mit dem gewisse Mächte ihre mi- 
litärische Überlegenheit beibe- 
halten oder Machtpolitik betrei- 
ben können. Es ist moralisch 
nicht zu rechtfertigen«, sagte er. 


Indien ordnet 
Untersuchung 
der Morde in 
Kaschmir an 


Die indische Regierung ordnete 
eine amtliche Untersuchung der 
Erschießung von mindestens 37 
Protestierenden in Kaschmir 
durch Sicherheitskräfte an. Wie 
aus einer Regierungserklärung 
verlautet, wird ein Richter eine 
Untersuchung durchführen, 
warum die Sicherheitskräfte in 
der Stadt Bijbehara das Feuer auf 
Demonstranten eröffneten. 


In der Erklärung heißt es weiter, 
daß die Sicherheitseinheit in der 
Stadt abgelöst worden sei. Aus 
amtlichen Quellen verlautet, daß 
mindestens weitere 76 Menschen 
verwundet wurden, als die para- 
militärische Border Security 
Force (BSF) auf die Protestieren- 
den feuerten, die die Aufhebung 
der Belagerung des Heiligtums 
Hazratbal in Srinagar, der Haupt- 
stadt von Kaschmir, gefordert 
hatten. 


Die Krise begann, als indische 
Soldaten das Heiligtum Hazrat- 
bal, das als die bedeutendste isla- 
mische heilige Stätte in Kaschmir 
gilt, umzingelten. Die indische 
Regierung hat behauptet, die 
Moschee werde benutzt, um dort 
Waffen anzusammeln und um das 
Volk gegen die indische Herr- 
schaft über den Staat zu mobili- 
sieren. 


Der Zwischenfall hat die Bezie- 
hungen zum benachbarten Paki- 
stan vergifet. »Die von den indi- 
schen Sicherheitskräften in Ka- 
schmir begangenen Greueltaten 
haben ein Stadium erreicht, wo 
die Völkergemeinschaft ihren 
Einfluß geltend machen muß, um 
ihnen Einhalt zu gebieten«, sagte 
der pakistanische Präsident Wa- 
sim Sajjad auf einer Pressekonfe- 
renz. Sajjad beschuldigte Indien 
des gegen Moslems gerichteten 
»Staatsterrorismus«. 


Pakistans Ministerpräsident Be- 
nazir Bhutto sagte in einem Inter- 
view mit der BBC, daß »Indien 
seine Truppen aus Kaschmir ab- 
ziehen muß, da es keine andere 
Lösung gibt«. 


Ein Sprecher des indischen Au- 
Benministeriums äußerte, daß 


drei Mitgliedern der pakistani- 
schen Hohen Kommission (Bot- 
schaft) in New Delhi und einem 
Vizekonsul in Bombay eine Frist 
von zwei Wochen eingeräumt 
worden sei, um Indien zu verlas- 
sen. Er sagte, sie würden wegen 
»Aktivitäten, die mit ihrem Sta- 
tus als Diplomaten unvereinbar 
sind« - die internationale diplo- 
matische Phrase für Spionage - 
ausgewiesen. D) 


Arafat verurteilt 
Komplott hinter 
den Attentaten 


Der Vorsitzende der Palestine Li- 
beration Organization (PLO), 
Jassir Arafat, behauptete, daß 
die Ermordung dreier seiner An- 
hänger in dem von Israel besetz- 
ten Gaza-Sreifen über die letzten 
sechs Wochen hinweg eine Ver- 
schwörung derjenigen Kräfte im 
Ausland sei, die einen palästinen- 
sischen Bürgerkrieg wollen. 


»Diese Verschwörung ist außer- 
halb der arabischen Welt«, sagte 
Arafat auf einer Pressekonferenz 
in Paris, nachdem er mit dem 
französischen Ministerpräsiden- 
ten Edouard Balladur zusam- 
mengetroffen war. Der dritte 
Mord wurde an einem hochge- 
stellten Mitglied der Fatah-Bewe- 
gung, dem nationalistischen Füh- 
rer Assad Saftawi, in Gaza ver- 
übt. Arafat nannte keinen Na- 
men, wen er hinter der Verschwö- 
rung vermutet, sagte aber, daß 
die Männer, die die Morde ver- 
übt haben, nicht »zu den palästi- 
nensischen nationalen Kräften« 
gehören. 


»Dies ist nicht die erste Ver- 
schwörung. Die Dinge gehen 
weiter, und dies ist eine große 
Verschwörung«, setzte er hinzu. 


Arafat hatte von der islamischen 
Bewegung Hamas ein Telegramm 
erhalten, das jede Verbindung 
zum Tod von Saftawi, der als Ver- 
brecher bezeichnet wird, bestrei- 
tet. 


»Diejenigen, die ihn ermordet 
haben, sind Fledermäuse aus der 
Nacht ..., die nach dem Friedens- 
abkommen einen für beide Sei- 
ten vernichtenden Kampf wol- 
len«, meinte Arafat. »Als es ıh- 
nen nicht gelang, einen Bürger- 
krieg vom Zaun zu brechen, grif- 


fen sie auf diese abscheulichen 
Angriffe zurück.« 


Neue Sexual- 
erziehung in 
Kolumbien 


Der neue staatliche Plan zur Se- 
xualerziehung, der von der ko- 
lumbianischen Regierung von 
Präsident Cesar Gaviria geför- 
dert wird, beinhaltet folgende 
Grundsätze, die sich mit den in 
amerikanischen Schulen übli- 
chen radikalsten pornographi- 
schen Programmen messen kön- 
nen: 


Sexualerziehung muß veraltete 
Werte und Überzeugungen, My- 
then und Vorurteile in Frage stel- 
len; darf weder unterdrücken 
noch hemmen; muß auf dem Ge- 
schlecht basierende Diskriminie- 
rung oder Unterordnung in Frage 
stellen. 


Der Einzelne muß sich seine be- 
sondere Form des Ausdrucks, des 
Gefühls und der Begierde selbst 
aussuchen, Sexualerziehung darf 
erotische Übungen nicht auf ge- 
setzlich verheiratete Paare be- 
schränken; verheiratet zu sein ist 
lediglich eine Auswahlmöglich- 
keit unter alternativen Formen 
der Vereinigung, und die freie 
Vereinigung und unterschiedli- 
che Modalitäten der Vereinigung 
müssen respektiert und dürfen 
nicht diskriminiert oder in die 
Heimlichkeit verdrängt werden 
oder Gegenstand von Tadel sein. 


Sexualerziehung muß die Aner- 
kennung und Achtung für die Se- 
xualität des Kleinkinds, des Her- 
anwachsenden und der älteren 
Person, Lebensstadien, in denen 
Sexualität normalerweise ver- 
wehrt oder unterdrückt wird, för- 
dern. 


Sexualerziehung muß neue Ein- 
stellungen erzeugen. Freude und 
Vergnügen müssen als unveräu- 
ßerliche Rechte des Menschen 
vorangestellt werden. 2 
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Psychopolitik 


Die Kunst der 
Gehirnwäsche 


Dritter Teil und Schluß 


Charles Stickley und Kenneth Goff 


Psychopolitik ist die Kunst und Wissenschaft, Herrschaft über Ge- 
danken und Loyalität von Individuen, Beamten, Behörden und Mas- 
sen auszuüben und der Vollzug der Eroberung von Feindesnationen 
mittels »geistiger Heilung«. Diese Serie ist eine Zusammenstellung 
von Informationen, die durch Beobachtung, Diskussion, Ermittlung 
und Erfahrungen zusammengetragen wurden. 


Der Mensch ist ein Reiz-Reak- 
tions-Tier. Seine kompletten Ver- 
standesmöglichkeiten, sogar 
seine Ethik und seine Moral be- 
ruhen auf einer Reiz-Reaktions- 
Maschinerie. Dies wurde schon 
vor langem von Russen, wie zum 
Beispiel Pavlov, bewiesen und 
diese Prinzipien sind schon lange 
bei der Behandlung von Wider- 
spenstigen, in der Behandlung 
von Kindern und bei der Erzeu- 
gung von einem optimalen Ver- 
halten der Bevölkerung im Ge- 
brauch. 


Die Anatomie des Reiz- 
Reaktions-Mechanismus 


Da er keinen eigenen Willen hat, 
kann der Mensch leicht durch 
den Reiz-Reaktions-Mechanis- 
mus behandelt werden. Es ge- 
nügt einen Reiz in die geistige 
Anatomie des Menschen einzu- 
pflanzen, um diesen Reiz zu je- 
der Zeit durch eine Befehlsquelle 
von außen wieder im Bewußtsein 
zu reaktivieren. 


Der Mechanismus von Reiz-Re- 
aktion ist leicht verständlich. Der 
Körper kopiert Bilder von jeder 
Aktivität in der Umgebung des 
Individiums. Wenn die Umge- 
bung Brutalität, Terror, Schock 
und andere dererlei Aktivitäten 
einschließt, dann schließt das ent- 
standene geistige Eindrucksbild 
alle Bestandteile der Umgebung 
mit ein. Wenn das Individuum 
selbst in diesem Moment verletzt 
wurde, dann wird die Verletzung 
selbst wieder hervorkommen, 
wenn sie von einer äußeren Be- 
fehlsquelle aufgerufen wird. 
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Als Beispiel kann angeführt wer- 
den, daß wenn eine Person ge- 
schlagen wird und fortwährend 
bei den Schlägen gesagt be- 
kommt, daß sie bestimmten Be- 
amten gehorchen muß, dann 
wird sie anfangen den Schmerz 
wieder zu fühlen, in dem Mo- 
ment, wo sie anfängt ungehor- 
sam zu sein. Der eingepflanzte 
Schmerz selbst wird sich wie ein 
Polizist verhalten, denn die Er- 
fahrung des Individiums zeigt 
ihm, daß er bestimmte Beamte 
nicht ohne Schmerz bekämpfen 
kann. 


Der Verstand kann mit seinen 
Reiz-Reaktionen sehr kompli- 
ziert werden. Wie anhand von 
Hypnose leicht gezeigt werden 
kann, ist es mit Schlägen, 
Schock, oder der Erzeugung von 
Furcht im Verstand möglich, 
ganze Ketten von Befehlen zu er- 
zeugen, die im Zusammenhang 
mit einer großen Anzahl von 
komplizierten Taten stehen, und 
diese werden dann im Verstand 
verborgen bleiben, bis sie durch 
die zur Bestrafung vergleichba- 
ren Situationen in der Umgebung 
wachgerufen werden. Den Reiz 
nennen wir den »Moment der Be- 
strafung«, wobei der Reaktions- 
Mechanismus nur einen kleinen 
Teil des Reizes beinhalten muß, 
um das geistige Eindrucksbild 
hervorzurufen und sich der Vor- 
gang von Schmerz wieder aufden 
Körper auswirken kann. 


So lange das Individuum dem 
Bild oder dem Befehl der Reiz- 
einpflanzung Folge leistet, ist es 
frei von Schmerzen. 


Den Willen brechen 
- eine rührselige 
Sentimentalität 


Das Verhalten von Kindern wird 
auf diese Weise in jedem zivilisier- 
ten Land reguliert. Der Vater 
wird, um beim Kind sofortigen 
Gehorsam und Training zu errei- 


chen, bei mehreren Gelegenhei- 
ten körperliche Gewalt anwen- 
den und nachdem er mehrere 
Male physische Strafe beim Kind 
angewendet hat, sieht er mit Ge- 
nugtuung, daß das Kind ihm je- 
desmal, wenn er spricht, absolut 
gehorcht. Da aber Eltern mit ih- 
ren Kindern nachsichtig zu sein 
pflegen, bestrafen sie nur selten 
ausreichend genug, um wirklich 
optimalen Gehorsam zu erzeu- 
gen. Die Fähigkeit des Organis- 
mus Strafe zu widerstehen ist 
sehr groß. Totale und bedin- 
gungslose Reaktion kann nur mit 
genügend brutalem Reiz erreicht 
werden, der den Organismus tat- 
sächlich verletzt. 


Die Methode der Kosaken ein 
wildes Pferd abzurichten, gibt ein 
nützliches Beispiel. Das Pferd 
wird sich nicht selbst zügeln oder 
irgendeinen Befehl des Reiters 
befolgen. Der Reiter, der es ab- 
richten möchte, besteigt es, 
nimmt eine Flasche Wodka und 
zerschlägt diese zwischen den 
Ohren des Tieres. Das Pferd, auf 
seine Knie gezwungen, mit Alko- 
hol in den Augen, den es fälschli- 
cherweise für Blut hält, wendet 


Auf dem Roten Platz begann 
1917 das sowjetische Experi- 
ment des Marxismus-Leninis- 
mus, das den Kapitalismus ab- 
lösen sollte. 
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seine Aufmerksamkeit sofort und 
weiterhin auf den Reiter und 
muß nie mehr abgerichtet wer- 
den. Schwierigkeiten bei der Ab- 
richtung von Pferden gibt es nur 
dann, wenn nur leichte Bestra- 
fung benutzt wird. Es gibt rührse- 
lige Sentimentalität bezüglich 
»den Willen brechen«, aber was 
hier gebraucht wird ist ein gehor- 
sames Pferd und ausreichende 
Brutalität schafft ein gehorsames 
Pferd. 


Der Reiz-Reaktions-Mechanis- 
mus des Körpers ist dergestalt, 
daß Schmerz und Befehl unter- 
teilt sind und sich widersprechen. 
Das geistige Eindrucksbild der 
Bestrafung wird nicht auf die Per- 
son wirken, außer wenn der Sinn 
des Befehls mißachtet wird. Es 
wird in vielen frühen russischen 
Schriften angeführt, daß dies ein 
Überlebensmechanismus ist. Es 
wurde schon gut und gründlich 
beim Überleben des Kommunis- 
mus eingesetzt. 


Es muß nur ein genügender Reiz 
in den Organismus eingebracht 
werden, um die entsprechende 
Reaktion zu erlangen. So lange 
der Organismus dem Reiz ge- 
horcht, wenn er in der Zukunft 
restimuliert wird, dann leidet er 
nicht unter dem Schmerz des Rei- 
zes. Aber sollte er dem Inhalt des 
Befehles, den der Reiz beinhal- 
tet, den Gehorsam verweigern, 
dann reagiert der Reiz in der Be- 
strafung des Individiums. Des- 
halb haben wir hiermit einen aus- 
gezeichneten Tatbestand und ei- 
nes der grundlegenden Prinzi- 
pien der Psychopolitik. 


Ein ausreichend eingepflanzter 
Reiz wird danach als Polizeime- 
chanismus im Individuum auf- 
rechterhalten bleiben, um es zur 
Befolgung der ihm verabreichten 
Befehle und Anweisungen zu 
bringen. Sollte er diese Befehle 
und Anweisungen nicht befol- 
gen, dann fängt der Reizmecha- 
nismus an, sich auszuwirken. Da 
der Befehl während eines Augen- 
blicks von Zwang gegeben 
wurde, braucht der Befehl selbst 
nie mehr wiederholt werden und 
selbst wenn das Individuum tau- 
sende von Meilen vom Psychiater 
entfernt wäre, wird er ihm trotz- 
dem gehorchen oder er würde 
sehr krank und würde Höllenqua- 
len erleiden. 


Diese Prinzipien, entstanden in 
den frühen Tagen von Pavlov, ha- 
ben durch die dauernde und fort- 


laufende russische Entwicklung 
nun endlich eine sehr große An- 
wendung in unserer Eroberung 
gewonnen. Weniger moderne 
und gutunterrichtete Länder der 
Erde, die diesen Mechanismus 
nicht kennen, ihn nicht verstehen 
und durch unseren psychopoliti- 
schen Agenten in eine Schläfrig- 
keit verfallen sind und die den 
Mechanismus abwerten und in 
Abrede stellen, können es nicht 
verhindern ihm zu unterliegen. 


Die Bedingungen für den 
Empfang eines Reizes 


Der Körper ist weniger fähig ei- 
nem Reiz zu widerstehen, wenn 
er unterernährt und ermüdet ist. 
Deshalb ist es auch wichtig all 
diese Reize den Individuen nur 
dann einzupflanzen, wenn ihre 
Wiederstandsfähigkeit durch 
Entbehrungen und Überanstren- 
gungen vermindert ist. Die Ver- 
weigerung von vielen Tagen 
Schlaf, angemessene Nahrung 
vorzuenthalten, schafft die be- 
sten Bedingungen für den Emp- 
fang eines Reizes. Wenn der Per- 
son dann ein Elektroschock gege- 
ben und der Person -— während 
der Schock durchgeführt wird — 
gesagt wird, daß sie gehorchen 
und bestimmte Dinge tun muß, 
dann hat sie keine andere Wahl, 
als sie tatsächlich durchzuführen 
oder sie muß den Elektroschock 
aufgrund der geistigen Ein- 
drucksbilder wieder erleben. 
Dieser hoch wissenschaftliche 
und ausgezeichnet funktionie- 
rende Mechanismus kann in der 
Praxis der Psychopolitik nicht 
überbetont werden. 


Einem Individuum Drogen zu 
verabreichen, bewirkt eine künst- 
liche Entkräftigung und wenn es 
unter Drogen steht, oder ge- 
schockt und geschlagen wurde 
und dann eine Serie von Befeh- 
len erhalten hat, kann seine 
Loyalität ganz sicherlich umge- 
wandelt werden. Dies ist PD.H. 
oder Schmerz-Drogen-Hypnose 
(Pain-Drug-Hypnoses). Der Psy- 
chiater sollte in seiner Ausbil- 
dung gründliche Untersuchun- 
gen auf dem Gebiet von Hypnose 
und nachhypnotischen Beeinflus- 
sungen machen. Er sollte seine 
besondere Aufmerksamkeit auf 
den »Vergesser-Mechanismus« 
der Hypnose legen, welches ei- 
ner Einpflanzung in den unbe- 
wußten Verstand entspricht. Er 
sollte sich insbesondere merken, 
daß eine Person, der ein Befehl 


im hypnotischen Zustand verab- 
reicht wurde und der dann gesagt 
wird — während sie sich noch in 
diesem Zustand befindet -, daß 
sie ihn vergessen soll, ihn auf ein 
Reiz-Reaktions-Signal in ihrer 
Umgebung hin ausführen wird, 
nachdem sie aus ihrem hypnoti- 
schen Trancezustand »aufge- 
wacht« ist. 


Wenn er diese Einzelheiten voll- 
kommen gemeistert hat, dann 
sollte er durch das Üben an Kri- 
minellen und Gefangenen oder 
Anstaltinsassen, die ihm zur Ver- 
fügung stehen, den hypnotischen 
Trancezustand durch Drogen her- 
stellen und post-hypnotische Sug- 
gestionen durch das Verursachen 
von Schmerz in die unter Drogen 
stehende Person hineintreiben. 
Er sollte dann die Reaktion der 
Person beobachten, nachdem sie 
»aufgewacht« ist und sollte ihr 
dann das Reiz-Reaktions-Signal 
geben, das dann die Befehle her- 
vorrufen wird, die während des 
Drogen-Zustandes und unter 
Zwang verabreicht wurden. 


Unter der Schmerz- 
Drogen-Hypnose 


Durch viel Übung kann er dann 
die notwendige Dosis der ver- 
schiedenen Drogen und die 
Menge von Zwang in Form von 
Elektroschock oder zusätzlichem 
Drogenschock herausfinden, die 
notwendig ist, um optimalen Ge- 
horsam der Befehle herbeizufüh- 
ren. Er sollte auch für sich sicher- 
stellen, daß keine mögliche Me- 
thode den Menschen bekannt ist 
- und es darf keine mögliche Me- 
thode den Menschen bekannt 
sein nach der dem Patienten be- 
wußt werden kann, was mit ihm 
gemacht wurde, sondern, daß er 
in einem Zustand von Gehorsam 
und Reaktion gehalten wird, 
ohne daß er die Ursache kennt. 
Indem er Kriminelle und Gefan- 
gene benutzt, sollte der psycho- 
politische Agent in seiner Ausbil- 
dung dann Versuche mit Zwang, 
jedoch ohne Entbehrungen, aber 
mit der Verabreichung von Elek- 
troschock, Schlägen und furchter- 
regenden Taktiken und mit den 
gleichen Maßnahmen wie bei der 
Hypnose, durchführen und dann 
das Verhalten der Person beob- 
achten, wenn sie nicht länger un- 
ter Zwang steht. Der Psychiater 
sollte sorgfältig jene notieren, die 
eine Neigung zum Protest zeigen, 
damit er mögliche Anzeigen ei- 
ner wiederkehrenden Erinne- 


rung von den sich eingepflanzten 
Befehlen erkennen kann. Aus- 
schließlich für seinen eigenen 
Nutzen sollte er sich dann von 
der Nützlichkeit der Gehirnchi- 
rurgie überzeugen, um einen 
nicht ansprechenden Gefange- 
nen zu verstümmeln. 


Die Kühnheit eines psychopoliti- 
schen Agenten kann merkbar er- 
höht werden, wenn er beobach- 
tet, wie Personen, die unter 
Schmerz-Drogen-Hypnose ge- 
setzt waren und die rebellische 
Züge aufwiesen oder sich wieder 
an die Gesellschaft wandten, 
durch das Etikett der »Geistes- 
krankheit« in Mißkredit geraten 
und ihre Aussagen abgewertet 
werden können. 


Übungen Anfälle von Geistes- 
krankheit willentlich herbeizu- 
führen, durch bloßes Aufzeigen 
eines Signals gegenüber Leuten, 
denen Schmerz-Drogen-Hyp- 
nose gegeben wurde, und Übun- 
gen Anfälle herbeizuführen, in- 
dem man zu bestimmten Perso- 
nen an bestimmten Orten und zu 
bestimmten Zeiten spricht, soll- 
ten ebenso durchgeführt werden. 


Gehirnchirurgie, wie sie in Ruß- 
land entwickelt wurde, sollte 
vom Psychiater in seiner Ausbil- 
dung auch angewendet werden, 
damit er volles Vertrauen ge- 
winnt über die Grobheit, in der 
sie durchgeführt werden können, 
die Sicherheit mit der der Reiz- 
Reaktions-Mechanismus ausge- 
löscht werden kann, die Erzeu- 
gung von Schwachsinn, Idiotie 
und Mangel an Koordinationsfä- 
higkeit beim Patienten und die 
geringe Beachtung, die Sterbe- 
fälle nach Gehirnchirurgie erfah- 
ren. 


Die Änderungen 
in der Loyalität 


Übungen in sexuellen Übergrif- 
fen sollen vom psychopolitischen 
Agenten durchgeführt werden, 
um die Unfähigkeit des Patien- 
ten, sich in Schmerz-Drogen- 
Hypnose an den Vorfall zu erin- 
nern, unter Beweis zu stellen und 
gleichzeitig auch beim Patienten 
eine Wollust für weitere sexuelle 
Aktivitäten zu wecken. Sex ist 
bei allen Tieren ein machtvoller 
Antrieb und dies gilt auch für das 
Tier, genannt Mensch, und daher 
muß die Herstellung einer sexuel- 
len Bindung zwischen weiblichen 
Mitgliedern einer Zielfamilie 
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und bestimmten Männern, die 
unter der Kontrolle des psychpo- 
litischen Agenten stehen, als 
möglich und für den psychopoliti- 
schen Agenten als absolut sicher 
erkannt werden. Damit gelangt 
ein ausgezeichnetes Werkzeug in 
seine Hände, um die Verbindun- 
gen in Familien auseinanderzu- 
brechen und somit öffentliche 
Schande über die psychopoliti- 
sche Zielgruppe zu bringen. 


Ebenso wie ein Hund trainiert 
werden kann, so kann auch der 
Mensch trainiert werden. Ge- 
nauso wie ein Pferd trainiert wer- 
den kann, so kann auch der 
Mensch trainiert werden. Sexu- 
elle Wollust, Masochismus und 
alle anderen wünschenswerten 
Perversionen können mit 
Schmerz-Drogen-Hypnose zum 
Wohl der Psychopolitik verur- 
sacht werden. 


Die Änderungen in der Loyali- 
tät, Parteiangehörigkeiten und 
Befehlsquellen können mit der 
psychpolitischen Technologie 
leicht bewirkt werden und diese 
sollten vom Psychiater durchge- 
führt und verstanden werden, 
ehe er beginnt mit größeren Ziel- 
gruppen herumzubasteln. Die 
Einfachheit des Gebietes der 
Schmerz-Drogen-Hypnose, der 
Anwendung von Elektroschock, 
Drogen, Geisteskrankheit bewir- 
kenden Injektionen und anderen 
Materialien sollte durch eine 
komplizierte technische Nomen- 
klatur, durch die Beteuerung der 
Vorzüge für den Patienten, durch 
eine autoritäre Haltung und 
durch die sehr gezielte Besetzung 
von Regierungsstellen in dem zu 
erobernden Land ganz verbor- 
gen werden. 


Obwohl der psychopolitische 
Agent, der in Universitäten ar- 
beitet und dort die Lehrpläne des 
Psychologieunterrichts bestim- 
men kann, oft dazu verleitet 
wird, den dafür empfänglichen 
Studenten in den Psychologiekur- 
sen einige der psychopolitischen 
Grundsätze zu lehren, muß es 
ihm jedoch gründlich untersagt 
werden, dies zu tun und er muß 
seine Informationen in den Psy- 
chologie-Kursen auf die Vermitt- 
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lung von kommunistischen 
Grundsätzen in psychologischer 
Verpackung beschränken. Seine 
Aktivitäten muß er darauf be- 
schränken, bei den Studenten 
einen Bewußtseinszustand herzu- 
stellen, wo sie dann kommunisti- 
sches Gedankengut für ihre eige- 
nen Taten annehmen können und 
es für moderne wissenschaftliche 
Prinzipien halten. Der Psychiater 
darf niemals den Studenten 
den Reiz-Reaktions-Mechanis- 
mus vollständig beibringen und 
darf sie nicht - außer seine künfti- 
gen Mitarbeiter - in die Prinzi- 
pien der Psychopolitik einwei- 
hen. Dies ist erstens nicht not- 
wendig und außerdem gefähr- 
lich. 


Erniedrigung, Schock 
und Durchhalten 


Erniedrigung und Eroberung 
sind Kameraden. Um erobert zu 
werden, muß eine Nation degra- 
diert werden, entweder durch 
Kriege, dadurch, daß sie über- 
rannt wird, durch Zwang in er- 
niedrigende Friedensabkommen 
oder durch die Behandlung der 
Bevölkerung durch die Armeen 
des Eroberers. Dennoch, Ernied- 
rigung kann viel heimtückischer 
und viel wirkungsvoller durch 
dauernde und anhaltende Ver- 
leumdung erreicht werden. 


Verleumdung ist die beste und er- 
ste Waffe von Psychopolitik im 
weiten Feld. Dauernde und an- 
haltende Erniedrigung der Füh- 
rer eines Volkes, Staatsinstitutio- 
nen, nationalen Gepflogenheiten 
und Nationalhelden muß syste- 
matisch ausgeführt werden, aber 
dies gehört zu den Hauptaufga- 
ben des kommunistischen Partei- 
mitglieds im allgemeinen, nicht 
des Psychopolitikers. 


Der Bereich des Psychopolitikers 
für Verleumdung und Erniedri- 
gung ist die Menschheit selbst. 
Indem er den Charakter und die 
Moral der Menschheit selbst an- 
greift und dadurch, daß er die Ju- 
gend verdirbt, eine allgemein er- 
niedrigte Gefühlsebene herbei- 
führt, kann die Herrschaft über 
die Bevölkerung in erheblichem 
Maße gefördert werden. 


Es gibt eine Kurve der Erniedri- 
gung, die nach unten führt zu ei- 
nem Punkt, an dem eine Person 
fast am Ende ist und jede schnell 
auf ihn gerichtete Tat, wird ihn in 
einen Schockzustand versetzen. 


Beispielsweise kann ein gefange- 
ner Soldat mißbraucht, verwei- 
gert, diffamiert und erniedrigt 
werden, bis er bei der kleinsten 
Bewegung seines Überwältigers 
zusammenzuckt. Ebenso wird 
die geringste Verlautbarung sei- 
nes Überwältigers ihn zum Ge- 
horsam bringen oder ihn seine 
Verbindungen oder Glaubensin- 
halte abändern lassen. Wenn er 
genügend degradiert ist, kann ein 
Gefangener zum Mord an seinen 
Landsleuten im selben Gefange- 
nenlager angestiftet werden. Ver- 
suche an deutschen Gefangenen 
haben in letzter Zeit demon- 
striert, daß schon nach siebzig Ta- 
gen mit schweinischem Essen, 
wenig Schlaf und fast unbewohn- 
baren Behausungen die kleinste 
Bewegung in Richtung auf den 


Gefangenen, ihn in einen 
Schockzustand jenseits seines 
Durchhaltevermögens bringt 


und ihn wie hypnotisiert alles auf- 
nehmen läßt. 


Damit ist es möglich, in einem 
ganzen Gefangenenlager von 
tausenden, einen Zustand von to- 
talem kriecherischem Gehorsam 
zu bewirken und ohne die Arbeit 


jedes einzelnen ansprechen zu . 


müssen, die Treueverbindungen 
zu pervertieren und angebrachte 
Befehle zu implantieren, die ihr 
künftiges Verhalten sicherstellen 
werden, sogar, wenn sie wieder 
zu ihren eigenen Leuten entlas- 
sen werden. 


Der Mensch muß sich 
als Tier verstehen 


Indem man die Durchhaltefähig- 
keit einer Person, einer Gruppe 
oder einer Nation senkt und 
durch anhaltende Erniedrigung 
und Verleumdung, ist es deshalb 
möglich, einen Schockzustand 
herbeizuführen, der wunschge- 
mäß jeden gegebenen Befehl auf- 
greift. 


Die erste Sache, die in einer Na- 
tion erniedrigt werden muß, ist 
der Mensch selbst. Nationen, die 
eine hohe moralische Ebene ha- 
ben, sind schwierig zu erobern. 
Ihre Treue ist schwer zu erschüt- 
tern, ihre Verbindung zu ihren 
Führern ist fanatisch und was sie 
normalerweise ihre geistige Inte- 
grität nennen, kann nicht durch 
Freiheitsberaubung gebrochen 
werden. Es ist nicht wirksam, 
eine Nation in diesem Geisteszu- 
stand anzugreifen. Es ist das 
grundlegende Ziel von Psychopo- 


litik, den Geisteszustand zu ei- 
nem Punkt herunterzubringen, 
wo er befehligt und versklavt wer- 
den kann. Deshalb ist das erste 
Ziel der Mensch selbst. Er muß 
von einem geistigen Wesen zu ei- 
nem tierischen Reaktionsmuster 
erniedrigt werden. Er muß sich 
selbst als Tier verstehen, nur zu 
tierischen Reaktionen fähig. Er 
darf sich oder seine Mitmenschen 
nicht mehr zu »geistigem Durch- 
halten« oder Edelmut fähig hal- 
ten. 


Die beste Methode bezüglich Er- 
niedrigung im ersten Stadium ist 
die Propaganda der »Wissen- 
schaftlichen Annäherung« an 
den Menschen. Der Mensch muß 
dauernd als Mechanismus ohne 
Individualität hingestellt werden 
und es muß in eine angegriffene 
Bevölkerung eingeimpft werden, 
daß individuelle Reaktionen eine 
Folge geistiger Verwirrung sind. 


Die Bevölkerung muß zu dem 
Glauben gebracht werden, daß 
jedes Individuum unter ihnen, 
das in irgendeiner Weise oder 
Form und zu irgendeinem Aus- 
maß gegen die Bemühungen und 
Aktivitäten das ganze zu verskla- 
ven rebelliert, als eine verwirrte 
Person eingestuft werden muß, 
deren Überspanntheit neurotisch 
oder geisteskrank ist und die so- 
fort die Behandlung eines Psy- 
chopolitikers erhalten muß. 


Ein optimaler Zustand in so ei- 
nem Programm der Erniedrigung 
wäre es, sich an die militärischen 
Mächte einer Nation zu wenden 
und sie schnell von jedem ande- 
ren Glauben wegzubringen als 
dem, daß Ungehorsame »geisti- 
ger Behandlung« unterzogen 
werden müssen. Eine Verskla- 
vung der Bevölkerung kann nur 
dort fehlschlagen, wo diese auf- 
rührerischen Individuen ihren in- 
dividuellen Einfluß auf ihre Mit- 
bürger ausüben können, sie zur 
Rebellion anstiften können, in- 
dem sie ihnen ihren Edelmut und 
ihre Freiheiten vor Augen füh- 
ren. Falls diese unruhigen Indivi- 
duen nicht ausgerottet werden 
und schon früh während der Er- 
oberung in die Hände von Psy- 
chiatern gelangen, wird es nur 
Schwierigkeiten bei der sich fort- 
setzenden Eroberung geben. 


Die Funktionäre in den Regie- 
rungen, Studenten, Leser, Teil- 
nehmer an Unterhaltungen müs- 
sen alle, durch welche Mittel 
auch immer, in den absoluten 


Der sowjetische Staat legte 
sein Hauptaugenmerk auf die 
kommunistische Erziehung 
der Kinder. 


Glauben indoktriniert werden, 
daß die Unruhigen, die Strebsa- 
men, die natürlichen Führer an 
Anpassungsschwierigkeiten an 
die Umgebung leiden, die nur 
durch die Zuflucht zu psychopoli- 
tischen Agenten in der Verklei- 
dung von geistigen Heilern beho- 
ben werden können. 


Da so der allgemeine Glaube in 
die Stellung des Menschen herab- 
gesetzt wird, wird es ziemlich 
leicht sein, in Kooperation mit 
den hervorragenden ökonomi- 
schen Kräften, die in das Land 
hineingetrieben werden, die Bür- 
ger auseinanderzutreiben, einen 
vom anderen, daß dadurch die 
Frage nach der Weisheit der eige- 
nen Regierung aufkommt und sie 
dazu bringen wird, selbst nach ei- 
ner Versklavung zu betteln. 


Religion muß 
unmodern werden 


Das Erziehungsprogramm von 
Psychopolitik muß auf jeden Fall 
die Ebene der Jugend auswäh- 
len, die die Führer des Landes in 
der Zukunft sein werden und sie 
in den Glauben der tierischen Na- 
tur des Menschen hineinerzie- 
hen. Dies muß modern werden. 
Sie müssen darin geschult wer- 
den über Ideen von persönlicher 
Strebsamkeit die Nase zu rümp- 


fen. Vor allem muß ihnen beige- 
bracht werden, daß die Rettung 
der Menschen sich nur in der sehr 
gründlichen Anpassung an seine 
Umgebung liegen kann. 


Dieses Erziehungsprogramm auf 
dem Gebiet der Psychopolitik 
kann am besten befolgt werden, 
indem ein vorgeschriebenes Trai- 
ning in einigen Fächern wie zum 
Beispiel Psychologie oder andere 
geistige Praktiken eingeführt 
wird und durch das Sicherstellen, 
daß jedes weitreichende Pro- 
gramm von psychopolitischer 
Schulung von einem Psychiater 
überwacht wird, der ein geschul- 
ter psychopolitischer Agent ist. 


Da es in ausländischen Nationen 
den Anschein hat, daß die Kirche 
den erheblichsten Einfluß aus- 
übt, muß jedweder Zweig und 
Aktivität von jeder und allen Kir- 
chen auf die eine oder andere 
Weise in Mißkredit gebracht wer- 
den. Indem in großem Ausmaß, 
durch die psychopolitische In- 
doktrination, propagiert wird, 
daß die Seele nicht existiert und 
der Mensch ein Tier ist, muß Reli- 
gion unmodern werden. Die ver- 
logenen Mechanismen des Chri- 
stentums bewegten Menschen zu 
närrischen tapferen Taten. Und 
indem ihnen beigebracht wurde, 
daß es ein Leben nach dem Tode 
gibt, wurde die Gefahr für tap- 
fere Taten während des Lebens 
vermindert. Die Gefahr für jede 
Tat muß stark erhöht werden, 
wenn eine Bevölkerung gehor- 
sam sein soll. Deshalb darf kein 
Glaube in die Kirche bestehen 
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bleiben und die Macht der Kirche 
muß auf jeden Fall unterbunden 
werden. 


Der Psychiater sollte in seinem 
Programm der Erniedrigung je- 
derzeit eine tief religiöse Familie 
in Frage stellen und sollte irgend- 
eine Neurose oder Geisteskrank- 
heit in dieser Familie vorkom- 
men, sie ihrer religiösen Verbin- 
dung anlasten und diese für den 
neurotischen oder psychotischen 
Zustand verantwortlich machen. 
Leuten, die tief religiös sind, 
sollte weniger und weniger die 
Verantwortung für ihre geistige 
Gesundheit überlassen werden, 
sondern sie sollte in verstärktem 
Maße dem Dienst des psychopo- 
litischen Agenten übergeben wer- 
den. 


Durch die Perversion der Institu- 
tionen einer Nation und durch 
die allgemeine Erniedrigung und 
die Einmischung in die Okono- 
mie einer Nation in dem Maße, 
daß Armut und Wirtschaftskrisen 
entstehen, wird schon ein mini- 
maler Schock genügen bei der 
Bevölkerung als Ganzes eine ge- 
horsame Reaktion oder eine Hy- 
sterie hervorzurufen. Deshalb 
wird die bloße Drohung des Krie- 
ges, die bloße Drohung von Luft- 
angriffen die Bevölkerung sofort 
nach Frieden verlangen lassen. 
Es ist ein langer und schwieriger 
Weg für den psychopolitischen 
Agenten diesen Geisteszustand 
bei einer ganzen Nation hervor- 
zubringen, jedoch nicht mehr als 
zwanzig oder dreißig Jahre wer- 
den für das ganze Programm not- 


wendig sein. Dies, weil wir, was 
tatsächlich so ist, Waffen zur 
Hand haben, mit denen wir das 
Ziel erreichen werden. 


Organisation von 
Kampagnen für 
geistige Gesundheit 


Psychiater sollten jederzeit wach- 
sam auf jede Gelegenheit achten, 
um »für die Verbesserung der Ge- 
meinschaft« geistige Gesund- 
heitsclubs oder Gruppen zu orga- 
nisieren. Indem damit die Mitar- 
beit der Bevölkerung insgesamt 
in Programmen zur geistigen Ge- 
sundheit angeregt wird, kann der 
Schrecken der geistigen Verwir- 
rung durch die ganze Bevölke- 
rung verbreitet werden. Darüber- 
hinaus kann jede dieser Gruppen 
zur geistigen Gesundheit, wenn 
sie richtig geführt wird, zumin- 
dest einen gesetzgeberischen 
Druck auf die Regierung aus- 
üben, um die Stellung des psy- 
chopolitischen Agenten hinrei- 
chend zu sichern und für ihn Re- 
gierungszuschüsse und Vergünsti- 
gungen durchsetzen und damit 
die Regierung dazu zu bringen, 
ihren eigenen Niedergang zu fi- 
nanzieren. 


Organisationen der geistigen Ge- 
sundheit müssen sehr sorgfältig 
alle wirklich fachmännischen 
Kräfte in der Handhabung oder 
Behandlung von geistiger Ge- 
sundheit aus ihren Reihen aus- 
schließen. Deshalb müssen Prie- 
ster, Pfarrer, wirklich geschulte 
Psychotherapeuten, gute Hypno- 
tiseure oder ausgebildete Diane- 
tiker ausgeschlossen werden. 
Diese, da sie einige Kenntnisse 
auf dem Gebiet der geistigen Ver- 
wirrung und deren Behandlung 
und auch einige Erfahrung in der 
Beobachtung von geistig Verwirt- 
ten haben, würden früher oder 
später Verdacht schöpfen bezüg- 
lich den Machenschaften des psy- 
chopolitischen Agenten, wenn 
sie Anstalten besuchen oder Lite- 
ratur erhalten würden. Diese 
müssen verleumdet oder als 
»ungeschult«, »ungeschickt«, 
»Quacksalber« oder »Lügen- 
bolde« ausgeschlossen werden. 


Keine Bewegung der geistigen 
Gesundheit mit tatsächlichen 
Zielen zur geistigen Gesundheit 
sollte in irgendeiner Nation wei- 
ter bestehen können. Zum Bei- 
spiel sollte der Gebrauch der chi- 
nesischen Akupunktur in der Be- 
handlung von geistigen oder kör- 
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Psychopolitik 
Die Kunst der 
Gehirnwäsche 


perlichen Beschwerden in China 
nachdrücklich zum Verschwin- 
den gebracht und schlecht ge- 
macht werden, da einiger Nutzen 
darin liegt und was noch wichti- 
ger ist, die Praktizierenden ver- 
stehen, durch den langen Um- 
gang damit, viele der Prinzipien 
von wirklicher geistiger Gesund- 
heit oder Verwirrung. 


Auf dem Gebiet der geistigen Ge- 
sundheit muß der Psychopoliti- 
ker die autoritäre Stellung inne- 
halten und muß damit fortfahren 
sie zu halten. Es besteht immer 
die Gefahr, daß Probleme der 
geistigen Gesundheit von einem 
Individuum oder einer Gruppe 
gelöst werden, was dann das Pro- 
gramm des psychopolitischen 
Agenten in seinen Clubs der gei- 
stigen Gesundheit durcheinan- 
derbringen würde. Städtebeauf- 
tragte, Gesellschaften und an- 
dere nicht in das Gebiet der gei- 
stigen Gesundheit eingeweihte 
Einzelpersonen, sollten zur vol- 
len Mitarbeit bei den Gruppen 
für geistige Gesundheit aufgefor- 
dert werden. Aber deren ganze 
Aktivität sollte sich auf die Finan- 
zierung von besseren Mitteln für 
den psychopolitischen Praktiker 
beschränken. Gegenüber diesen 
Gruppen muß immer wieder be- 
tont werden, daß das gesamte 
Gebiet der geistigen Gesundheit 
so schwierig ist, daß keiner von 
ihnen mit Sicherheit irgendeinen 
Teil davon verstehen könnte. So 
sollte der Club auf einer sozialen 
und finanziellen Ebene gehalten 
werden. 


Die Sicherung 
der Autorität 


Wo Gruppen schon gebildet wur- 
den, die sich für die Gesundheit 
der Gemeinschaft interessieren, 
sollten diese infiltriert und über- 
nommen und wenn dies nicht 
möglich ist, verunglimpft und 
ausgeschlossen werden und das 
Beamtentum dieses Gebietes 
sollte dazu gebracht werden, sie 
als gefährlich auszurotten. 


Wenn eine feindliche Gruppe 
entdeckt wird, die sich geistiger 
Gesundheit verschrieben hat, 
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dann sollte der Psychopolitiker 
Zuflucht suchen in den Mecha- 
nismen von Peyote, Mescaline 
und neueren Drogen, die Gei- 
steskrankheit verursachen. Er 
sollte Leute, vorzugsweise sol- 
che, die unter seiner Kontrolle 


Der Wert einer weitverbreiteten 
Organisation der geistigen Ge- 
sundheit wird offenkundig, wenn 
man feststellt, daß jede Regie- 
rung dazu gezwungen werden 
kann, Einrichtungen für den psy- 
chopolitischen Agenten in Form 


W. I. Lenin verläßt das Gebäude nach der Sitzung des ersten All- 
russischen Kulturkongresses am 28. August 1918 in Moskau. 


stehen, in die Gruppen der geisti- 
gen Gesundheit, ob es sich nun 
um Christliche Wissenschaft oder 
Dianetik oder um Glaubensprie- 
ster handelt, einschleusen, damit 
sie ihre Fähigkeiten an dieser 
neuen Person zeigen können. 


Diese werden normalerweise 
ihre Fähigkeiten mit viel Begei- 
sterung unter Beweis stellen. 


Dann nach der Hälfte der Be- 
handlung wird eine heimliche 
Spritze von Peyote, Mescaline 
oder einer anderen Droge oder 
ein Elektroschock die Symptome 
der Geisteskrankheit in dem Pa- 
tienten hervorrufen, der in die 
Zielgruppe gesandt wurde. Der 
Patient, der somit vorüberge- 
hende Geisteskrankheit auf- 
weist, sollte sofort bei der Polizei 
angezeigt und in einem Ort einge- 
kerkert werden, der vom psycho- 
politischen Agent überwacht 
wird und damit der Beobachtung 
entzogen ist. Das Beamtentum 
wird dann glauben, daß die 
Gruppe mit ihren Praktiken Men- 
schen geisteskrank macht und die 
Praktiken der Gruppe verachten 
und gesetzlich verbieten. 


von psychiatrischen Abteilungen 
in allen Krankenhäusern, von na- 
tionalen Einrichtungen, die ganz 
in den Händen des psychopoliti- 
schen Agenten sind und in der 
Bereitstellung von Kliniken, wo 
auf die Jugend eingewirkt wer- 
den und sie angepaßter für die 
Ziele des Psychopolitikers ge- 
macht werden kann. 


Solche Gruppen bilden eine poli- 
tische Macht, die dann jedes Ge- 
setz oder jede Autorität für den 
Psychopolitiker durchsetzen 
kann. 


Die Sicherung der Autorität über 
diese Organisation der geistigen 
Gesundheit wird hauptsächlich 
erreicht, in dem man sich auf die 
Ausbildung beruft. Ein psycho- 
politischer Agent sollte sicher- 
stellen, daß die von ihm kontrol- 
lierten Psychiater und die Psy- 
chologen, die er befehligt, eine 
übertrieben lange Zeit ausgebil- 
det wurden. Je länger die vorge- 
schriebene Ausbildungszeit, de- 
sto sicherer steht das psychopoli- 
tische Programm, denn keine 
neue Gruppe von Praktizieren- 
den wäre in der Lage psychopoli- 


tische Programme aufzudecken 
und zu unterdrücken. Darüber 
hinaus könnte die Gruppe nie- 
mals hoffen, das ganze Wissen 
zum Thema zu erfassen, wenn sie 
nicht hinter sich viele, viele Jahre 
von intensiver Ausbildung hat. 


Die Betonung 
besonders von Sex 


Wien wurde sorgfältig als die Hei- 
mat von Psychopolitik beibehal- 
ten, da es die Heimat der Psycho- 
analyse war. Und obwohl unsere 
Tätigkeit seit langem jeden Ge- 
winn von Freudschen Gruppen 
zerstreut und diese Gruppen 
übernommen hat, ermöglicht die 
Nähe von Wien und Rußland, für 
das ausländische Tätigkeitsfeld 
und die Notwendigkeit für »wei- 
tere Studien« des psychopoliti- 
schen Agenten im Geburtsort der 
Psychoanalyse, einen regelmäßi- 
gen Kontakt mit dem Hauptquar- 
tier. Deshalb muß das Wort »Psy- 
choanalyse« jederzeit betont und 
als grundlegender Teil der psy- 
chiatrischen Ausbildung hervor- 
gehoben werden. 


Psychoanalyse besitzt mit seinem 
Vokabular etwas sehr Wertvolles 
und außerdem eine genügend 
niedrige Funktionsfähigkeit um 
psychopolitische Einpflanzungen 
aufzudecken. Es kann zur Mode 
in jeder Organisation der geisti- 
gen Gesundheit gemacht werden 
und durch Einstudieren des Re- 
deablaufes und durch den Glau- 
ben, einige der typischen Er- 
scheinungen zu erkennen, kön- 
nen Mitglieder der Gruppen der 
geistigen Heilung annehmen, sie 
seien mit geistiger Heilung ver- 
traut. Da besonders Sex betont 
wird, ist es schon in sich selbst 
dazu geeignet, den Charakter zu 
verleugnen und dient daher gut 
dem Ziel der Erniedrigung. Da- 
her sollte die Literatur, die diese 
Gruppen geistiger Heilung erhal- 
ten, sich mit Psychoanalyse be- 
fassen. 


Wenn eine Gruppe von Perso- 
nen, die interessiert ist, jugendli- 
che Kriminalität zu vermindern, 
sich um die Geisteskranken sorgt 
und die psychopolitischen Agen- 
ten und ihre Aktionen, in jeder 
größeren Stadt eines Landes, das 
unter Angriff steht, gegründet 
werden kann, dann ist der Erfolg 
des psychopolitischen Pro- 
gramms garantiert, denn diese 
Gruppen scheinen ein breites 
Spektrum der Bevölkerung zu re- 


präsentieren. Und indem laufend 
Propaganda über Drogenabhän- 
gigkeit, Homosexualität und ver- 
derbten Umgang der Jugend her- 
ausgegeben wird, können sogar 
die Richter eines Landes zur ge- 
walttätigen Reaktion gegenüber 
der Jugend angestiftet werden. 
Auf diese Wiese wird die Unter- 
stützung der Jugend fehlgelenkt 
und gleichzeitig auch gelenkt. 


Die Kommunikationslinien der 
Psychopolitik können, wenn 
diese Organisationen geistiger 
Heilung erstellt sein werden, von 
den bekanntesten Bürgern zu 
den Regierungen führen. 


Die Hoffnung ist dabei nicht 
übertrieben, daß der Einfluß die- 
ser Gruppen in jedes Kranken- 
haus des Landes eine psychiatri- 
sche Abteilung bringen wird und 
Psychiater in jedes Unternehmen 
und in Regime des nationalen Mi- 
litärs, dazu noch ganze Regie- 
rungsanstalten erschafft, die nur 
von psychopolitischen Agenten 
besetzt sind und in die kranke Be- 
amte eingeliefert werden kön- 
nen, zum Vorteil des Psychopoli- 
tikers. 


Wenn eine psychiatrische Abtei- 
lung in jedem Krankenhaus in je- 
der Stadt eingerichtet werden 
kann, dann ist es gewährleistet, 
daß jeder bekannte Bürger einer 
Nation in den Dienst des psycho- 
politischen Agenten oder seiner 
Lakaien gelangt. 


Die Finanzierung 
der Psychopolitik 


Der Wert der psychiatrischen 
Stellung in den Militärmächten 
und den sicherheitsorientierten 
Institutionen einer zu erobern- 
den Nation wird einen Fluß und 
Fundus von Informationen her- 
vorbringen, unvergleichbar viel 
mehr als bei jedem anderen mög- 
lichen Programm. Wenn jeder Pi- 
lot, der ein neues Flugzeug fliegt, 
vom psychopolitischen Agent ge- 
fragt werden kann, wenn der Be- 
arbeiter jedes militärischen Ak- 
tionsplanes ebenso unter die Auf- 
sicht des Psychiaters gelangen 
würde, dann wäre es mit der 
Hilfe von bestimmten Drogen 
ohne das spätere Wissen des Sol- 
daten, sehr einfach, jede Infor- 
mation herauszubekommen und 
jede offensive Aktion gegen den 
Kommunismus lahmzulegen. 
Wenn die Nation dazu gebracht 
werden könnte, jeden widerspen- 


Klara Zetkin und Sen Katajama am Roten Platz in Moskau 1925. 
Wußten sie, daß ihre Revolution ein Spielchen der internationali- 


stischen Banker ist? 


stigen und rebellischen Soldaten 
dem psychopolitischen Agenten 
zu übergeben, dann würde sie 
seine besten Kämpfer verlieren. 
Deshalb können die Vorteile der 
Organisationen geistiger Hei- 
lung, für diese selbst, in der Aus- 
übung von scheinbar öffentli- 
chem Druck auf die Regierungen 
liegen, damit diese Maßnahmen 
und Ziele erreicht werden kön- 
nen. 


Die Finanzierung des psychopoli- 
tischen Agenten ist schwierig, 
wenn sie nicht von den Bürgern 
und Regierungen vorgenommen 
werden. Obwohl große Summen 
Geldes von privaten Patienten 
genommen werden können und 
von Personen, die ihre Verwand- 
ten weghaben wollen, ist es den- 
noch schwierig, Millionen zu er- 
halten, wenn die Regierung nicht 
mitarbeitet. Die Unterstützung 
der Regierung für große Summen 
Geldes wird am besten von den 
Organisationen geistiger Heilung 
durch ihre Zusammensetzung 
aus führenden Bürgern erreicht, 
die dann mit den Fähigkeiten ih- 
rer Interessengruppen auf die 
Staatsregierung einwirken kön- 
nen. So können viele Programme 
finanziert werden, die sonst vom 
psychopolitischen Agenten bei- 
seite gelegt werden müßten. Der 
psychopolitische Agent sollte 
deshalb dauernde Anstrengung 


in die Gründung und in die fort- 
währende Aufrechterhaltung der 
Aktionen zahlloser Gruppen gei- 
stiger Gesundheit legen. Der psy- 
chopolitische Agent sollte außer- 
dem keine Ausgaben scheuen, 
die Existenz von wirklichen hei- 
lenden Gruppen zu vernichten, 
wie zum Beispiel Akupunktur in 
China, wie Christliche Wissen- 
schaft, Dianetik und Glaubens- 
heilung in den Vereinigten Staa- 
ten, wie den Katholizismus in Ita- 
lien und Spanien und die wirksa- 
men psychologischen Gruppen in 
England. 


Wie man sich bei 
Angriffen verhält 


Der Psychopolitiker wird vermut- 
lich als Einzelperson oder als 
Gruppenmitglied Angriffen aus- 
geliefert sein. Er könnte als ein 
Kommunist, durch einige un- 
dichte Stellen in der Organisa- 
tion angegriffen werden oder für 
seine Fehlschläge. Er könnte von 
Familienmitgliedern angegriffen 
werden, von Menschen, die er 
verletzt hat. Auf alle Fälle sollte 
sein Benehmen in der Situation 
ruhig und reserviert sein. Er 
sollte sich auf die Autorität von 
vielen Jahren Training stützen 
können under sollte ganz und gar 
damit beschäftigt gewesen sein, 
eine Verteidigung auf dem Ge- 


biet der Geisteskrankheit aufzu- 
bauen, was ihm die einzige Aus- 
sage in Bezug auf die Zustände 
des Verstandes zubilligt. 


Wenn er seine Arbeit nicht gut 
verrichtet hat, dann können 
feindlich gesinnte Gruppen einen 
einzelnen Psychopolitiker entlar- 
ven. Diese können dann die Ef- 
fektivität von psychiatrischer Be- 
handlung in Frage stellen, wie 
zum Beispiel E-Schock, Drogen 
und Gehirnchirurgie. Deshalb 
muß der psychpolitische Agent 
unzählige Dokumente zur Hand 
haben, die in überaus begeistern- 
den Zahlen über Heilung durch 
Schock, Gehirnchirurgie, Dro- 
gen und allgemeine Behand- 
lungsmethoden Beweise brin- 
gen. 


Nicht eine dieser aufgeführten 
Fälle muß jedoch wahr sein, aber 
sie sollten so dokumentiert und 
gedruckt sein, daß sie ausgezeich- 
nete Gerichtsdokumente darstel- 
len. 


Wenn seine Loyalität angegriffen 
wird, sollte der Psychopolitiker 
seine Verbindung mit Wien ange- 
ben, da Wien der Ort zum Studie- 
ren für alle wichtigen Angelegen- 
heiten in der Sache des Verstan- 
des darstellt. 


Wichtig darüber hinaus ist, daß 
er es zur Regel machen sollte, un- 
terstützt durch seine Autorität, 
die geistige Gesundheit der Per- 
son, die ihn angreift, lächerlich 
zu machen und wenn die psycho- 
politischen Archive des Landes 
in Ordnung sind, dann können 
viele verleumderische Daten her- 
angezogen und als Gegenbeweis 
präsentiert werden. 


Sollte irgendjemand versuchen, 
Psychotherapie als eine psycho- 
politische Aktivität aufzudecken, 
dann ist es die beste Verteidi- 
gung, die Zurechnungsfähigkeit 
des Angreifers in Frage zu stel- 
len. Die zweitbeste Verteidigung 
ist Autorität. Die nächstbeste 
Verteidigung ist die Gültigkeits- 
erklärung von psychiatrischen 
Praktiken durch die Vorlage von 
langen und beeindruckenden 
Zahlen. Die nächstbeste Vertei- 
digung ist die tatsächliche Entfer- 
nung der Angreifer durch die Ver- 
abreichung an ihn oder sie von 
ausreichender Behandlung, die 
eine Zeit von Unzurechnungsfä- 
higkeit während der Prozeßdauer 
bewirkt. Dies, mehr als alles an- 
dere, würde ihn in Verruf brin- 
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Psychopolitik 
Die Kunst der 
Gehirnwäsche 


gen, aber es ist außerordentlich 
gefährlich, dies zu praktizieren. 
Psychopolitik sollte Mord und 
Gewalt vermeiden, außer, wenn 
es an Personen geschieht, die sich 
in der Sicherheit der Anstalt be- 
finden und nachgewiesen geistes- 
krank sind. Wenn Todesfälle in 
den Anstalten unnötig erschei- 
nen oder zu einer »ungerechtfer- 
tigten Zahl« ansteigen, dann 
kann daraus durch städtische Be- 
amte oder die Gerichtsbarkeit 
Kapital geschlagen werden. 
Wenn der psychopolitische 
Agent selbst oder seine Gruppe 
gründliche Arbeit geleistet hat, 
dann sollten verleumderische 
Angaben über die Person oder 
die Verbindungen des eventuel- 
len Angreifers in den Akten vor- 
handen und dokumentiert sein 
und sollten dahingehend genutzt 
werden, vor der Untersuchung 
abzuschrecken. 


Schizophrenie bekommt 
besonderes Gewicht 


Nach einer gewissen Zeit der In- 
doktrination wird ein Land es er- 
warten, daß Geisteskrankheit 
mit psychopolitischer Gewalt 
entgegengetreten wird. Psycho- 
politische Aktivitäten sollten die 
einzig anerkannte Behandlung 
von Geisteskrankheit werden. 
Tatsächlich kann dies so ausge- 
dehnt werden, daß es illegal ge- 
macht wird Elektroschock und 
Gehirnchirurgie in der Behand- 
lung eines Patienten auszulassen. 
Um psychopolitische Aktivitäten 
zu verteidigen, sollte eine große 
Komplexität um psychiatrische, 
psychoanalytische und psycholo- 
gische Technologien aufgebaut 
werden. Jede Anhörung sollte 
durch Terminologie belastet wer- 
den, die zu schwierig ist, um 
leicht aufgezeichnet zu werden. 
Großes Gewicht soll auf solche 
Begriffe wie Schizophrenie, Para- 
noia und andere ziemlich undefi- 
nierbare Zustände gelegt wer- 
den. 


Psychopolitische Tests müssen 
nicht unbedingt in Übereinstim- 
mung zueinander stehen, wenn 
sie der Öffentlichkeit zugänglich 
gemacht sind. 
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Verschiedene Arten von Geistes- 
krankheiten sollten durch schwie- 
rige Terminologie gekennzeich- 
net werden. Der wirkliche Zu- 
stand sollte als fragwürdig darge- 
stellt werden, aber durch diese 
Wortauswahl kann es in dem Ge- 
richts- oder Untersuchungsver- 
stand eingeimpft werden, daß 
wissenschaftliche Überlegungen 
zugrunde liegen und es für ihn zu 
schwierig ist, es zu verstehen. Es 
wird nicht angenommen, daß ein 
Richter oder ein Untersuchungs- 
ausschuß sich zu weit in das Ge- 
biet der Geisteskrankheit vorwa- 
gen, denn sie selbst sind ja Teil 
der geimpften Massen, die be- 
reits eingeschüchtert sind, wenn 
die psychopolitische Aktivität 
darauf geachtet hat, daß sie gut 
aufgearbeitet in Form von Hor- 
rorgeschichten in Magazinen er- 
schienen ist. 


Nur Geisteskranke greifen 
die Psychotherapie an 


Im Falle einer Untersuchung 
oder eines Prozesses sollte die 
Schrecklichkeit von Geistes- 
krankheit selbst und ihre Gefah- 
ren für die Gesellschaft so über- 
trieben werden, bis das Gericht 
oder der Ausschuß glaubt, daß 
der psychopolitische Agent le- 
bensnotwendig für seine Stellung 
ist und er nicht wegen den Taten 
von irrationalen Personen belä- 
stigt werden sollte. Ein sofortiger 
Angriff auf die Zurechnungsfä- 
higkeit des Angreifers, ehe ir- 
gendeine Untersuchung stattge- 
funden haben kann, ist die beste 
Verteidigung. Es sollte Allge- 
meingültigkeit erlangen, daß 
»nur die Geisteskranken Psychia- 
ter angreifen«. Die Nebenthese 
sollte in die Gesellschaft einge- 
pflanzt sein, daß Paranoia der 
Zustand ist, »in welchem das In- 
dividuum glaubt, es würde durch 
Kommunisten angegriffen«. Es 
wird festgestellt werden, daß die- 
ser Angriff effektiv ist. 


Teil des erfolgreichen Angriffes 
sollte der totale Mangel jeder 
wirklichen Psychotherapie in der 
Gesellschaft darstellen. Dies 
muß systematisch ausgerottet 
werden, da eine wirkliche Psy- 
chotherapie möglicherweise die 


Ergebnisse von psychopoliti- 
schen Aktivitäten aufdecken 
könnten. 


Gerichtsbarkeit, in einer kapitali- 
stischen Nation, ist von solcher 
Schwerfälligkeit, daß die Fälle 


unverändert schon vorher in den 
Zeitungen verurteilt werden. Wir 
haben diese Dinge in Rußland 
viel besser gehandhabt, indem 
wir Leute konstant schon mit vol- 
lem Geständnis (sie wurden im- 
plantiert) vor das Gericht brach- 
ten, ehe die Verhandlung statt- 
fand. 


Sollten Gerüchte oder Flugblät- 
ter gegen psychopolitische Akti- 
vitäten veröffentlicht werden, 
sollte es der Lächerlichkeit preis- 
gegeben werden, als sofortige 
Falschmeldung gebrandmarkt 
und ihre Vertreiber oder Heraus- 
geber sollten bei der ersten Gele- 
genheit als geisteskrank hinge- 
stellt werden und durch den Ein- 
satz von Drogen sollte die Gei- 
steskrankheit bekräftigt werden. 


Reaktionäre Nationen sind so zu- 
sammengesetzt, daß sie ein Wort 
angreifen würden, ohne es zu ver- 
stehen. Da der Sieg des Kommu- 
nismus über eine Nation von der 
Durchdringung seiner Bevölke- 
rung mit kommunistischen Leh- 
ren abhängt, ist es anfänglich 
nicht notwendig, daß der Begriff 
»Kommunismus« zunächst für er- 
zieherische Maßnahmen ange- 
wendet wird. 


Psychopolitik zur 
Verbreitung des 
Kommunismus 


Als ein Beispiel kann gelten, daß 
wir in den Vereinigten Staaten die 
Arbeit von William James und 
anderen in einen mehr und mehr 
annehmbaren Plan umwandeln 
und die Lehren von Karl Marx, 
Pavlov, Lamarck und die Daten 
des dialektischen Materialismus 
in die psychologischen Lehrbü- 
cher einbringen konnten und 
zwar in dem Maße, daß jeder- 
mann der gründlich das Studium 
der Psychologie betreibt ein Kan- 
didat werden wird, der die Ver- 
nünftigkeit von Kommunismus 
akzeptieren kann. Da jeder Lehr- 
stuhl der Psychologie in den Ver- 
einigten Staaten von einer Per- 
son besetzt ist, die mit uns in Ver- 
bindung steht, oder die beein- 
flußt werden kann von einer Per- 
son, die mit uns in Verbindung 
steht, ist die dauernde Weiterver- 
wendung dieses Lehrmaterials 
garantiert. Sie erhalten das Er- 
kennungszeichen von Autorität 
und werden sorgfältig gelehrt. 


Anhaltender Druck auf die Le- 
gislative der Vereinigten Staaten 


kann eine Gesetzgebung herbei- 
führen, daß jeder Student der 
eine Hochschule oder Universi- 
tät besucht Psychologie-Kurse 
belegen muß. 


Es wird deshalb ziemlich leicht 
gemacht, die gesellschaftliche 
Schicht der Erziehungsberufe in 
der Bevölkerung mit kommuni- 
stischem Lehrmaterial zu erzie- 
hen und wenn sie die Wahl haben 
werden, ob sie kapitalistische 
oder kommunistische Zustände 
bevorzugen, dann werden sie 
plötzlich im Kommunismus sehr 
viel mehr Vernunft erkennen als 
im Kapitalismus, der nun von uns 
definiert sein wird. 


Gewaltsame Methoden 
sind vernünftig 


Da Bevölkerungen normaler- 
weise verstehen, daß Gewalt in 
der Behandlung von Geistes- 
kranken notwendig ist, scheinen 
gewalttätige Maßnahmen ganz 
vernünftig zu sein. Wenn man mit 
verhältnismäßig milder Gewalt 
wie Zwangsjacke oder Einwei- 
sung beginnt, ist es verhältnismä- 
Big leicht den öffentlichen Man- 
gel an Selbstbestimmung gegen- 
über Gewalt zu mißbrauchen und 
mehr und mehr Grausamkeit in 
die Behandlung von Geisteskran- 
ken einzuführen. 


Indem die Brutalität der »Be- 
handlung« gesteigert wird, wird 
die Erwartung der Bevölkerung 
von solchen Behandlungen unter- 
stützt und die Proteste des Indivi- 
duums, das die Behandlung er- 
hält werden unmöglich gemacht, 
da er unmittelbar nach der Be- 
handlung dazu nicht mehr fähig 
ist. 


Umso gewalttätiger die Behand- 
lung sein wird, umsomehr Be- 
fehlsgewalt wird der psychopoliti- 
sche Agent anhäufen. Gehirn- 
operationen sollten die Norm 
werden und alltäglich. Und wäh- 
rend die Zahlen der wirklichen 
Toten wenn möglich unterdrückt 
werden sollten, ist es jedoch 
keine große Besorgnis für den 
psychopolitischen Agenten, daß 
es viele Tote gibt. 


Nach und nach sollte die Bevöl- 
kerung in den Elektroschock ein- 
geführt werden, indem sie zu- 
nächst glauben soll, daß er sehr 
therapeutisch ist, dann, daß er 
beruhigend wirkt, dann können 
sie davon unterrichtet werden, 


daß Elektroschock normaler- 
weise die Wirbelsäule und die 
Zähne verletzt und schließlich, 
daß er sehr oft tötet oder zumin- 
dest die Wirbelsäule zerbricht 
und mit Gewalt die Zähne des Pa- 
tienten herausreißt. Es ist sehr 
zweifelhaft, ob irgendjemand, 
der in der Öffentlichkeit kein 
Fachmann ist, es ertragen könnte 
nur einer einzige Elektroschock 
Behandlung zuzuschauen. Ganz 
bestimmt könnten sie keine Zeu- 
gen einer prefrontalen Lobotomy 
oder einer trans-orbalen Leuko- 
tomy sein. Trotzdem, sollten sie 
zu einer Ebene heraufgebracht 
werden, in der dies möglich sein 
wird und wo es die erwartete Be- 
handlungsmethode sein wird und 
die Einzelheiten der Behandlung 
selbst bekannt gegeben werden 
können, um das Prestige der Psy- 
chopolitik zu erhöhen. 


Umso gewalttätiger die Behand- 
lung sein wird, desto hoffnungs- 
loser wird Geisteskrankheit er- 
scheinen. 


Die Gesellschaft sollte zu dem 
Punkt hochgebracht werden bei 
dem jeder widerspenstige junge 
Mann vor ein Gericht gebracht 
werden und einem psychopoliti- 
schen Agenten übergeben wer- 
den kann, danach Elektroschock 
erhalten und damit zu einer phan- 
tasielosen Gefügigkeit für den 
Rest seines Lebens vermindert 
werden kann. 


Durch fortwährende und gestei- 
gerte Werbung für die Gewalt in 
der Behandlung, wird die Offent- 
lichkeit zuletzt die Schaffung von 
Zombie-Zuständen in dem Aus- 
maß tolerieren, daß sie sogar 
Zombies anstellen, wenn sie ih- 
nen zugeteilt würden. Daher 
wird eine breite Gesellschafts- 
schicht, insbesondere diejenigen, 
die rebellieren, für die Dienste 
der Psychopolitiker erniedrigt 
werden können. 


Durch unterschiedliche Maßnah- 
men muß die Bevölkerung zu- 
mindest davon überzeugt wer- 
den, daß man Geisteskrankheit 
nur mit Schock, Folter, Entzug, 
Verleumdung, unglaubwürdig 
machen, Verstümmelungen, Tod, 
Bestrafung in jeglicher Form be- 
handeln kann. Die Gesellschaft 
muß gleichzeitig zudem Glauben 
gebracht werden, daß Geistes- 
krankheit ständig in den eigenen 
Reihen ansteigt. Dies wird eine 
Notlage schaffen und den Psy- 
chopolitiker in eine Retterrolle 


bringen und ihm auf lange Sicht 
die Befehlsgewalt über die Ge- 
sellschaft geben. 


Anwerben von psycho- 
politischen Gehilfen 


Der psychopolitische Gehilfe ist 
eine sehr gut trainierte Person, 
die dem psychopolitischen Agent 
in totalem Gehorsam dient. Da 
von fast allen Leuten, die trainie- 
ren, erwartet wird, daß sie sich 
zum gewissen Grad einer Be- 
handlung auf dem Gebiet des Ver- 
standes selbst unterziehen, wird 
es nicht zu schwierig sein, Leute 
auf dem Gebiet der geistigen Hei- 
lung dazu zu bringen sich selbst 
milden Formen von Schock oder 
Drogen auszusetzen. Wenn dies 
getan werden kann, kann sofort 
ein psychologischer Narr durch 
Schmerz-Drogen-Hypnose _ her- 
gestellt werden. 


Rekrutierung für die Ränge von 
»geistiger Heilung« kann am be- 
sten dort stattfinden, wo mit Be- 
dacht nur diejenigen Studenten 
auf dem Gebiet des Heilens vor- 
gesehen werden, die schon vor- 
her in geringem Maße verdorben 
sind oder welche bereits von ei- 
nem psychopolitischen Agenten 
»behandelt« wurden. Rekrutie- 
rung wird dadurch wirksam, daß 
man des Gebiet der geistigen 
Heilung überaus attraktiv dar- 
stellt, sowohl finanziell als auch 
sexuell. 


Das Maß an Promiskuität, zu der 
geistig kranke Patienten überre- 
det werden können, wird ganz si- 
cherlich zum Vorteil des psycho- 
politischen Agenten eingesetzt 
werden können. Der Gehilfe 
kann so zu vielen gräßlichen se- 
xuellen Kontakten überredet 
werden und diese, vielleicht be- 
zeugt, können danach als Mate- 
rial zur Erpressung benutzt wer- 
den, um jeden Fehlschlag der 
Schmerz-Drogen-Hypnose bei 
der Durchführung von Befehlen, 
damit auszugleichen. 


Das Versprechen auf unbe- 
grenzte sexuelle Möglichkeiten, 
das Versprechen auf totale Macht 
über Körper und Verstand von 
hilflosen Patienten, das Verspre- 
chen auf gänzliche Gesetzlosig- 
keit ohne Aufdeckung, können 
so viele wünschenswerte Rekru- 
ten für »geistige Heilung« anzie- 
hen, die sich willentlich auf die 
Linie von psychopolitischen Ak- 
tivitäten einlassen. 


Da der psychopolitische Agent 
die Geisteskranken der Nation 
unter seiner Kontrolle hat und 
die meisten von ihnen kriminelle 
Tendenzen haben und da er, in- 
dem sich seine Bewegung aus- 
breitet, die Kriminellen selbst für 
seine Aufgabe rekrutieren kann, 
hat er unbegrenzte Zahlen von 
menschlichen Wesen, die für je- 
den Plan, den er ausgeführt ha- 
ben will, angestellt werden kön- 
nen. Da der Geisteskranke de- 
struktive Pläne ohne Fragen aus- 
führen wird, wenn er genügend 
Bestrafung oder Implantationen 
erhalten hat, werden die Ernie- 
drigung der Jugend eines Lan- 
des, die Verleumdung ihrer Füh- 
rer, die Bestechung der Gerichte 
damit kinderleicht. 


Der Psychopolitiker sollte sich 
sehr vorsichtig an Anstalten an- 
binden und sollte Privatpraxen, 
wenn möglich, meiden, denn 
diese liefern ihm die größte An- 
zahl von für den Kommunismus 
zu kontrollierenden Menschen. 
Wenn er in Privatpraxen tätig 
wird, dann nur in Verbindung mit 
den Familien der Reichen und 
Offiziellen des Landes. 


Das Zerschlagen 
religiöser Gruppen 


Sie müssen verstehen, daß bis zu 
unseren Tagen das ganze Gebiet 
von geistiger Verwirrung, ob es 
sich dabei um eine leichte Form, 
wie sich Sorgen machen oder um 
eine von Gewicht wie Geistes- 
krankheit handelte, in das Aufga- 
bengebiet der Kirche und nur der 
Kirche gehörte. 


Traditionsgemäß lag die ganze 
Verantwortung des geistigen Zu- 
standes der Bürger in zivilisierten 
und auch barbarischen Nationen 
in den Händen der Priester- 
schaft. Zur großen Beunruhi- 
gung der Psychopolitiker besteht 
dieser Hang noch in der westli- 
chen Welt und wissenschaftlicher 
Zugang in dieses Gebiet konnte 
nur im bürokratischen aber nie- 
mals im persönlichen Bereich er- 
reicht werden. 


Die großartigen Werkzeuge, die 
uns von Wundt zur Verfügung ge- 
stellt wurden, wären nichtig, 
wenn nicht die bürokratische For- 
derung in zivilisierten Ländern 
bestünde, daß »wissenschaftliche 
Praktiken« angewendet werden 
sollen auf Probleme des Verstan- 
des. Ohne diese bürokratische 


Forderung, sogar wenn diese nur 
für einen Moment unterbliebe, 
würden die Massen in ihrer 
Dummheit sich an die Priester, 
Pfarrer, den Klerus in geistigen 
Angelegenheiten wenden. Heute 
würden in Europa und Amerika 
»wissenschaftliche Praktiken« im 
Bereich des Verstandes keinen 
Augenblick weiterbestehen, wür- 
den sie nicht ausschließlich von 
der Bürokratie mit Nachdruck 
geltend gemacht. 


Es muß unbedingt verheimlicht 
werden, daß die Entstehung von 
Geisteskrankheit erst zunahm, 
seit diese »wissenschaftlichen 
Praktiken« angewendet werden. 
Viel muß über die »Schnelligkeit 
der modernen Lebensweise« und 
anderen Mythen verbreitet wer- 
den als Ursache der zunehmen- 
den Neurosen in der Welt. Es ist 
uns gleichgültig, was die Ursache 
ist, falls es überhaupt irgendwie 
verursacht wird. Es bedeutet uns 
jedoch alles, daß keinerlei Be- 
weis im Umlauf toleriert werden 
darf, der die öffentliche Neigung 
zur Kirche als den richtigen Weg 
erlaubt. Wenn sie ihren Willen be- 
kämen, wenn die Entscheidung 
bei ihnen läge, unabhängig von 
der Bürokratie, wo sie ihre ver- 
wirrten geliebten Nächsten hin- 
bringen könnten, würde die Of- 
fentlichkeit religiöse Sanatorien 
wählen und würden Orte, wie die 
Pest meiden, in denen »wissen- 
schaftliche Praktiken« verwendet 
würden. 


Die Kirche muß 
lächerlich gemacht 
werden 


Mit nur der geringsten Ermuti- 
gung, würde die Öffentlichkeit 
sofort befürworten, alle geistige 
Heilung in die Hände der Kirche 
zurückzubringen. Und es gibt 
Kirchen, die darauf warten diese 
Aufgaben zu übernehmen, kluge 
Kirchen. Das schreckliche Mon- 
ster, genannt Katholische Kirche, 
beherrscht geistige Heilung im- 
mer noch in der ganzen christli- 
chen Welt und ihre gut geschulten 
Priester sind ständig im Einsatz 
die Öffentlichkeit für sich zu ver- 
einnahmen. Unter Fundamenta- 
listen und Gruppen der Pfingst- 
bewegung werden Kampagnen 
zur Heilung veranstaltet und ge- 
winnen aufgrund der Resultate 
viele Leute für den christlichen 
Kult. Auf dem Gebiet der reinen 
Heilung zeichnet sich die Kirche 
der Christlichen Wissenschaft in 
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Psychopolitik 
Die Kunst der 
Gehirnwäsche 


Boston Massachusetts führend 
im öffentlichen Ansehen aus und 
betreibt mehrere Sanatorien. 
Diese müssen alle hinwegge- 
wischt werden. Sie müssen lä- 
cherlich gemacht werden und dif- 
famiert und jede Therapie, die 
von ihnen angeboten wird, muß 
als Unfug hingestellt werden. 


Ein Fünftel der Zeit eines Psy- 
chopolitikers sollte zur Vernich- 
tung dieser Gefahren verwendet 
werden. So wie wir in Rußland 
nach vielen, vielen Jahren von 
härtester Arbeit, die Kirche zer- 
störten, genauso müssen wir je- 
den Glauben in jenen Nationen 
ausrotten, die erobert werden 
sollen. 


Geisteskrankheit muß jedem 
Schritt jedes Priesters oder Prak- 
tikers folgen. Seine besten Er- 
gebnisse müssen in blabbernde 
Geisteskrankheiten verwandelt 
werden, koste es was es wolle. 


Um die Wirkung bei der Öffent- 
lichkeit brauchen wir uns nicht zu 
kümmern. Die Wirkung, die 
zählt, liegt bei der Bürokratie. 
Sie müssen jeden Vertreter der 
zum Abschlachten vorgesehenen 
Nationen in den Zustand eines 
wilden Hasses auf religiöse Hei- 
lungsmethoden bringen. 


Sie müssen Staatsanwälte und 
Richter in den festen Glauben 
zwingen, einen Glauben, der so 
leidenschaftlich sein muß, wie 
der alte Glaube an Gott, daß die 
Christliche Wissenschaft oder ir- 
gend eine andere religiöse Prak- 
tik, die sich der geistigen Heilung 
verschrieben hat, schädlich und 
schlecht ist, daß sie Geisteskrank- 
heiten verursacht, von der Of- 
fentlichkeit gehaßt wird und 
nicht tolerierbar ist. Sie müssen 
jegliche Organisation der medizi- 
nischen Heilung bestechen und 
als Mithelfer sein geheimes Ein- 
verständnis für diese Schlacht ge- 
winnen. Sie müssen an seine 
Habsucht appellieren und sogar 
an seine Menschlichkeit, um ihre 
Kooperation im Ausrotten aller 
religiösen Heilungsmethoden zu 
gewinnen und so, in unserem 
Sinne für die Geisteskranken zu 
sorgen. Sie müssen darauf ach- 


62 [SODE 27/1994 


ten, daß diese Gesellschaften nur 
ausgebildete kommunistische 
Anhänger in dieser Angelegen- 
heit als Berater erhalten. Denn 
diese Gesellschaften können Sie 
benutzen. Sie sind dumm und ge- 
raten leicht in Panik. Ihr Deck- 
mantel und ihre akademischen 
Würden können gut benutzt wer- 
den, damit alle Aktionen, die wir 
verheimlichen wollen auch wirk- 
lich geheim bleiben. Wir müssen 
sie zu unserem Partner für unsere 
Ziele machen, damit sie nicht 
mehr unter unserem Daumen 
hervorkommen und uns schlecht 
machen können. 


Jegliche Opposition 
aus dem Weg schaffen 


Wir haben in Amerika seit der 
Jahrhundertwende dafür ge- 
kämpft, den christlichen Einfluß 
aufzuheben und wir machen Fort- 
schritte. Und obwohl wir uns 
heute den Christen gegenüber 
freundlich zeigen, bleibt doch 
noch die Aufgabe übrig, die 
»Christliche Welt« in unserem 
Sinne zu beeinflussen. Wenn dies 
einmal geschehen ist, dann wird 
überall ihr Ende gekommen sein. 


Sie können sie hier in Rußland 
als trainierte Affen sehen. Sie 
wissen nicht, daß wir sie nur so 
lange am langen Zügel führen, 
bis die Affen in anderen Ländern 
unvorsichtig geworden sind. 


Sie müssen so lange weiterma- 
chen, bis »Religion« gleichbe- 
deutend mit »Geisteskrankheit« 
geworden ist. Sie müssen so 
lange arbeiten, bis Vertreter der 
Städte-, Länder- und Landesre- 
gierungen nicht zweimal überle- 
gen müssen, ehe sie religiöse 
Gruppen als öffentliche Feinde 
verdammen. 


Vergessen Sie nicht, daß alle Län- 
der nur von wenigen regiert wer- 
den, die nur vorgeben, sich von 
den Vielen Rat zu holen. Es ist in 
Amerika nicht anders. Der 
kleine Beamte genauso wie die 
Gesetzesverfasser können dazu 
gebracht werden, das Schlimmste 
zu glauben. Dazu ist es nur not- 
wendig, unablässig an der offi- 
ziellen Persönlichkeit zu arbei- 
ten, mit Anwendung von Ver- 
leumdung, wüsten Lügen, fal- 
schen Beweisen und fortwäh- 
rende Propaganda, um ihn für Sie 
gegen die Kirche und gegen je- 
den Praktizierenden in den 
Kampf zu bringen. 


Wie der öffentliche Vertreter, so 
kann auch der gutgläubige medi- 
zinische Heiler das Schlimmste 
annehmen, wenn es ihm als ge- 
fährliche Konkurrenz vor Augen 
geführt werden kann. Und wie 
der Christ, sollte er versuchen, 
irgendwelche angesammelten 
Rechte von uns wegzunehmen, 
werden wir auch ihm ein Ende 
setzen. 


Wir müssen wie der Wein sein, 
der um den Baum rankt. Wir be- 
nutzen den Baum um hochzuklet- 
tern und während wir ihn erwür- 
gen, gewinnen wir durch die Auf- 
nahme seines Fleisches an Kraft. 


Wir müssen jede Opposition aus 
unserem Wege schaffen. Wir müs- 
sen alles, was am Wege liegt, als 
unser Werkzeug und für Autori- 
tät benutzen. Und dann können 
wir, in Jahrzehnten, alle außer 
unserer eigenen Autorität loswer- 
den und im größeren Glanz der 
Partei triumphieren. 


Jegliche Rechte 
dem Geisteskranken 
aberkennen 


Es gibt einige schädliche Bewe- 
gungen, die eine psychopoliti- 
sche Übernahme unterbrechen 
könnten. Diese, aus bestimmten 
Gebieten des Landes kommend, 
könnten Fortschritte machen und 
sollten erkannt und ausgerottet 
werden. 


Vorschläge die Geisteskranken in 
die Pflege derjenigen zurückzu- 
geben, die geistige Heilung für 
Stämme und Bevölkerungen für 
Jahrhunderte in ihrer Obhut hat- 
ten — die Priester, könnten von 
großen und mächtigen Gruppen 
im Land gemacht werden. Jegli- 
che Bewegung dem Klerus die 
Verantwortung von Anstalten zu 
geben, sollte mit dem Argument 
der Unfähigkeit und dem Hin- 
weis der durch Religion verur- 
sachten Geisteskrankheit be- 
kämpft werden. Höchst destruk- 
tiv für das psychopolitische Pro- 
gramm wäre jedoch die Über- 
nahme des Ministeriums, das für 
die Geisteskranken der Nation 
verantwortlich ist. 


Wenn es Irrenanstalten gibt, die 
von religiösen Gruppen geleitet 
werden, so müssen diese ın Ver- 
ruf gebracht und geschlossen wer- 
den, ganz egal, was es kosten 
wird, denn es könnte sonst pas- 
sieren, daß die wirklichen Zahlen 


von Genesungen in diesen An- 
stalten bekannt würden, und 
dann die Fehlschläge in den ande- 
ren Anstalten damit verglichen 
werden könnten und dies könnte 
zu einer Bewegung führen, die 
die Verantwortung über die Gei- 
steskranken in die Hände des 
Klerus legen würde. Jedem Argu- 
ment muß frühzeitig entgegenge- 
wirkt werden, damit keine Mög- 
lichkeit bestehen bleibt, daß dies 
jemals geschehen wird. 


Ein Landesgesetz muß vorsichtig 
ausgearbeitet werden, das jegli- 
che persönlichen Rechte des Gei- 
steskranken vermeidet. Alle vor- 
geschlagenen Gesetze oder ver- 
fassungsmäßige Verbesserungen, 
die das Verletzen von Geistes- 
kranken gesetzwidrig machen, 
sollten bis ins letzte bekämpft 
werden mit der Begründung, daß 
nur gewaltsame Methoden zum 
Erfolg führen können. Wenn Ge- 
setze bestünden, die Geistes- 
kranken zu beschützen, was sie 
normalerweise nicht tun, dann 
würde das ganze psychopoliti- 
sche Programm möglicherweise 
zusammenbrechen. 


Jede Bestrebung, die erforderli- 
che Befehlsgewalt zur Einwei- 
sung von Geisteskranken in eine 
Anstalt zu überwachen, sollte er- 
mutigt werden. Diese sollte ganz 
in den Händen von Leuten blei- 
ben, die von psychopolitischen 
Verantwortlichen kontrolliert 
werden. Es sollte jedoch mit 
möglichst geringen Formalitäten 
geschehen und keine Entlassung 
eines Geisteskranken aus der An- 
stalt sollte durch ein gesetzliches 
Verfahren möglich sein. Daher 
soll jede Bestrebung, die zu den 
legalen Schritten der Einweisung 
und Entlassung hinzugefügt wer- 
den, mit der Argumentation der 
Notlage entkräftigt werden. Um 
dem vorzubeugen, ist die beste 
Aktion in jedes Krankenhaus im 
Land einen Psychiater zu berufen 
mit einer geschlossenen Abtei- 
lung für die Geisteskranken. 


Schweigen zum Thema 
Geisteskrankheit 


Alles Geschriebene über das psy- 
chopolitische Thema, das zufällig 
bekannt würde, sollte vermieden 
werden. Alle neue Literatur des 
Themas über Geisteskrankheit 
und Behandlung sollte zum einen 
durch Sicherheitsvorschriften, 
zum anderen durch entsprechend 
komplizierte Ausdrucksweise 


verhindert werden. Die tatsächli- 
chen Zahlen von Genesung oder 
Tod sollte in keiner Zeitung je be- 
kanntgegeben werden. Untersu- 
chungen, die bestrebt sind her- 
auszufinden, ob oder ob nicht 
Psychiatrie oder Psychologie je- 
mals jemand wieder gesund ge- 
macht hat, sollten sofort unter- 
bunden und verspottet werden, 
aber wenn dies nicht möglich sein 
sollte, dann muß das ganze Ge- 
wicht aller Psychopolitiker dieser 
Nation im Dienste eingesetzt wer- 
den. 


Jede nur mögliche Taktik sollte 
eingesetzt werden, damit dieses 
Geschehnis verhindert werden 
kann. Als Gegenbeweis sollten 
technisch ausgearbeitete Schrif- 
ten existieren, die Erfolge der 
Psychiatrie und Psychologie auf- 
zeigen und wenn möglich, sollten 
Verhältnisangaben, egal wie er- 
funden sie auch sein mögen, in 
gesetzliche Unterlagen eingear- 
beitet werden, damit so ein Hin- 
tergrund von »Beweisen« aufge- 
baut wird, die sofort jede Bestre- 
bung zurückweisen würde, tat- 
sächlich jemanden zu finden, 
dem von der Psychiatrie oder 
Psychologie geholfen wurde. 


Wenn die kommunistischen Be- 
ziehungen eines Psychopolitikers 
entdeckt werden sollten, sollte 
dies sofort auf seine eigene Unzu- 
verlässigkeit zurückgeführt wer- 
den und er sollte sofort als Au- 
Benseiter in seiner Berufsgruppe 
gebrandmarkt werden. 


Autoren von Schriften, die das 
Bild einer Gesellschaft unter ab- 
soluter Kontrolle und Druck dar- 
stellen, sollten in Richtung von 
Schande oder Selbstmord getrie- 
ben werden, um ihre Schriften 
herabzuwürdigen. Jede großzügi- 
gere Gesetzgebung von Heilver- 
fahren sollten sofort bekämpft 
und besiegt werden. Alle Heilme- 
thoden sollten daher auf autoritä- 
rer Ebene erniedrigt werden und 
keine andere Meinung sollte er- 
laubt werden, da dies zur Entdek- 
kung führen könnte. 


Bestrebungen, die Jugend zu ver- 
bessern, sollen überwältigt und 
korrumpiert werden, da dadurch 
Aktionen unterbrochen werden 
könnten, die Jugendkriminalität, 
Drogenabhängigkeit, Trunksucht 
und sexuelle Wahllosigkeit verur- 
sachen sollen. 


Kommunistische Arbeiter im Be- 
reich von Zeitung und Radio soll- 


Die Verbrechen Lenins (links) und Stalins forderten 20 Millionen 


Menschen, Solschenyzin spricht von 100 Millionen. 


ten durch die Psychopolitik wo- 
möglich dadurch beschützt wer- 
den, daß sie ständig angreifende 
Personen aus dem Verkehr gezo- 
gen werden. Sie wiederum soll- 
ten dazu gebracht werden, jede 
mögliche Bekanntmachung zum 
Nutzen von Psychopolitischen 
Aktivitäten unter dem Deckman- 
tel von »Wissenschaft« abzuge- 
ben. 


Aktivitäten unter 
dem Deckmantel 
der Wissenschaft 


Keine Therapiegruppe, die sich 
dem Verstand widmet, darf inner- 
halb der Grenzen von Rußland 
oder der Satellitenstaaten gedul- 
det werden. Nur altbewährte psy- 
chopolitische Agenten können 
ihre Tätigkeit weiterführen und 
zwar nur zum Nutzen der Regie- 
rung oder gegen feindliche Ge- 
fangene. Ein Bestreben, Psychia- 
ter und Psychologen von den Mi- 
litärdiensten auszuschließen, 
muß bekämpft werden. 


Jede Untersuchung von »Selbst- 
mord« oder plötzlicher geistiger 
Verwirrtheit von politischen Füh- 
rern in der Nation, dürfen aus- 
schließlich von psychopolitischen 
Agenten oder ihrer Anhängsel 
durchgeführt werden, egal, ob 
die Verantwortung des Vorfalls 
bei der Psychopolitik liegt oder 
nicht. 


Tod und Gewalt gegen Personen, 
die den Kommunismus in einer 
Nation angreifen, sollten, weil sie 
verboten sind, vermieden wer- 


den. Gewalttätige Aktionen ge- 
gen diese Personen kann sie zu 
Märtyrern machen. Nur Ernied- 
rigungen und Anschuldigungen 
von Geisteskrankheit sollten an- 
gewendet werden und sie sollten 
letztendlich unter die Amtsge- 
walt von psychopolitischen Agen- 
ten, zum Beispiel Psychiatern 
und kontrollierten Psychologen 
gebracht werden. 


In Zeiten von unbegrenzten Waf- 
fen und von nationalen Feindse- 
ligkeiten, in denen Atomkrieg 
durch die kapitalistische Macht 
möglich ist, muß die Psychopoli- 
tik wirksamer arbeiten als jemals 
zuvor. Jedwede Programme der 
Psychopolitik müssen erweitert 
werden, um den Aktivitäten an- 
derer kommunistischer Agenten 
zu helfen und Vorschub zu leisten 
in den zur Debatte stehenden Na- 
tionen. 


Das Ziel 
heiligt die Mittel 


Der Fehlschlag von Psychopoli- 
tik könnte sehr wohl die atomare 
Zerstörung des Mutterlandes be- 
wirken. 


Wenn die Psychopolitik mit ihrer 
Mission in allen kapitalistischen 
Nationen auf der Welt erfolgreich 
ist, dann wird es nie einen atoma- 
ren Krieg geben, denn Rußland 
wird alle seine Feinde unterjocht 
haben. 


Kommunismus hat sich bereits 
über ein Sechstel der bewohnten 
Welt ausgebreitet. Marxistische 


Lehren haben bereits den Rest in- 
filtriert. Die Ausbreitung der 
kommunistischen Sozialordnung 
ist überall siegreich. Die Verbrei- 
tung des Kommunismus vollzog 
sich nie durch die Gewalt einer 
Schlacht, sondern durch die Ver- 
einnahmung des Verstandes. In 
Psychopolitik haben wir diese 
Vereinnahmung bis in die letzten 
Einzelheiten verfeinert. 


Der psychopolitische Agent muß 
erfolgreich sein, denn sein Erfolg 
bedeutet eine Welt des Friedens. 
Sein Fehlschlag kann sehr wohl 
die Zerstörung des gesamten zivi- 
lisierten Teils der Erde bedeuten, 
durch Atomkraft in den Händen 
von kapitalistischen Verrückten. 


Das Ziel heiligt die Mittel. Die 
Erniedrigung von Bevölkerun- 
gen ist weniger unmenschlich als 
ihre Zerstörung durch Atomex- 
plosion, denn für ein Tier, das nur 
einmal lebt, ist jedes Leben süßer 
als der Tod. 


Das Ende von Krieg ist die Kon- 
trolle der eroberten Menschen. 
Wenn Leute ohne Krieg erobert 
werden können, ist das Ende von 
Krieg erreicht, ohne die Zerstö- 
rungen durch den Krieg. Ein sehr 
lohnendes Ziel. 


Der Psychopolitiker erhält dabei 
seine Belohnung durch die na- 
hezu unbegrenzte Kontrolle der 
Bevölkerungen, in der uneinge- 
schränkten Ausübung seiner Lei- 
denschaft und der Ehre der kom- 
munistischen Eroberung über die 
Dummheit des Feindes der 


Menschheit. D 
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Vertrauliches 


Rußlands 
Kosyrew gegen 
Ausweitung der 
NATO 


Der russische Außenminister An- 
drej Kosyrew, der in London im 
Royal Institute of International 
Affairs sprach, äußerte sich ge- 
gen den Gedanken, daß Länder 
Osteuropas der NATO beitreten, 
und sagte, stattdessen sollte Eu- 
ropa die »friedenserhaltenden« 
Fähigkeiten der Russen in der 
ehemaligen Sowjetunion unter- 
stützen und dabei eine russische 
Einflußspähre anerkennen. 


Kosyrew fragte, ob »eine be- 
schleunigte Aufnahme zur North 
AtlanticTreaty Organization« die 
»Lösung, sagen wir einmal, des 
Konflikts im ehemaligen Jugosla- 
wien irgendwie fördern könnte? 
Würde dies dazu beitragen, 
meine Landsleute davon zu über- 
zeugen, daß die NATO Rußlands 
strategischer Partner ist, der 
nicht versucht, es vom übrigen 
Europa zu isolieren, und der 
Rußlands Interessen in Erwä- 
gung zieht?« 


Anstatt die NATO auszuweiten, 
sagte er, sollten die europäischen 
Länder die Konferenz über Si- 
cherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (KSZE) stärken und die 
Vereinten Nationen. Er rief zu ei- 
ner Politik der Unterstützung 
Rußlands und der Gemeinschaft 
unabhängiger Staaten bei der 
»Friedenserhaltung auf dem 
nachsowjetischen Territorium 
auf, wo Rußland die Hauptlast 
der Verantwortung und der Ko- 
sten tragen muß. »Kein Ersatz 
für unsere Bemühungen hier ist 
in Sicht. Mein Gespräch gestern 
Abend mit meinem Kollegen 
Douglas Hurd deutet auf einen 
wachsenden Realismus bei der 
Einschätzung der Lage hin. Ruß- 
lands Aufgabe seiner friedenser- 
haltenden Rolle würde die ehe- 
malige Sowjetunion mit einem ju- 
goslawischen Szenario bedrohen. 
Diese Bedrohung ist wahrschein- 
lich in ihrem Ausmaß nicht gerin- 
ger als die Abenteuer, zu denen 
sich unsere »Rot-Braunen< und 
»Pseudozentristen< bekennen.« 
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Kosyrew fuhr fort: »Anstatt Äng- 
ste vor dem russischen Neo-Im- 
perialismus zu schüren, glauben 
wir, daß es höchste Zeit ist, alle 
Möglichkeiten, diese friedenser- 
haltende Last gemeinsam mit 
Rußland zu tragen, ernsthaft in 
Erwägung zu ziehen. Insbeson- 
dere könnte diese Angelegenheit 
durch Einrichtung eines gemein- 
samen Fonds, der darauf abzielt, 
zu den friedenserhaltenden Be- 
mühungen auf dem Territorium 
der ehemaligen Sowjetunion bei- 
zutragen, gelöst werden.« oJ 


Angst vor 
Kettenreaktion 
nach dem 
Zusammen- 
bruch von 
Muramoto 


Der kürzliche Bankrott von Mu- 
ramoto Corporation, Japans in 
der Größenordnung an 24. Stelle 
stehende Baufirma, der größte 
Firmenzusammenbruch - 5,5 
Milliarden Dollar an uneintreib- 
baren Schulden -nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg, hat unter Japans 
Banken und Zulieferern für Bau- 
firmen Furcht vor einer Kettenre- 
aktion ausgelöst. »Wir haben 
sehr viele Gelder in Golfplätzen 
angelegt, und dann platzte die 
Wirtschaftsblase ... Das wird 
enorme Folgen haben.« Nach 
Auskunft der privaten Kreditfor- 
schungsagentur Teikoku Data- 
bank, zogen die Banken von Mu- 
ramoto, hauptsächlich die Daiwa 
Bank und Nanto Bank, ihre Un- 
terstützung zurück, nachdem sie 
große Anleihen von Muramoto 
an ihre eigenen Bauunternehmer 
außerhalb der Bilanz entdeckt 
hatten. 


Japanische Wirtschaftswissen- 
schaftler sagen in Privatgesprä- 
chen, trotz Versicherungen sei- 
tens der Regierung, daß eine Er- 
holung nur noch sechs Monate 
entfernt sei, könnte die japani- 
sche Wirtschaft auf Jahre hinaus 
nicht mehr zu einem gesunden 
Wachstum zurückkehren, berich- 
tete die »International Herald 
Tribune«. »Der Status quo 
könnte noch ein weiteres Jahr an- 
halten, bis wir einige Tragödien 
erleben werden«, sagte der Vor- 
standsvorsitzende der Honda 


Corporation, Nobuhiko Kawa- 
moto. »Erst dann wird sich ein 
Konsens bilden.« 


Die Regierung gibt inzwischen 
die schlimmsten Arbeitslosen- 
zahlen seit fünf Jahren bekannt. 
Obwohl 2,6 Prozent nach westli- 
chem Maßstab gemessen sehr 
niedrig sind, werden sage und 
schreibe zwei Millionen weitere 
Arbeiter - drei Prozent der Be- 
schäftigten - auf der Lohnliste ge- 
halten, obwohl keine Arbeit für 
sie da ist. Nippon Steel hat be- 
kanntgegeben, daß es seinen Per- 
sonalbestand um 7000 Arbeiter, 
nahezu 20 Prozent der Beleg- 
schaft, durch natürliche Ausfälle 
ohne Ersatz und weniger Neuein- 
stellungen verringern wird. Nis- 
san Motors berichtet, die Firma 
stecke in der ersten Hälfte des 
Steuerjahres auf Grund von 
schlechten Umsätzen und der 
Aufwertung des Yen tiefer in 
Schulden. Japan Airlines gab 73 
Millionen Dollar an Verlusten be- 
kannt und sagte bis März näch- 
sten Jahres noch schlechtere Zah- 
len voraus. 


Ein Sprecher für das Forschungs- 
institut LTCB äußerte: »Wenn 
die Wirtschaft im Jahr 1994 wei- 
terhin in der Flaute bleibt, wer- 
den viele Firmen dazu gezwun- 
gen sein, kühne Schritte zu unter- 
nehmen und Arbeiter auf die 
Straße setzen müssen. Wir kön- 
nen die Möglichkeit nicht aus- 
schließen, daß sich eine Abwärts- 
spirale ergibt, die geradezu kata- 
strophal wäre.« a) 


Zweifel über 
Mord an 
mexikanischem 
Kardinal 
geäußert 


Die mexikanische Tageszeitung 
»La Jornada« berichtete, daß die 
italienische Zeitschrift »30 
Giorni«, die Kreisen im Vatikan 
und dem christlich-demokrati- 
schen Politiker Gulio Andreotti 
nahesteht, die amtliche Version 
der mexikanischen Regierung 
über den Mord an dem mexikani- 
schen Kardinal Juan Jesus Posa- 
das Ocampo am 24. Mai 1993 zu- 
rückgewiesen hat. Die Regierung 
behauptet, daß Posadas, der Erz- 
bischof von Guadalajara, am 24. 


Mai von Drogenlords getötet 
wurde, und daß es sich dabei um 
eine Personenverwechslung 
handle; aber es liegen beträchtli- 
che Beweise dafür vor, daß der 
Mord ein vorsätzliches Projekt 
der Freimaurer war. 


Die italienische Zeitschrift ver- 
weist auf eine mögliche Ver- 
schwörung zwischen freimaureri- 
schen »Dinosauriern« innerhalb 
von Mexikos regierender Revolu- 
tionären Institutionalen Partei 
(PRI) und der Regierung sowie 
»traditionsfeindlichen« Elemen- 
ten der mexikanischen Kirche, 
wie zum Beispiel der freimaurer- 
freundliche Bischof von Cuerna- 
vaca, Sergio Mendez Arceo. 


Indem das Blatt suggerierte, daß 
Papst Johannes Paul I. 1978 
ebenso sicher ermordet worden 
sei wie Kardinal Posedas, teilte 
»30 Giorni« mit, daß der mexika- 
nische Klerikale möglicherweise 
»der erste lateinamerikanische 
Papst« gewesen wäre. 


König Hussein 
hat keine Angst 
vor Bindungen 
zu Israel 


Jordaniens König Hussein sagte 
in einem veröffentlichten Inter- 
view mit »U.S. News and World 
Report«, er sche wegen des mit 
der Palestine Liberation Organi- 
zation (PLO) abgeschlossenen 
Friedensabkommens ein gewalti- 
ges Potential für größere Koope- 
ration zwischen Israel und Jorda- 
nien. 


»In der Vergangenheit, könnte 
man sagen, waren wir die besten 
Feinde«, sagte er. »Im Zusam- 
menhang mit Frieden, glaube 
ich, sind die Möglichkeiten ... un- 
glaublich, sich zusammenzutun, 
um eine bessere Zukunft für je- 
den zu sichern.« 


»Ich habe überhaupt keine 
Angst. Dies ist eine Periode der 
schnellen Bewegung«, meinte 
der König, obwohl er feststellte, 
daß viele Fragen noch geklärt 
werden müssen, bevor irgend- 
welche Wirtschafts- und andere 
Kooperationsvereinbarungen un- 
terzeichnet werden können. Es 
sei auch wichtig, »ein solides Fun- 
dament des Vertrauens aufzu- 


bauen«, setzte er hinzu. »Wir 
wollen alle falschen Vorstellun- 
gen, daß wir irgendwelche ande- 
ren Ambitionen haben, als voran- 
zuschreiten und für das Volk die 
Freiheit zu erringen, schließlich 
selbst zu entscheiden, was es will, 
über Bord werfen.« m] 


Pasteur-Institut 
im Kampf gegen 
AIDS 


Das Pasteur-Institut in Frank- 
reich gab eine bedeutende Ent- 
deckung im Kampf gegen AIDS 
bekannt, verlautet aus Pressebe- 
richten. Das Institut berichtet, es 
habe ein Empfängermolekül auf 
weißen Blutzellen, CD26 ge- 
nannt, entdeckt, das dem AIDS- 
Virus ermöglicht, in die Zellen 
einzudringen. 


Diese Entdeckung hat unter den 
Forschern große Aufregung aus- 
gelöst, weil anscheinend alle Ar- 
ten des AIDS-Virus, ganz gleich 
wie er mutiert, CD26 benutzen 
muß, um Eintritt in die menschli- 
chen Blutzellen zu bekommen. 
Dies eröffnet die Möglichkeit, 
ein Medikament zu entwickeln, 
das die Empfänglichkeit des CD 
26 blockieren könnte. 


Obwohl AIDS auch innerhalb 
des Körpers ohne medikamen- 
töse Behandlung des Blutstroms 
von Zelle zu Zelle geht, würde 
sich eine Versorgung mit gesun- 
dem Blut günstig auf die Gesamt- 
situation für den Patienten im 
Kampf gegen die Krankheit aus- 
wirken. DO 


Gorbatschow 
schlägt USA 
vor, die Schock- 
therapie zurück- 
zuweisen 


Der ehemalige sowjetische Füh- 
rer Michail Gorbatschow, der in 
Richmond, Virginia, vor dem 
Fortune 500 Forum sprach, wies 
die Wirtschaftsdoktrin der 
»Schocktherapie« zurück und 
gab seine Ansichten über die der- 
zeitige politische Krise in Ruß- 
land bekannt. 


»Wenn wir diese Krise nicht über- 
winden«, sagte er, »dann könn- 
ten die Stützpfeiler der moder- 
nen Zivilisation unterminiert 
werden.« Laut »Richmond Ti- 
mes-Dispatch« hielt Gorbat- 
schow eine stundenlange Rede 
vor »einigen der Spitzenkapitali- 
sten Amerikas« und sagte, daß 
»die Schocktherapie versagt 
hat«, und daß eine »neue Welt- 
ordnung«, weder kapitalistisch 
noch kommunistisch, aufgebaut 
werden muß. Diese neue Welt- 
ordnung, hob er hervor, darf 
nicht zu Lasten »einer globalen 
Umweltkrise« gehen. 


Gorbatschow äußerte, er könne 
»die Regierung nicht mehr als de- 
monokratisch ansehen«, weil Bo- 
ris Jelzin, dessen Namen er nie- 
mals verwendete, das Parlament 
aufgelöst habe. Befragt, ob er 
zum Präsidenten kandidieren 
werde, erwiderte er: »Ich sehe 
keine Präsidentschaftswahl vor- 
aus. Daher erübrigt sich die 
Frage.« 


Befragt, welchen Kandidaten er 
wählen würde, wenn Wahlen ab- 
gehalten werden, sagte er: »Ich 
werde nicht für diejenigen ab- 
stimmen, die den Weg der 
Schocktherapie gewählt haben; 
den Weg, der das Land in diese 
Sackgasse geführt hat.« 


Gorbatschow legte den Ge- 
schäftsleuten, »die inzwischen 
schon unruhig auf ihren Stühlen 
hin und her rutschten«, wie die 
»Times-Dispatch« schrieb, drin- 
gend nahe, in Rußland zu inve- 
stieren, was, wie er sagte, ein 
»weniger riskanter Vorschlag ist 
als in vielen anderen Ländern«. 
Er warnte jedoch davor, nur Ruß- 
lands Rohmaterialien an sich zu 
reißen: »Rußland wird niemals 
die Rolle einer Art von Junior- 
partner übernehmen, sondern 
ein schwer bewaffnetes feindli- 
ches Regime bekommen.« U 


Human- 
Gentherapie 
führt zu 
Erfolgen 


Human-Gentherapie hat kürz- 
lich zu einigen dramatischen Er- 
folgen geführt, berichtete die 
»Los Angeles Times«. Obwohl 
diese Behandlungen experimen- 


tal sind, bergen ihre Erfolge die 
Hoffnung in sich, daß andere 
schwieriger zu behandelnde ge- 
netische Krankheiten auch auf 
Gentherapie reagieren. 


Bei einem Vorgang wurden zwei 
Mädchen, die neun Jahre alte 
Cynthia aus Cutshall und die vier- 
jährige Ashanthi DeSilva, die 
beide an ADA-Insuffizienz |it- 
ten, unter Anwendung der Gen- 
therapie erfolgreich behandelt. 
Auf Grund eines Mangels in ih- 
rem natürlichen ADA-Gen wur- 
den die beiden Mädchen - ähn- 
lich wie David, der Junge in einer 
Glaskugel in Houston - mit ei- 
nem nicht-funktionierenden Im- 
munsystem geboren. Anders als 
David, der mit 12 Jahren starb, 
wurden die Mädchen erfolgreich 
behandelt durch Entfernung wei- 
ßer Blutzellen, Einsetzung einer 
gesunden Kopie des ADA-Gen 
in diese Zellen und anschließen- 
der Wiederinfusion jener weißen 
Blutzellen in die Blutbahn jedes 
der Mädchen. Beide Mädchen, 
die ein Leben in völliger Isolation 
geführt und unter ständigen le- 
bensbedrohenden Infektionen 
gelitten hatten, besuchen jetzt 
wieder eine öffentliche Schule. 


In einer ähnlichen Verfahrens- 
weise für Patienten, die unter ei- 
ner genetischen Krankheit lei- 
den, die zu einem extremen Auf- 
bau von Cholesterin und zu ei- 
nem frühen Tod führen, werden 
15 Prozent der Leber des Patien- 
ten entfernt, einzelne Zellen wer- 
den dann mit einem gesunden 
Gen eingesetzt, und die Zellen 
werden wieder in den Patienten 
eingegeben und lassen sich wie- 
der in der Leber nieder. Die Be- 
handlung, kombiniert mit Chole- 
sterin bekämpfenden Medika- 
menten, bringt den Cholesterin- 
spiegel solcher Patienten wieder 
in den normalen Bereich, womit 
ein sonst sicherer Tod durch eine 
Herzgefäßkrankheit vermieden 
wird. 


Malaysia löst 
Nachfolgerkrise 


Anwar Ibrahim, Malaysias 46jäh- 
riger Finanzminister, wurde am 
4. November 1993 zum stellver- 
tretenden Präsidenten der regie- 
renden United Malays National 
Organization (UMNO) ernannt. 
Dies löst das Problem, wer Nach- 
folger des Ministerpräsidenten 


Dr. Mahathir Mohamad sein 
wird. Mahathir hat bislang noch 
keinen Hinweis darauf gegeben, 
daß er beabsichtigt, zurückzutre- 
ten. 


Wie Mahathir ist Anwar so etwas 
wie ein Alleingänger. Er saß 1974 
20 Monate im Gefängnis, weil er 
regierungsfeindliche Demonstra- 
tionen angeführt hatte. Als Grün- 
der und Führer der malaysisch- 
moslemischen Jugendbewegung 
hatte Anwar eine landesweite 
Anhängerschaft, als Mahathir 
ihn 1982 aufforderte, der UMNO 
beizutreten. Anwar ist der Sohn 
eines Krankenhauspflegers, der 
später Mitglied des Parlaments 
wurde. Nach Absolvierung der 
Universität von Malaysia im 
Jahre 1971 gründete er ein eige- 
nes Bildungsinstitut für arme ma- 


laysische Studenten. u 
»Wir sind keine 
Laden- 
besitzer!« 


In einer Rede vor der Abschluß- 
klasse der Militärakademie sei- 
nes Landes lobte General Raoul 
Cedras die haitianische Armee 
und nahm die internationale 
Feindschaft gegen die bewaffne- 
ten Streitkräfte aufs Korn. »Wir 
wollen jungen Haitianern ein 
Beispiel von Mut und Nationalis- 
mus vorexerzieren«, äußerte er. 


Indem er warnend darauf hin- 
wies, daß »die heutigen Kollabo- 
rateure eine neue Brut sind, sub- 
tiler, aber ohne demokratische 
Vision«, sagte C£dras, daß das 
Militär nicht die Absicht habe, 
die Macht zu übernehmen. »Wir 
glauben, daß Macht zivil sein 
muß ... aber die Armee weigert 
sich, in Knechtschaft zu leben.« 
Er warnte auch, daß die Absol- 
venten darauf vorbereitet sein 
sollten, den »ungezügelten Am- 
bitionen der Kollaborateure« ins 
Auge zu schauen. 

Was Haitis Feinde betrifft, stellte 
der General verbittert fest: »Sie 
halten die Menschen für kleine 
Ladenbesitzer, die das Land ver- 
kaufen wollen. Wir sind aber 
keine kleinen Ladenbesitzer.« 
Reuters beschrieb CEdras als je- 
mand, der »kühl Fragen von ei- 
nem Schwarm von internationa- 
len Journalisten ignoriert« und 
eine Rede »gespickt mit nationa- 
listischer Rhetorik« hält. Oo 
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Briefe 


Betr.: Deutschland- 
Journal »Hetze gegen 


rechte Demonstrationen«, 
Nr. 10/93. 


Der israelische Stargeiger Yehudi Menu- 
him sah sich zu einer Pressekonferenz ge- 
gen ausländerfeindliche Propaganda ge- 
nötigt. 


Bereits 1942 dachte man in den USA 
über Theater, Film und Ton im Nach- 
kriegsdeutschland nach. Mit Hilfe von 
Agenten baute der US-Geheimdienst 
nach dem Krieg in seinen Besatzungs- 
staaten und Besatzungszonen sein kultu- 
relles Imperium auf. Dies führte zur 
Gründung von hunderten von Jazzclubs 
innerhalb der amerikanischen Besat- 
zungszone, die heutigen Nachfolger sind 
die Diskotheken. Viele der netten alten 
Herren, die wir aus Radio und Fernse- 
hen kennen, arbeiteten als »Kulturoffi- 
ziere« für die ISB (Information Service 
Branch) einer Unterorganisation des 
amerikanischen Geheimdienstes. 


Einer, der uns US-Komponisten wie Sa- 
muel Barber näher bringen sollte und 
von der ISB gesponsert wurde, war Ye- 
hudi Menuhim. 


Martin Larasser, Rosenheim 


Betr.: Bosnien »Britische 
Agenten heizen den 
Konflikt an«, Nr. 11/93. 


Wer sich noch von der älteren Genera- 
tion erinnern kann, oder sich so wie ich, 
intensiv mit Literatur über den Kriegs- 
ausbruch 1939 befaßt hat, weiß, zu was 
die Engländer fähig waren. Wer es nicht 
mehr weiß, sollte sich durch die Bücher 
von David L. Hoggan »Der erzwungene 
Krieg« und »Der unnötige Krieg« (Ger- 
many must perish) beide Grabert-Verlag 
Tübingen, Udo Walendy »Wahrheit für 
Deutschland«, »Die Schuldfrage des 
Zweiten Weltkrieges«, Bolko v. Richtho- 
fen: »Kriegsschuld 1939-41, der Schuld- 
anteil der anderen«, Arndt-Verlag Kiel, 
und Dirk Kunert. »Ein Weltkrieg wird 
programmiert. Hitler, Roosevelt, Stalin. 
Die Vorgeschichte des Zweiten Weltkrie- 
ges nach Primärquellen«, ebenfalls 
Arndt-Verlag Kiel, über die damalige 
Zeit informieren. 


Damals haben die englische Kriegspartei 
unter Lord Halifax, Duff Cooper, Vansit- 
tard und Chamberlain das gespannte Ver- 
hältnis Deutschlands mit Polen wegen 
Danzig und der Durchfahrt durch den 
Korridor dazu benützt, beide Völker ge- 
geneinander zu hetzen, bis es schließlich 
zur Eskalation kam. Am 31. März 1939 
haben die Engländer den Polen schließ- 
lich eine Blankovollmacht gegen 
Deutschland erteilt, die die Polen völlig 
ausrasten ließ. 

In London haben die Briten den rumäni- 
schen Botschafter Tilea soweit gebracht, 
daß er die Lüge von einem deutschen Ul- 
timatum an Rumänien wegen des Erd- 
öls verbreitet hat. Alle Bemühungen 
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waren nur darauf gerichtet, Deutschland 
in der Welt zu diffamieren, einzukreisen, 
um schließlich einen Krieg vom Zaun zu 
brechen. 


»Polen wollte mit Deutschland verhan- 
deln, nur England ließ uns nicht«, so der 
polnische Staatspräsident Moszicki nach 
seiner Flucht nach Rumänien. 

Heute sind eben die Serben dran, mit 
dem Hintergedanken, wieder eine 
Macht, diesmal im Südosten von 
Deutschland zu haben, um eventuell wie- 
der wie 1939 gegen Deutschland zu Felde 
ziehen zu können. Man fürchtet nicht die 
militärische Macht, nur Deutschlands 
wirtschaftliche Stärke. 


Churchill wollte 1915 Deutschland schon 
an der Kehle würgen bis das Herz aus- 
setzt. 1938 zu Brüning: »Was wir wollen 
ist eine restlose Vernichtung der deut- 
schen Wirtschaft.« 


Lord Vansittard 1933: »Wenn Hitler 
scheitert, wird sein Nachfolger der Bol- 
schewismus. Wenn er Erfolg hat, wird er 
innerhalb von fünf Jahren einen europäi- 
schen Krieg bekommen.« Alle Zitate aus 
den oben erwähnten Büchern. 


Ein altes Sprichwort sagt mit Recht: 
»Die Katze läßt das Mausen nicht!« 


Humanitäre Regungen ist für die Briten 
ein bisher unbekannter Begriff. 


Günter Hellmich, Wolfenbüttel 


Betr.: Maastricht-Vertrag 
»Das Urteil des Bundes- 


verfassungsgerichts«, 
Nr. 12/93. 


Das Karlsruher Urteil zur Maastricht- 
Verfassungsklage ist nicht so schlecht für 
uns, wie es dargestellt wird. Niemand 
konnte wohl allen Ernstes vermuten, 
daß der Bundesgerichtshof den Vertrag 
außer Kraft setzt und die Bundesregie- 
rung damit vor aller Welt blamiert. 

Im Gegensatz zu den Maastrichter Be- 
schlüssen und den Bonner Intentionen 
stellt das Urteil folgende Punkte klar her- 
aus, mit denen die Regierung wird leben 
müssen: 


1. Das Vereinte Europa ist kein Bundes- 
staat, sondern ein Staatenbund. 


2. Die Gemeinschaft darf keine eigenen 
Steuern und Abgaben erheben, um sich 
selbst damit zu finanzieren, bleibt also fi- 
nanziell von den Parlamenten der Mit- 
gliedsländer abhängig. 


3. Die wirtschaftliche Integration mittels 
einer Einheitswährung, zum Beispiel 
ECU, setzt die Einhaltung der bekann- 
ten Stabilitätskriterien voraus, - ein fast 
aussichtsloses Unterfangen. 


4. Deutschland kann aus der Union auch 
wieder austreten. 


Man kann folglich das Urteil auch so in- 
terpretieren, alshabe Karlsruhe der Bun- 
desregierung gegenüber ihren Partnern 


den Rücken stärken wollen. Mit dem Ur- 
teil läßt sich leben. 


Schließlich wollen wir ja alle Europa. 
Nur kein Europa der Bürokraten, und 
ohne Bevorrechtigung oder Benachteili- 
gung bestimmter Völker! 


Dr. Helmut Fasbender, 
Bergisch Gladbach 


Betr.: Psychopolitik »Die 
Kunst der Gehirnwäsche«, 
Nr. 12/93 und Nr./94. 


Am Anfang des Artikels sagt der frühere 
sowjetische Geheimdienstchef Berija 
vor amerikanischen Studenten der Le- 
nin-Universität, daß die Psychopolitiker 
(Gehirnwäscher) jede in Amerika vor- 
handene Spielart von geistiger Heilung 
vernichten müssen, da durch wirkungs- 
volle Mittel ihre psychopolitischen 
Handlungen zunichte gemacht werden 
können. 


Solch eine Technologie gibt es bereits seit 
langer Zeit. Sie ist im Besitz der Sciento- 
logy-Kirche und wurde von ihrem Grün- 
der L. Ron Hubbard entwickelt. 


Die vierzigjährige Hetzkampagne wurde 
erst kürzlich beendet durch die staatliche 
Anerkennung als Religion in den USA. 
Die Psychiater haben verzweifelt ver- 
sucht, Scientology Schaden zuzufügen, 
es ist ihnen aber nicht gelungen. 
Ermittlungen der 1969 von Scientology 
gegründeten Citizen Commission on Hu- 
man Rights haben dazu geführt, daß im 
letzten Jahr in den USA 20 psychiatri- 
sche Anstalten geschlossen wurden, 
viele Psychiater wurden zu Gefängnis- 
strafen verurteilt wegen ihrer Menschen- 
rechtsverletzungen. Dies ist aber erst der 
Anfang. 


Wahrscheinlich dauert es nicht mehr 
lange, bis diese Personengruppe das bib- 
lische »Heulen und Zähneklappern« be- 
kommen wird. 


Ewald Cornelßen, Hamburg 


Betr.: Deutschland- 
Journal »Zehn Jahre 
für Küssel«, Nr. 12/93 


In dem Beitrag wird sehr richtig gegen- 
über gestellt, daß in unserem Rechts- 
staat gegen Rechtsextremisten — nicht 
nur in Österreich — mit aller Schärfe vor- 
gegangen wird, während Linksextremi- 
sten dagegen - wie der Altkommunist 
Gregor Gysi - ihre rechtsstaatfeindli- 
chen Thesen ungeschoren verbreiten dür- 
fen! 


Anfang November 1993 ist mir zum Bei- 
spiel Gregor Gysi im Fernsehen unange- 
nehm aufgefallen, als es im Bundestag 
um die Feierlichkeiten am 9. November 
1993 ging, der einmal als Freudentag der 
deutschen Wiedervereinigung gefeiert 
werden sollte, zum anderen jedoch auch 
als Gedenktag an die sogenannte Reichs- 


kristallnacht 1938 erinnern sollte. Bei 
der lebhaften Debatte im Bundestag 
hörte ich dabei von Gregor Gysi die 
Worte, daß unter dem Fest- und Freuden- 
tag am 9. November 1993 aber auf kei- 
nen Fall der Gedenktag an die Kristall- 
nacht leiden dürfe, immerhin wären in 
dieser Kristallnacht vier Millionen Juden 
umgekommen! 


Nachdem Herrn Gysi im Bundestag kein 
Abgeordneter widersprochen hat, soll 
das an dieser Stelle geschehen: 

In der sogenannten Reichskristallnacht 
wurden zwar jüdische Geschäfte zerstört 
und geplündert, aber keine gezielten Ju- 
denmorde durchgeführt. Die Progrome 
übereifriger und verärgerter SA-Grup- 
pen in der Kristallnacht hatten nämlich 
ihre reale Ursache in der Ermordung des 
deutschen Diplomaten Ernst von Rath 
am 7. November 1938 in Paris durch die 
Schüsse des polnischen Juden Herschel 
Grynzpans. Daß die SA-Progrome von 
der deutschen Bevölkerung und sogar 
von den obersten Führungspersönlich- 
keiten nicht gutgeheißen wurden, be- 
weist das Verhalten des Reichs-Jugend- 
führers Baldur von Schirach, dessen 
Frau in der Kristallnacht eine flüch- 
tende, jüdische Familie aufnahm und 
Baldur von Schirach beschwerte sich so- 
gar bei seinem Führer über diese SA-Pro- 
grome - worauf Hitler geantwortet hat, 
diese Progrome haben ihn in seiner Poli- 
tik um Jahre zurückgeworfen! 


An Todesopfern waren in der Kristall- 
nacht (laut Günter Kaufmann in CODE 
11/88 Seite 22) 91 Opfer zu beklagen; 
nach Dr. von Randow, in seinem Buch 
»Die Wahrheit von Weizsäcker«, 
schwankte die Zahl der Todesopfer in 
der Kristallnacht sogar zwischen 36 und 
91 Ermordeten! 


Diese kurzen historischen Rückblenden 
mögen genügen, um Gregor Gysi mit sei- 
ner Behauptung zu widerlegen, in der 
Kristallnacht wären vier Millionen Juden 
umgekommen. 


Wie miserabel Gregor Gysi in der deut- 
schen Geschichte informiert ist, ergibt 
sich zudem aus der Tatsache, daß 1938 in 
Deutschland gar keine vier Millionen Ju- 
den gelebt haben. Nach den Recherchen 
des Historikers Walter N. Sanning - i 
seinem Buch »Die Auflösung« - lebten 
zum Beispiel 1931 unter deutscher Ver- 
waltung nur 1901000 Juden und 1939 - 
nach der Auswanderung — nur noch 
1607 000! 


Die »Wahrheiten« von Herrn Gysi kön- 
nen wir also getrost vergessen; vermut- 
lich hat er seine Zahl mit den in Ausch- 
witz vergasten Juden verwechselt. Nach 
diversen chemischen Untersuchungen 
haben jedoch die Polen vor Auschwitz in- 
zwischen andere Tafeln in allen Fremd- 
sprachen aufgehängt mit der Aufschrift: 


»In der Zeit des Lagerbestehens wurden 
405222 Häftlinge - Männer, Frauen und 
Kinder - von der Evidenz umfaßt. Da- 
von kamen in Auschwitz und in anderen 
Lagern etwa 340000 Personen ums Le- 
ben.« 


Dr. Winfried Hellemann, Bonn 


Die umfassende Dokumentation über Hintergründe zur 
Geschichte von Krieg und Revolutionen. Die Autoren haben 
sich eingehend mit dem internationalistischen Netzwerk 
beschäftigt, das die Welt regiert. 
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